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Stellungnahme zur Umsetzung des ersten Massnahmenpakets zur Energiestrategie 2050
Sehr geehrte Damen und Herren

Vielen Dank fiir die Mdglichkeit zur Stellungnahme, wir nutzen diese gerne fiir den Teil
betreffend Totalrevision der Energieverordnung. act unterstiitzt generell die vorliegende Version
der Energieverordnung, mochte jedoch zu folgenden Artikeln noch detailliert Stellung nehmen:

* EnV Art. 41 Zielvereinbarung: Wir erachten den Abschluss einer Zielvereinbarung mit dem Bund
als wichtig. Dadurch kann von vergleichbarer Qualitat bei allen Zielvereinbarungen ausgegangen
werden. Die Erhdhung der Energieeffizienz linear auszugestalten ist richtig, im Zuge von
Anpassungen des Zielpfades soll dieser aufgrund der veranderten Steigung desselben jedoch
davon abweichen konnen. Wir beflirworten die Streichung der Investitionspflicht der
Riickerstattung in unwirtschaftliche Massnahmen sowie der fristgerechten Berichterstattung
und begriissen bei letzterem die gewonnene Flexibilitat fiir Hartefalle.

* EnV Art. 42 Berichterstattung: Die Festsetzung des 31. Mai als Deadline fiir den Bericht iiber
die Umsetzung der Zielvereinbarung ist grundsatzlich sinnvoll. Unternehmen ohne
Rickerstattung der CO2-Abgabe resp. Befreiung des Netzzuschlages sollten jedoch die
Maglichkeit haben, diese Frist in begriindeten Fallen (z.B. aufgrund saisonaler Tatigkeit) zu
verlangern.

Gerne stehen wir lhnen bei Fragen zur Verfligung.

Freundliche Griisse

) i

; / ol S C N > \\\\
T KL / O
Andreas Rothen Simon Bieri
Geschaftsfihrer Leiter Sales / Mitglied der Geschaftsleitung
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Umsetzung erstes Massnahmenpaket zur Energiestrategie 2050
Vernehmlassung Anderungen der Verordnungen

Sehr geehrte Frau Bundesrétin Leuthard
Sehr geehrte Damen und Herren,

Wir danken Ihnen fiir die Mdglichkeit zur Stellungnahme zu den neuen bzw. angepassten
Verordnungen im Rahmen der Umsetzung des ersten Massnahmenpaketes zur Energiestrategie 2050.

Das erste Massnahmenpaket ES2050 begriissen wir sehr, gibt es doch wichtige Impulse fiir die
Energiewende, die die ADEV als Genossenschaftunternehmens-Gruppe seit iiber 30 Jahren propagiert
und vorlebt.

Allerdings mochten wir festhalten, dass die zusétzlichen Verordnungen EnFV und EnEV die
Veradministrierung vorantreiben, kompliziert sind und sich teilweise widersprechen. Weiter sind
riickwirkende Anderungen der Forderung der alten EnV staatspolitisch fragwiirdig und stellen die
Rechtssicherheit in Frage. Im neuen EnG sind zwar in den Schlussbestimmungen Art.72 riickwirkende
Klauseln angedacht. Damit widerspricht das neue Gesetz aber dem heutigen Gesetz insbesondere bei
den Verglitungspreisen, welche zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme festgesetzt werden gemiss
heutigem Recht, unabhangig ob eine Anlage einen positiven KEV-Bescheid hat, oder einen KEV
Wartelistenbescheid hat. Wir hoffen sehr, dass diese vorgeschlagenen riickwirkenden Klauseln nun in
der Verordnung so formuliert werden, dass die Rechtssicherheit bestehen bleibt.

Stellungnahme zur StromVV

Art. 3a Netzanschluss bei Zusammenschliissen zum Eigenverbrauch

Der gesamte Artikel mit Absatz 1 und 2 haben keine gesetzliche Grundlage. EnG Art 17 Abs.2
spezifiziert die Anforderungen gemass Strom VG (Art 6 und 7). Die Verordnung kann diesen Artikeln
nicht wiedersprechen.

Absatz 2: Eine solche Regelung ist iiberfliissig, da ein solcher Fall kaum eintritt und zudem ein
Endverbraucher eventuell spater wieder zum Netzbetreiber wechseln will und darf.
Anderungsantrag Art. 3a: Art 3a Absiitze 1 und 2 ersatzlos streichen.
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Art. 8a, 8b, 8¢, 8d intelligente Messysteme
In einem offenen Markt darf die Messhoheit nicht einem Netzbetreiber vorbehalten werden. Jeder

Dritte, der die hohen Anforderungen der Strommessung beherrscht, muss auch Messdienstleistungen
erbringen dirfen. In Art 8c Abs1 ist dies noch nicht ganz so umgesetzt bzw. kann missverstanden
werden. Intelligente Steuer- und Regelsysteme darf auch jeder Stromkonsument selber einsetzen, um
seinen Verbrauch zu steuern. Dieses Recht darf nicht nur beim Netzbetreiber liegen.

Die tibrigen Formulierungen begriissen wir sehr.

Art. 18 Abs. 1bis Anschlussleistung

»Bei Endverbrauchern mit einer Anschlussleistung bis 15 kVA ist nur eine Kundengruppe zuléssig.*
Diese Anschlussleistung ist nicht zweckméssig. Diese sollte so gewahlt werden, dass die Haushalte
inkl. EFH abgebildet werden. Einerseits sind schon heute diese Anschlussleistungen héher bei 30 kVA
und andererseits im Hinblick auf vermehrten Einsatz von WP’s und Elektromobilitét sollten sie hoher
festgelegt werden.

Anderungsantrag: Die Anschlussleistung ist daher mindestens auf 50 kVA oder héher zu begrenzen

fir die erste Kundengruppe.

Art. 18 Abs. 2 Regelung Netznutzungstarif

Diese Regelung ist sehr wichtig, dass Uiber das Messwesen nicht Eigenverbrauchsanlagen verhindert
werden, durch sehr hohe unverhéltnisméssige Messkosten. Wir begriissen daher die Regelung mit 70%
Arbeitstarif ausdriicklich.

Art. 26 Abs. 3

Die Erbringung von Systemdienstleistungen durch die Erneuerbaren ist zwingend notwendig, wenn die
Energiewende gelingen soll. Mit diesem Artikel soll die zusétzliche Systemdienstleistung verhindert
werden, indem sie nicht vergiitet werden darf, nicht einmal bei Anlagen, die zum Marktpreis einspeisen
missen. Das ist paradox!

Anderungsantrag Abs. 3:

Erzeuger, deren Anlagen Elektrizitdt gestiitzt auf die Artikel 15 und 19 EnG einspeisen, und die die
physisch gelieferte Elektrizitét oder einen Teil davon der nationalen Netzgesellschaft als
Regelenergie verkaufen, erhalten fiir diese Elektrizitit kefme eine zusdtzliche Vergiitung nach den
Artikeln 15 und 19 EnG.

Art. 31e Ubergangsbestimmung Messkosten

Wir sind mit der Ubergangsbestimmung einverstanden. Jedoch sind die Messkosten zu begrenzen auf
maximal CHF 300.-pro Jahr fiir Anlagen tiber 30 kVA und auf max. CHF 100.- pro Jahr fiir Anlagen unter
30 kVA. Bereits in der Empfehlung des BFE, welche zwischen 2010 und 2016 giiltig war, wurden
maximale Mess- und Messbetriebskosten von CHF 600.- pro Jahr festgelegt. Heute sind diese Kosten
deutlich tiefer.

Stellungnahme zur EnV

Art. 8 Wasserkraftanlagen von nationalem Interesse
Ein nationales Interesse sollte nicht auf Basis von Technologien oder Erneuerung/Erweiterung/ Neubau
definiert werden, sondern auf Basis der Anforderungen der Energieversorgung. Mégliche Kriterien sind
somit:

- Energiemenge, Produktionszeitraum (— Winterenergie),

- Zuverldssigkeit,

- Prognostizierbarkeit und Flexibilitat der Energieproduktion

Die Wasserkraft erfiillt diese Anforderungen unbestritten in hohem Masse:
- Wasserkraftanlagen mit Einzugsgebiet in tieferen Héhenlagen haben ebenfalls eine sehr hohe
Winterproduktion, teils weit liber 50 %.
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- Die Produktion aus Wasserkraft ist regelmassig und einfach prognostizierbar.

- Insbesondere Durchlaufkraftwerke konnen problemlos rasch vom Netz getrennt werden, sofern
erforderlich. Bei anderen Kraftwerken ist dies mit geringfiigigen Modifikationen (By-pass)
ebenfalls problemlos méglich.

Eine Unterscheidung zwischen neuen und bestehenden Anlagen ist zur Formulierung des nationalen
Interesses nicht relevant — hchstens aus der Perspektive des Umwelt- und Landschaftsschutzes. Die
Schutzanliegen kommen jedoch spétestens bei der Interessenabwigung zum Zug. Es ist deshalb nicht
nachvollziehbar, wieso die Schutzanliegen doppelt beriicksichtigt werden sollen, wenn es um die
Gleichrangigkeit des nationalen Interesses geht.

Eine Unterscheidung zwischen steuerbarer und nichtsteuerbarer Produktion ist nachvollziehbar und
sinnvoll. Aus Sicht der Herausforderungen im Zusammenhang mit dem Ausbau der neuen
erneuerbaren Energien sollten jedoch auch Anlagen mit deutlich kleineren Speichern
(Mehrtagesspeichern) unter das nationale Interesse fallen. Als Grundlage soll die Elektrizitdtsmenge
dienen, welche dem Jahresverbrauch von 100 privaten Haushalten entspricht. Dies entspricht 500
MWh.

Anderungsantrag Abs. 1: Neue Wasserkraftanlagen sind von nationalem Interesse, wenn sie eine
mittlere Jahresproduktion von mindestens 500 MWh erreichen.

Eventualiter: Grundlage von 1 MW Leistung anwenden:

1 Neue Wasserkraftanlagen sind von nationalem Interesse, wenn sie:

a. im Winterhalbjahr iiber eine mittlere erwartete Produktion von jéhrlich mindestens 6,7 GWh
verfiigen; oder

b. eine mittlere erwartete Produktion von jéhrlich mindestens 5 GWh und iiber mindestens 30
Stunden Stauinhalt bei Vollleistung verfiigen.

Art. 9 Windkraftanlagen von nationalem Interesse

Der vorgesehene Grenzwert von 10GWh ist eher hoch gewéhlt. Wir haben in St. Brais einen Windpark

im Jahr 2009 realisiert mit 2 Windturbinen, die 7 GWh produzieren und den Verbrauch aller Haushalte
zwischen Glovelier und Saignelegier abdeckten. Diese Anlagen hatten keine Opposition und kénnten

auch als im nationalen Interesse liegend, beurteilt werden. Hauptargument dlirfte sein, dass sich eine
ganze Region selbst mit Strom versorgt. Heutige Windanlagen sind eher etwas grésser. Daher kénnen
wir einem Wert von 10 GWh zustimmen.

Eine Erhéhung hétte auch gravierende Folgen fiir die Akzeptanz in der Bevélkerung. An einem Standort
kénnen nun zuerst nur 2 Windanlagen gebaut werden und bei Akzeptanz vor Ort den Windpark
ausgebaut werden. Gerade beim gréssten Windpark in der Schweiz auf dem Mont Crosin wurden erst 4
Anlagen installiert und dann (ber 20 Jahre den Park auf 16 Anlagen erweitert. Dieses erfolgreiche
Vorgehen wird nun gesetzlich aufgenommen.

Art. 11 Anschlussbedingungen

Abs. 1: ist bereits vielfach geregelt und daher iiberfliissig!

Eine vertragliche Festlegung von Anschlussbedingungen zwischen Produzent und Netzbetreiber ist eine
Diskriminierung gegeniiber der Beziehung Stromverbraucher und Netzbetreiber und eine einzigartige
birokratische zusétzliche, komplett tiberfliissige Regelung. Zwischen einem Stromverbraucher und
einem Netzbetreiber wird NIE ein zusatzlicher individueller Vertrag abgeschlossen. Sonst miissten nun
rund 2300000 zusétzliche Vertrage zwischen jedem CH-Haushalt mit seinem Netzbetreiber
abgeschlossen werden. Alle Vorgehen und nétigen Vorgaben fiir den Netzanschluss fiir einen
Strombeziiger und nun auch fiir einen Eigenproduzenten sind in Gesetzen und vielen Verordnungen
véllig ausreichend geregelt: Nebst EnV und EnFV sind das die Verordnung iber elektrische
Starkstromanlagen (Starkstromverordnung), Verordnung tiber elektrische
Niederspannungsinstallationen NIV, Verordnung (iber elektrische Leitungen(Leitungsverordnung LeV),
etc. und zusatzlich in Branchendokumenten des VSE und dazu in den Technischen
Anschlussbedingungen TAB der jeweiligen Netzbetreiber absolut véllig ausreichend geregelt.
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Gewahrleistet wird dies mit dem jeweiligen Anmeldeprozedere fiir eine Produktionsanlage wie ESTI-
Anmeldung, Installationsgesuch beim Netzbetreiber, Abnahme durch den értlichen Netzbetreiber und
den 2 Abnahmeprozedere, Sicherheitsnachweis und Abnahme durch das Eidgendéssische
Starkstrominspektorat ESTI wird vor Ort véllig ausreichend geregelt.

Mit diesen Regelungen weiss der Netzbetreiber alle relevanten Angaben:

- Die Anschlusskosten wird er nichtdiskriminierend festlegen,

- die maximale Einspeiseleistung geht aus dem Installationsgesuch hervor,

- wie/wann die produzierte Energie verbraucht wird, ergibt sich aus dem Verbrauch vor Ort (Lastprofil
eines Verbrauchers) und kann sicher nie in einem Vertrag geregelt werden

- Die Verglitung ergibt sich aus der gesetzlichen Regelung Art 13 EnV oder wird vom Netzbetreiber
freiwillig hoher festgelegt.

Die Mitteilung an den Netzbetreiber, welche Haushalte an einer Eigenverbauchsgemeinschaft

teilnehmen, ergibt sich aus dem Installationsgesuch und ist dariiber hinaus wéhrend dem Betrieb noch

in Artikel 19 EnV geregelt.

Eine zusétzliche, hier vorgesehene individuelle Regelung erzeugt Rechtsstreitigkeiten, mehr Biirokratie
und komplett tiberfliissige Mehrkosten.

Anderungsantrag Abs. 1: ersatzlos streichen

Anderungsantrag Abs. 2: Auch dieser Absatz ist selbstversténdlich schon in oben zitierten
Verordnungen und zusdtzlich in den Technischen Anschlussbedingungen bei jedem
Elektrizitdtsversorger festgehalten und kann ersatzlos gestrichen werden.

Anderungsantrag Abs. 3: Den Artikel unterstiitzen wir grundsdtzlich. Der Anfang muss aber noch
wie folgt angepasst werden:
Die Netzbetreiber sind verpflichtet, die Energieerzeugungsanlage mit dem ...

Art. 13 Abs. 1 Vergiitung von Elektrizitét

Eine neue Regelung wonach die vermiedenen Kosten der Elektrizitidtsversorger genauer definiert sind,
begriissen wir sehr. Die gewahlte Formulierung ist aber sehr aufwendig umzusetzen, einzeln in jedem
Netzgebiet und das jedes Jahr. Dazu ist der Marktpreis gemass EnG Art 15 Abs3a zu definieren. Der
heutige Borsen-Marktpreis bildet sich hauptsdchlich aus fossilem Strom. Das kann nie ,gleichwertig*
mit erneuerbar sein, gemédss Gesetzesvorgabe EnG Art 15 Abs. 3a. Dort ist ganz klar festgehalten, dass
sich die Vergiitung aus erneuerbarer Energien nach den vermiedenen Kosten des Netzbetreibers fiir
gleichwertige Energie richten muss. Daher ist dieser Bérsen-Marktpreis sicher nicht die richtige
Referenz fiir den Marktpreis. Ein ,gleichwertiger* Preis muss sich sodann aus erneuerbaren Energien
Zusammensetzen.

Anderungsantrag Art 13, Abs 1 neu:

Bei der Vergiitung fiir Elektrizitit aus erneuerbaren Energien richten sich die Kosten, die der
Netzbetreiber fiir die Beschaffung gleichwertiger Energie vermeidet, nach den Beschaffungskosten
fir Energie aus neuen zentralen inldndischen Produktionsanlagen.

Art. 14 Anlagenleistung

Die Anlagenleistungen der verschiedenen Technologien miissen alle auf gleicher Grundlage beruhen,
namlich der maximalen installierten Leistung. Dies ist auch internationaler Standard. Es ist nicht
nachvollziehbar, wieso fiir die Wasserkraft die hydraulische Bruttoproduktion als Basis fiir die
Leistungsbestimmung angewendet wird. Mit der vorliegenden Leistungsdefinition ist so beispielsweise
auch die Grosswasserkraft mit Anschlussleistungen bis zu 25 MW (s. Beispiele aktuelle KEV Beziiger)
anspruchsberechtigt auf die Forderung tiber das Einspeisepramiensystem, was nicht im Sinne des
Fordersystems sein kann bzw. international wohl einmalig ist. Die Grenze zwischen Gross- und
Kleinwasserkraft ist international immer als Engpassleistung, also als maximal mégliche elektrische
Leistung Uber einen gewissen Mindestzeitraum, definiert. Zudem fiihrt die Definition Art. 14 zu einer
Ungleichbehandlung der Technologien, wie beispielsweise in Art. 15 EnFV oder Art. 15 EnG. 11
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Anderungsantrag Abs. 2: Die Leistung einer Wasserkraftanlage bezieht sich auf die maximal

Art. 15 Ort der Produktion

Diese Losung entspricht dem Zweckartikel 1 des Energiegesetzes, wonach eine wirtschaftliche und
umweltvertrégliche Bereitstellung und Verteilung der Energie sichergestellt werden muss. Parallelnetze
sind zu vermeiden, vorhandene Netze sind technisch und wirtschaftlich optimal zu nutzen. Im
folgenden Anderungsantrag sollen daher auch die Teile des Verteilnetzbetreibers beansprucht werden

dirfen, damit keine Parallelnetze entstehen.

Anderungsantrag:
Als Ort der Produktion gilt das Grundstiick, auf dem die Produktionsanlage liegt. Umliegende

Grundstiicke gelten ebenfalls als Ort der Produktion, sofermrduas Yerteitmetzdes Netzbetrerbers
- s Pt ' e ert it , 4 Das

Verteilnetz des Netzbetreibers kann durch die Eigenverbrauchsgemeinschaft nur in Anspruch
genommen werden, sofern dadurch der Aufbau eines Parallelnetzes verhindert werden kann. Die

Art. 16 Voraussetzung fiir den Zusammenschluss zum Eigenverbrauch

Eine Regelung als Voraussetzung zu einem neuen Zusammenschluss zum Eigenverbrauch begriissen
wir, aber er sollte unter 10% sein. Viele alte Industrieareale wurden in den letzten Jahren
stromtechnisch teilweise stark auf gesplittet fiir die Einmietung kleiner Unternehmen oder
Loftwohnungen und flir die dafiir nétige individuelle Abrechnung direkt durch den Netzbetreiber. Wenn
sich nun dort diese kleinen Einheiten zusammenschliessen wollen fiir den Eigenverbrauch aber nur
eine kleine Dachflache fir die Solarstromerzeugung zur Verfligung steht, sollte eine
Eigenverbrauchsgemeinschaft dadurch nicht verhindert werden.

Wir gehen davon aus, dass bei Grossverbrauchern der Eigenverbrauch immer zulédssig ist, auch wenn
10% der maximalen Netzanschlusskapazitét nicht erreicht wird. Auch kann sich hier ein kleines
Unternehmen einmieten, das eine kleine PV-Anlage betreibt. Im Verhaltnis zum
Grossverbraucheranschluss wird dies weit unter 10% liegen. Dennoch macht der Eigenverbrauch hier
Sinn!

Beispiele zu Eigenverbrauch bei Grossverbraucher:

Industrieareal RUAG, Emmen
Gesamtenergieverbrauch pro Jahr am Netzanschlusspunkt: 10.7 Mio. kWh, Anschlussleistung Areal

rund 8 MW, 450 kWp Leistung PV auf einem Dach: 400‘000kWh/a
Eigenverbrauchsanteil: 3.7% beim Verbrauch und rund 6% auf die Leistung bezogen

Spital Balgrist, Ziirich

Gesamtenergieverbrauch pro Jahr: 4.6 Mio. kWh, Anschlussleistung rund 1.6 MW
130 kWp Leistung PV auf 2 Dachern: 124‘000kWh/a

Eigenverbrauchsanteil: 2.7% beim Verbrauch und rund 8% auf die Leistung bezogen
Anderungsantrag: 5% anstatt 10%

Art. 17 Abs. 1 Zusammenschluss mit Mieterinnen und Mietern, Pdchterinnen und Péchter

Warum will der Staat in diesem komplett freien Verhéltnis Vorschriften erlassen? Wenn eine Partei einer
Eigenverbrauchsgemeinschaft am Tag keinen Strom bezieht, sondern nur nachts, soll sie auch gleich
viel PV-Strom vom Dach beziehen wie eine Partei, die am Tag zu Hause ist und nachts arbeitet? Eine
solche Regelung zieht wieder viele weitere Regelungen nach sich. Wahrscheinlich ist dies physikalisch
am besten zu erkldren und regelt, aber sicher nicht mit einer solchen Regelung. Dies soll der
Eigenverbrauchsgemeinschaft tiberlassen werden und wird dort kaum zu Streitigkeiten Anlass geben,
da physikalisch und auch messtechnisch erklarbar,

Anderungsantrag Abs. 1: ersatzlos streichen
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Art. 18 Einsatz von Stromspeichern im Eigenverbrauch

Der wirtschaftliche und netzdienliche Zubau dezentraler Energiespeicher ist eine Voraussetzung fiir
den gelingenden Umbau des Energiesystems im Sinne der Energiestrategie 2050. Aus diesem Grund
dirfen Speicher unabhangig von ihrer Auslegung und Technologie nicht diskriminiert werden. Der
Einsatz von Speichern wird das Stromnetz entlasten. Dies muss durch Kostenanreize bei der
Tarifgestaltung der Stromversorger sichergestellt werden und nicht durch Regulierung. Separate
Messungen sind absolut iberfliissig und nur kostentreibend. Speicher werden immer so betrieben,
dass der Eigenverbrauch héher ist, bzw. sie werden ausschliesslich 6konomisch betrieben d.h.
marktgerecht. Genau dies entlastet das Netz und ist somit im Sinne des sicheren Netzbetriebes. Die
finanziell richtigen Anreize bei der Stromnetztarifierung muss und wird der Netzbetreiber aus
marktwirtschaftlichen Griinden vorgeben. Hier kann, soll und darf der Markt spielen!
Anderungsantrag Abs. 1 ergénzen: Wer einen Stromspeicher einsetzt, ist verpflichtet, auf eigene
Kosten Massnahmen zu ergreifen, um stérende technische Einwirkungen auf den
Netzanschlusspunkt zu vermeiden. Fiir die iibrigen Kosten gilt Artikel 11 Absatz 3 sinngemdss.
Grundsdtzlich diirfen an Speicher keine strengeren technischen Anschlussanforderungen als an
Endverbraucher und Produktionsanlagen gestellt werden.

Anderungsantrag Abs. 2 und 3: ersatzlos streichen. Extra-Stromzihler fiir Speicher sind absolut
lberfliissig, siehe Begriindung oben.

Art. 19 Verhidltnis zum Netzbetreiber
Wir unterstiitzen ausdriicklich die Regelung in Artikel 19 sowie auch die 3monatige Frist fiir Wechsel

von und in die Eigenverbrauchsgemeinschaft.

Absatz 5 unterstiitzen wir sehr. Damit kann eine geeichte Produktionsmessung nach StromVV einer
Eigenproduktionsanlage ersatzlos gestrichen werden. Ein privater Stromproduktionszéhler ist komplett
ausreichend, da auch hier die Ungenauigkeit kaum héher wie 3% ist gegeniiber einer geeichten
Messung. Am Netzanschlusspunkt soll die Energierlickspeisung geeicht gemessen werden und nicht
bei der Produktionsanlage. Fiir statistische Zwecke ist diese Erhebung der Produktionsdaten komplett
ausreichend.

Stellungnahme zur EnFV

Art. 3 Neuanlagen
Erweiterungen oder Erneuerungen sind nun nicht mehr beriicksichtigt. Wir erachten dies als
energiepolitisch falscher Ansatz. Dieser wurde auch wéhrend der Beratung zum neuen EnG im
Parlament verworfen. Daher soll dieser Ansatz in Anlehnung an die alte EnV beriicksichtigt werden.
Anderungsantrag Absatz 1:
Als Neuanlage gelten:

a. Bei Wasserkraftanlagen, die ein hydraulisches Potential erstmals oder erneut nutzen.

b. Beiden iibrigen Technologien, Anlagen, die erstmals an einem Standort erstellt werden.

Anderungsantrag Absatz 2:

Als Neuanlage gilt ebenfalls eine Anlage, die eine bestehende Anlage komplett ersetzt, einen
aufgegebenen ehemaligen Standort wieder nutzt oder erheblich erneuert wird, wenn kumulierend
folgende Voraussetzungen erfiillt sind:

a) Die Investitionskosten fiir die Erweiterung oder Erneuerung miissen mindestens 50 Prozent der
fiir eine Neuanlage erforderlichen Investition betragen.

b) Mindestproduktion Elektrizitéit nach Erweiterung oder Erneuerung: darf gegeniiber dem Zustand
vor Erweiterung oder Erneuerung nicht kleiner sein.

c) Die Nutzungsdauer der alten Anlage muss zu mindestens zwei Dritteln der festgelegten
Vergiitungsdauer abgelaufen sein.

Art. 10 Ausnahmen von der Untergrenze bei Wasserkraftanlagen

Die Formulierung des Gesetzes wurde in der EnFV weiter verschérft. Dafiir gibt es keinen Grund, und

aufgrund der bereits bestehenden starken Einschrénkung der Kleinwasserkraft und der hohen Relevanz

der Technologie bei der Erreichung der in der ES2050 formulierten Ziele ist dies nicht nachvollziehbar.
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So wurde die im Gesetz formulierte ,,oder” Verkntlipfung zwischen ,,bereits genutzten
Gewdsserabschnitten® und ,,keine neuen Eingriffe in natiirliche Gewésser* in der Verordnung so
umformuliert, dass nun beide Bedingungen erfiillt sein miissen. Die Vernehmlassungsversion schafft
hier unndtige Administration, Komplexitdt und Verunsicherung. Die Formulierung im Gesetz ist klar und
einfach, pragmatisch und effizient in die Verordnung umsetzbar. Es gibt keinen Grund, das Gesetz auf
Verordnungsebene weiter zu verscharfen. Auch wird ein sehr unterschiedlich interpretierbarer Begriff
eingefiihrt mit ,, 6kologisch wertvolle Gewédsser”. Im Gesetz sind klarere Aussagen vorhanden.
Anderungsantrag: Nebst den Wasserkraftanlagen, die mit Trinkwasserversorgungs- oder
Abwasseranlagen verbunden sind, sind folgende Wasserkraftanlagen von der Untergrenze nach
den Artikeln 19 Absatz 4 Buchstabe a und 24 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer 2 EnG ausgenommen:

a. Anlagen innerhalb bereits genutzter Gewdsserstrecken, inklusive Dotierkraftwerke soweit
gegenliiber dem bestehenden Zustand die negativen Umweltauswirkungen reduziert werden
kénnen; oder

b. Anlagen, welche keine neuen Eingriffe in natiirliche Gewdsser verursachen, soweit gegenliber
dem bestehenden Zustand die negativen Umweltauswirkungen reduziert werden kénnen.

c. Anlagen, die im Zusammenhang mit anderweitigen Gewdssereingriffen wie Renaturierungen und
Hochwasserschutzmassnahmen erstellt werden, soweit gegeniiber dem bestehenden Zustand die
negativen Umweltauswirkungen reduziert werden kénnen.

Art. 15 Direktvermarktung

Bereits erbaute Anlagen und heutige KEV-Anlagen miissen Bestandes Schutz haben. Alle Artikel, die
dieses Schweizerische Fundament der Gesetzes-Verldsslichkeit oder Rechtssicherheit in Frage stellen,
lehnen wir ab. Die erneuerbare Energie darf auf keinen Fall dazu missbraucht werden, dass die
Schweizerische Gesetzgebung unzuverldssig wird! Daher lehnen wir den erzwungenen Wechsel zur
Direktvermarktung fiir Anlagen tiber 500 kW strikte ab, zumal damit kaum wirtschaftliche Vorteile fiir
die eine oder andere Seite sich daraus ergeben. Mit wirtschaftlichen Anreizen kann dies aber sehr wohl
gefordert werden, indem eine Wahlmaéglichkeit eingefiihrt wird fiir alte Anlagen.

Fur neue Anlagen soll die Pflicht zur Direktvermarktung erst ab 100 kW gelten, wie auch in Deutschland
mit dem neuen EEG (§21 EEG 2017). Dies scheint sich europdisch zu etablieren.

Anderungsantrag:

Absatz 1: Von der Pflicht zur Direktvermarktung (Art. 21 EnG) ausgenommen sind Betreiber von
Neuanlagen mit einer Leistung von weniger als 36 100 kW.

Absatz 2: ersatzlos streichen

Absatz 3: Sdmtliche Betreiber von bestehenden Anlagen kénnen jederzeit unter Einhaltung einer
Meldefrist von drei Monaten auf ein Quartalsende hin in die Direktvermarktung und wieder zuriick

wechseln. BreRirckketrzor Eimspersunmg zonrReferenz-Muarktprers st uusgesthtossen:

Art. 21 Abbau der Warteliste
Wir schliessen uns der Variante A an.

Begriindung: :

Der Imageschaden fiir die gesamte Energiestrategie und fiir die Solarbranche wire bei Variante B
enorm. Wer sich bis Ende 2013 angemeldet hat und bis Ende 2014 gebaut hat, konnte aufgrund der
damals vorliegenden Informationen von BFE und Swissgrid davon ausgehen, dass er nach einer
Wartefrist in den Genuss der KEV kommt. Auch heute ist die Gesetzeslage so, dass wenn der
Strommarktpreis wieder steigt, der Eintritt in die KEV méglich erscheint. Aufgrund der Rechtssicherheit,
dirfen diese Spielregeln nicht gedndert werden.

Windenergie

Die Windenergie ist als einzige Technologie vollstdndig auf das Vergiitungssystem angewiesen (keine
Einmalverglitung oder Investitionsbeitrége und keine Méglichkeit, von Eigenverbrauchsregelung zu
profitieren). Fiir die Windenergie besteht daher geméss EnG Art. 38 ab 2024 keine Férderung mehr,
wahrend alle librigen Technologien bis 2031 geférdert werden kénnen. Dies ist speziell problematisch,

da Windenergie mit zwei Drittel der Stromproduktion im Winterhalbjahr fiir die Versorgungssicherheit
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von besonderer Bedeutung ist und weil die Projekte angesichts der langen Planungs- und
Bewilligungsverfahren auf stabile Rahmenbedingungen angewiesen sind. Beim Abbau der Wa[teliste in
Art. 21 ist diesem Umstand Rechnung zu tragen. Wir beantragen deshalb eine entsprechende Anderung

von Abs. 3.

Aktuell verfiigen iber 500 bei der KEV angemeldete Windenergieanlagen tiber einen positiven
Bescheid. Wir stellen jedoch fest, dass in einigen Regionen durch neue Restriktionen (u.a. betreffend
Flugsicherheit und Riickzonungen) die kantonalen Planungen iiberarbeitet worden sind oder aktuell
noch tiberarbeitet werden. D.h. die Kantone haben teilweise andere Standorte in die Richtplanung
aufgenommen oder sind dabei, dies noch zu tun. Dadurch besteht in einigen Kantonen nur eine sehr
beschrénkte Ubereinstimmung zwischen der kantonalen Planung und den positiven KEV-Bescheiden.
Einige obsolet gewordene Projekte verfiigen liber positive Bescheide, wahrend sich aussichtsreiche
Standorte auf der Warteliste befinden. Eine Bereinigung in Zusammenarbeit mit den Kantonen wiirde
es erlauben, die Warteliste abzubauen und die Mittel aus dem Netzzuschlagsfonds besser zu
bewirtschaften.

Wir beantragen daher, die positiven KEV-Bescheide in Zusammenarbeit mit den Kantonen zu
tberpriifen. Dabei soll es auch erméglicht werden, positive Bescheide innerhalb der Kantone zu
tbertragen, um damit auf Anderungen der Richtplanung zu reagieren. Entsprechend miisste die
Maglichkeit vorgesehen werden, in diesem Fall von Art. 25 abs. 2 ¢ abzuweichen (,,Die Vollzugsstelle
weist das Gesuch um Teilnahme am Einspeisevergiitungssystem ab, wenn der Standort der Anlage
gegeniiber dem Antrag erheblich abweicht.*).

Anderungsantrag Abs. 3:

Die Anlagen auf der Warteliste fiir die iibrigen Erzeugungstechnologien werden in folgender
Reihenfolge beriicksichtigt:

a. Windenergieanlagen, fiir die die zweite Projektfortschrittsmeldung vollstindig bei der
Vollzugsstelle eingereicht wurde, entsprechend dem Einreiche Datum dieser Meldung,

b. Anlagen, fiir die die Inbetriebnahme Meldung oder die Projektfortschrittsmeldung,
beziehungsweise bei Kleinwasserkraftanlagen die zweite Projektfortschrittsmeldung, vollstindig
bei der Vollzugsstelle eingereicht wurde: entsprechend dem Einreiche Datum dieser Meldung,

c. die iibrigen Projekte: entsprechend dem Einreiche Datum des Gesuchs.

Art. 27, Abs. 5 Auszahlung der Vergiitung

Der neue Vorschlag ist eine Verschlechterung der heutigen Regelung. Sie spart nur unwesentlich KEV-
Gelder, aber wird zu weiterem administrativem Aufwand fiihren, da KEV Anlagen gemass friiherer
Regelung bis Ende Kalenderjahr des letzten Jahres ausbezahlt werden miissen.

Anderungsantrag Abs. 5: Die Vergiitung wird bis und mit dem vollen ttomat Kalenderjahr
ausbezahlt, in dem die Vergiitungsdauer ausléduft.

Art. 28 Abs. 2 Verweigerung der Vergiitung

Der Vernehmlassungsentwurf ist eine Verschlechterung gegeniiber der heutigen Regelung. Der
Betreiber darf nicht wirtschaftlich benachteiligt werden, wenn er kein Verschulden, beispielsweise
aufgrund hoherer Macht oder héherem &ffentlichen Interesse etc., an der Nichteinhaltung von
Vorgaben hat.

Beispiel: Die ADEV musste fiir den Bau eines Betriebsgebdudes der BLS |hre Kraftwerksanlage 2
Monate stilllegen und dann im gleichen Jahr noch wegen einer Briickensanierung der BLS iiber Ihren
Kanal. Damit konnte sie unter 20% Mehrproduktion in diesem Jahr fallen und daher fiir das ganze Jahr
und evtl. langer keine KEV erhalten. Ein solcher Fall darf nie zu einer Einbusse oder gar Entzug der KEV
fihren.

Anderungsantrag Abs. 2:

Hdlt der Betreiber die rechtlichen Vorgaben nicht ein, so entfllt der Anspruch auf Vergiitung
ebenfalls bis er diese Vorgaben wieder einhilt. Im Falle von Griinden fiir die der Anlagenbetreiber
nicht einzustehen hat, wird die Vergiitung riickwirkend zuriickerstattet.

Art. 29 Abs. 1 Bewirtschaftungsentgelt

Das Bewirtschaftungsentgelt muss so bemessen sein, dass nicht nur die Bilanzgruppen sondern auch
unabhdngige Vermarkter diese Aufgabe wahrnehmen kénnen. Die Bewirtschaftungsentgelte sind sehr
tief angesetzt, vor allem fiir Wasserkraft- und Biomasseanlagen. Die Erfahrungen von Direktvermarktern
zeigen, dass mit statischen Preisen kaum ein Teil davon an die Betreiber zuriickfliessen wird. Damit
kénnen keine Anreize fiir Umsteiger ins Direktvermarktungsmodell geschaffen werden. Wir schlagen
daher vor, dass diese Regelung flexibler aufgenommen wird und quartalsweise die Satze festgelegt
werden.
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Im Weiteren sind Hértefélle zu regeln fiir den Schutz des Produzenten, siehe Vorschlag neuer Absatz 3.

Auch ist die Aufnahme des Vermarkters oder Direktvermarkters in Art 30 Abs. a und Art. 31 Abs.1 und
Abs. 3 nach Bilanzgruppe einzufiigen.

Anderungsantrag Abs. 1

Die Bilanzgruppe oder der Vermarkter, welcher die Elektrizitdt aus Anlagen abnimmt, deren
Betreiber die Elektrizitdt direkt am Markt verkaufen, erhdlt von der Vollzugsstelle pro kWh
vierteljdhrlich ein Bewirtschaftungsentgelt in der Héhe von:

a. 0,55 Rappen bei Photovoltaik- und Windenergieanlagen;

b. 6;28 0,33 Rappen bei Wasserkraftanlagen und Biomasseanlagen

c. die Bewirtschaftungsentgelte gemadss lit. a. und b. dieses Absatzes sind Richtwerte. Das BFE legt
die Héhe der Bewirtschaftungsentgelte quartalsweise neu fest und publiziert diese. Dabei werden
folgende Kostenpositionen separat ausgewiesen: Ausgleichsenergiekosten, Marge,
Akquisitionskosten und Abwicklungsaufwand.

Knderungsantrag Abs. 2:

Die Bilanzgruppe oder der Vermarkter, welcher die Elektrizitit aus Anlagen abnimmt, deren
Betreiber Elektrizitdt zum Referenz-Marktpreis einspeisen und iiber eine Lastgangmessung oder
liber ein intelligentes Messsystem verfiigen, erhdlt von der Vollzugsstelle pro kWh viertel-jéhrlich
ein Bewirtschaftungsentgelt in der Hohe von:

a. 0,38 Rappen bei Photovoltaik- und Windenergieanlagen;

b. 6;2 0,25 Rappen bei Wasserkraftanlagen und bei Biomasseanlagen.

T 0,15 Ruppember Biomussearntagen die Bewirtschaftungsentgelte gemdiss a. und b. dieses
Absatzes sind Richtwerte. Das BFE legt die H5he der Bewirtschaftungsentgelte quartalsweise neu
fest und publiziert diese. Dabei werden folgende Kostenpositionen separat ausgewiesen:
Ausgleichsenergiekosten, Marge, Akquisitionskosten und Abwicklungsaufwand.

Anderungsantrag Neu Abs. 3:

In Hartefdllen, insbesondere wenn eine Bilanzqgruppe oder ein Direktvermarkter Konkurs anmelden
muss, féllt ein Anlagenbetreiber automatisch ins Referenz-Marktpreissystem zuriick bis er wieder
einen neuen Vertrag mit einer Bilanzgruppe oder einem Direktvermarkter unterzeichnet hat. Die
Bilanzgruppe oder der Vermarkter ist verpflichtet, dies friihzeitig der Vollzugsstelle zu melden.

Art. 51 Erheblichkeit der Erweiterung oder Erneuerung

Die Formulierung in Absatz 1 ist nicht ganz klar. Wir gehen davon aus, dass jeweils eines der Kriterien
a. bis e. gelten muss, dass die Erweiterung einer Anlage erheblich ist.

Anderungsantrag Abs.1: jeweils ,,oder* nach jedem Abschnitta, b, ¢, d einfiigen.

Die Formulierung in Abs. 2, Bst. b ist nicht eindeutig. Es wird einerseits auf die Jahresproduktion
der letzten 5 Jahre verwiesen, andererseits auf eine Investition in Rp./kWh. Wir interpretieren diese
Regelung so, dass bei einer durchschnittlichen Jahresproduktion von 1 Mio. kWh iiber die letzten 5
Jahre die Investition mindestens CHF 100000 (1 Mio. kWh x 10 Rp./kWh) betragen muss.
Anderungsantrag Abs. 2 Buchstabe b: das Verhiltnis von Investition zur durchschnittlich in einem
lahr der letzten fiinf vollen Betriebsjahre erzielten Nettoproduktion mindestens 10 Rp./kWh betrigt.

Art. 65 Anrechenbare Investitionskosten

Die anrechenbaren Planungs- und Bauleitungskosten sind nicht vollstandig und mit 15 Prozent zu tief
angesetzt. Insbesondere Wind- und Kleinwasserkraftwerke sind komplexe Projekte, welche sorgfaltig in
die natiirliche Umgebung eingepasst werden missen. In der Praxis liegen die Planungskosten im
Bereich von bis zu 20 Prozent.

Anderungsantrag Abs.1: Fiir die Berechnung des Investitionsbeitrags sind insbesondere die
Erstellungs-, die Planungs- und die Bauleitungskosten sowie die Eigenleistungen des Betreibers
und anfallende Kommunikations- und Beratungskosten (mit Kantonen, Gemeinden, Verbédnden und
Anrainern) anrechenbar, sofern sie:...

Anderungsantrag Abs. 2: Planungs- und Bauleitungskosten werden héchstens bis zu einer Héhe
von 15 Prozemt 20 Prozent der anrechenbaren Erstellungskosten angerechnet.

Art. 71 Verbleibende Nutzungsdauer
Die Nutzungsdauer in Anhang 2.2, Ziffer 3 ist eine rein technische Nutzungsdauer, welche nur bei
dusserst sorgféltigem Betrieb- und Unterhalt erreicht werden kann. Nicht beriicksichtigt wird dabei,

dass eine Konzession heute in der Regel deutlich kiirzer ausgelegt wird und dass auch mit einem
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Riickbau bei Ablauf der Konzession gerechnet werden muss. Dies insbesondere auch unter
Berlicksichtigung einer schweren Abschatzbarkeit, ob auch in 35 Jahren die Marktpreise eine
Weiterfiihrung des Betriebs erlauben. Die hohen Nutzungsdauern benachteiligen die
Kleinwasserkraftwerke diesbeziiglich auch gegeniiber anderen Technologien. Daher miissen die
Nutzungsdauern auf die maximale Konzessionslange veranschlagt werden.

Anderungsantrag: Zur Bestimmung der verbleibenden Nutzungsdauer wird auf die Nutzungsdauer
des neu eingebauten Bestandteils abgestellt, derdre—aufwerst: ldngstens aber bis zum Ende der
jeweiligen Konzessionsdauer.

Art. 104 Weitergabe von Daten an die Oberzolldirektion

Die Hersteller von Treibstoffen ben&tigen eine Bewilligung der Oberzolldirektion OZD. Somit wird dieser
Artikel Uberfliissig, da ja die OZD bereits alle diese Daten schon hat.

Anderungsantrag Art 104: ersatzlos streichen

Art. 105 Abs. 3 Kontrolle und Massnahmen
Dies ist in Art 6 Absatz 2 bereits geregelt.
Anderungsantrag Art 105 Abs. 3: ersatzlos streichen

Anhang 1.1 Wasserkraftanlagen im Einspeisevergiitungssystem

Ubergangsbestimmungen sind so auszugestalten, dass Springerprojekte auf der Warteliste mit Bau-
und Konzessionsbewilligung bis 31. Dezember 2017 die alte Verglitung und Vergiitungszeit auf der
Grundlage der heute geltenden Anschlussbedingungen erhalten. Diese Projekte wurden mit diesen
Anschlussbedingungen projektiert und sind beim Bewilligungsverfahren von allen méglichen
Opponenten und Naturschutzorganisationen gebilligt worden. Diese und schon in Betrieb stehende
Anlagen auf der Warteliste miissen nach bisherigem Recht noch einen positiven Bescheid erhalten.
Jedwelche riickwirkende Anderung der Anschlussbedingungen, der Absenkung von Tarifhéhe und
Vergiitungszeit fiir solche Projekte verstésst gegen Treu und Glauben und der Verhiltnisméassigkeit
gemdss Bundesverfassung und stellt die Rechtssicherheit in Frage.

Anderungsantrag Art. 5.1: Fiir Betreiber, die eine Anlage gebaut haben und auf der Warteliste
stehen und fiir solche, die bis am 31.Dezember 2017 eine Bau-und Konzessionsbewilligung haben
und die 2te Projektfortschrittsmeldung eingereicht haben, gelten sowohl! die Bedingungen, die
Vergiitungsdauer wie auch fiir die Berechnung der Vergiitung die zum Zeitpunkt der Einreichung
der ersten Projektfortschrittsmeldung massgebenden Bestimmungen.

Anhang 1.2 Photovoltaikanlagen im Einspeisevergiitungssystem

Fur schon gebaute Anlagen soll mit der neuen EnV die Vergiitung riickwirkend um rund 20% abgesenkt
werden. Dieses Vorgehen verstdsst gegen Treu und Glauben, gegen Bestandes Schutz und zerstért die
Glaubwiirdigkeit in unsere Gesetze. Die heutige Rechtslage, wenn die Anlage bereits heute in Betrieb
ist und einen Wartelistenbescheid hat, ist wie folgt:

1. Kostendeckende Einspeisevergiitung KEV muss ,kostendeckend* geméss heutigem EnG/EnV
sein. Eine nachtrégliche Absenkung fiir Anlagen, die unter der alten Gesetzgebung in Betrieb
genommen wurden, kénnen somit nicht kostendeckend sein und sind somit rechtlich nicht
zuldssig.

2. Verglitungshéhe ist fix zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme.

3. Die Warteliste wird nach Eingang der Anmeldungen abgearbeitet d.h. ein positiver Bescheid
ausgestellt.

4. Die Auszahlung erfolgt erst ab Ausstellung eines positiven Bescheids fiir die Restlaufzeit ab
Inbetriebnahme.

Diese rlickwirkende Absenkung wie auch schon die rickwirkende Regelung in Artikel 15 Abs. 2
(Wechsel von bestehenden Anlagen iiber 500 kW in Direktvermarktung), die unser Schweizerisches
Fundament der Gesetzes-Verldsslichkeit in Frage stellen, lehnen wir ab. Die erneuerbare Energie darf
auf keinen Fall dazu missbraucht werden, dass die Schweizerische Rechtssicherheit untergraben wird!
Wir gehen davon aus, dass, wenn solche nachtréglichen Verschlechterungen eingefiihrt werden, sich
die Gerichte damit auseinandersetzen miissen.
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Auch die vorgesehene Absenkung ab 1.1.2018 auf 11.0 Rp./kWh bei noch 15 Jahren Vergiitungszeit fiir
neue Anlagen ist kaum mehr ,kostenorientiert“ geméss neuem EnG Art 22 Vergiitungssatz. Einerseits
eine 20% Absenkung auf dem Tarif und zusétzlich noch eine 25% Absenkung auf der Vergiitungszeit,
entsprechen einer Absenkung von fast 50%! Kénnen Markterhebungen fiir diese eklatante Absenkung
vorgewiesen werden? Nach unseren Marktpreisen ist diese Absenkung auch nicht mehr
kostenorientiert und ist unverhéltnismassig geméss Bundesverfassung Art. 5 ,,Grundsétze staatlichen
Handelns* Absatz 2 und widerspricht Treu und Glauben geméss BV Art 5, Abs.3 und kdnnte daher
ebenfalls die Gerichte beschaftigen.

Anderungsantrige:
- Art. 2.2 Verglitungshéhen sind so zu belassen, wie sie in der alten EnV giiltig sind bis zur

In-Kraftsetzung dieser neuen EnV (voraussichtlich 1.1.2018).
- Art. 5 Ubergangsbestimmungen alle so ausgestalten, dass die Rechtssicherheit gewdhrt
und nicht untergraben wird.

Stellungnahme zur HKSV

Art. 4 Abs. 1 Erfassung der Produktionsdaten

Wir begriissen ausdriicklich den Absatz 1, wonach ,,die Produktionsdaten an der Messstelle oder an
einem virtuellen Messpunkt erfasst werden®. Eine einzelne Produktionsmessung einer Anlage in einem
Eigenverbrauchsnetz darf aber nicht mehr Pflicht sein, weil die HKN des Eigenverbrauchs ja geléscht
werden missen. Eine Uberschussmessung an der Schnittstelle zur Eigenverbrauchsgemeinschaft muss
ausreichend sein. Die Differenz von Produktion zu Riickspeisung fiir statistische Zwecke kann tiber
einen einfachen privaten Produktionszéhler jeweils ermittelt und angegeben werden, geméss EnV Art
19 Abs. 5. Fiir statistische Zwecke muss ein einfacher privater Produktionszéhler hinter der offiziellen
Uberschuss-Messung véllig ausreichend sein, zumal die Abweichungen zwischen solchen elektrischen
Einfachzdhlern und geeichten Messungen heute unter 3% liegen.

Wir bedanken uns fiir die Beriicksichtigung unserer Stellungnahme.

Freundliche Griisse
ADEV Energiegenossenschaft

Andreas Appenzeller Bernhard Schmocker
Vorsitzender der Geschaftsleitung Mitglied der Geschéftsleitung
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Dachorganisation der Wirtschaft fur
erneuerbare Energien und Energieeffizienz

AEE SUISSE - Falkenplatz 11 = Postfach = 3001 Bern

Per E-Mail an: bfe.admin.ch

Bern, den 27.04.2017

Umsetzung des ersten Massnahmenpakets zur Energiestrategie 2050:
Vernehmlassungsverfahren zu den Anderungen auf Verordnungsstufe

Sehr geehrte Frau Bundesréatin Leuthard
Sehr geehrte Damen und Herren
Wir danken lhnen fiir die Moéglichkeit, uns zu den oben folgenden Verordnungsanderungen zu

aussern. In unserer Stellungnahme beziehen wir uns im Wesentlichen auf das Expertenwissen
der verschiedenen Branchen, die unter dem Dach der AEE Suisse organisiert sind.

Anderungen der StromVV

Art. 3a Netzanschluss bei Zusammenschliissen zum Eigenverbrauch

Diese Formulierung hat keine gesetzliche Grundlage. Art. 17 Abs. 2 spezifiziert die
Anforderungen gemass Strom VG (Art.6 und 7). Netzbetreiber missen entstehende Kosten
allfalliger Netzverstarkungen (Mikrogrids) auf Eigenverbrauchsgemeinschaften tibertragen
kénnen.

Verordnungstext Vorschlag

' Ein Netzbetreiber kann einem Zusammen- ersatzlos streichen
schluss zum Eigenverbrauch nach Artikel 17
oder 18 des Energiegesetzes vom 30.
September 20162 (EnG) den Anschluss ans
Netz verweigern, wenn aufgrund des
Anschlusses unverhaltnismassige
Massnahmen flir den sicheren Netzbetrieb
ergriffen werden muissten oder wenn der
Endverbraucher keine Gewahr flir einen
funktionierenden internen Betrieb geben
kann.

2Werden im Zusammenhang mit dem




Zusammenschluss zum Eigenverbrauch
bestehende Anschlussanlagen nicht mehr
genutzt, so werden deren verbleibende
Kapitalkosten vom Zusammenschluss
abgegolten. Werden bestehende Anschluss-
anlagen nur noch teilweise genutzt, so gilt
eine anteilsmassige Abgeltungspflicht.

Art. 7 Abs. 3 Bst. . h und m

d€eSUISSE

Dachorganisation der Wirtschaft fur
erneuerbare Energien und Energieeffizienz

Die Akzeptanz neuer Infrastrukturen und Technologien, die mitunter auch neues Wissen und
Verhaltensanderungen auf Seiten der Anwender erfordern, muss mit entsprechenden
Sensibilisierungsmassnahmen unterstitzt werden. Diese sind als relevanter Faktor in der
Kostenrechnung des Netzbetreibers zu berlcksichtigen.

Verordnungstext

Vorschlag

% In der Kostenrechnung miissen alle fiir die
Berechnung der anrechenbaren Kosten
notwendigen Positionen separat ausgewiesen
werden, insbesondere:

. Kosten fiir intelligente Messsysteme nach
Artikel 8a;

h. Kosten fir notwendige Netzverstarkun-
gen zur Einspeisung von Energie aus
Anlagen nach den Artikeln 15 und 19
EnG?;

m. Kosten fir intelligente Steuer- und Regel-
systeme einschliesslich der Vergitungen

Art. 8 Abs. 3, 3 und 5

Buchstabe n. ergénzen:

n.

Kosten flr gewisse innovative Mass-
nahmen wie z. B. Sensibilisierungs-
aktivitaten, die fir die Netzentwicklung
und Netzstabilitat wichtig sind.

Es ist eine Prazisierung erforderlich, dass die Messdaten und Informationen innert Sekunden
Uber eine gangige Schnittstelle an den Endverbraucher tibermittelt werden missen. Damit soll
dieser die Mdglichkeit erhalten, seine Verbraucher wie Boiler, Warmepumpen, Wasch-
maschinen etc. abhangig vom Netztarif und der Eigenproduktion zu steuern, ohne dafiir einen
zusatzlichen Privatzahler installieren zu missen.

Verordnungstext

Vorschlag

®Die Netzbetreiber stellen den Beteiligten
fristgerecht, einheitlich und diskriminierungs-
frei sdmtliche Messdaten und Informationen
zur Verfigung, die notwendig sind fur:

Buchstabe b. &ndern:
b. das Bilanzmanagement (als Basis fiir

zeitechte Verbrauchersteuerung durch




den Netzbetrieb;

das Bilanzmanagement;
die Energielieferung;

die Anlastung der Kosten;

© o0 T o

die Berechnung der Netznutzungsentgelte
und

f. die Abrechnungsprozesse im Zusammen-
hang mit dem Energiegesetz vom 30.
September 2016* (EnG) und der Energie-
verordnung vom 1. Januar 2018° (EnV).

%' Sje diirfen die Leistungen nach Absatz 3
den Beziigern nicht zusatzlich zum Netz-
nutzungsentgelt in Rechnung stellen. Werden
Leistungen nach Absatz 3 von Dritten
erbracht, so missen sie diese angemessen
entschadigen.

5 Aufgehoben

Art. 8a Intelligente Messsysteme

Verordnungstext

d€eSUISSE
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Endverbraucher und/oder Netzbetreiber);

Buchstabe g. ergénzen:

g. die zeitechte Verbrauchersteuerung durch
Endverbraucher

Vorschlag

2Ein intelligentes Messsystem ist eine
Messeinrichtung, die folgende Elemente
aufweist:

a. einen elektronischen Elektrizitatszahler
beim Endverbraucher oder Erzeuger, der:

1. Wirkenergie und Blindenergie erfasst,

2. Lastgange mit einer Periode von
finfzehn Minuten ermittelt und
mindestens dreissig Tage speichert,

3. Uber Schnittstellen verfiigt, wovon eine
zur bidirektionalen Kommunikation mit
dem Datenverarbeitungssystem
reserviert ist und eine andere durch den
Endverbraucher oder Erzeuger benutzt
werden kann, und

4. Unterbriiche der Stromversorgung
erfasst und protokolliert;
b. ein digitales Kommunikationssystem, das

die automatisierte Datenlibermittlung
zwischen dem Elektrizitatszahler und dem

Abs. 2, Ziffer ¢ 3 ersatzlos streichen



Datenverarbeitungssystem des Netz-
betreibers gewahrleistet; und

c. ein Datenverarbeitungssystem beim
Netzbetreiber, das:

1. samtliche Elektrizitatszahler des
Netzbetreibers nach Buchstabe a
verwaltet,

2. die Daten bearbeitet, namentlich abruft,
plausibilisiert und Ersatzwerte bildet,

3. Uber ein internetbasiertes Kundenportal
Endverbrauchern und Erzeugern
ermdglicht, ihre Lastgangwerte und
weiteren Messdaten abzurufen.

Art. 8c Intelligente Steuer- und Regelsysteme
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Unseres Erachtens muss der Endverbraucher aufgrund der hohen Datensensibilitat in jedem
Fall seine ausdriickliche Zustimmung fir die Installation intelligenter Mess- und Regelsysteme
geben. Insbesondere Abs. 4 wird im Interesse des Datenschutzes und zur Wahrung des
Geschaftsgeheimnisses dusserst kritisch beurteilt und in dieser Form entsprechend abgelehnt.

Verordnungstext

Vorschlag

®Der Netzbetreiber stellt die fiir einen Ver-
tragsabschluss Uber Steuerung und Regelung
relevanten Informationen sowie die Berech-
nungsansatze fir eine Vergutung tber eine
frei zugangliche Adresse im Internet bereit.

Abs. 3 ersatzlos streichen oder mindestens
als Option (Der Netzbetreiber kann ...)
formulieren.

* Der Netzbetreiber ermdglicht Dritten den
diskriminierungsfreien Zugang zu intelligenten
Steuer- und Regelsystemen, sofern die
technischen und betrieblichen
Voraussetzungen dazu bestehen und sofern
die Kapital- und Betriebskosten fiir solche
Systeme an die Netzkosten angerechnet
werden. Der Netzbetreiber veroffentlicht die
Bedingungen Uber eine frei zugangliche
Adresse im Internet.

Abs. 4 ersatzlos streichen
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Art. 13a Anrechenbare Kosten von Mess-, Steuer- und Regelsystemen

Der Wechsel der Bezugsgrosse von der Anschlussleistung der Anlage zur Anschlussleistung
des Endverbrauchers ist grundsatzlich richtig. Eine nicht gerechtfertigte Sonderbehandlung der
Eigenverbraucher wird damit verhindert. Die Anschlussleistung von 15 kVA ist jedoch deutlich
zu tief gewahlt. Dies entsprache einer Sicherung von 21,7 A. Typische Haussicherungen bei
bestehenden EFH haben 40 oder 63 Ampére, was einer Anschlussleistung von 27,7 resp. 43,6
kVA entspricht (A x 400V x V3). Wir fordern eine Grenze von 50 kVA, bis zu der nur eine
Kundengruppe zulassig ist. Der Einsatz intelligenter Steuerungen ist per se kein ausreichender

Grund flr eine separate Kundengruppe.

Verordnungstext

Vorschlag

'®S |nnerhalb einer Spannungsebene bilden
Endverbraucher mit vergleichbarem
Bezugsprofil eine Kundengruppe. Bei
Endverbrauchern mit einer Anschlussleistung
bis 15 kVA ist nur eine Kundengruppe
zulassig.

2 Der Netznutzungstarif muss bei Spannungs-
ebenen unter 1 kV fliir Endverbraucher in
ganzjahrig genutzten Liegenschaften zu min-
destens 70 Prozent ein nichtdegressiver
Arbeitstarif (Rp./kWh) sein. Netzbetreiber und
Endverbraucher kdnnen einen tieferen Anteil
Arbeitstarif vereinbaren, sofern eine
Leistungsmessung eingesetzt wird.

Art. 27 Abs. 4 und 5

Verordnungstext

Wir empfehlen folgende Anpassungen:

*  Wie bisher 70 % nicht-degressiver
Arbeitstarif, neu gilt der Grundsatz auch
fiir Endverbraucher, die eine Leistungs-
messung haben.

* Fir hoéhere Anschlussleistung oder
Produktionsanlagen Gber 15 kVA (resp.
einer héheren Grenze, s.0.): auch hier 70
% nicht-degressiver Arbeitstarif, sofern
auf Spannungsebene <1 kV
angeschlossen.

* Der Netzbetreiber kann allen Endverbrau-
chern auf Spannungsebene <1 kV als
Alternative zur Basisoption (70 % Arbeits-
tarif) neue Netzprodukte (z. B. einfache
Leistungstarife) anbieten.

Vorschlag

“ Die Netzbetreiber konsultieren vor dem
Erlass von Richtlinien nach Artikel 3 Abséatze
1und 2, 7 Absatz 2, 8 Absatz 2, 8b, 12
Absatz 2, 13 Absatz 1, 17 und 23 Absatz 2
insbesondere die Vertreter der Endverbrau-
cher und der Erzeuger. Sie veroffentlichen die
Richtlinien tber eine einzige frei zugangliche
Adresse im Internet. Kinnen sich die
Netzbetreiber nicht innert nitzlicher Frist auf

Abs. 4 zweiten Satz streichen
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diese Richtlinien einigen oder sind diese nicht
sachgerecht, so kann das BFE in diesen
Bereichen Ausfihrungsbestimmungen
erlassen.

Art.31e Ubergangsbestimmung zur Anderung vom XX.XX.XXXX

Verordnungstext Vorschlag

' Bei Inkrafttreten der Anderung vom xx.xx. Abs. 1 korrigieren:

xxxx bereits installierte Messeinrichtungen, Bei Inkrafttreten der Anderung vom Xx.XX.XXxx
die den Anforderungen nach Artikel 8a nicht bereits installierten Messeinrichtungen, die
entsprechen, dirfen langstens wahrend den Anforderungen nach Artikel 8a nicht
sieben Jahren nach dem Inkrafttreten der entsprechen, diirfen langstens wahrend zehn

Anderung vom xx.xx.xxxx verwendet werden. | jahren nach dem Inkrafttreten der Anderung
Innerhalb dieser Ubergangsfrist bestimmt der | yom xx.xx.xxxx verwendet werden.

Netzbetreiber, wann er eine solche Messein-
richtung mit einem intelligenten Messsystem
nach Artikel 8a ausstatten will. Unabhangig
davon sind Endverbraucher mit einem
intelligenten Messsystem nach Artikel 8a
auszustatten, wenn sie von ihrem Anspruch
auf Netzzugang Gebrauch machen, und
Erzeuger, wenn sie eine neue Erzeugungs-
anlage an das Elektrizitatsnetz anschliessen.

Anderungen der CO,-Verordnung

Art. 104 Globalbeitragsberechtigung

Wie Swissolar weisen wir darauf hin, dass das harmonisierte Férdermodell der Kantone (HFM
2015) entgegen dem Titel nur bedingt eine harmonisierte Férderung sicherstellt. Fir das
Basisforderprogramm gibt es, wie im Bericht erwahnt, 3 Varianten (Gebaudesanierung mit
Einzelmassnahmen, Gebaudesanierung in umfangreichen Etappen, umfassende Gebaude-
sanierung ohne Etappierung). Dadurch ist beispielsweise nicht sichergestellt, dass eine landes-
weite Forderung der Solarthermie stattfindet. Diese Technologie wird damit massgeblich
gegenuber der Photovoltaik benachteiligt. Wir erwarten vom BFE einen starkere Einwirkung auf
die Kantone, damit die Harmonisierung keine leere Worthiilse bleibt. Gemass Bundes-
verfassung Art. 89 sind die Kantone ,vor allem® fir den Verbrauch von Energie in Gebauden
zustandig, also nicht ausschliesslich.

Mindestens muss explizit zugelassen werden, dass Kantone, die sich fir die Varianten
Gebaudesanierung in Etappen oder ohne Etappierung entscheiden, zusatzlich Einzelmass-
nahmen wie die Férderung von Solarthermie mit Mitteln aus der Teilzweckbindung férdern
kénnen. Es ist denkbar, dass die Kantone nicht alle verfiigbaren Mittel aus den Globalbeitragen
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ausschopfen werden. Fur diesen Fall regen wir den Aufbau eines aus den verbleibenden
Mitteln finanzierten nationalen Férderprogramms fiir solarthermische Anlagen in Mehrfamilien-
hausern vor, ein bisher erst wenig genutztes Marktsegment, das ohne Férderung keine
Dynamik gewinnt.

Anderungen der EnV

Art. 7

Wir begrissen sehr, den Guichet Unique beim BFE anzusiedeln (Abs. 1). Hier ist die notwen-
dige Fachkompetenz fiir die teilweise sehr komplexen Sachverhalte vorhanden.

Gem. erlauterndem Bericht handelt es sich beim Guichet Unique nicht um eine Leitbehérde im
Sinne des Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes. Es gehoére somit nicht zur
Aufgabe des BFE, eine konsolidierte Stellungnahme des Bundes bzw. einen konzentrierten
Entscheid zu fallen. Genau dies ware aber notwendig, um die Bewilligungsverfahren zu
beschleunigen, was der eigentliche Sinn von Art. 14 ist. Entsprechend ist im Energiegesetz
vorgesehen, dass ,der Bundesrat eine Verwaltungseinheit bezeichnet, die fiir die Koordination
dieser Stellungnahmen und der Bewilligungsverfahren sorgt® ( Art. 14 Abs. 4) und dass ,der
Bund zur Unterstlitzung der Kantone methodische Grundlagen erarbeitet und die Gesamtsicht,
Einheitlichkeit und Koordination sicher stellt* (Art. 11 Abs. 1).

Verordnungstext Vorschlag

' Fiir die Koordination der Stellungnahmen Art. 7 Absatz 1 ist wie folgt zu ergénzen:
und der Bewilligungsverfahren nach Artikel 14

Absatz 4 EnG ist bei Windkraftanlagen das
Bundesamt fur Energie (BFE) zustandig.

Fir die Koordination der Stellungnahmen und
der Bewilligungsverfahren nach Artikel 14
Absatz 4 EnG ist bei Windkraftanlagen das

?Die zustandigen Bundesstellen haben ihre Bundesamt fur Energie (BFE) zustandig. Das
Stellungnahmen und Bewilligungen innert BFE fungiert als Leitbehérde im Sinne des
zweier Monate nach Aufforderung durch das | Regierungs- und Verwaltungsorganisations-
BFE bei diesem einzureichen, sofern in gesetzes vom 21. Mérz 1997 (RVOG).

anderen Bundeserlassen keine abweichen-
den Fristen vorgesehen sind.

Art. 8 Wasserkraftanlagen von nationalem Interesse

Ein nationales Interesse sollte nicht auf Basis von Technologien oder Erneuerung/Erweiterung/
Neubau definiert werden, sondern auf Basis der Anforderungen der Energieversorgung.
Maogliche Kriterien sind somit:

* Energiemenge,

* Produktionszeitraum (— Winterenergie),
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* Zuverlassigkeit, Prognostizierbarkeit und Flexibilitadt der Energieproduktion

Die Wasserkraft erfillt diese Anforderungen unbestritten in hohem Masse:
* Wasserkraftanlagen mit Einzugsgebiet in tieferen Héhenlagen haben ebenfalls eine
sehr hohe Winterproduktion, teils weit Gber 50 %.
¢ Die Produktion aus Wasserkraft ist regelmassig und einfach prognostizierbar.
* Insbesondere Durchlaufkraftwerke kénnen problemlos rasch vom Netz getrennt werden,
sofern erforderlich. Bei anderen Kraftwerken ist dies mit geringfiigigen Modifikationen
(By-pass) ebenfalls problemlos mdglich.

Eine Unterscheidung zwischen neuen und bestehenden Anlagen ist zur Formulierung des
nationalen Interesses nicht relevant — héchstens aus der Perspektive des Umwelt- und
Landschaftsschutzes. Die Schutzanliegen kommen jedoch spatestens bei der
Interessenabwagung zum Zug. Es ist deshalb nicht nachvollziehbar, wieso die Schutzanliegen
doppelt berticksichtigt werden sollen, wenn es um die Gleichrangigkeit des nationalen
Interesses geht.

Eine Unterscheidung zwischen steuerbarer und nichtsteuerbarer Produktion ist nachvollziehbar
und sinnvoll. Aus Sicht der Herausforderungen im Zusammenhang mit dem Ausbau der neuen
erneuerbaren Energien sollten jedoch auch Anlagen mit deutlich kleineren Speichern (Mehr-
tagesspeichern) unter das nationale Interesse fallen.

Verordnungstext Vorschlag

' Neue Wasserkraftanlagen sind von Abs. 1 dndern:

nationalem Interesse, wenn sie Gber: " Neue Wasserkraftanlagen sind von

a. eine mittlere erwartete Produktion von nationalem Interesse, wenn sie &ber:
jahrlich mindestens 20 GWh verfigen; a. im Winterhalbjahr GUber eine mittlere
oder enwartete Produktion von jéhrich

b. eine mittlere erwartete Produktion von mindestens 6,7 GWh verfligen; oder
jahrlich mindestens 10 GWh und Gber b. eine mittlere erwartete Produktion von
mindestens 800 Stunden Stauinhalt bei jahrlich mindestens 5 GWh und tber
Vollleistung verfiigen. mindestens 30 Stunden Stauinhalt bei

Vollleistung verflgen.

Art. 9 Windkraftanlagen von nationalem Interesse

Der in Art. 9 vorgesehene Grenzwert fiir das nationale Interesse von Windenergieanlagen von
10 GWh ist aus mehreren Griinden wichtig und deshalb sehr zu begrlissen. Erstens stellt der
Wert die Koharenz zu den kantonalen Planungen sicher, welche i.d.R. gleichlautende oder
entsprechende Bedingungen fir die Bezeichnung der Standorte in der Richtplanung
verwenden. Es ist Aufgabe der kantonalen Richtplanung, Standorte fiir die Windenergie so
auszuscheiden, dass ein Optimum zwischen Energieerzeugung und Landschafts-
/Naturschutzinteressen erreicht wird. Es ware deshalb schwer nachvollziehbar, wenn die
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gewahlte Lésung durch das nationale Interesse in zwei Kategorien geteilt wirde (Standorte
mit/ohne nationales Interesse). Zweitens wiirde ein héherer Grenzwert zu einer Konzentration
auf den Westschweizer Jura filhren, was sich erfahrungsgemass negativ auf die Akzeptanz
auswirkt. Die Standorte in der Zentral-, Nord- und Ostschweiz weisen in der Regel ein
geringeres Produktionspotenzial auf als die Standorte im Westschweizer Jura. Ein Grenzwert
von 20 GWh oder mehr wiirde die Entwicklung in diesen Regionen hemmen. Drittens erhéhen
sich die Realisierungschancen auch fur Standorte mit grossem Potenzial, wenn diese in
mehreren Etappen realisiert werden. Dies hat sich insbesondere auf dem Mont Crosin als sehr
erfolgreich erwiesen. Es muss jedoch davon ausgegangen werden, dass Gegner der Nutzung
der Windenergie versuchen, bereits die erste Etappe durch Einsprachen/Beschwerden in Frage
zu stellen. Umso wichtiger ist deshalb, dass das nationale Interesse bereits flir die erste Etappe
gegeben ist. Aufgrund der vorgenannten Punkte gehen wir schliesslich davon aus, dass mit
einem hoéheren Grenzwert die Ziele der Energiestrategie kaum zu erreichen sind.

Verordnungstext Vorschlag

' Fir die Beurteilung, ob eine Windkraftanlage | Unterstiitzung des Art. 9 wie bestehend.
von nationalem Interesse ist, kbnnen mehrere
Anlagen gemeinsam bertcksichtigt werden,
wenn sie in einer nahen raumlichen und
gemeinsamen Anordnung (Windpark) stehen.

?Neue Windkraftanlagen oder Windparks sind
von nationalem Interesse, wenn sie Uber eine
mittlere erwartete Produktion von jahrlich
mindestens 10 GWh verflgen.

®Bestehende Windkraftanlagen oder Wind-
parks sind von nationalem Interesse, wenn
sie durch die Erweiterung oder Erneuerung
eine mittlere erwartete Produktion von jahrlich
mindestens 10 GWh pro Jahr erreichen.

Art. 13 Verglitung

Wir begriissen ausdriicklich die vorgeschlagene Regelung, wonach sich die Vergiitung nach
Kosten des Bezugs bei Dritten und den Gestehungskosten der eigenen Produktionsanlagen
richtet. Die hier angewendete Interpretation der Formulierung ,vermiedene Kosten des
Netzbetreibers fiur die Beschaffung gleichwertiger Elektrizitat“ (EnG, Art. 15, Abs. 3, Bst. a)
entspricht dem Ratsvotum von Nationalrat Roger Nordmann, franzésischsprachiger
Berichterstatter der UREK-N: « A l'article 17 alinéa 3 , le Conseil des Etats a prévu que le
distributeur électrique qui reprend de I'électricité auprés d'un producteur décentralisé - hors du
systéme de rétribution a prix coltant du courant injecté - doit payer le méme prix que celui
auquel il se procure le courant vendu a ses clients finaux. Concrétement, si un distributeur,
dans une commune donnée, vend son électricité au consommateur final captif neuf centimes -
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hors timbre et taxes -, cela signifie qu'il a acheté ou produit cette énergie pour 7 ou 8 centimes.
Il doit alors payer le méme prix a un producteur décentralisé. Il reste une marge décente entre
les 7 et 8 centimes auxquels il achéte I'énergie au producteur ».

Bei einer ausschliesslichen Orientierung an den Bezugskosten bei Dritten (wie im bestehenden
Gesetz, gemass Entscheid EICom vom April 2016) ist ein wirtschaftlicher Betrieb von Photo-
voltaikanlagen nur bei sehr hohem Eigenverbrauchsanteil méglich. Davon betroffen waren u.a.
landwirtschaftliche Anlagen mit geringem Eigenverbrauch, aber hoher Bedeutung fir den Aus-
bau der Photovoltaik. Die langen Wartefristen fur die GREIV und die Kirzung der Vergutungs-
dauer bei der Direktvermarktung auf 15 Jahre steigert zusatzlich die Bedeutung einer
angemessenen Rickliefervergitung.

Allerdings weisen wir darauf hin, dass die Berechnung und Offenlegung des korrekten Preises
durch jeden einzelnen VNB wettbewerbsrechtliche Fragen aufwirft und zudem betrachtliche
Aufwande generiert und fir Unsicherheiten bei den Anlagebetreibern fihrt. Eine einheitliche
Preisfestsetzung fir die ganze Schweiz ware deutlich effizienter. Mit dem ,,15-Rappler” fir alle
erneuerbaren Energien war das friiher bereits der Fall.

Verordnungstext Vorschlag

' Bei der Verglitung fiir Elektrizitat aus Gemaéss Vorschlag BFE
erneuerbaren Energien richten sich die
Kosten, die der Netzbetreiber fir die
Beschaffung gleichwertiger Elektrizitat
vermeidet, nach den Kosten des Bezugs bei
Dritten und den Gestehungskosten der
eigenen Produktionsanlagen.

?Bei der Vergiitung fiir Elektrizitit aus fossil
und teilweise fossil befeuerten Warme-Kraft-
Kopplungsanlagen ergibt sich der Marktpreis
aus den Stundenpreisen am Spotmarkt im
Day-ahead-Handel flir das Marktgebiet
Schweiz.

Art. 14 Anlagenleistung

Es ist nicht nachvollziehbar, wieso fiir die Wasserkraft die hydraulische Bruttoproduktion als
Basis fir die Leistungsbestimmung angewendet wird. Bei allen anderen Technologien wird die
maximale Leistung verwendet, wie dies auch internationaler Standard ist. Mit der vorliegenden
Leistungsdefinition ist so bspw. auch die Grosswasserkraft mit Anschlussleistungen bis zu 25
MW (s. Beispiele aktueller KEV Bezliger) anspruchsberechtigt auf die Férderung tber das
Einspeisepramiensystem, was nicht im Sinne des Férdersystems sein kann bzw. international
wohl einmalig ist. Die Grenze zwischen Gross- und Kleinwasserkraft ist international immer als
Engpassleistung, also als maximal mégliche elektrische Leistung Uber einen gewissen
Mindestzeitraum, definiert. Zudem flihrt die Definition Art. 14 zu einer Ungleichbehandlung der
Technologien, wie bspw. in Art. 15 EnFV oder Art. 15 EnG.
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Vorschlag

? Die Leistung einer Wasserkraftanlage
bezieht sich auf die Bruttoleistung. Fiir deren
Berechnung gilt Artikel 51 des Wasserrechts-
gesetzes vom 22. Dezember 1916°.

Art. 15 Ort der Produktion

Abs. 2 &ndern:

? Die Leistung einer Wasserkraftanlage
bezieht sich auf die maximal mbgliche
elektrische Leistung (Engpassleistung).

Diese Losung entspricht dem Zweckartikel 1 des Energiegesetzes, wonach eine wirtschaftliche
und umweltvertragliche Bereitstellung und Verteilung der Energie sichergestellt werden muss.
Parallelnetze sind zu vermeiden, vorhandene Netze sind technisch und wirtschaftlich optimal

zu nutzen.
Verordnungstext Vorschlag
Als Ort der Produktion gilt das Grundstick, Artikel &ndern:

auf dem die Produktionsanlage liegt.
Umliegende Grundstiicke gelten ebenfalls als
Ort der Produktion, sofern das Verteilnetz des
Netzbetreibers zwischen der Produktions-
anlage und dem Verbrauch nicht in Anspruch
genommen wird.

Als Ort der Produktion gilt das Grundstiick,
auf dem die Produktionsanlage liegt.
Umliegende Grundstiicke gelten ebenfalls als
Ort der Produktion—sofern-dasferteilnetz des
Notzt " Y v Drocieti

[ | dem \ort b inbt i ,
genommen-wird- Das Verteilnetz des Netz-
betreibers kann durch die Eigenverbrauchs-
gemeinschaft nur in Anspruch genommen
werden, sofern dadurch der Aufbau eines
Parallelnetzes verhindert werden kann. Die
Netznutzung ist kostenorientiert zu
vereinbaren.

Art. 16 Voraussetzung fir den Zusammenschluss zum Eigenverbrauch

Das Ziel einer Erneuerbaren-Energie-Quote von 10 Prozent erweist sich als wirksamer Treiber
beim Ausbau der erneuerbaren Energien im Schweizer Stromsystem. Diese Option tragt
besser zur Energiestrategie 2050 bei und sollte deshalb auch fiir die Bestimmung der flir den
Zusammenschluss zum Eigenverbrauch erforderlichen Produktionsleistung einer Anlage

herangezogen werden.

Verordnungstext

‘ Vorschlag

Der Zusammenschluss zum Eigenverbrauch
ist zulassig, sofern die Produktionsleistung

Anforderung auf Anteil erneuerbarer Energien

an der Produktionsleistung fokussieren:

11
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Der Zusammenschluss zum Eigenverbrauch
ist zulassig, sofern die Produktionsleistung
der Anlage einen Anteil von mindestens 10
Prozent erneuerbare Energie erreicht.

Art. 18 Einsatz von Stromspeichern im Eigenverbrauch

Der wirtschaftliche und netzdienliche Zubau dezentraler Energiespeicher ist eine Voraus-
setzung flir den gelingenden Umbau des Energiesystems im Sinne der Energiestrategie 2050.
Aus diesem Grund dirfen Speicher unabhangig von ihrer Auslegung und Technologie
zumindest nicht diskriminiert werden. Dartber hinaus besteht ein Klarungsbedarf hinsichtlich
der in diesem Artikel verwendeten Terminologie sowie den Umgang mit neuen Speicher-
technologien bzw. -anwendungen, die kiinftig erheblich an Bedeutung gewinnen, jedoch in

diesem Artikel noch nicht beriicksichtigt sind.

Verordnungstext

Vorschlag

'Wer einen Stromspeicher einsetzt, ist ver-
pflichtet, auf eigene Kosten Massnahmen zu
ergreifen, um stérende technische Einwirkun-
gen auf den Netzanschlusspunkt zu vermei-
den. Fur die Gbrigen Kosten gilt Artikel 11
Absatz 3 sinngemass.

Abs. 1 ergénzen:

' Wer einen Stromspeicher einsetzt, ist ver-
pflichtet, auf eigene Kosten Massnahmen zu
ergreifen, um stérende technische Einwirkun-
gen auf den Netzanschlusspunkt zu vermei-
den. Fur die Gbrigen Kosten gilt Artikel 11
Absatz 3 sinngemass. Grundsétzlich diirfen
an Speicher keine strengeren technischen
Anschlussanforderungen als an Endverbrau-
cher und Produktionsanlagen gestellt werden.

2Kénnen diese Stromspeicher Elektrizitat
sowohl aus dem Verteilnetz beziehen als
auch an dieses abgeben, so sind sie mit
einem intelligenten Messgerat nach Artikel 8a
StromVV8 auszustatten. Die Daten, die zur
Berechnung der vom Speicher aus dem
Verteilnetz bezogenen und in dieses Netz
abgegebenen Elektrizitat notwendig sind, sind
von der Grundeigentiimerin oder dem
Grundeigentiimer dem Netzbetreiber zu
Ubermitteln.

Abs. 2 ersatzlos streichen

®Der Netzbetreiber hat die Messgeréte am
Messpunkt nach Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe
¢ StromVV phasensaldierend zu betreiben.

Kléarungsbedarf:

* \Was versteht das BFE unter einer
Phasensaldierung?

* Wie soll in Zukunft mit mobilen Speichern
umgegangen werden (v.a. Batterien in E-
Fahrzeugen, deren Anteil kiinftig deutlich
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Art. 19 Verhéltnis zum Netzbetreiber
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zunehmen wird)?

Fir mehr Rechtssicherheit und Investitionsschutz sowohl auf Seiten der Verbraucher und als
auch des Netzbetreibers sind die Rechte und Pflichten zur gegenseitigen Information und

Kostenverteilung zu konkretisieren.

Verordnungstext

Vorschlag

' Grundeigentiimerinnen und Grundeigen-
timer haben dem Netzbetreiber je drei
Monate im Voraus mitzuteilen, wenn sie die
Méglichkeit des Eigenverbrauchs in Anspruch
nehmen oder wieder darauf verzichten wollen.

?Ebenfalls je drei Monate im Voraus haben
sie dem Netzbetreiber die Griindung eines
Zusammenschlusses zum Eigenverbrauch
zusammen mit den am Zusammenschluss
teilnehmenden Mieterinnen und Mieter oder
Pachterinnen und Pachter oder die Auflosung
eines solchen Zusammenschlusses mitzu-
teilen.

Abs. 1 und 2 dndern (Verldngerung der
Mitteilungsfrist):

' Grundeigentiimerinnen und Grundeigen-
timer haben dem Netzbetreiber je sechs
Monate im Voraus mitzuteilen, wenn sie die
Méglichkeit des Eigenverbrauchs in Anspruch
nehmen oder wieder darauf verzichten wollen.

?Ebenfalls je sechs Monate im Voraus haben
sie dem Netzbetreiber die Griindung eines
Zusammenschlusses zum Eigenverbrauch
zusammen mit den am Zusammenschluss
teilnehmenden Mieterinnen und Mieter oder
Pachterinnen und Pachter oder die Auflosung
eines solchen Zusammenschlusses mitzu-
teilen.

® Grundeigentiimerinnen und Grundeigen-
timer haben einen allfalligen Austritt einer
Mieterin oder eines Mieters oder einer
Pachterin oder eines Pachters (Art. 17 Abs. 4)
dem Netzbetreiber unverziglich mitzuteilen.
Der Netzbetreiber hat die betreffenden
Mieterinnen und Mietern und Pachterinnen
und Pachtern innert drei Monaten in die
Grundversorgung nach Artikel 6 oder 7 des
Stromversorgungsgesetzes vom 23. Marz
2007° (StromVG) aufzunehmen.

Abs. 3 dndern (Differenzierung nach Mietern
und Pé&chtern innerhalb und ausserhalb der
Grundversorgung):

® Grundeigentiimerinnen und Grundeigen-
timer haben einen allfalligen Austritt einer
Mieterin oder eines Mieters oder einer
Pachterin oder eines Pachters (Art. 17 Abs. 4)
dem Netzbetreiber unverziglich mitzuteilen.
Der Netzbetreiber hat die betreffenden
Mieterinnen und Mietern und Pachterinnen
und Pachtern, sofern diese weniger als 100
MWh verbrauchen, innert sechs Monaten in
die Grundversorgung nach Artikel 6 oder 7
des Stromversorgungsgesetzes vom 23. Marz
2007° (StromVG) aufzunehmen.

*1st die Grundeigentiimerin oder der Grund-
eigentimer nicht in der Lage, die Mitglieder
des Zusammenschlusses mit Elektrizitat zu

Abs. 4 ergdnzen (Kostenverteilung
konkretisieren):

*1st die Grundeigentiimerin oder der Grund-
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versorgen, hat der Netzbetreiber die Versor-
gung umgehend sicherzustellen.
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eigentlimer nicht in der Lage, die Mitglieder
des Zusammenschlusses mit Elektrizitat zu
versorgen, hat der Netzbetreiber die Versor-
gung umgehend sicherzustellen. Sdmtliche
Kosten, die dadurch beim Netzbetreiber
anfallen, hat die Grundeigentiimerin oder der
Grundeigentiimer zu tragen.

®Wer die Méglichkeit des Eigenverbrauchs in
Anspruch nimmt, hat dem Netzbetreiber die
Menge der vor Ort produzierten und ver-
brauchten Elektrizitat mindestens einmal
jahrlich mitzuteilen.

Anderungen der EnFV

Abs. 5 dndern (Préazisierung der
Mitteilungspflicht):

®Wer die Méglichkeit des Eigenverbrauchs in
Anspruch nimmt, hat dem Netzbetreiber die
Menge der vor Ort produzierten und ver-
brauchten Elektrizitat mindestens einmal
jahrlich mitzuteilen.

Art. 10 Ausnahmen von der Untergrenze bei Wasserkraftanlagen

Die Formulierung des Gesetzes wurde in der EnFV weiter verscharft. Dafir gibt es keinen
Grund, und aufgrund der bereits bestehenden starken Einschrankung der Kleinwasserkraft und
der hohen Relevanz der Technologie bei der Erreichung der in der ES2050 formulierten Ziele
ist dies nicht nachvollziehbar. So wurde die im Gesetz formulierte ,oder” Verknipfung zwischen
,bereits genutzten Gewasserabschnitten® und ,keine neuen Eingriffe in natirliche Gewasser* in
der Verordnung so umformuliert, dass nun beide Bedingungen erfillt sein missen.

Die Vernehmlassungsversion schafft hier unnétige Administration, Komplexitat und
Verunsicherung. Die Formulierung im Gesetz ist klar und einfach, pragmatisch und effizient in
die Verordnung umsetzbar. Es gibt keinen Grund, das Gesetz auf Verordnungsebene weiter zu

verscharfen.

Verordnungstext

Vorschlag

Nebst den Wasserkraftanlagen, die mit
Trinkwasserversorgungs- oder Abwasser-
anlagen verbunden sind, sind folgende
Wasserkraftanlagen von der Untergrenze
nach den Artikeln 19 Absatz 4 Buchstabe a
und 24 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer 2 EnG
ausgenommen:

a. Dotierkraftwerke;

b. Anlagen an kiinstlich geschaffenen
Hochwasserentlastungskanalen,
Industriekanalen und bestehenden Ausleit-
und Unterwasserkanalen, sofern keine

Artikel neu formulieren:

Nebst den Wasserkraftanlagen, die mit
Trinkwasserversorgungs- oder Abwasser-
anlagen verbunden sind, sind folgende
Wasserkraftanlagen von der Untergrenze
nach den Artikeln 19 Absatz 4 Buchstabe a
und 24 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer 2 EnG
ausgenommen:

a. Anlagen innerhalb bereits genutzter
Gewdésserstrecken, soweit gegeniiber dem
bestehenden Zustand die negativen
Umweltauswirkungen reduziert werden
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neuen Eingriffe in naturliche oder
Okologisch wertvolle Gewasser bewirkt
werden;

c. Nebennutzungsanlagen wie Wasser-
wasserkraftanlagen, Kraftwerke im
Zusammenhang mit Beschneiungsanlagen
oder der Nutzung von Tunnelwasser;

d. Anlagen, die im Zusammenhang mit
anderweitigen Gewassereingriffen wie
Renaturierungen und Hochwasserschutz-
massnahmen erstellt werden, soweit
gegeniber dem bestehenden Zustand eine
gesamthaft verbesserte Gewasserdkologie
erreicht wird.

Art. 15 Direktvermarktung
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kénnen; oder

b. Anlagen, welche keine neuen Eingriffe in
natiirliche Gewésser verursachen, soweit
gegentiber dem bestehenden Zustand die
negativen Umweltauswirkungen reduziert
werden kénnen.

Eventualiter Bst. b.:

b. Anlagen an kiinstlich geschaffenen
Hochwasserentlastungskanalen,
Industriekanalen und bestehenden Ausleit-
und Unterwasserkanalen, sofern keine
neuen Eingriffe in natirliche eder
&kologisch-wertvolle-Gewasser bewirkt

werden;

Eventualiter Bst. d.:

d. Anlagen, die im Zusammenhang mit
anderweitigen Gewassereingriffen wie
Renaturierungen und Hochwasserschutz-
massnahmen erstellt werden, soweit
gegeniber dem bestehenden Zustand die
negativen Umweltauswirkungen reduziert
werden kbnnen.

Der erzwungene Wechsel zur Direktvermarktung fur Anlagen tber 500 kW schafft wirtschaft-
liche Unsicherheit gerade fir jene Investoren, die oft grosse Anteile Fremdkapital aufgenom-
men haben. Zudem sorgt diese Massnahme wohl fir keine massgeblichen Einsparungen bei
der KEV. Zudem muss die Ruckkehr in die Einspeisung zum Referenzmarktpreis auch kiinftig

maoglich sein.

Verordnungstext

Vorschlag

'Von der Pflicht zur Direktvermarktung (Art.
21 EnG) ausgenommen sind Betreiber von
Neuanlagen mit einer Leistung von weniger
als 30 kW.

?Betreiber von Anlagen mit einer Leistung ab
500 kW, die bereits eine Vergutung nach
bisherigem Recht erhalten, missen in die
Direktvermarktung wechseln.

Abs. 1 und 2 dndern (statt ,Pflicht“ ist eine
,Wahlmédglichkeit” einzurdumen:

' Es besteht die Wahlmdglichkeit zur Direkt-
vermarktung (Art. 21 EnG) fir Betreiber von
Neuanlagen mit einer Leistung von weniger
als 100 kW.

?Betreiber von Anlagen mit einer Leistung ab
500 kW, die bereits eine Vergutung nach
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bisherigem Recht erhalten, kbnnen in die
Direktvermarktung wechseln.

% Samtliche Betreiber kdnnen jederzeit unter In Abs. 3 den letzten Satz streichen:
Einhaltung einer Meldefrist von drei Monaten | 3 samtliche Betreiber kénnen jederzeit unter

auf ein Quartalsende hin in die Direktver- Einhaltung einer Meldefrist von drei Monaten

marktung wechseln. Die Ruckkehr zur auf ein Quartalsende hin in die Direktver-

Einspeisung zum Referenz-Marktpreis ist marktung wechseln. Die-Rickkehrzur

ausgeschlossen. Einspei Ref Marktoreis.i
ausgeschlossen:

Art. 21 Abbau der Warteliste

Die Windenergie ist als einzige Technologie vollstandig auf das Vergutungssystem angewiesen
(keine Einmalvergitung oder Investitionsbeitrage und keine Moglichkeit, von Eigenverbrauchs-
regelung zu profitieren). Fir die Windenergie besteht daher gemass EnG Art. 38 ab 2024 keine
Forderung mehr, wahrend alle Gibrigen Technologien bis 2031 geférdert werden konnen. Dies
ist speziell problematisch, da Windenergie mit zwei Drittel der Stromproduktion im Winterhalb-
jahr fur die Versorgungssicherheit von besonderer Bedeutung ist und weil die Projekte
angesichts der langen Planungs- und Bewilligungsverfahren auf stabile Rahmenbedingungen
angewiesen sind. Beim Abbau der Warteliste in Art. 21 ist diesem Umstand Rechnung zu
tragen. Wir beantragen deshalb eine entsprechende Anderung von Abs. 3.

Aktuell verfugen Uber 500 bei der KEV angemeldete Windenergieanlagen Uber einen positiven
Bescheid. Wir stellen jedoch fest, dass in einigen Regionen durch neue Restriktionen (u.a.
betreffend Flugsicherheit) die kantonalen Planungen Uberarbeitet worden sind oder aktuell
noch Uberarbeitet werden. D.h. die Kantone haben teilweise andere Standorte in die Richt-
planung aufgenommen oder sind dabei, dies noch zu tun. Dadurch besteht in einigen Kantonen
nur eine sehr beschrankte Ubereinstimmung zwischen der kantonalen Planung und den
positiven KEV-Bescheiden. Einige obsolet gewordene Projekte verfligen Uber positive
Bescheide, wahrend sich aussichtsreiche Standorte auf der Warteliste befinden. Eine
Bereinigung in Zusammenarbeit mit den Kantonen wirde es erlauben, die Warteliste
abzubauen und die Mittel aus dem Netzzuschlagsfonds besser zu bewirtschaften.

Wir beantragen daher, die positiven KEV-Bescheide in Zusammenarbeit mit den Kantonen zu
Uberprifen. Dabei soll es auch ermdglicht werden, positive Bescheide innerhalb der Kantone
zu Ubertragen, um damit auf Anderungen der Richtplanung zu reagieren. Entsprechend miisste
die Moglichkeit vorgesehen werden, in diesem Fall von Art. 25 abs. 2 ¢ abzuweichen (,Die
Volizugsstelle weist das Gesuch um Teilnahme am Einspeisevergliitungssystem ab, wenn der
Standort der Anlage gegentiiber dem Antrag erheblich abweicht.”).

Verordnungstext Vorschlag

' Stehen wieder Mittel zur Verfiigung, so legt | Abs. 2: Formulierung geméss Variante A
das BFE Kontingente fest, in deren Umfang
Anlagen auf den Wartelisten berticksichtigt
werden kénnen.

16



Absatz 2 Variante A:

?Die Anlagen auf der Warteliste fiir Photo-
voltaikanlagen werden jeweils entsprechend
dem Einreichedatum des Gesuchs in
folgender Reihenfolge beriicksichtigt:

g. Anlagen, die bis zum 31. Dezember 2014
in Betrieb genommen wurden;

h. Anlagen, die ab dem 1. Januar 2015 in
Betrieb genommen wurden;

i. die Ubrigen Projekte.

Absatz 2 Variante B:

?Die Anlagen auf der Warteliste fiir Photo-

voltaikanlagen werden entsprechend dem
Einreichedatum des Gesuchs berticksichtigt.

d€eSUISSE
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®Die Anlagen auf der Warteliste fiir die
Ubrigen Erzeugungstechnologien werden in
folgender Reihenfolge bericksichtigt:

a. Anlagen, fur die die Inbetriebnahmemel-
dung oder die Projektfortschrittsmeldung
beziehungsweise, bei Kleinwasserkraft-
und Windenergieanlagen, die zweite
Projektfortschrittsmeldung vollstandig bei
der Vollzugsstelle eingereicht wurde:
entsprechend dem Einreichedatum dieser
Meldung,

b. die Ubrigen Projekte: entsprechend dem
Einreichedatum des Gesuchs.

Abs. 3 wie folgt andern:

®Die Anlagen auf der Warteliste fiir die
Ubrigen Erzeugungstechnologien werden in
folgender Reihenfolge bericksichtigt:

a. Windenergieanlagen, fiir die die zweite
Projektfortschrittsmeldung vollstdndig bei
der Vollzugsstelle eingereicht wurde,
entsprechend dem Einreichedatum dieser
Meldung,

b. Anlagen, fir die die Inbetriebnahme-
meldung oder die Projektfortschritts-
meldung beziehungsweise, bei
Kleinwasserkraftanlagen die zweite
Projektfortschrittsmeldung vollstandig bei
der Vollzugsstelle eingereicht wurde:
entsprechend dem Einreichedatum dieser
Meldung,

c. die Ubrigen Projekte: entsprechend dem
Einreichedatum des Gesuchs.

Art. 51 Erheblichkeit der Erweiterung oder Erneuerung

Die Formulierung in Abs. 2, Bst. b ist nicht eindeutig. Es wird einerseits auf die Jahres-
produktion der letzten 5 Jahre verwiesen, andererseits auf eine Investition in Rp./kWh. Wir
interpretieren diese Regelung so, dass bei einer durchschnittlichen Jahresproduktion von 1
Mio. kWh Uber die letzten 5 Jahre die Investition mindestens CHF 100000 (1 Mio. kWh x 10

Rp./kWh) betragen muss.



Verordnungstext
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Vorschlag

' Die Erweiterung einer Anlage ist erheblich,
wenn durch bauliche Massnahmen:

a. die Ausbauwassermenge aus dem bereits
genutzten Gewasser um mindestens 20
Prozent erhoht wird;

b. die mittlere Bruttofallhohe um mindestens
10 Prozent erhoht wird;

c. zusatzliches Wasser im Umfang von min-
destens 10 Prozent des Durchschnitts der
in den letzten funf vollen Betriebsjahren
vor der Inbetriebnahme der Erweiterung
genutzten Jahreswassermenge genutzt
wird;

d. das nutzbare Speichervolumen um
mindestens 15 Prozent vergrossert wird;
oder

e. die jahrliche Nettoproduktion gegentiber
dem Durchschnitt der letzten flnf vollen
Betriebsjahre vor der Inbetriebnahme der
Erweiterung um mindestens 20 Prozent
oder 30 GWh gesteigert wird.

?Die Erneuerung einer Anlage ist erheblich,
wenn:

a. mindestens eine Hauptkomponente wie
Wasserfassung, Wehr, Speicher, Druck-
leitung, Maschinen oder elektromecha-
nische Ausristung der Anlage ersetzt oder
totalsaniert wird; und

b. die Investition mindestens 10 Rp./kWh der
durchschnittlich in einem Jahr der letzten
funf vollen Betriebsjahre erzielten Netto-
produktion betragt.

Art. 65 Anrechenbare Investitionskosten

Die anrechenbaren Planungs- und Bauleitungskosten sind nicht vollstdndig und mit 15 Prozent

Abs. 2, Bst. b. andern:

b. das Verhéltnis von Investition zur
durchschnittlich in einem Jahr der letzten
funf vollen Betriebsjahre erzielten
Nettoproduktion mindestens 10 Rp./kWh
betragt.

zu tief angesetzt. Insbesondere Wind- und Kleinwasserkraftwerke sind komplexe Projekte,
welche sorgfaltig in die natirliche Umgebung eingepasst werden missen. In der Praxis liegen
die Planungskosten im Bereich von bis zu 20 Prozent.



Verordnungstext
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Vorschlag

' Fiir die Berechnung des Investitionsbeitrags
sind insbesondere die Erstellungs-, die
Planungs- und die Bauleitungskosten sowie
die Eigenleistungen des Betreibers
anrechenbar, sofern sie:

a. in direktem Zusammenhang mit den flr die
Elektrizitatsproduktion notwendigen Teilen
der Anlage anfallen und ausgewiesen
werden;

b. flr die Steigerung oder Aufrechterhaltung
der Elektrizitatsproduktion direkt notwendig
sind;

c. angemessen sind; und

d. effizient ausgefihrt werden.

2Planungs- und Bauleitungskosten werden
héchstens bis zu einer H6he von 15 Prozent
der anrechenbaren Erstellungskosten
angerechnet.

® Eigenleistungen des Betreibers wie eigene
Planungs- oder Bauleistungen sind nur
anrechenbar, wenn sie Ublich sind und mittels
detailliertem Arbeitsrapport nachgewiesen
werden kénnen.

Art. 71 Verbleibende Nutzungsdauer

Abs. 1 und 2 andern:

' Fiir die Berechnung des Investitionsbeitrags
sind insbesondere die Erstellungs-, die
Planungs- und die Bauleitungskosten sowie
die Eigenleistungen des Betreibers und
anfallende Kommunikations- und
Beratungskosten (mit Kantonen, Gemeinden,
Verbanden und Anrainern) anrechenbar,
sofern sie:

a. in direktem Zusammenhang mit den flr die
Elektrizitatsproduktion notwendigen Teilen

der Anlage anfallen und ausgewiesen
werden;

b. flr die Steigerung oder Aufrechterhaltung
der Elektrizitatsproduktion direkt notwendig
sind;

c. angemessen sind; und

d. effizient ausgefihrt werden.

2Planungs- und Bauleitungskosten werden
héchstens bis zu einer Héhe von 20 Prozent
der anrechenbaren Erstellungskosten
angerechnet.

Die Nutzungsdauer in Anhang 2.2, Ziffer 3 ist eine rein technische Nutzungsdauer, welche nur
bei dusserst sorgfaltigem Betrieb- und Unterhalt erreicht werden kann. Nicht bericksichtigt wird
dabei, dass eine Konzession heute in der Regel deutlich kirzer ausgelegt wird, und dass auch
mit einem Rickbau nach Ablauf der Konzession gerechnet werden muss. Dies insbesondere
auch unter Bericksichtigung einer schweren Abschéatzbarkeit, ob auch in 35 Jahren die
Marktpreise eine Weiterfiihrung des Betriebs erlauben. Die hohen Nutzungsdauern
benachteiligen die Kleinwasserkraftwerke diesbeziiglich auch gegeniliber anderen

Technologien.

Verordnungstext

Vorschlag

Zur Bestimmung der verbleibenden Nutzungs-
dauer wird auf die Nutzungsdauer des neu
eingebauten Bestandteils abgestellt, der die
langste Nutzungsdauer gemass der
Nutzungsdauertabelle in Anhang 2.2 aufweist.

Artikel andern:

Es wird empfohlen, die Nutzungsdauer
samtlicher Komponenten auf maximal 35
Jahre festzulegen.

19



d€eSUISSE

Dachorganisation der Wirtschaft fur
erneuerbare Energien und Energieeffizienz

Wir danken fur die Berucksichtigung unserer Stellungnahme.

Freundliche Griisse

p b G

Gianni Operto Stefan Batzli
Prasident AEE SUISSE Geschaftsfiihrer
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( BIOMASSE

Eidgenossisches Departement fur Umwelt, Verkehr,
Energie und Kommunikation UVEK
Bundesprasidentin Doris Leuthard

Kochergasse 6

3003 Bern

energiestrategie@bfe.admin.ch
Zollikon, 08.05.2017

Stellungnahme zur Umsetzung des ersten Massnahmenpaktes zur Energiestrategie 2050:
Anderungen auf Verordnungsstufe

Sehr geehrte Frau Bundesratin Leuthard
Sehr geehrte Damen und Herren

Fur die Einladung zur Stellungnahme im Rahmen der Vernehmlassung zur Umsetzung des ers-
ten Massnahmenpaktes zur Energiestrategie 2050 mochten wir uns herzlich bedanken.

Ausgangslage

Biomasse Suisse setzt sich flir die 6kologisch und okonomisch sinnvolle stoffliche und energe-
tische Nutzung von Biomasse ein. Viele unserer Mitglieder betreiben Kompostier- und Biogas-
anlagen sowie in geringerer Zahl Photovoltaik- oder Holzverstromungsanlagen. Ein erhebli-
cher Teil des produzierten Biogases wird nicht verstromt, sondern aufbereitet und ins Gas-
netz eingespeist. Unsere Produkte sind daher sehr vielfaltig: Strom, Warme und Treibstoff
sowie wertvoller Diinger und Bodenverbesserer. Wir garantieren so einen geschlossenen
Stoffkreislauf, die Produkte sind CO2-neutral und die Energie aus Biomasse kann flexibel
produziert wie auch gespeichert werden. Energie aus Biomasse lasst sich zudem optimal mit
anderen erneuerbaren Energien kombinieren: Unsere Mitgliedsorganisation Okostrom

Schweiz betreibt ein erstes virtuelles Kraftwerk, das
Biomasse Suisse

Zollikerstrasse 65

8702 Zollikon

Tel 044 395 12 14

Fax 044 395 12 34
contact@biomassesuisse.ch

Energie nachfrageorientiert produzieren kann. Dies

www.biomassesuisse.ch



hilft mit, die Netzstabilitat zu erhalten. Biomasseanlagen werden somit einen wichtigen Bei-
trag zur Umsetzung der Energiestrategie 2050 leisten.

Biomasse Suisse unterstitzt grundsatzlich das erste Massnahmenpaket der Energiestrategie
2050. Sie enthalt zentrale Massnahmen fur den Teil der Branche, der aus Biogas Strom pro-
duziert.

Forderung von Biomethan

Leider konzentriert sich aber die Strategie fast ausschliesslich auf den Strom und enthalt
keinerlei Forderung des Biomethans als wichtiges Element einer kuinftigen okologischeren
Gasversorgung.

Wir verlangen daher, dass dem Biomethan in einem nachsten Entwicklungsschritt der Ener-
giestrategie entsprechendes Gewicht gegeben wird. Wir schlagen konkret vor, dass unter
Leitung des BFE eine Arbeitsgruppe gebildet wird, welche die zentralen Akteure umfasst.
Dazu gehoren sicher Biomasse Suisse, der VSG, Okostrom Schweiz und Infrawatt. Diese Ar-
beitsgruppe erhalt den Auftrag Massnahmen zur Forderung von Biomethan als Treib- und
Brennstoff zu erarbeiten.

Stellungnahme zum ersten Massnahmenpaket

Grundsatzlich unterstiitzen wir alle Aussagen und Vorschlage unseres Mitgliedes Okostrom
Schweiz, welche die Stromproduktion aus Biomasse betreffen




Spezifische Antrage

Verordnung Uber die Forderung der Elektrizitat aus erneuerbaren Energien (Energieforde-

rungsverordnung EnFV):

¢ Die Ausweitung der Palette von aus erneuerbaren Energietragern hergestellten Gasen
sollte auch in der Begriffsbestimmung gemass Art. 2 lit. c aufgenommen werden.

[...]
c. biogenes Gas: aus Biomasse herge-
stelltes Gas;

Artikel Verordnungstext Anderungsantrag
Art. 2 Begriffe, In dieser Verordnung bedeuten: In dieser Verordnung bedeuten:
lit. ¢

[...]
c. biogenes Gas: aus Biomasse oder aus anderen erneu-
erbaren Energien hergestelltes Gas;

e Art. 3, Abs. 2 und Art. 32, Abs. 2 schliessen aus, dass bei erheblichen Anlagenerwei-
terungen eine Neuanmeldung moglich ist. Dies fuhrt aus energiepolitischer Sicht zu

Fehlentwicklungen und ist zu korrigieren.

Artikel Verordnungstext

Anderungsantrag

Art. 3 Neuanla- Als Neuanlage gilt ebenfalls eine An-
gen, Abs. 2 lage, die eine bestehende Anlage
komplett ersetzt.

Als Neuanlage gilt ebenfalls eine Anlage, die eine beste-
hende Anlage komplett ersetzt oder erheblich erneuert
wird, wenn kumulierend folgende Voraussetzungen
erfiillt sind:

a) Die Investitionskosten fur die Erweiterung oder
Erneuerung mussen mindestens 50 Prozent der
fur eine Neuanlage erforderlichen Investition be-
tragen.

b) Mindestproduktion Elektrizitdt nach Erweiterung
oder Erneuerung: darf gegeniiber dem Zustand
vor Erweiterung oder Erneuerung nicht kleiner
sein.

c) Die Nutzungsdauer der alten Anlage muss zu min-
destens zwei Dritteln der festgelegten Vergu-
tungsdauer abgelaufen sein.

o Art. 15, Abs. 3 verhindert, dass Betreiber aus dem Direktvermarktungssystem zuriick
ins Referenz-Marktpreissystem wechseln konnen. Damit die Anlagenbetreiber moti-
viert werden den Schritt zu machen, sollte diese Moglichkeit aber offenbleiben.

talsende hin in die Direktvermark-
tung wechseln. Die Riickkehr zur Ein-
speisung zum Referenz-Marktpreis
ist ausgeschlossen.

Artikel Verordnungstext Anderungsantrag

Art. 15 Direkt- Samtliche Betreiber konnen jeder- | Samtliche Betreiber konnen jederzeit unter Einhaltung
vermarktung, zeit unter Einhaltung einer Melde- | einer Meldefrist von drei Monaten auf ein Quartalsende
Abs. 3 frist von drei Monaten auf ein Quar- | hin in die Direktvermarktung wechseln. Bie-Riuckkehrzur

sen- Die Betreiber konnen nach Ubertritt in die Di-
rektvermarktung unter Einhaltung einer Meldefrist
von drei Monaten jederzeit wieder zuriick ins Refe-
renz-Marktpreissystem wechseln.




e Art. 24, Abs. 5: Wenn die Ursachen fur verzogerte Inbetriebnahmemeldungen nicht
durch den Anlagenbetreiber verschuldet sind, dann muss die Einspeisevergutung
nachtraglich durch die Vollzugsstelle nachbezahlt werden.

Artikel

Verordnungstext

Anderungsantrag

Art. 24 Projekt-
fortschritte, In-
betriebnahme
und Meldepflich-
ten, Abs. 5

Sie muss die vollstandige Inbetrieb-
nahmemeldung spatestens einen Mo-
nat nach der Inbetriebnahme einrei-
chen. Halt sie diese  Frist
nicht ein, so hat sie bis zum Nach-
reichen der Meldung nur Anspruch
auf Vergiitung des Referenz-Markt-
preises.

Sie muss die vollstandige Inbetriebnahmemeldung spa-
testens einen Monat nach der Inbetriebnahme einrei-
chen. Halt sie diese Frist nicht ein, so hat sie bis zum
Nachreichen der Meldung nur Anspruch auf Vergiitung
des Referenz-Marktpreises. Im Falle einer verspdteten
Einreichung aus Griinden, fiir die der Anlagenbetrei-
ber nicht einzustehen hat, wird die Einspeisevergii-
tung nachtrdglich durch die Vollzugsstelle nachbe-
zahlt.

o Art. 28, Abs. 2: Hier sollte dieselbe Regelung gelten. Wenn die Griinde nicht durch
den Anlagenbetreiber verschuldet sind, muss die Vergiitung ruckwirkend zuriicker-
stattet werden.

Artikel

Verordnungstext

Anderungsantrag

Art. 28 Verwei-
gerung der Ver-
giitung, Abs. 2

Halt der Betreiber die rechtlichen
Vorgaben nicht ein, so entfallt der
Anspruch auf Vergiitung ebenfalls bis
er diese Vorgaben wieder
einhalt.

Halt der Betreiber die rechtlichen Vorgaben nicht ein,
so entfallt der Anspruch auf Vergiitung ebenfalls bis er
diese Vorgaben wieder einhalt. Im Falle von Griinden
fiir die der Anlagenbetreiber nicht einzustehen hat,
wird die Vergiitung riickwirkend zuriickerstattet.

o Art. 29, neuer Abs. 3: Bei Hartefallen, insb. Bei Konkurs der Bilanzgruppe oder des
Direktvermarkters fallen die Anlagenbetreiber automatisch zuriick ins Referenz-

Marktpreissystem.

Artikel Verordnungstext Anderungsantrag

Art. 29 Bewirt- In Hdrtefdllen, insbesondere wenn eine Bilanzgruppe
schaftungsent- oder ein Direktvermarkter Konkurs anmelden muss,
gelt fur die Ab- fdllt ein Anlagenbetreiber automatisch ins Referenz-
nahme von Marktpreissystem zuriick bis er wieder einen neuen
Elektrizitat, Vertrag mit einer Bilanzgruppe oder einem Direkt-
Abs. 3 (neu) vermarkter unterzeichnet hat. Die Bilanzgruppe oder

der Vermarkter ist verpflichtet dies friihzeitig der
Vollzugsstelle zu melden.




Art. 102, Abs. 1: Betreffend Datenschutz und Offenlegung ist dieser Artikel fragwur-
dig. Zudem kann die alleinige Kenntnis des Forderbeitrags ohne diejenige der Be-
triebskosten zu Fehlinterpretationen/-spekulationen fuhren. Auf eine Publikation des
Forderbeitrages ist zu verzichten.

Artikel

Verordnungstext

Anderungsantrag

Art. 102 Publika-
tion, Abs. 1

Das BFE publiziert unabhangig von
der Grosse einer Anlage folgende An-
gaben zu den Anlagen, fiir die nach
dieser Verordnung eine Forderung
entrichtet wird:

a. den Namen oder die Firma des
Betreibers sowie den Standort
der Anlage;

b. den verwendeten Energietra-
ger;

c. die Anlagenkategorie und den
Anlagentyp;

d. die Leistung vor und nach der
Investition;

e. die Hohe des Forderbeitrags;
f. das Gesuchsdatum;

g. das Inbetriebnahmedatum.

Das BFE publiziert unabhangig von der Grdsse einer An-
lage folgende Angaben zu den Anlagen, fiir die nach die-
ser Verordnung eine Forderung entrichtet wird:

a. den Namen oder die Firma des Betreibers sowie den
Standort der Anlage;

b. den verwendeten Energietrager;

c. die Anlagenkategorie und den Anlagentyp;
d. die Leistung vor und nach der Investition;
e. die-Hohe des Forderbeitrags;

f. das Gesuchsdatum;

g. das Inbetriebnahmedatum.

Art. 104: Der Artikel bezuglich Weitergabe der Daten an die Oberzolldirektion (OZD)
ist ersatzlos zu streichen. Die Weiterleitung an die Oberzolldirektion hat keine admi-
nistrativen Vereinfachungen fir die Produzenten und die OZD zur Folge. Da die Her-
steller von Treibstoffen eine Bewilligung der OZD benotigen, mussen samtliche vor-
geschriebenen Daten fir Kontrollen aufbewahrt respektive wo gefordert der OZD ein-
gereicht und geliefert werden.

Art. 104 Weiter-
gabe von Daten
an die Oberzoll-
direktion

Das BFE gibt fur den Vollzug der Mi-
neralolsteuerverordnung vom 20.
November 1996'* die nachstehenden
Daten von Anlagenbetreibern, die
Elektrizitat aus Biomasse produzie-
ren, an die Oberzolldirektion weiter:

a. Name und Adresse von natdrli-
chen Personen und Personen-
vereinigungen oder Firma und
Sitz von juristischen Personen

’

b. Angaben Uber die Art, Menge
und Herkunft der biogenen
Rohstoffe;

c. Angaben Uber die Art, Menge
und Herkunft der aus den bio-
genen Rohstoffen hergestell-
ten Treib- und Brennstoffe;

d. Angaben iber die Elektrizitat
und die Warme, die aus Treib-

Der ganze Artikel ist ersatzlos zu streichen.




und Brennstoffen produziert
werden;

e. Angaben zur Anlage, insbeson-
dere Produktionsprozesse, Ka-
pazitat, Leistung, Wirkungs-
grad und Datum der Inbetrieb-
nahme.

e Der WKK-Bonus hat sich sehr bewahrt und muss bspw. gemass Vorschlag von
Okostrom Schweiz iiber einen neuen Artikel 3.4.3 (Anhang 1.5) weitergefiihrt wer-

den.
Anhang 1.5, Fiir Biomasseanlagen wird ein Bonus fiir externe War-
3.4.3 (neu) menutzung (WKK-Bonus) von 2.5 Rp./kWh gewadhrt,

wenn die externe Wdrmenutzung die Mindestanforde-
rungen gemdss 2.2.4 wenigstens um 20 Prozent (be-
zogen auf die Bruttowdrmeproduktion) ubersteigt.

Energieverordnung (EnV):

e Bei der Entwertung von Herkunftsnachweisen gemass Art. 3 EnV ist in Absatz 2 nur
eine Speichertechnologie erwahnt. Dies sollte um weitere Speichertechnologien (na-
mentlich Power-to-Gas) erganzt werden.

Art. 3 Entwer- Bei der Pumpspeicherung muss der | Bei der Pumpspeicherung muss der Herkunftsnachweis

tung, Abs. 2 Herkunftsnachweis fiir den Teil der | fur den Teil der Elektrizitat entwertet werden, der beim
Elektrizitdt entwertet werden, der | Pumpen verloren geht. Dies gilt sinngemdss fiir andere
beim Pumpen verloren geht Speichertechnologien.

Verordnung liber die Anforderungen an die Energieeffizienz serienmassig hergestellter Anla-

gen, Fahrzeuge und Gerate (Energieeffizienzverordnung EnEV):

o Art. 12 Abs. 1 lit. b und Anhang 4, Ziff. 6.2.3: In den Grafiken in der Verordnung soll
der klimarelevante Anteil der CO2-Emissionen ausgewiesen werden.

Begrindung: Wir begrissen ausdriicklich die Regelungen in Art. 12 Abs. 1 lit. b EnEV und in
Anhang 4, Ziff. 6.2.3, wonach der biogene Treibstoffanteil fur die Kennzeichnung auf der
Energieetikette berlicksichtigt wird. Entsprechend ist indessen auch in der Darstellung ge-
mass Anhang 4 Ziff. 8 der klimarelevante Anteil der CO2-Emissionen, also jener, der aus der
Verbrennung fossilen Treibstoffs herrihrt, auszuweisen. Dies ist in den im Verordnungsent-
wurf dargestellten Grafiken nicht ersichtlich, weshalb diese entsprechend angepasst werden
sollten.



Verordnung tiber die Reduktion der CO2-Emissionen (CO2-Verordnung):

3. Kapitel: Massnahmen zur Verminderung der CO2-Emissionen von Personenwagen, Liefer-
wagen und leichten Sattelschleppern

e Art. 26 alt: Mit Erdgas betriebene Personenwagen: Der alte Art. 26 soll in der Verord-
nungsrevision nicht gestrichen, sondern unverandert belassen werden: Fiir Personen-
wagen, die ganz oder teilweise mit Erdgas betrieben werden, setzt das BFE die mas-
sgebenden CO2-Emissionen um den Prozentsatz des anrechenbaren biogenen Anteils
am Gasgemisch tiefer an.

Begriindung: Fahrzeuge mit Erdgas-Biogasantrieb leisten als Ubergangstechnologie einen
wichtigen Beitrag zur CO2-Reduktion. Elektrofahrzeuge werden in der CO2-Bilanz der Neu-
wagen mit einem unrealistischen Wert von Null Gramm pro Kilometer veranschlagt. Dieser
Wert hangt stark vom eingesetzten Strommix ab. Biogas ist demgegeniiber klimaneutral und
soll daher auch angemessen berlicksichtigt werden. Biogasfahrzeuge machen auch bei ver-
starkten Verbreitung von Elektrofahrzeugen weiterhin Sinn. Im Flotteneinsatz konnen kon-
ventionelle Diesel- und Benzinmodelle durch wesentlich CO2-armere Erdgas-Biogas Fahr-
zeuge ersetzt werden.

Unser Verband hofft, dass die Energiestrategie 2050 am 21. Mai vom Schweizer Stimmvolk
angenommen wird. Wir haben klar die Ja-Parole beschlossen und setzen uns im Rahmen un-
serer Moglichkeiten fur die Annahme ein.

Mit freundlichen Grissen

Biomasse Suisse

Der Prasident Der Vizeprasident
/ ¢ ~ Eﬂ/h‘ k:::,_‘,l-f};"
Dominique de Buman Arthur Wellinger



Collectif pour la sécurité de I'investissement
dans le solaire

P.A. Michel Brunisholz
membre du comité
1695 Estavayer-le-Gibloux
famibruni@bluewin.ch
www.collectif-rpc.ch

Office fédéral de I'énergie
Division Efficacité énergétique et
énergies renouvelables

Palais fédéral Nord

3003 Berne

Par mail a
energiestrategie@bfe.admin.ch

Estavayer-le-Gibloux, le 8 mai 2017

Prise de position par rapport aux ordonnances de la Stratégie énergétique 2050

Madame la Présidente de la Confédération,
Madame, Monsieur,

Notre collectif a été créé par des agriculteurs et des artisans ayant investis dans la production
d’énergie solaire et suite a la déception de ne pas toucher la RPC promise. Nous I'avons fait pour
exprimer notre désarroi mais aussi notre volonté d'étre écouté par nos politiciens et soutenus par la
population dans la reconnaissance de nos investissements.

Nous soutenons activement la stratégie énergétique 2050 en lien avec d’autres acteurs, tel I'Union
Suisse des Paysans... Aujourd’hui, nous vous écrivons pour prendre position sur les ordonnances liées
a la Stratégie énergétique 2050. Nous nous sommes contentés d’analyser celles en lien avec I'énergie
solaire uniquement, car c’est celle qui nous concerne. Pour le reste, nous nous rallions a la position
de I"'Union Suisse des Paysans.

Nous jugeons positivement les dispositions qui permettent la consommation par le producteur de
son propre courant. Nous saluons par ailleurs les nouvelles possibilités de regroupement de plusieurs
consommateurs finaux pour 'utilisation du courant produit sur place. Nous pouvons en attendre un
gain d’efficacité important, surtout en combinaison avec des systémes de mesure et de réglage


mailto:famibruni@bluewin.ch
http://www.collectif-rpc.ch/
mailto:energiestrategie@bfe.admin.ch

Nous proposons, par ailleurs, les modifications de détail suivantes :

7oy

Priorité aux installations déja réalisées pour la rétribution

Nous demandons a ce que les installations déja en service soient traitées en priorité sur la liste
d’attente de la rétribution. A I'’époque, les délais d’attente étaient estimés a deux ans environ et les
dispositions légales, sans parler des ponts RPC des distributeurs, incitaient clairement a mettre en
service le plus rapidement possible du fait que cela déterminait le niveau de rétribution une fois la
RPC obtenue. Il est donc normal de soutenir en priorité les installations déja en service, d’autant plus
que les projets simplement inscrits auprés de Swissgrid n’ont encore rien colté. Les installations
réalisées ont contribué au tournant énergétique et méritent donc d’étre priorisées, compte tenu des
moyens limités et des dispositions légales qui ont incité ces investissements.

En ce qui concerne les conditions du regroupement que nous jugeons exagérées, nous proposons les
modifications suivantes :

Dans le cas ou des locataires et des preneurs a bail font partie d’'un regroupement dans le cadre de la
consommation propre, les colts de |'électricité correspondent proportionnellement aux colts de
revient de I'électricité issue des installations de consommation propre et aux colts de I'électricité
prélevée sur le réseau de distribution.

Il faut partir de I'idée que la participation a un regroupement en vue de la consommation propre est
volontaire. Aussi, la prescription d’une limite maximale de prix est une intervention inadmissible sur
le marché, incompatible avec le principe constitutionnel de la liberté économique surtout qu'’il s’agit
d’énergies avec plus-value écologique.

Nous vous invitons a prendre en compte notre avis et nous vous adressons, Madame la Présidente de
la Confédération, Madame, Monsieur, nos salutations distinguées

Michel Brunisholz

Membre du comité du Collectif pour la sécurité de I'investissement dans le solaire
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ennova

Madame Doris Leuthard

Présidente de la Confédération

Cheffe du Département fédéral de
I‘environnement, des transports, de |‘énergie
et de la communication (DETEC)

3003 Berne

Par messagerie électronique a :
energiestrategie@bfe.admin.ch

Neuchatel, le 8 mai 2017

Mise en ceuvre du premier paquet de mesures de la Stratégie énergétique 2050

Modifications a I’échelon de I’'ordonnance

Ordonnance sur I'encouragement de la production d’électricité issue d’énergies renouvelables
(OEneR)

Madame la Présidente de la Confédération,

Nous sommes une société active dans le développement éolien. Depuis mai 2014 ennova est une filiale
a 100% des Services industriels de Genéve (SIG). Parmi les projets que nous développons pour le
compte des SIG dans plusieurs cantons, citons le projet de la Grandsonnaz. Ce parc vaudois, composé
de 17 éoliennes de plus de 3 MW, sera I'un des plus grands de Suisse et apportera une contribution
déterminante pour la transition énergétique mise en ceuvre grace a la Stratégie énergétique 2050.

L'objectif de ce courrier est de vous faire part de notre position au sujet de la consultation citée en
titre. Nous soutenons la position de Suisse Eole tout en y apportant des compléments.

1) Durée de la rétribution

Pour I'énergie électrique de source éolienne, I'OEneR tend a un abaissement de la durée de la
rétribution de 20 a 15 ans (rétribution de I'injection). Une protection contre cet abaissement est
toutefois accordée dans le cas ou un avis d’avancement du projet -un cahier des charges adopté par le
canton- a été transmis avant le 1° janvier 2018. Dans le droit en vigueur (OEne), |'obligation de
communiquer sur I'avancement du projet a été subdivisée en deux périodes. La plupart des
développeurs ont été dans l'incapacité de respecter le délai de notification de 'avancement de 4 ans
car les projets étaient souvent bloqués, notamment en raison de l'instabilité du cadre légal (pas de
fiches éoliennes ou révision en cours depuis plusieurs années).



Aujourd’hui, dans plusieurs cantons, la situation n’est pas plus avancée et les développeurs de projets
éoliens sont confrontés aux mémes problémes que par le passé.

A titre d’exemple, citons le canton du Jura. En 2012, le Gouvernement jurassien avait chargé le Service
de I'aménagement du territoire (aujourd’hui Service du développement territorial) d'élaborer un
projet de Plan directeur éolien afin d'adapter la fiche 5.06 « Energie éolienne » du Plan directeur
cantonal. A ce jour, cing ans plus tard, les bases Iégales pour un développement éolien cohérant ne
sont malheureusement pas encore remplies et ladite révision toujours en cours. En conséquence, les
autorités jurassiennes ont indiqué aux développeurs qu’il serait prématuré de débuter une enquéte
préliminaire, faute de conditions cadres cantonales diment établies.

En conséquence, il apparait peu vraisemblable que pour la plupart des projets pour lesquels une
décision positive a été rendue avant le 1*" janvier 2018, il soit possible de notifier I'état d’avancement
en transmettant le cahier des charges d’ici au 1°" janvier 2018 (alors que I'OEneR devrait entrer en
vigueur ce jour-1a).

Au vu de ces raisons, nous demandons que la durée de rétribution soit maintenue a 20 ans pour toutes
les installations ayant regu une décision positive avant le 1°" janvier 2018. A titre subsidiaire, nous
demandons que la protection contre I'abaissement de la durée a 15 ans soit étendue aux installations
ayant obtenu une décision positive avant le 1¢"janvier 2018 et pour lesquelles :

e soit, une notification de I'avancement au sens de I’ancienne version de 'OEne d’octobre 2012
a été faite (c’est-a-dire que quatre ans au plus tard apres la notification de la décision positive,
I’'avancement du projet doit faire I'objet d’'une communication) ;

e soit, un délai de prolongation pour faire cette notification, a été obtenu de la part de Swissgrid,
selon I'annexe 1 de la Directive sur la RPC (Version 1.6 du ler ao(t 2016) ;

e soit, il y a possibilité de pouvoir transmettre a Swissgrid un courrier des autorités cantonales
indiquant au développeur que le dép6t d’un « cahier des charges » est prématuré au vu des
conditions cadres du canton.

Au surplus, nous proposons de modifier le texte du ch. 6 de I'annexe 1.3 de 'OEneR comme suit :

6 Disposition transitoire

6.1 L’exploitant qui, pour son installation, a regcu une décision positive et a transmis le
premier avis complet d’avancement du projet selon+ancien-dreit avant le ler janvier
2020 2018 bénéficie d’une durée de rétribution de 20 ans.

Nous profitons de ce courrier, pour vous demander de détailler ce qu’il est entendu par « cahier des
charges adopté par le canton ». Cela revient-il a obtenir une évaluation du cahier des charges du
canton et cela est-il suffisant au sens de la loi ?

2) Transfert de décisions positives de Swissgrid au sein d’'un méme canton

Dans plusieurs cantons, les plans éoliens évoluent et sont sujets a des modifications importantes :
certains sites ne sont plus retenus, alors que de nouveaux sites apparaissent. Dés lors, certains sites
éliminés possedent des décisions positives, alors que d’autres, nouveaux, n’en possédent pas, ce qui
entrave sensiblement le développement de I'énergie éolienne.




Nous estimons qu’il est nécessaire pour le développement de I’éolien en Suisse, d’avoir la possibilité
de transférer les décisions positives entre parcs d’'un méme canton. Ceci permettrait de transférer les
avis rendus par Swissgrid en fonction de I'évolution des plans cantonaux.

En vous remerciant de votre engagement en faveur de la Stratégie énergétique 2050, nous vous
invitons a tenir compte de notre avis et nous vous adressons, Madame la Présidente de la
Confédération, notre considération distinguée.

Pierre Gautier Jean-Luc Zanasco
Président d’ennova SA Directeur ennova SA
Membre du Conseil d’administration des SIG Responsable Développement éolien des SIG
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GEOTHERMIESCHWEIZ WALDEGGSTRASSE 41 3097 BERN-LIEBEFELD

Bundesamt fir Energie (BFE)
Vernehmlassung Energiestrategie 2050
Muhlestrasse 4

3063 Ittigen

Bern, 26. April 2017

Vernehmlassung Verordnungen Energiestrategie

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir danken Ihnen, unsere Stellungnahme zu den Verordnungen der Energiestrategie 2050 abge-
ben zu dirfen. Wir pladieren fir eine praxisnahe, einfache und effiziente Umsetzung der gesetzli-
chen Vorgaben.

1. Energieverordnung

1.1 Geothermie-Erkundungsbeitrage und Geothermie-Garantien
— Anspruchsvoraussetzungen und Gesuch

Vorgeschlagener Verordnungsentwurf: Art.25, Abs. 3: Das Ge-
such ist dem BFE einzureichen. Es ist erst einzureichen, wenn
die fUr das Projekt notwendigen Bewilligungen und Konzessio-
nen rechtskraftig erteilt wurden und dessen Finanzierung gesi-
chert ist.

Dass Bewilligungen und Konzessionen rechtskraftig sein missen, bevor ein Gesuch eingereicht
werden kann, erachten wir als hochst problematisch. Die bereits heute langen Verfahrensdauern
wurden dadurch nochmals verlangert, so dass in dem gesetzlich definierten Zeitfenster zwischen
2018 bis 2023 kaum Geothermie-Projekte eingereicht werden kdnnten. Mit einem Boom, wie Bun-
desprasidentin Doris Leuthard in einem Interview vom 22.02.17 mit Geothermie-Schweiz darlegte,
ware nicht zu rechnen.

Erfahrungsgemass dauert ein Bewilligungsverfahren im besten Fall — das heisst ohne Einsprachen
—rund 2 Jahre. Bei Einsprachen, die als Rekurse ans Verwaltungs- und ans Bundesgericht weiter-
gezogen werden, ist mit zusatzlichen 3 Jahren zu rechnen. Im schlechtesten Fall kann es bis zum
Vorliegen einer rechtskraftigen Bewilligung also 5 Jahre dauern.

Schweizerische Vereinigung fiir Geothermie

Generalsekretariat +41 31 508 27 23
Waldeggstrasse 41 info@geothermie-schweiz.ch
3097 Bern-Liebefeld www.geothermie-schweiz.ch
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Antrag:
Art 25 Abs. 3 soll wie folgt geandert werden:

Gesuche kénnen beim BFE eingereicht werden, sobald die kantonalen
Behérden Vorabklarungen zur Bewilligungsféhigkeit des Geother-
mieprojekts durchgefiihrt haben und die Bewilligungsféhigkeit grund-
sétzlich (d.h. vorbehdltlich von Detailuntersuchungen) schriftlich besta-
tigen.

Die kantonale Behoérde kdnnte zum Beispiel im Expertengremium, das die Gesuche beurteilt, Ein-
sitz nehmen. Des engen Zeitfensters wegen ist es zwingend, dass die Prifung der Gesuche durch
die Expertengruppen etwa zeitgleich wahrend der kantonalen Bewilligungsverfahren durchgefiihrt
werden.

1.2. Anhang 1 (Geothermie-Erkundungsbeitrage) und Anhang 2 (Geothermie-Garantien)

1.2.1 Anrechenbare Investitionskosten

Bei den anrechenbaren Investitionskosten regen wir generell an, auch die Kosten fir
— Haftpflicht- und Bauwesenversicherungen,

—  Umweltvertraglichkeitsprifung, Umweltbaubegleitung

—  Versorgung und Entsorgung (Wasser, Abwasser, Strom etc),

zu berticksichtigen.

Antrag:

Anhang 1, Artikel 2.2 soll wie folgt erganzt werden:
h) Haftpflichtversicherungen

i) Umweltvertréaglichkeitspriifungen

J) Versorgung und Entsorgung

1.2.2 Verfahren fiir Prospektions- respektive Explorationsbeitrag — Kostenschéatzungen
Unter 3.1c und 4.2c werden Kostenschatzungen mit Abweichungen von héchstens 10% verlangt.
Eine solche Genauigkeit Iasst sich vielfach erst mit umfangreichen und komplexen Ausschreibun-
gen erreichen. Im Schweizer Bauwesen sind fur Grobkostenschatzungen +/- 20%, fur Kosten-
schatzungen +/- 15% und fir Kostenvoranschlage +/-10% ublich. Wir regen daher an, die in der
Schweiz gelaufige Definition fir eine Kostenschatzung mit einer Genauigkeit von +/- 15% zu ver-
wenden.

Antrag:

Anhang 1, Artikel 3.1c ist wie folgt zu formulieren:

c) die detaillierten Terminpldne und Kostenschétzungen mit Abweichungen von héchstens 15 Pro-
zent;

Schweizerische Vereinigung fiir Geothermie
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Antrag:

Anhang 1, Artikel 4.2c ist wie folgt zu formulieren:

c) die detaillierten Terminpldne und Kostenschéatzungen mit einer Schérfe von minus 15 Prozent
bis plus 15 Prozent der erwarteten Kostengenauigkeit;

1.2.3 Verfahren fiir Prospektions- respektive Explorationsbeitrag — Innovationsgehalt

Unter 3.3.2.b respektive 4.3.1b wird festgehalten, dass das Expertengremium das Gesuch fir ei-
nen Prospektionsbeitrag respektive Explorationsbeitrag insbesondere hinsichtlich des technischen
und qualitativen Standes der geplanten Arbeiten und des Innovationsgehalts prift.

Da es bei den Prospektions- und Explorationsbeitragen letztlich um die Abdeckung eines geologi-
schen Risikos geht, ist nicht nachvollziehbar, warum die Expertengruppe ein Projekt auch nach
seinem Innovationsgehalt beurteilen soll. Wir empfehlen, den Ausdruck «Innovationsgehalt» er-
satzlos zu streichen.

Antrag
In Anhang 1, Artikel 3.3.2, lit.b, ist der Zusatz «und des Innovationsbedarfs» ersatzlos zu strei-
chen.

Antrag
In Anhang 1, Artikel 4.3.1, lit.b, ist der Zusatz «und des Innovationsbedarfs» ersatzlos zu strei-
chen.

2. Verordnung uber die Forderung der Produktion von Elektrizitat aus
erneuerbaren Energien (EnFV)

2.1 Warteliste und Abbau der Warteliste

Geothermieprojekte, die gemass EnV Art. 25 entweder Beitrage flr die Exploration (Anhang 1,
Punkt 4) und/oder Geothermie-Garantien (Anhang 2) erhalten haben, sollen auf der Warteliste vor
andere Geothermieprojekte vorriicken. Zudem sollen die Fristen, die in den Grundsatzbescheiden
zu den Explorationsbeitragen und den Geothermie-Garantien festgelegt wurden, mit der Position
des jeweiligen Projekts auf der Warteliste abgestimmt werden.

Seitens der Bauherrschaft sind fir einen Entscheid zu einer Tiefbohrung in der Regel erstens ein
zugesicherter Explorationsbeitrag bzw. eine zugesicherte Geothermie-Garantie und zweitens die
zugesicherte Einspeisevergltung nétig. Deshalb liegen idealerweise beide Férdermassnahmen
gleichzeitig vor, bzw. die Fristen beider Férdermassnahmen sind so weit wie moglich aufeinander
abgestimmt.

Geothermieprojekte, die ein Verfahren zu Erkundungsbeitragen bzw. Geothermie-Garantien mit
aufwandiger und detaillierter Expertenevaluation erfolgreich durchlaufen haben, sind durch diese
Qualitatssicherung mit grosser Wahrscheinlichkeit erfolgreicher als solche, die ohne diese Unter-
suchungen auf der Einspeisevergutung-Liste stehen. Deshalb sollen sie nicht durch andere Ge-
othermieprojekte ausgebremst werden.

Schweizerische Vereinigung fiir Geothermie
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Antrag:

Anhang 1.4., Punkt 6, 6.2.2 Gesuchsverfahren / Projektfortschrittsmeldung kann mit einer Ziffer
6.2.2 f. erganzt werden, die den zustandigen Behdrden einen Ermessensspielraum ermdglicht,
z.B. mit folgendem Wortlaut:

f) Stand der Verfahren zu allfélligen Beitrdgen zur Exploration bzw. der Gewédhrung von Geother-
mie-Garantien.

3. Verordnung CO,-Gesetz

3.1 Beitragsberechtigung

Art 112, Abs.1 sieht vor, dass bei Projekten zur direkten Nutzung der Geothermie fir die Warme-
bereitstellung (Art. 34 Abs. 2 CO,-Gesetz) Beitrage flir die Prospektion und die Erschliessung von
Geothermie-Reservoiren gewahrt werden kdénnen

Wir empfehlen, den Begriff «direkte Nutzung» nicht wortwdrtlich, sondern sinngemass zu interpre-
tieren. Im Interesse der CO,-Reduktion in der Atmosphare ist es sinnvoll, grosse Warmevorkom-
men im Untergrund auch mit Hilfe von Warmepumpen zu nutzen. Solche Anwendungen sollten
nicht im voraus ausgeschlossen werden.

3.2 Unterstiitzung von Projekten zur direkten Nutzung der Geothermie fiir die Warmebereit-
stellung

Art 113, Abs. 2 postuliert, dass Gesuche erst dann beim BFE einzureichen sind, wenn die fiir das
Projekt notwendigen Bewilligungen und Konzessionen rechtskraftig erteilt wurden und dessen Fi-
nanzierung gesichert ist.

Dass Bewilligungen und Konzessionen rechtskraftig sein missen, bevor ein Gesuch eingereicht
werden kann, erachten wir als hochst problematisch. Die bereits heute langen Verfahrensdauern
wurden dadurch nochmals verlangert, so dass in dem gesetzlich definierten Zeitfenster zwischen
2018 bis 2023 kaum Geothermie-Projekte eingereicht werden kdnnten. Mit einem Boom, wie Bun-
desprasidentin Doris Leuthard in einem Interview vom 22.02.17 mit Geothermie-Schweiz darlegte,
ware nicht zu rechnen.

Erfahrungsgemass dauert ein Bewilligungsverfahren im besten Fall — das heisst ohne Einsprachen
—rund 2 Jahre. Bei Einsprachen, die als Rekurse ans Verwaltungs- und ans Bundesgericht weiter-
gezogen werden, ist mit zusatzlichen 3 Jahren zu rechnen. Im schlechtesten Fall kann es bis zum
Vorliegen einer rechtskraftigen Bewilligung also 5 Jahre dauern.

Antrag:
Art 113, Abs. 2 soll wie folgt geandert werden:

Gesuche kénnen beim BFE eingereicht werden, sobald die kantonalen
Behérden Vorabklarungen zur Bewilligungsfahigkeit des Geother-
mieprojekts durchgefiihrt haben und die Bewilligungsfahigkeit grund-
sétzlich (d.h. vorbehdltlich von Detailuntersuchungen) schriftlich besta-
tigen.
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Die kantonale Behérde kdnnte zum Beispiel im Expertengremium, das die Gesuche beurteilt, Ein-
sitz nehmen. Des engen Zeitfensters wegen ist es zwingend, dass die Prifung der Gesuche durch
die Expertengruppen etwa zeitgleich wahrend der kantonalen Bewilligungsverfahren durchgefiihrt
werden.

3.3. Reihenfolge der Beriicksichtigung
Art 113a, Abs. 3 legt fest, dass bei Berlicksichtigung von Projekten auf der Warteliste jene Projekte
bevorzugt werden, die weiter fortgeschritten sind und/oder friiher eingereicht wurden.

Wir stehen einem solchen Vorgehen kritisch gegeniber. Primar geht es bei geothermischen War-
meprojekten darum, den Verbrauch fossiler Brennstoffe im Interesse des Klimaschutzes zu redu-
zieren. Daher sollte nicht die Chronologie der Gesuchseingabe entscheidend sein, sondern viel-
mehr die mit dem Projekt beabsichtigte CO,-Einsparung.

Antrag

Artikel 113a, Abs. 3 ist neu zu formulieren:

Stehen wieder Mittel zur Verfiigung, so beriicksichtigt das BFE fiir die Priifung der Gesuche nach
Artikel 113 die am weitesten fortgeschrittenen Projekte. Sind mehrere Projekte gleich weit fortge-
schritten, so ist der héhere Klimaschutz massgebend.

4. Geodaten

Wir stimmen darin tberein, dass Daten aus Prospektionen, Explorationen und Bohrungen rasch
der Offentlichkeit zuganglich zu machen sind. Die in verschiedenen Artikeln vorgeschlagene Frist
von 12 Monaten halten wir aber fiir zu kurz. Wir schlagen 24 Monate vor.

Antrag

Energieverordnung, Anhang 1, Art. 5.3

Swisstopo stellt die priméren und die priméren prozessierten Geodaten innert 24 Monaten nach
Abschluss der Prospektion oder Exploration der Offentlichkeit zur Verfiigung.

Antrag

CO,-Verordnung, Anhang 12, Art. 5¢

Swisstopo stellt die priméren und die priméren prozessierten Geodaten innert 24 Monaten nach
Abschluss der Explorationsbohrung der Offentlichkeit zur Verfiigung.

Geothermie-Schweiz
26.04.17, Jirg Abblhl, Generalsekretar
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H EXI S Exzellente Brennstoffzellen-Technik

Stellungnahme und Antrage der HEXIS AG zur Umsetzung des ersten Massnahmenpakets zur
Energiestrategie 2050 Vernehmlassungsverfahren zu den Anderungen auf Verordnungsstufe

1. Energieverordnung (EnV)

Art. 59 Globalbeitrage an kantonale Programme zur Férderung der Energie- und Abwarmenutzung
[...]
2 Globalbeitrdge diirfen nicht eingesetzt werden fiir:

a. offentliche Bauten und Anlagen des Bundes und der Kantone;

b. Anlagen, die fossile-Energien—verbrauchen—keinen Anteil an erneuerbarer Energie enthalten oder keinen
Strom produzieren.

Begrundung: Auf dem — voraussichtlich langen — ,Ubergang zu einer Energieversorgung, die starker auf der
Nutzung erneuerbarer Energien grindet® (vgl. Art. 1 Abs. 2 lit. ¢ EnG) werden noch einige Zeit auch fossile
Energietrager eingesetzt werden missen. Dies im ungtinstigen Fall via Stromimporte aus nicht kontrollierbaren
Quellen aus dem Ausland. Mit dem Ziel einer ,sparsamen und effizienten Energienutzung” (vgl. Art. 1 Abs. 2 lit.
b EnG) missen fossile Energietrager im Rahmen des vorliegenden 1. Massnahmenpakets zur Energiestrategie
2050 vor allem exergetisch genutzt werden. Dies erfolgt vorbildhaft mit Warme-Kraft-Kopplungsanlagen
(WKK), welche die Exergie des Brennstoffs nutzen und zudem die anfallende Anergie (Abwarme) fir
Heizzwecke einsetzen. Sie dienen zudem bedarfsgerecht der Sicherstellung der Stromversorgung in der
Schweiz. Diese bereits im ,Ubergang* kategorisch von Forderbeitragen auszuschliessen, ist der
Versorgungssicherheit nicht dienlich.

3 Globalbeitrage kénnen auch an Investitions- und Marketingprogramme gewahrt werden, die der Erhéhung der
Bekanntheit der kantonalen Programme zur Férderung von Massnahmen nach Artikel 50 des Gesetzes oder der
gesamtenergiewirtschaftlichen Stabilitat dienen.

Begrindung: Die Gewahrleistung der Versorgungssicherheit wird Uber langere Zeit eine fundamentale und
herausfordernde Aufgabe der Energiewirtschaft sein. Eine breitere Ausrichtung der Programme ist deshalb
angezeigt.

2. Energieférderungsverordnung (EnFV)

Art. 2 Begriffe

In dieser Verordnung bedeuten
[...]
c. biogenes oder synthetisches Gas: aus Biomasse, aus anderen erneuerbaren Energien oder aus Abféllen
hergestellte Gas;

Begrindung: Die Beschrankung auf aus Biomasse hergestelltes Gas greift zu kurz. Das Ziel des
Gesetzgebers ist ja die Férderung der Nutzung von erneuerbaren Energien zur Stromproduktion. Speicherbare
und bedarfsgerecht in Stromerzeugungsanlagen einsetzbare Energietrager werden dabei eine wichtige Rolle
spielen missen. Neben Biogas gibt es eine Reihe anderer aus erneuerbaren Energietrdgern oder aus Abféllen
(nicht nur aus Biomasse entstandene) herstellbare gasférmige Brennstoffe, die dazu beitragen konnen.
Grundséatzlich missten auch daraus erzeugte flissige Brennstoffe miteinbezogen werden.

6. Kapitel: Investitionsbeitrag fir Biomasseanlagen
1. Abschnitt: Anspruchsvoraussetzungen

Anhang 1.5 Biomasseanlagen im Einspeisevergiitungssystem

Antrag:
Beibehalten des Bonus fir externe Warmenutzung von 2.5 Rp/kWh geméss bisherigem Anhang 1.5 Ziff 6.5 h.

Begrindung: Im bisherigen Anhang 1.5 der EnV wurde unter Ziff. 6.5 h ein Bonus fiir externe Wéarmenutzung von
2.5 Rp/kWh gewahrt. Damit war die Forderung einer erhfhten Wéarmenutzung umsetzbar. Im Begleitbericht wird das
Streichen des Bonus mit der starkeren Fokussierung auf die Stromproduktion begrindet. Dies ist so nicht
nachvollziehbar. Die erhthte Nutzung der ohnehin anfallenden Abwérme verbessert keineswegs die
Stromproduktion. Eine erhdhte Nutzung der Abwarme unterstiitzt vielmehr den Zweck des neuen Energiegesetzes,
namlich die effiziente Energienutzung und reduziert zudem die CO»-Emission, falls der damit abgedeckte
Warmebedarf mit fossilen Energietrédgern gedeckt werden muss.
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3. Anderungen der CO,-Verordung: Rickerstattung CO,-Abgabe von WKK-Anlagen

Einleitung

Wir begrussen grundsatzlich die vorgesehene Erganzung des CO,-Gesetzes mit den Art. 31a, 32a und 32b, welche
zumindest eine teilweise Rickerstattung der CO;-Abgabe von WKK-Anlagen ermdglicht. Damit wird die hohe
Umwandlungseffizienz der Warme-Kraft-Kopplung, welche den eingesetzten Brennstoff nicht nur in Wé&rme
umwandelt, sondern auch den hochwertigen Anteil nutzt und Strom generiert, beriicksichtigt. Interessant ist, dass
heute Technologien vorhanden sind, welche bereits bei kleinsten Anlageleistungen hohe elektrische Wirkungsgrade
(35-60 %) ausweisen. Fur die kinftige Versorgungssicherheit und die eigene Stromversorgung in der Schweiz ein
relevanter Beitrag, der jedoch in einem stark verzerrten Marktumfeld mit substantiellen Problemen konfrontiert ist,
um konkurrenzféahig zu sein. Nahezu alle ibrigen Stromerzeugungsarten werden auf unterschiedliche Art finanziell
gefordert oder bei Stromimporten werden die damit verbundenen CO»-Emissionen ausgeblendet.

Wir erachten es deshalb als notwendig, dass die Auflagen fir die Ruckerstattung der CO,-Abgabe niederschwellig
sind und keinen unnétigen Zusatzaufwand beim Betreiber der WKK-Anlage wie auch bei der Behérde auslésen.

In der parlamentarischen Debatte wurde die Anlagengrosse fir Rickerstattung der CO»-Abgabe eingehend
diskutiert und schlussendlich vom urspriinglichen Vorschlag des Bundesrats, eine untere Limite von 1 MW
Feuerungswarmeleistung festzulegen, Abstand genommen und im Gesetz kein Wert eingesetzt. Die Regelung der
Einzelheiten fur die Umsetzung wurde dem Bundesrat Ubertragen. In der Verordnung wurde nun einfach wieder der
Grenzwert von 1 MW Feuerungswarmeleistung aufgenommen und eine eher komplizierte Regelung fir den
Nachweis der Massnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz eingesetzt.

Mit dem Ziel, dass von der Rickerstattung der CO2-Abgabe mdglichst viele WKK-Anlagen profitieren und damit die
in der Schweiz eingesetzten fossilen Brennstoffen hocheffizient genutzt werden und zur Sicherung der
Stromversorgung vor allem im Winterhalbjahr beitragen, schlagen wir ihnen deshalb folgende Anpassungen vor:

Art. 96a Riickerstattung fir Unternehmen mit Verminderungsverpflichtung, die WKK-Anlagen betreiben

1 Ein Unternehmen mit Verminderungsverpflichtung, welches WKK-Anlagen betreibt, erhalt auf Gesuch hin 60
Prozent der CO;-Abgabe auf den Brennstoffen, die fur die Stromproduktion nach Artikel 32a des CO»-Gesetzes
eingesetzt wurden, riickerstattet, wenn:
a. eine oder mehrere WKK-Anlagen je eine Feuerungswarmeleistung von mindestens-1-MW héchstens 20 MW
aufweisen;

2 Es hat Anspruch auf die Ruckerstattung der restlichen 40 Prozent der CO,-Abgabe auf den Brennstoffen, die zur
Stromproduktion nach Artikel 32a des CO,-Gesetzes eingesetzt wurden, wenn es:
a. diesen Betrag fur Massnahmen nach Artikel 31a Absatz 2 des CO,-Gesetzes einsetzt;

Begrindung: in Artikel 32b Absatz 2 beschreibt bereits “... Steigerung .... Energieeffizienz ...".

b. (neu) diesen Betrag oder den nicht fir hiervor in lit a genannte Massnahmen genutzten Betrag fiir die
Beschaffung von aus Biomasse oder aus anderen erneuerbaren Energien hergestellte Brennstoffe verwendet

Begriindung: Zweck des CO,-Gesetzes (Art. 1) ist nach wie vor die Verminderung der CO2-Emissionen. Durch
die Steigerung der Energieeffizienz wird diesem Zweck nur entsprochen, falls dadurch der Verbrauch an
fossilen Energietragern reduziert wird. Wird damit ausschliesslich der Stromverbrauch reduziert, entspricht dies
zwar dem Ziel des Energiegesetzes, leistet aber nur einen kleinen Beitrag zur Reduktion der CO,-Emissionen.
Dies wird beispielsweise auch durch das Monitoring von Energiesparmassnahmen im Rahmen der
Zielvereinbarungen mit der Energieagentur der Wirtschaft bestatigt: Sparmassnahmen im Bereich des
Stromverbrauchs leisten keinen Beitrag zur Reduktion der CO»-Intensitat.

Obschon der mit dem 1. Massnahmenpaket zur ES 2050 revidierte Artikel 34 (CO»-Gesetz) nicht mehr explizit
die Forderung der erneuerbaren Energien erwahnt, entspricht die vorgeschlagene Massnahme dem Ziel dieses
Artikels: Verminderung der CO»-Emissionen bei Gebauden.

Weil samtliche mit Brennstoffzellen ausgeriisteten WKK-Anlagen mit Erdgas versorgt werden, ist der Bezug
von Biogas uber das Erdgasnetz zudem sehr einfach. Der Nachweis kann wie beispielsweise im Anhang 1.5
EnFV Ziff. 2.3.5 beschrieben durch den Gaslieferanten erfolgen.

Diese Massnahme bietet sich insbesondere fir kleinere Anlagen an, wo der Aufwand beim Betreiber und bei
der Behorde fiir den Nachweis und die Uberpriifung von Massnahmen zur Effizienzsteigerung relativ gross ist.
Deshalb kann in Absatz 1 hiervor auch gut auf eine untere Leistungsgrenze verzichtet werden.
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Art.98a Riickerstattung fiir Unternehmen, die WKK-Anlagen betreiben

1 Ein Unternehmen, das weder am EHS teilnimmt noch einer Verminderungsverpflichtung unterliegt und das WKK-
Anlagen nach Artikel 32a Absatz 1 des CO;-Gesetzes betreibt, erhalt fir jede—WKK-Anlage, die je eine
Feuerungswarmeleistung von mindestens-1-MW-und hdchstens 20 MW aufweisten auf Gesuch hin 60 Prozent der
CO;-Abgabe auf den Brennstoffen, die zur Stromproduktion eingesetzt wurden, riickerstattet.

2 Das Unternehmen hat Anspruch auf die Rickerstattung der restlichen 40 Prozent der CO,-Abgabe auf den
Brennstoffen, die zur Stromproduktion eingesetzt wurden, wenn es:

a. diesen Betrag fiir Massnahmen nach Artikel 32b Absatz 2 des CO,-Gesetzes einsetzt;

| Begrindung: Analog zur Korrektur in Art. 96a

b. (neu) diesen Betrag oder den nicht fir hiervor in lit a genannte Massnahmen genutzen Betrag fir die
Beschaffung von aus Biomasse oder aus anderen erneuerbaren Energien hergestellte Brennstoffe verwendet

| Begrindung: Analog zur Korrektur in Art. 96a

Art. 98b Gesuch um Riickerstattung fiir-iibrige Unternehmen; die WKK-Anlagen-betreiben

1 Das Rickerstattungsgesuch ist bis zum 30. Juni beim BAFU zuhanden der Vollzugsbehérde einzureichen. Es
muss der von der Vollzugsbehérde vorgegebenen Form entsprechen und insbesondere enthalten:

a. die Menge der flr die Stromproduktion verwendeten abgabebelasteten Brennstoffe; berechnet sieh anhand
der auf dem Herkunftsnachweis ausgewiesenen jahrlichen Strommenge und des Heizwertes des verwendeten
Energietragers;

b. Angaben Uber die Feuerungswarmeleistung;

c. Angaben Uber die jahrliche Entwicklung der CO2-Emissionen, die aufgrund der gemessenen Produktion von
Strom entstanden sind,;

d. Angaben Uber geplante Massnahmen;

e. Angaben Uber Menge und Art der fiir die Stromproduktion verbrauchten fossilen Brennstoffe in Form von
Aufzeichnungen ber Eingang, Ausgang und Verbrauch der Brennstoffe sowie lber die Lagerbesténde;

f. die Rechnungen uber die bezahlten CO,-Abgaben;

g. den Herkunftsnachweis nach Artikel 9 Absatz 1 EnG23;

h. den angewendeten CO»-Abgabesatz.

Bemerkung: Die Liste der an die Vollzugsbehérde zu meldenden Angaben ist lang. Fur seriengefertigte
Kleinanalagen bis 50 kW elektrischer Leistung wird ein vereinfachtes Verfahren benétigt, dessen Aufwand im
Verhdltnis zur generierten Energie steht.

2 Das BAFU pruft die Voraussetzungen nach Absatz 1 Buchstaben a—d und leitet das Gesuch zum Entscheid an die
EZV weiter.

Begrindung: Mit den in Art. 98b Absatz 1 lit. a — h geforderten Angaben sind alle Informationen vorhanden
und es ist nicht einsehbar, wieso der Betreiber einer Anlage noch weiterer Aufwand leisten muss.

Winterthur, den 8. Mai 2017

HEXIS AG
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Per E-Mail an: bfe.admin.ch

Ziirich, 29.4.2017

Umsetzung des ersten Massnahmenpakets zur Ener-
giestrategie 2050: Vernehmlassungsverfahren zu
den Anderungen auf Verordnungssstufe

Sehr geehrte Frau Bundesritin Leuthard, Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nehmen wir die Gelegenheit zur Stellungnahme in obgenannter Angelegenheit
wahr.

1. Einleitung

Der Branchenverband Holzbau Schweiz vertritt die Interessen von rund 1200 Mitglieds-
betrieben, welche ca. 13°600 Mitarbeiter beschiftigen. Wir bekennen uns zur Schweizeri-
schen Klima- und Energiepolitik und engagieren uns fiir die Entwicklung und Realisie-
rung nachhaltiger Bausysteme. Unsere Mitgliedbetriebe leisten seit Jahren einen wesent-
lichen Beitrag dazu.

2. Stellungnahme
Holzbau Schweiz schliesst sich in Eingangs erwdhnter Vernehmlassung vollumfanglich
den Ausfiihrungen der aee Suisse, Dachorganisation der Wirtschaft fiir erneuerbare
Energien und Energieeffizienz, an. Wir bitten Sie, unsere Stellungnahme in diesem Sinne

zu beriicksichtigen und danken Ihnen fiir die Aufmerksambkeit.

Freundliche Griisse

Hans Rupli Gabriela Schlumpf
T G Bl

-.__;\ - «/ ..I J el

Zentralprasident Direktorin
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Umsetzung des ersten Massnahmen_pakets zur Energiestrategie 2050:
Vernehmlassungsverfahren zu den Anderungen auf Verordnungsstufe

Sehr geehrte Frau Bundesprasidentin
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir bedanken uns fir die Gelegenheit, zu den Anderungen der folgenden Verordnungen Stellung
nehmen zu kénnen:

e Stromversorgungsverordnung vom 14. Marz 2008 (StromVV; SR 734.71)
e CO.-Verordnung (CO.-Verordnung; SR 641.711)
e Energieverordnung (EnV; SR 730.01)

Ebenso bedanken wir uns fir die Gelegenheit, zur neuen Verordnung Stellung zu nehmen:
e Energieférderungsverordnung EnFV
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Anderungen der StromVV

Art. 3a Netzanschluss bei Zusammenschliissen zum Eigenverbrauch

Dieser Formulierung fehlt die gesetzliche Grundlage. Art. 17 Abs. 2 spezifiziert die Anforderungen
gemass Strom VG (Art.6 und 7). Netzbetreiber missen entstehende Kosten allfalliger
Netzverstarkungen (Mikrogrids) auf Eigenverbrauchsgemeinschaften Gbertragen kénnen.

Verordnungstext

Vorschlag Holzenergie Schweiz

"Ein Netzbetreiber kann einem Zusammen-
schluss zum Eigenverbrauch nach Artikel 17
oder 18 des Energiegesetzes vom 30. Septem-
ber 20162 (EnG) den Anschluss ans Netz ver-
weigern, wenn aufgrund des Anschlusses
unverhaltnismassige Massnahmen fir den
sicheren Netzbetrieb ergriffen werden mussten
oder wenn der Endverbraucher keine Gewahr
fur einen funktionierenden internen Betrieb
geben kann.

*Werden im Zusammenhang mit dem
Zusammenschluss zum Eigenverbrauch
bestehende Anschlussanlagen nicht mehr
genutzt, so werden deren verbleibende
Kapitalkosten vom Zusammenschluss
abgegolten. Werden bestehende Anschluss-
anlagen nur noch teilweise genutzt, so gilt eine
anteilsmassige Abgeltungspflicht.

Art. 7 Abs. 3 Bst. f*, h und m

ersatzlos streichen

Die Akzeptanz neuer Infrastrukturen und Technologien, die mitunter auch neues Wissen und
Verhaltensanderungen auf Seiten der Anwender erfordern, muss mit entsprechenden
Sensibilisierungsmassnahmen unterstitzt werden. Diese sind als relevanter Faktor in der
Kostenrechnung des Netzbetreibers zu berlcksichtigen.

Verordnungstext

Vorschlag Holzenergie Schweiz

> In der Kostenrechnung missen alle fir die
Berechnung der anrechenbaren Kosten
notwendigen Positionen separat ausgewiesen
werden, insbesondere:

. Kosten fur intelligente Messsysteme nach
Artikel 8a;

Buchstabe n. ergédnzen:

n. Kosten fir gewisse innovative Mass-
nahmen wie z. B. Sensibilisierungs-
aktivitaten, die fur die Netzentwicklung
und Netzstabilitat wichtig sind.
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h. Kosten fur notwendige Netzverstarkungen
zur Einspeisung von Energie aus Anlagen
nach den Artikeln 15 und 19 EnG’;

m. Kosten fur intelligente Steuer- und Regel-
systeme einschliesslich der Vergitungen

Art. 8 Abs. 3, 3**und 5

Es ist eine Prazisierung erforderlich, dass die Messdaten und Informationen innert Sekunden Uber
eine gangige Schnittstelle an den Endverbraucher Gbermittelt werden mussen. Damit soll dieser
die Moglichkeit erhalten, seine Verbraucher wie Boiler, Warmepumpen, Waschmaschinen etc.
abhangig vom Netztarif und der Eigenproduktion zu steuern, ohne daflr einen zusatzlichen

Privatzahler installieren zu mussen.

Verordnungstext

Vorschlag Holzenergie Schweiz

’Die Netzbetreiber stellen den Beteiligten
fristgerecht, einheitlich und diskriminierungsfrei
samtliche Messdaten und Informationen zur
Verfligung, die notwendig sind fir:

a. den Netzbetrieb;

b. das Bilanzmanagement;

c. die Energielieferung;

d. die Anlastung der Kosten;

e. die Berechnung der Netznutzungsentgelte
und

f. die Abrechnungsprozesse im Zusammen-
hang mit dem Energiegesetz vom 30.
September 2016" (EnG) und der Energie-
verordnung vom 1. Januar 2018° (EnV).

Sie durfen die Leistungen nach Absatz 3 den
Bezligern nicht zusatzlich zum Netz-
nutzungsentgelt in Rechnung stellen. Werden
Leistungen nach Absatz 3 von Dritten erbracht,
so missen sie diese angemessen entschadigen.

5 Aufgehoben

3bis

Buchstabe b. andern:

b. das Bilanzmanagement (a/s Basis fiir
zeitechte Verbrauchersteuerung durch
Enaverbraucher und/oder Netzbetreiber);

Buchstabe g. ergénzen:

q. _die zejtechte Verbrauchersteuerung qurch
Enaverbraucher
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Art. 8a Intelligente Messsysteme

Verordnungstext

Vorschlag Holzenergie Schweiz

*Ein intelligentes Messsystem ist eine
Messeinrichtung, die folgende Elemente
aufweist:

a. einen elektronischen Elektrizitatszahler beim
Endverbraucher oder Erzeuger, der:

1.
2.

4.

Wirkenergie und Blindenergie erfasst,

Lastgange mit einer Periode von flnfzehn
Minuten ermittelt und mindestens
dreissig Tage speichert,

. Uber Schnittstellen verfligt, wovon eine

zur bidirektionalen Kommunikation mit
dem Datenverarbeitungssystem reserviert
ist und eine andere durch den Endver-
braucher oder Erzeuger benutzt werden
kann, und

Unterbriche der Stromversorgung erfasst
und protokolliert;

b. ein digitales Kommunikationssystem, das die
automatisierte Datentbermittlung zwischen
dem Elektrizitdtszahler und dem
Datenverarbeitungssystem des Netz-
betreibers gewahrleistet; und

c. ein Datenverarbeitungssystem beim
Netzbetreiber, das:

1.

samtliche Elektrizitatszahler des
Netzbetreibers nach Buchstabe a
verwaltet,

. die Daten bearbeitet, namentlich abruft,

plausibilisiert und Ersatzwerte bildet,

. Uber ein internetbasiertes Kundenportal

Endverbrauchern und Erzeugern
ermoglicht, ihre Lastgangwerte und
weiteren Messdaten abzurufen.

Abs. 2, Ziffer ¢ 3 ersatzlos streichen
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Art. 8c Intelligente Steuer- und Regelsysteme

Wir sind der Meinung, dass der Endverbraucher aufgrund der hohen Datensensibilitdt in jedem
Fall seine ausdruckliche Zustimmung fir die Installation intelligenter Mess- und Regelsysteme
geben muss. Insbesondere Abs. 4 wird im Interesse des Datenschutzes und zur Wahrung des
Geschaftsgeheimnisses dusserst kritisch beurteilt und in dieser Form entsprechend abgelehnt.

Verordnungstext Vorschlag

’Der Netzbetreiber stellt die fur einen Vertrags- | Abs. 3 ersatzlos streichen oder mindestens als
abschluss Uber Steuerung und Regelung Option (Der Netzbetreiber kann ...)
relevanten Informationen sowie die Berech- formulieren.

nungsansatze fur eine Vergutung Uber eine frei
zugangliche Adresse im Internet bereit.

“Der Netzbetreiber erméglicht Dritten den Abs. 4 ersatzlos streichen
diskriminierungsfreien Zugang zu intelligenten
Steuer- und Regelsystemen, sofern die
technischen und betrieblichen Voraussetzungen
dazu bestehen und sofern die Kapital- und
Betriebskosten fir solche Systeme an die
Netzkosten angerechnet werden. Der
Netzbetreiber veroffentlicht die Bedingungen
Uber eine frei zugangliche Adresse im Internet.

Art. 13a Anrechenbare Kosten von Mess-, Steuer- und Regelsystemen

Der Wechsel der Bezugsgrdsse von der Anschlussleistung der Anlage zur Anschlussleistung des
Endverbrauchers ist grundsatzlich richtig. Eine nicht gerechtfertigte Sonderbehandlung der
Eigenverbraucher wird damit verhindert. Die Anschlussleistung von 15 kVA ist jedoch deutlich zu
tief gewahlt. Dies entsprache einer Sicherung von 21.7 A. Typische Haussicherungen bei
bestehenden EFH haben 40 oder 63 Ampére, was einer Anschlussleistung von 27.7 resp.

43.6 kVA entspricht (A x 400V x v/3). Wir fordern eine Grenze von 50 kVA, bis zu der nur eine
Kundengruppe zuldssig ist. Der Einsatz intelligenter Steuerungen ist per se kein ausreichender
Grund fur eine separate Kundengruppe.

Verordnungstext Vorschlag

Artikel 18 Abs. 1°° und 2 Wir empfehlen folgende Anpassungen:

" Innerhalb einer Spannungsebene bilden

Endverbraucher mit vergleichbarem e Wie bisher 70 % nicht-degressiver Arbeits-
Bezugsprofil eine Kundengruppe. Bei tarif, neu gilt der Grundsatz auch fir

bis 15 kVA ist nur eine Kundengruppe zulassig. haben.
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? Der Netznutzungstarif muss bei Spannungs-
ebenen unter 1 kV fur Endverbraucher in
ganzjahrig genutzten Liegenschaften zu min-
destens 70 Prozent ein nichtdegressiver
Arbeitstarif (Rp./kWh) sein. Netzbetreiber und
Endverbraucher kénnen einen tieferen Anteil
Arbeitstarif vereinbaren, sofern eine
Leistungsmessung eingesetzt wird.

Art. 27 Abs. 4 und 5

Verordnungstext

e  FUr hdhere Anschlussleistung oder
Produktionsanlagen tber 15 kVA (resp.
einer hdheren Grenze, s.0.): auch hier 70
% nicht-degressiver Arbeitstarit._sofern auf
Spannungsebene <1 kV angeschlossen.

e Der Netzbetreiber kann allen Endverbrau-
chern auf Spannungsebene <1 kV als Alte-
rnative zur Basisoption (70 % Arbeitstarif)
neue Netzorodukte (z. B. einfache
Leistungstarife) anbieten.

Vorschlag

“Die Netzbetreiber konsultieren vor dem Erlass
von Richtlinien nach Artikel 3 Absétze 1 und 2,
7 Absatz 2, 8 Absatz 2, 8b, 12 Absatz 2, 13
Absatz 1, 17 und 23 Absatz 2 insbesondere die
Vertreter der Endverbraucher und der Erzeuger.
Sie veroffentlichen die Richtlinien Uber eine
einzige frei zugangliche Adresse im Internet.
K&nnen sich die Netzbetreiber nicht innert
nutzlicher Frist auf diese Richtlinien einigen oder
sind diese nicht sachgerecht, so kann das BFE in
diesen Bereichen Ausfiihrungsbestimmungen
erlassen.

Abs. 4 zweiten Satz streichen

Art.31e Ubergangsbestimmung zur Anderung vom XX.XX.XXXX

Verordnungstext

Vorschlag

"Bei Inkrafttreten der Anderung vom xx.xx. xxxx
bereits installierte Messeinrichtungen, die den
Anforderungen nach Artikel 8a nicht
entsprechen, durfen langstens wahrend sieben
Jahren nach dem Inkrafttreten der Anderung
vom xx.xx.xxxx verwendet werden. Innerhalb
dieser Ubergangsfrist bestimmt der
Netzbetreiber, wann er eine solche Messein-
richtung mit einem intelligenten Messsystem
nach Artikel 8a ausstatten will. Unabhangig
davon sind Endverbraucher mit einem
intelligenten Messsystem nach Artikel 8a

Abs. 1 korrigieren:

Bei Inkrafttreten der Anderung vom xx.xx.xxxx
bereits installierten Messeinrichtungen, die den
Anforderungen nach Artikel 8a nicht
entsprechen, durfen ldangstens wahrend ze/in
Jahren nach dem Inkrafttreten der Anderung
vom XX.XX.XXxx verwendet werden.
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auszustatten, wenn sie von ihrem Anspruch auf
Netzzugang Gebrauch machen, und Erzeuger,
wenn sie eine neue Erzeugungsanlage an das
Elektrizitdtsnetz anschliessen.

Anderungen der CO,-Verordnung

Art. 104 Globalbeitragsberechtigung

Entgegen seinem Titel stellt das harmonisierte Férdermodell der Kantone (HFM 2015) nur bedingt
eine harmonisierte Forderung sicher. Fir das Basisforderprogramm gibt es, wie im Bericht
erwahnt, 3 Varianten (Gebaudesanierung mit Einzelmassnahmen, Gebdudesanierung in
umfangreichen Etappen, umfassende Gebaudesanierung ohne Etappierung). Dadurch ist
beispielsweise nicht sichergestellt, dass eine landesweite Férderung der Holzenergie stattfindet.
Diese Technologie wird damit massgeblich gegeniber anderen Technolohien, wie zum Beispiel
der Photovoltaik benachteiligt. Wir erwarten vom BFE einen starkere Einwirkung auf die Kantone,
damit die Harmonisierung keine leere Worthlse bleibt. Gemass Bundesverfassung Art. 89 sind
die Kantone ,vor allem” fur den Verbrauch von Energie in Gebauden zustandig, also nicht
ausschliesslich.

Mindestens muss explizit zugelassen werden, dass Kantone, die sich fur die Varianten Gebaude-
sanierung in Etappen oder ohne Etappierung entscheiden, zusatzlich Einzelmassnahmen wie die
Forderung von Holzenergieanlagen mit Mitteln aus der Teilzweckbindung férdern kénnen. Es ist
denkbar, dass die Kantone nicht alle verfligbaren Mittel aus den Globalbeitrdgen ausschdpfen
werden. Fir diesen Fall regen wir den Aufbau eines aus den verbleibenden Mitteln finanzierten
nationalen Foérderprogramms fir Holzenergieanlagen an.

Anderungen der EnV

Art. 7
Wir begrissen sehr, den Guichet Unique beim BFE anzusiedeln (Abs. 1). Hier ist die notwendige
Fachkompetenz fur die teilweise sehr komplexen Sachverhalte vorhanden.

Gem. erlauterndem Bericht handelt es sich beim Guichet Unigue nicht um eine Leitbehérde im
Sinne des Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes. Es gehére somit nicht zur Aufgabe
des BFE, eine konsolidierte Stellungnahme des Bundes bzw. einen konzentrierten Entscheid zu
fallen. Genau dies ware aber notwendig, um die Bewilligungsverfahren zu beschleunigen, was
der eigentliche Sinn von Art. 14 ist. Entsprechend ist im Energiegesetz vorgesehen, dass , der
Bundesrat eine Verwaltungseinheit bezeichnet, die flr die Koordination dieser Stellungnahmen
und der Bewilligungsverfahren sorgt” ( Art. 14 Abs. 4) und dass ,,der Bund zur Unterstiitzung der
Kantone methodische Grundlagen erarbeitet und die Gesamtsicht, Einheitlichkeit und
Koordination sicher stellt” (Art. 11 Abs. 1).
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Verordnungstext Vorschlag

"Fur die Koordination der Stellungnahmen und | At 7 Absatz 7 ist wie folgt zu ergédnzen:

der Bewilligungsverfahren nach Artikel 14 Fur die Koordination der Stellungnahmen und

Absatz 4 EnG ist bei Windkraftanlagen das der Bewill fah o Artikel 14
Bundesamt flr Energie (BFE) zustandig. o _sewiigungsverianien nac rtike

. o _ Absatz 4 EnG ist bei Windkraftanlagen das
Die zustandigen Bundesstellen haben ihre Bundesamt fur Energie (BFE) zustandig. Das
Stellungnahmen und Bewilligungen innert BFE fungiert als Leitbehdrde im Sinne des
zweier Monate nach Aufforderung durch das | Reglierungs- und Verwaltungsorganisations-
BFE bei diesem einzureichen, sofern in anderen | gesetzes vom 21. Mérz 1997 (RVOG).
Bundeserlassen keine abweichenden Fristen
vorgesehen sind.

Art. 8 Wasserkraftanlagen von nationalem Interesse
Ein nationales Interesse sollte nicht auf Basis von Technologien oder Erneuerung/Erweiterung/
Neubau definiert werden, sondern auf Basis der Anforderungen der Energieversorgung.
Mdgliche Kriterien sind somit:

® Energiemenge,

® Produktionszeitraum (— Winterenergie),

® Zuverlassigkeit, Prognostizierbarkeit und Flexibilitat der Energieproduktion

Die Wasserkraft erfullt diese Anforderungen unbestritten in hohem Masse:
® Wasserkraftanlagen mit Einzugsgebiet in tieferen Héhenlagen haben ebenfalls eine sehr
hohe Winterproduktion, teils weit Gber 50 %.
® Die Produktion aus Wasserkraft ist regelmassig und einfach prognostizierbar.
® Insbesondere Durchlaufkraftwerke kénnen problemlos rasch vom Netz getrennt werden,
sofern erforderlich. Bei anderen Kraftwerken ist dies mit geringfiigigen Modifikationen
(By-pass) ebenfalls problemlos méglich.

Eine Unterscheidung zwischen neuen und bestehenden Anlagen ist zur Formulierung des
nationalen Interesses nicht relevant — hochstens aus der Perspektive des Umwelt- und
Landschaftsschutzes. Die Schutzanliegen kommen jedoch spatestens bei der Interessenabwagung
zum Zug. Es ist deshalb nicht nachvollziehbar, wieso die Schutzanliegen doppelt berlcksichtigt
werden sollen, wenn es um die Gleichrangigkeit des nationalen Interesses geht.

Eine Unterscheidung zwischen steuerbarer und nichtsteuerbarer Produktion ist nachvollziehbar
und sinnvoll. Aus Sicht der Herausforderungen im Zusammenhang mit dem Ausbau der neuen
erneuerbaren Energien sollten jedoch auch Anlagen mit deutlich kleineren Speichern (Mehrtages-
speichern) unter das nationale Interesse fallen.
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Verordnungstext Vorschlag

"Neue Wasserkraftanlagen sind von nationalem | Abs. 7 dndern:

Interesse, wenn sie Uber: "Neue Wasserkraftanlagen sind von nationalem

a. eine mittlere erwartete Produktion von Interesse, wenn sie dber
jahrlich mindestens 20 GWh verfiigen; oder | 5. ;m Winterhalbjahr Gber eine mittlere

b. eine mittlere erwartete Produktion von erwartete Produktion von fghHieh
jahrlich mindestens 10 GWh und Uber mindestens 6,7 GWh verfligen; oder
mindestens 800 Stunden Stauinhalt bei b. eine mittlere erwartete Produktion von
Vollleistung verfugen. jahrlich mindestens 5 GIWh und Uber

mindestens 30 Stunden Stauinhalt bei
Vollleistung verflgen.

Art. 9 Windkraftanlagen von nationalem Interesse

Der in Art. 9 vorgesehene Grenzwert flr das nationale Interesse von Windenergieanlagen von 10
GWh ist aus mehreren Grinden wichtig und deshalb sehr zu begrissen. Erstens stellt der Wert
die Kohdrenz zu den kantonalen Planungen sicher, welche i.d.R. gleichlautende oder
entsprechende Bedingungen fir die Bezeichnung der Standorte in der Richtplanung verwenden.
Es ist Aufgabe der kantonalen Richtplanung, Standorte fir die Windenergie so auszuscheiden,
dass ein Optimum zwischen Energieerzeugung und Landschafts-/Naturschutzinteressen erreicht
wird. Es ware deshalb schwer nachvollziehbar, wenn die gewahlte Losung durch das nationale
Interesse in zwei Kategorien geteilt wiirde (Standorte mit/ohne nationales Interesse). Zweitens
wurde ein hoherer Grenzwert zu einer Konzentration auf den Westschweizer Jura fihren, was
sich erfahrungsgemass negativ auf die Akzeptanz auswirkt. Die Standorte in der Zentral-, Nord-
und Ostschweiz weisen in der Regel ein geringeres Produktionspotenzial auf als die Standorte im
Westschweizer Jura. Ein Grenzwert von 20 GWh oder mehr wirde die Entwicklung in diesen
Regionen hemmen. Drittens erhohen sich die Realisierungschancen auch fur Standorte mit
grossem Potenzial, wenn diese in mehreren Etappen realisiert werden. Dies hat sich insbesondere
auf dem Mont Crosin als sehr erfolgreich erwiesen. Es muss jedoch davon ausgegangen werden,
dass Gegner der Nutzung der Windenergie versuchen, bereits die erste Etappe durch
Einsprachen/Beschwerden in Frage zu stellen. Umso wichtiger ist deshalb, dass das nationale
Interesse bereits flr die erste Etappe gegeben ist. Aufgrund der vorgenannten Punkte gehen wir
schliesslich davon aus, dass mit einem héheren Grenzwert die Ziele der Energiestrategie kaum zu
erreichen sind.

Verordnungstext Vorschlag

"Fur die Beurteilung, ob eine Windkraftanlage Unterstitzung des Art. 9 wie bestehend.
von nationalem Interesse ist, kdnnen mehrere
Anlagen gemeinsam bertcksichtigt werden,
wenn sie in einer nahen raumlichen und
gemeinsamen Anordnung (Windpark) stehen.

*Neue Windkraftanlagen oder Windparks sind
von nationalem Interesse, wenn sie Uber eine
mittlere erwartete Produktion von jahrlich
mindestens 10 GWh verfigen.
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’Bestehende Windkraftanlagen oder Windparks
sind von nationalem Interesse, wenn sie durch
die Erweiterung oder Erneuerung eine mittlere
erwartete Produktion von jahrlich mindestens
10 GWh pro Jahr erreichen.

Art. 13 Vergiitung

Wir begrissen ausdriicklich die vorgeschlagene Regelung, wonach sich die Vergitung nach
Kosten des Bezugs bei Dritten und den Gestehungskosten der eigenen Produktionsanlagen
richtet. Die hier angewendete Interpretation der Formulierung , vermiedene Kosten des
Netzbetreibers fir die Beschaffung gleichwertiger Elektrizitat” (EnG, Art. 15, Abs. 3, Bst. a)
entspricht dem Ratsvotum von Nationalrat Roger Nordmann, franzésischsprachiger
Berichterstatter der UREK-N: « A I'article 17 alinéa 3, le Conseil des Etats a prévu que le
distributeur électrique qui reprend de I'électricité auprés d'un producteur décentralisé - hors du
systéme de rétribution a prix coltant du courant injecté - doit payer le méme prix que celui
auquel il se procure le courant vendu a ses clients finaux. Concrétement, si un distributeur, dans
une commune donnée, vend son électricité au consommateur final captif neuf centimes - hors
timbre et taxes -, cela signifie qu'il a acheté ou produit cette énergie pour 7 ou 8 centimes. Il doit
alors payer le méme prix a un producteur décentralisé. Il reste une marge décente entre les 7 et 8
centimes auxquels il achéte |'énergie au producteur ». Bei einer ausschliesslichen Orientierung an
den Bezugskosten bei Dritten (wie im bestehenden Gesetz, gemass Entscheid EICom vom April
2016) ist ein wirtschaftlicher Betrieb von Photovoltaikanlagen nur bei sehr hohem
Eigenverbrauchsanteil méglich. Davon betroffen waren u.a. landwirtschaftliche Anlagen mit
geringem Eigenverbrauch, aber hoher Bedeutung fiir den Ausbau der Photovoltaik. Die langen
Wartefristen fir die GREIV und die Kirzung der Vergitungsdauer bei der Direktvermarktung auf
15 Jahre steigert zuséatzlich die Bedeutung einer angemessenen Riickliefervergtitung.

Allerdings weisen wir darauf hin, dass die Berechnung und Offenlegung des korrekten Preises
durch jeden einzelnen VNB wettbewerbsrechtliche Fragen aufwirft und zudem betrachtliche
Aufwande generiert und fur Unsicherheiten bei den Anlagebetreibern fiihrt. Eine einheitliche
Preisfestsetzung fur die ganze Schweiz ware deutlich effizienter. Mit dem , 15-Rappler” fur alle
erneuerbaren Energien war das friher bereits der Fall.

Verordnungstext Vorschlag

"Bei der Vergitung fir Elektrizitat aus Gemdss Vorschlag BFE
erneuerbaren Energien richten sich die Kosten,
die der Netzbetreiber fir die Beschaffung
gleichwertiger Elektrizitat vermeidet, nach den
Kosten des Bezugs bei Dritten und den
Gestehungskosten der eigenen
Produktionsanlagen.

*Bei der Vergutung fir Elektrizitat aus fossil und
teilweise fossil befeuerten Warme-Kraft-
Kopplungsanlagen ergibt sich der Marktpreis
aus den Stundenpreisen am Spotmarkt im Day-
ahead-Handel fir das Marktgebiet Schweiz.
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Art. 14 Anlagenleistung

Es ist nicht nachvollziehbar, wieso fur die Wasserkraft die hydraulische Bruttoproduktion als Basis
fur die Leistungsbestimmung angewendet wird. Bei allen anderen Technologien wird die
maximale Leistung verwendet, wie dies auch internationaler Standard ist. Mit der vorliegenden
Leistungsdefinition ist so bspw. auch die Grosswasserkraft mit Anschlussleistungen bis zu 25 MW
(s. Beispiele aktueller KEV Bezlger) anspruchsberechtigt auf die Forderung Gber das
Einspeisepramiensystem, was nicht im Sinne des Fordersystems sein kann bzw. international wohl
einmalig ist. Die Grenze zwischen Gross- und Kleinwasserkraft ist international immer als
Engpassleistung, also als maximal mdgliche elektrische Leistung lber einen gewissen
Mindestzeitraum, definiert. Zudem fuhrt die Definition Art. 14 zu einer Ungleichbehandlung der
Technologien, wie bspw. in Art. 15 EnFV oder Art. 15 EnG.

Verordnungstext

Vorschlag

? Die Leistung einer Wasserkraftanlage bezieht
sich auf die Bruttoleistung. Flr deren
Berechnung gilt Artikel 51 des Wasserrechts-
gesetzes vom 22. Dezember 1916°.

Art. 15 Ort der Produktion

Abs. 2 dndemn.

? Die Leistung einer Wasserkraftanlage bezieht
sich auf die maximal mdaliche elektrische
Leistung (Engpassleistung).

Diese Losung entspricht dem Zweckartikel 1 des Energiegesetzes, wonach eine wirtschaftliche
und umweltvertragliche Bereitstellung und Verteilung der Energie sichergestellt werden muss.
Parallelnetze sind zu vermeiden, vorhandene Netze sind technisch und wirtschaftlich optimal zu

nutzen.
Verordnungstext Vorschlag
Als Ort der Produktion gilt das Grundsttck, auf | Artikel dndern.

dem die Produktionsanlage liegt. Umliegende
Grundstiicke gelten ebenfalls als Ort der
Produktion, sofern das Verteilnetz des
Netzbetreibers zwischen der Produktionsanlage
und dem Verbrauch nicht in Anspruch
genommen wird.

Als Ort der Produktion gilt das Grundstuck, auf
dem die Produktionsanlage liegt. Umliegende
Grundsttcke gelten ebenfalls als Ort der
Produktion—sefern-gastVerternetzdes
wng-demYerbrauch-richtaAnsprach
genommentvird- Das Verteilnetz des Netz-
betreibers kann durch die Eigenverbrauchs-
gemeinschaft nur in Anspruch genommen
werden, sofern dadurch der Aufbau eines
Parallelnetzes verhindert werden kann. Die
Netznutzung ist kostenorientiert zu
vereinbaren.
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Art. 16 Voraussetzung fiir den Zusammenschluss zum Eigenverbrauch

Das Ziel einer Erneuerbaren-Energie-Quote von 10 Prozent erweist sich als wirksamer Treiber beim
Ausbau der erneuerbaren Energien im Schweizer Stromsystem. Diese Option tragt besser zur
Energiestrategie 2050 bei und sollte deshalb auch fur die Bestimmung der fir den Zusammen-
schluss zum Eigenverbrauch erforderlichen Produktionsleistung einer Anlage herangezogen

werden.

Verordnungstext

Vorschlag

Der Zusammenschluss zum Eigenverbrauch ist
zulassig, sofern die Produktionsleistung der
Anlage bei mindestens 10 Prozent der
maximalen Netzanschlusskapazitat liegt.

Anforderung auf Anteil erneuerbarer Energien
an der Produktionsleistung fokussieren.

Der Zusammenschluss zum Eigenverbrauch ist
zulassig, sofern die Produktionsleistung der
Anlage einen Anteil von mindestens 10 Prozent
erneuerbare Energie erreicht.

Art. 18 Einsatz von Stromspeichern im Eigenverbrauch

Der wirtschaftliche und netzdienliche Zubau dezentraler Energiespeicher ist eine Voraussetzung
far den gelingenden Umbau des Energiesystems im Sinne der Energiestrategie 2050. Aus diesem
Grund dirfen Speicher unabhangig von ihrer Auslegung und Technologie zumindest nicht
diskriminiert werden. DarUber hinaus besteht ein Klarungsbedarf hinsichtlich der in diesem Artikel
verwendeten Terminologie sowie den Umgang mit neuen Speichertechnologien bzw. -
anwendungen, die kiinftig erheblich an Bedeutung gewinnen, jedoch in diesem Artikel noch

nicht bertcksichtigt sind.

Verordnungstext

Vorschlag

"Wer einen Stromspeicher einsetzt, ist ver-
pflichtet, auf eigene Kosten Massnahmen zu
ergreifen, um stérende technische Einwirkun-

gen auf den Netzanschlusspunkt zu vermeiden.

Fur die Gbrigen Kosten gilt Artikel 11 Absatz 3
sinngemass.

Abs. 1 ergénzen:

"Wer einen Stromspeicher einsetzt, ist ver-
pflichtet, auf eigene Kosten Massnahmen zu
ergreifen, um stérende technische Einwirkun-
gen auf den Netzanschlusspunkt zu vermeiden.
Fur die Ubrigen Kosten gilt Artikel 11 Absatz 3
sinngemass. Grundsdtzlich ddrfen an Speicher
keine strengeren technischen
Anschlussanforderungen als an Endverbraucher
und Produktionsaniagen gestellt werden.

?Kénnen diese Stromspeicher Elektrizitat
sowohl aus dem Verteilnetz beziehen als auch
an dieses abgeben, so sind sie mit einem
intelligenten Messgerat nach Artikel 8a
StromVV8 auszustatten. Die Daten, die zur
Berechnung der vom Speicher aus dem

Abs. 2 ersatzlos streichen
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Verteilnetz bezogenen und in dieses Netz
abgegebenen Elektrizitat notwendig sind, sind
von der Grundeigentimerin oder dem
Grundeigentiimer dem Netzbetreiber zu
Ubermitteln.

’Der Netzbetreiber hat die Messgerate am
Messpunkt nach Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe ¢
StromVV phasensaldierend zu betreiben.

Art. 19 Verhaltnis zum Netzbetreiber

Kldrungsbedart:

e \Was versteht das BFE unter einer
Phasensaldierung?

e Wie soll in Zukunft mit mobilen Speichern
umgegangen werden (v.a. Batterien in E-
Fahrzeugen, deren Anteil kiinftig deutlich
zunehmen wird)?

FUr mehr Rechtssicherheit und Investitionsschutz sowohl auf Seiten der Verbraucher und als auch
des Netzbetreibers sind die Rechte und Pflichten zur gegenseitigen Information und

Kostenverteilung zu konkretisieren.

Verordnungstext

Vorschlag

' Grundeigentiimerinnen und Grundeigentiimer
haben dem Netzbetreiber je drei Monate im
Voraus mitzuteilen, wenn sie die Mdglichkeit
des Eigenverbrauchs in Anspruch nehmen oder
wieder darauf verzichten wollen.

*Ebenfalls je drei Monate im Voraus haben sie
dem Netzbetreiber die Griindung eines
Zusammenschlusses zum Eigenverbrauch
zusammen mit den am Zusammenschluss
teilnehmenden Mieterinnen und Mieter oder
Pachterinnen und Pachter oder die Auflésung
eines solchen Zusammenschlusses mitzuteilen.

Abs. 1 und 2 dndern (Verldngerung der
Mitteilungsfrist):

' Grundeigentiimerinnen und Grundeigentiimer
haben dem Netzbetreiber je sechs Monate im
Voraus mitzuteilen, wenn sie die Mdglichkeit
des Eigenverbrauchs in Anspruch nehmen oder
wieder darauf verzichten wollen.

*Ebenfalls je sechs Monate im Voraus haben sie
dem Netzbetreiber die Griindung eines
Zusammenschlusses zum Eigenverbrauch
zusammen mit den am Zusammenschluss
teilnehmenden Mieterinnen und Mieter oder
Pachterinnen und Pachter oder die Auflésung
eines solchen Zusammenschlusses mitzuteilen.

’ Grundeigentimerinnen und Grundeigentimer
haben einen allfélligen Austritt einer Mieterin
oder eines Mieters oder einer Pachterin oder
eines Pachters (Art. 17 Abs. 4) dem
Netzbetreiber unverzuglich mitzuteilen. Der
Netzbetreiber hat die betreffenden Mieterinnen
und Mietern und Pachterinnen und Pachtern
innert drei Monaten in die Grundversorgung
nach Artikel 6 oder 7 des

Abs. 3 dndern (Differenzierung nach Mietern
und Péchtern innerhalb und ausserhalb der
Grunaversorgung):

’ Grundeigentimerinnen und Grundeigentimer
haben einen allfélligen Austritt einer Mieterin
oder eines Mieters oder einer Pachterin oder
eines Pachters (Art. 17 Abs. 4) dem
Netzbetreiber unverzuglich mitzuteilen. Der
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Stromversorgungsgesetzes vom 23. Marz 2007°

(StromV@G) aufzunehmen.

Netzbetreiber hat die betreffenden Mieterinnen
und Mietern und Pachterinnen und Pachtern,
sofern diese weniger als 100 MWh
verbrauchen, innert sechs Monaten in die
Grundversorgung nach Artikel 6 oder 7 des
Stromversorgungsgesetzes vom 23. Marz 2007°
(StromV@G) aufzunehmen.

“Ist die Grundeigentiimerin oder der Grund-
eigentlmer nicht in der Lage, die Mitglieder
des Zusammenschlusses mit Elektrizitat zu
versorgen, hat der Netzbetreiber die Versor-
gung umgehend sicherzustellen.

Abs. 4 ergdnzen (Kostenverteilung
konkretisieren):

“Ist die Grundeigentiimerin oder der Grund-
eigentlmer nicht in der Lage, die Mitglieder
des Zusammenschlusses mit Elektrizitat zu
versorgen, hat der Netzbetreiber die Versor-
gung umgehend sicherzustellen. Sémtliche
Kosten, die dadurch beim Netzbetreiber
antallen, hat die Grundeigentimerin oder der
Grundeigentimer zu tragen.

*Wer die Méglichkeit des Eigenverbrauchs in
Anspruch nimmt, hat dem Netzbetreiber die
Menge der vor Ort produzierten und ver-
brauchten Elektrizitat mindestens einmal
jahrlich mitzuteilen.

Anderungen der EnFV

Abs. 5 dndern (Prézisierung der
Mitteilungspflicht):

*Wer die Méglichkeit des Eigenverbrauchs in
Anspruch nimmt, hat dem Netzbetreiber die
Menge der vor Ort produzierten und ver-
brauchten Elektrizitat mmngestens einmal
jahrlich mitzuteilen.

Art. 10 Ausnahmen von der Untergrenze bei Wasserkraftanlagen

Die Formulierung des Gesetzes wurde in der EnFV weiter verscharft. Dafur gibt es keinen Grund,
und aufgrund der bereits bestehenden starken Einschrankung der Kleinwasserkraft und der
hohen Relevanz der Technologie bei der Erreichung der in der ES2050 formulierten Ziele ist dies
nicht nachvollziehbar. So wurde die im Gesetz formulierte ,,oder” Verkntpfung zwischen , bereits
genutzten Gewasserabschnitten” und , keine neuen Eingriffe in natirliche Gewasser” in der
Verordnung so umformuliert, dass nun beide Bedingungen erfillt sein missen.

Die Vernehmlassungsversion schafft hier unnétige Administration, Komplexitat und
Verunsicherung. Die Formulierung im Gesetz ist klar und einfach, pragmatisch und effizient in die
Verordnung umsetzbar. Es gibt keinen Grund, das Gesetz auf Verordnungsebene weiter zu

verscharfen.
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Verordnungstext

Vorschlag

Nebst den Wasserkraftanlagen, die mit
Trinkwasserversorgungs- oder Abwasser-
anlagen verbunden sind, sind folgende
Wasserkraftanlagen von der Untergrenze nach
den Artikeln 19 Absatz 4 Buchstabe a und 24
Absatz 1 Buchstabe b Ziffer 2 EnG
ausgenommen:

a.
b.

Dotierkraftwerke;

Anlagen an kianstlich geschaffenen
Hochwasserentlastungskanalen,
Industriekanadlen und bestehenden Ausleit-
und Unterwasserkanalen, sofern keine
neuen Eingriffe in natdrliche oder
okologisch wertvolle Gewasser bewirkt
werden;

Nebennutzungsanlagen wie Wasserwasser-
kraftanlagen, Kraftwerke im
Zusammenhang mit Beschneiungsanlagen
oder der Nutzung von Tunnelwasser;

Anlagen, die im Zusammenhang mit
anderweitigen Gewassereingriffen wie
Renaturierungen und Hochwasserschutz-
massnahmen erstellt werden, soweit
gegeniber dem bestehenden Zustand eine
gesamthaft verbesserte Gewasserdkologie
erreicht wird.

Art. 15 Direktvermarktung

Artikel neu formulieren:

Nebst den Wasserkraftanlagen, die mit
Trinkwasserversorgungs- oder Abwasser-
anlagen verbunden sind, sind folgende
Wasserkraftanlagen von der Untergrenze nach
den Artikeln 19 Absatz 4 Buchstabe a und 24
Absatz 1 Buchstabe b Ziffer 2 EnG
ausgenommen:

a. Anlagen innerhalb bereits genutzter
Gewdsserstrecken, soweit gegentiber dem

bestehenden Zustand die negativen
Umweltauswirkungen reduziert werden
konnen, oder

b. Anlagen, welche keine neuen Eingriffe in
natdrliche Gewdsser verursachen, soweit
gegentiber dem bestehenden Zustand die
negativen Umweltauswirkungen reduziert
werden kénnen.

Eventualiter Bst. b.:

b. Anlagen an klnstlich geschaffenen
Hochwasserentlastungskanalen,
Industriekanalen und bestehenden Ausleit-
und Unterwasserkanalen, sofern keine

neuen Eingriffe in natlrliche ederéketogiseh

wertrole-Gewasser bewirkt werden;

Eventualiter Bst. d.:

d. Anlagen, die im Zusammenhang mit
anderweitigen Gewassereingriffen wie
Renaturierungen und Hochwasserschutz-
massnahmen erstellt werden, soweit
gegeniber dem bestehenden Zustand die
negativen Umweltauswirkungen reduziert
werden kénnen.

Der erzwungene Wechsel zur Direktvermarktung fir Anlagen tGber 500 kW schafft wirtschaftliche
Unsicherheit gerade fir jene Investoren, die oft grosse Anteile Fremdkapital aufgenommen

haben. Zudem sorgt diese Massnahme wohl fur keine massgeblichen Einsparungen bei der KEV.
Zudem muss die Ruckkehr in die Einspeisung zum Referenzmarktpreis auch kiinftig méglich sein.



Holzenergie
SCHWEIZ

Seite 16

Verordnungstext

Vorschlag

"Von der Pflicht zur Direktvermarktung (Art. 21
EnG) ausgenommen sind Betreiber von
Neuanlagen mit einer Leistung von weniger als
30 kW.

*Betreiber von Anlagen mit einer Leistung ab
500 kW, die bereits eine Vergitung nach
bisherigem Recht erhalten, missen in die
Direktvermarktung wechseln.

Abs. 1 und 2 andern (statt ,, Pflicht” ist eine
., Wahlmadglichkeit” einzurdumen.

"Es besteht die Wahlméalichkeit zur Direkt-
vermarktung (Art. 21 EnG) fUr Betreiber von
Neuanlagen mit einer Leistung von weniger als
100 kW.

?Betreiber von Anlagen mit einer Leistung ab
500 kW, die bereits eine Vergitung nach
bisherigem Recht erhalten, kdnnen in die
Direktvermarktung wechseln.

’Samtliche Betreiber kénnen jederzeit unter
Einhaltung einer Meldefrist von drei Monaten
auf ein Quartalsende hin in die Direktver-
marktung wechseln. Die Rickkehr zur
Einspeisung zum Referenz-Marktpreis ist
ausgeschlossen.

Art. 21 Abbau der Warteliste

In Abs. 3 den letzten Satz streichen.

®Samtliche Betreiber kénnen jederzeit unter
Einhaltung einer Meldefrist von drei Monaten
auf ein Quartalsende hin in die Direktver-
marktung wechseln. Bie-Riekkehr=ur

, ) ; 2 .
aUsgeschiossen:

Die Windenergie ist als einzige Technologie vollstandig auf das Vergltungssystem angewiesen
(keine Einmalvergltung oder Investitionsbeitrdge und keine Méglichkeit, von Eigenverbrauchs-
regelung zu profitieren). Fir die Windenergie besteht daher gemass EnG Art. 38 ab 2024 keine
Forderung mehr, wahrend alle Ubrigen Technologien bis 2031 geférdert werden kénnen. Dies ist
speziell problematisch, da Windenergie mit zwei Drittel der Stromproduktion im Winterhalbjahr
fur die Versorgungssicherheit von besonderer Bedeutung ist und weil die Projekte angesichts der
langen Planungs- und Bewilligungsverfahren auf stabile Rahmenbedingungen angewiesen sind.
Beim Abbau der Warteliste in Art. 21 ist diesem Umstand Rechnung zu tragen. Wir beantragen
deshalb eine entsprechende Anderung von Abs. 3.

Aktuell verfiigen Uber 500 bei der KEV angemeldete Windenergieanlagen tber einen positiven
Bescheid. Wir stellen jedoch fest, dass in einigen Regionen durch neue Restriktionen (u.a.
betreffend Flugsicherheit) die kantonalen Planungen Uberarbeitet worden sind oder aktuell noch
Uberarbeitet werden. D.h. die Kantone haben teilweise andere Standorte in die Richtplanung
aufgenommen oder sind dabei, dies noch zu tun. Dadurch besteht in einigen Kantonen nur eine
sehr beschrénkte Ubereinstimmung zwischen der kantonalen Planung und den positiven KEV-
Bescheiden. Einige obsolet gewordene Projekte verfligen Uber positive Bescheide, wahrend sich
aussichtsreiche Standorte auf der Warteliste befinden. Eine Bereinigung in Zusammenarbeit mit
den Kantonen wiirde es erlauben, die Warteliste abzubauen und die Mittel aus dem

Netzzuschlagsfonds besser zu bewirtschaften.



Holzenergie
SCHWEIZ

Seite 17

Wir beantragen daher, die positiven KEV-Bescheide in Zusammenarbeit mit den Kantonen zu
Uberprufen. Dabei soll es auch ermdglicht werden, positive Bescheide innerhalb der Kantone zu
ubertragen, um damit auf Anderungen der Richtplanung zu reagieren. Entsprechend musste die
Moglichkeit vorgesehen werden, in diesem Fall von Art. 25 abs. 2 ¢ abzuweichen (,, Die
Vollzugsstelle weist das Gesuch um Teilnahme am Einspeiseverglitungssystem ab, wenn der
Standort der Anlage gegendiber dem Antrag erheblich abweicht.”).

Verordnungstext

Vorschlag

' Stehen wieder Mittel zur Verfiigung, so legt
das BFE Kontingente fest, in deren Umfang
Anlagen auf den Wartelisten bericksichtigt
werden kénnen.

Absatz 2 Variante A:

’Die Anlagen auf der Warteliste fiir Photo-

voltaikanlagen werden jeweils entsprechend

dem Einreichedatum des Gesuchs in folgender

Reihenfolge bertcksichtigt:

g. Anlagen, die bis zum 31. Dezember 2014 in
Betrieb genommen wurden;

h. Anlagen, die ab dem 1. Januar 2015 in
Betrieb genommen wurden;

i. die Ubrigen Projekte.
Absatz 2 Variante B:

’Die Anlagen auf der Warteliste fiir Photo-
voltaikanlagen werden entsprechend dem
Einreichedatum des Gesuchs berUcksichtigt.

Abs. 2. Formulierung gemdss Variante A

’Die Anlagen auf der Warteliste fiir die tibrigen
Erzeugungstechnologien werden in folgender
Reihenfolge berlcksichtigt:

a. Anlagen, fur die die Inbetriebnahmemel-
dung oder die Projektfortschrittsmeldung
beziehungsweise, bei Kleinwasserkraft- und
Windenergieanlagen, die zweite
Projektfortschrittsmeldung vollstandig bei
der Vollzugsstelle eingereicht wurde:
entsprechend dem Einreichedatum dieser
Meldung,

b. die Ubrigen Projekte: entsprechend dem
Einreichedatum des Gesuchs.

Abs. 3 wie folgt andern:

’Die Anlagen auf der Warteliste fiir die tibrigen
Erzeugungstechnologien werden in folgender
Reihenfolge berticksichtigt:

a. Windenergieanlagen, fir die die zweite
Projektfortschrittsmeldung vollstandig bei
der Vollzugsstelle eingereicht wurde,
entsprechend dem Einreichedatum dieser
Meldung,

b. Anlagen, fir die die Inbetriebnahmemeldung
oder die Projektfortschrittsmeldung
beziehungsweise, bei Kleinwasserkraft-
anlagen die zweite Projektfortschritts-
meldung vollstédndig bei der Vollzugsstelle
eingereicht wurde: entsprechend dem
Einreichedatum dieser Meldung,
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c. die Ubrigen Projekte: entsprechend dem

Einreichedatum des Gesuchs.

Art. 51 Erheblichkeit der Erweiterung oder Erneuerung

Die Formulierung in Abs. 2, Bst. b ist nicht eindeutig. Es wird einerseits auf die Jahresproduktion
der letzten 5 Jahre verwiesen, andererseits auf eine Investition in Rp./kWh. Wir interpretieren
diese Regelung so, dass bei einer durchschnittlichen Jahresproduktion von 1 Mio. kWh Uber die
letzten 5 Jahre die Investition mindestens CHF 100000 (1 Mio. kWh x 10 Rp./kWh) betragen
muss.

Verordnungstext

Vorschlag

'Die Erweiterung einer Anlage ist erheblich,
wenn durch bauliche Massnahmen:

a.

die Ausbauwassermenge aus dem bereits
genutzten Gewasser um mindestens 20
Prozent erhoht wird;

die mittlere Bruttofallhohe um mindestens
10 Prozent erhoht wird;

zusatzliches Wasser im Umfang von min-
destens 10 Prozent des Durchschnitts der in
den letzten funf vollen Betriebsjahren vor
der Inbetriebnahme der Erweiterung
genutzten Jahreswassermenge genutzt wird;

das nutzbare Speichervolumen um mindes-
tens 15 Prozent vergrossert wird; oder

die jahrliche Nettoproduktion gegenUber
dem Durchschnitt der letzten funf vollen
Betriebsjahre vor der Inbetriebnahme der
Erweiterung um mindestens 20 Prozent oder
30 GWh gesteigert wird.

*Die Erneuerung einer Anlage ist erheblich,
wenn:

a.

mindestens eine Hauptkomponente wie
Wasserfassung, Wehr, Speicher, Druck-
leitung, Maschinen oder elektromechanische
Ausristung der Anlage ersetzt oder
totalsaniert wird; und

die Investition mindestens 10 Rp./kWh der
durchschnittlich in einem Jahr der letzten
finf vollen Betriebsjahre erzielten Netto-
produktion betragt.

Abs. 2, Bst. b. éndern:

b. das Verhdltnis von Investition zur
durchschnittlich in einem Jahr der letzten
funf vollen Betriebsjahre erzielten
Nettoproduktion mindestens 10 Rp./kWh
betragt.
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Art. 65 Anrechenbare Investitionskosten

Die anrechenbaren Planungs- und Bauleitungskosten sind nicht vollstdndig und mit 15 Prozent zu
tief angesetzt. Insbesondere Wind- und Kleinwasserkraftwerke sind komplexe Projekte, welche
sorgfaltig in die nattrliche Umgebung eingepasst werden mussen. In der Praxis liegen die

Planungskosten im Bereich von bis zu 20 Prozent.

Verordnungstext

Vorschlag

"Fur die Berechnung des Investitionsbeitrags
sind insbesondere die Erstellungs-, die
Planungs- und die Bauleitungskosten sowie die
Eigenleistungen des Betreibers anrechenbar,
sofern sie:

a. in direktem Zusammenhang mit den fur die
Elektrizitatsproduktion notwendigen Teilen
der Anlage anfallen und ausgewiesen
werden;

b. fir die Steigerung oder Aufrechterhaltung
der Elektrizitatsproduktion direkt notwendig
sind;

c. angemessen sind; und

d. effizient ausgefiihrt werden.

?Planungs- und Bauleitungskosten werden
hochstens bis zu einer Hohe von 15 Prozent der
anrechenbaren Erstellungskosten angerechnet.

> Eigenleistungen des Betreibers wie eigene
Planungs- oder Bauleistungen sind nur
anrechenbar, wenn sie Ublich sind und mittels
detailliertem Arbeitsrapport nachgewiesen
werden kénnen.

Art. 71 Verbleibende Nutzungsdauer

Abs. T und 2 dndern.

"Fur die Berechnung des Investitionsbeitrags
sind insbesondere die Erstellungs-, die
Planungs- und die Bauleitungskosten sowie die
Eigenleistungen des Betreibers und anfallende
Kommunikations- und Beratungskosten (mit
Kantonen, Gemeinden, Verbanden und
Anrainern) anrechenbar, sofern sie:

a. in direktem Zusammenhang mit den fur die
Elektrizitatsproduktion notwendigen Teilen
der Anlage anfallen und ausgewiesen
werden;

b. fir die Steigerung oder Aufrechterhaltung
der Elektrizitatsproduktion direkt notwendig
sind;

¢. angemessen sind; und

d. effizient ausgefiihrt werden.

?Planungs- und Bauleitungskosten werden

hochstens bis zu einer Hohe von 20 Prozent der
anrechenbaren Erstellungskosten angerechnet.

Die Nutzungsdauer in Anhang 2.2, Ziffer 3 ist eine rein technische Nutzungsdauer, welche nur bei
dusserst sorgfaltigem Betrieb- und Unterhalt erreicht werden kann. Nicht berdicksichtigt wird
dabei, dass eine Konzession heute in der Regel deutlich kirzer ausgelegt wird, und dass auch mit
einem Rlckbau nach Ablauf der Konzession gerechnet werden muss. Dies insbesondere auch
unter Bertcksichtigung einer schweren Abschatzbarkeit, ob auch in 35 Jahren die Marktpreise
eine Weiterfiihrung des Betriebs erlauben. Die hohen Nutzungsdauern benachteiligen die
Kleinwasserkraftwerke diesbezlglich auch gegeniiber anderen Technologien.
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Verordnungstext Vorschlag

Zur Bestimmung der verbleibenden Nutzungs- | Artikel/ dndern:

dauer wird auf die Nutzungsdauer des neu
eingebauten Bestandteils abgestellt, der die
langste Nutzungsdauer gemass der Nutzungs-
dauertabelle in Anhang 2.2 aufweist.

Es wird empfohlen, die Nutzungsdauer
samtlicher Komponenten auf maximal 35 Jahre
festzulegen.

Wir danken fur die Berlicksichtigung unserer Stellungnahme.

Freundliche Grusse

Konrad Imbach
Prasident Holzenergie Schweiz

Andreas Keel
Geschaftsfuhrer
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Umsetzung des ersten Massnahmenpaktes der ES2050:
Er6ffnung des Vernehmlassungsverfahrens zu den Anderungen der
Verordnungsstufe

Sehr geehrte Frau Bundesprasidentin Doris Leuthard

Wir méchten uns fur die Mdglichkeit zur Stellungnahme zu diesem fir die Energiepolitik und
fir unsere Branchen sehr wichtigen Geschaft herzlich bedanken.

Der Verein InfraWatt besteht aus den bedeutenden Fachverbanden VSA, VBSA, VFS und
SVGW sowie aus Vertretern aus den Kantonen, der Wirtschaft, EVU und Betreibern von
Infrastrukturanlagen. Ziel von InfraWatt ist die Forderung der Energieeffizienz und erneuer-
baren Energien insbesondere in den Bereichen Abwasser, Abfall, Abwarme und Trinkwas-
ser.

Unterstlitzung der Stossrichtung

Wir beflrworten die Stossrichtung ausdricklich und wirden es auch sehr begriissen, wenn
die Verordnung mdglichst bald umgesetzt und u.a. auch die Warteschlange der KEV bald
und moglichst vollstdndig abgebaut werden kénnte, um die erneuerbare Stromproduktion in
der Schweiz zu steigern. Wir bedauern aber sehr, dass bei Férderprogrammen die Spielre-
geln, selbst bei langerfristigen Zusagen, abgeéandert werden, was Investoren zukinftig ab-
halten wird insbesondere additionelle Projekte anzugehen.

Wir wirden es auch begriissen, wenn auch der Warme- und Kalteversorgung mehr Beachtung ge-
schenkt werden wiirde. Wéarmeverbiinde oder Fernwarme/-kalte kdnnten z.B. mit einer neu zu schaf-
fenden Risikogarantie einen wesentlichen zusétzlichen Beitrag zur Nutzung erneuerbarer Warme
und Abwéarme und damit zur Senkung der CO2-Belastung in der Schweiz leisten. Zudem betrachten
wir es als wichtig und richtig, wenn Abfélle analog der Abwarme beim Herkunftsnachweis den tbri-
gen erneuerbaren Energien zugeordnet und nicht separat behandelt werden.

Im Sinne unserer gemeinsamen Zielsetzung erlauben wir uns lhnen deshalb noch Antréage zur weite-
ren Optimierung zu unterbreiten.

InfraWwatt Verein fir die Energienutzung aus Abwasser, Abfall, Abwéarme und Trinkwasser
Kirchhofplatz 12 | CH-8200 Schaffhausen | Telefon +41 (0)52 238 34 34 | Fax +41 (0)52 238 34 36
info@infrawatt.ch | www.infrawatt.ch
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Vorlage 1: CO2-Verordnung
Wir sind mit den Anpassungen grundséatzlich einverstanden und haben noch folgende Bemer-
kungen:

e Das Bewilligungs- und Umsetzungsverfahren von Kompensationsbescheinigungen ist
vom BAFU fur die Praxisanwendung weiter in Richtung Vereinfachung, Planbarkeit fiir
Investoren und Beschleunigung Bewilligungsverfahren zu optimieren, auch um den ad-
ministrativen Aufwand des Bundes zu senken. Die vorgeschlagene Anderung unter an-
derem in Art. 10 Abs. 1 sollte deshalb in die andere Richtung gehen. Das BAFU sollte
den akkreditierten Verifizierungsstellen klare und nachvollziehbare Kriterien vorgeben
und auf die Verifizierungsberichte von diesen Stellen abstiitzen und nicht noch eigene
zusatzliche Abklarungen durchfihren.

e Da die Mittel fuir Globalbeitrage wie auch die Mittel fir die Kompensationsbescheinigung
aus dem gleichen Topf (CO2-Lenkungsabgabe) stammen, sollten diese Fordermittel
koordiniert eingesetzt werden. Das BAFU hat zur Aufteilung der anrechenbaren CO2-
Mengen auch klare Vorgaben fir die Kompensation gemacht. Die Kantone sollten des-
halb beim Bezug von Geldern fir ihre Globalbeitrdge dazu verpflichtet werden, sich an
diese Vorgaben des BAFU zu halten. Wie vom BAFU angestrebt, sollte eine Forderung
von Kanton und KIiK nach diesen Spielregeln ermdglicht werden. Damit kdnnte verhin-
dert werden, dass Projekte, welche nur mit der einen oder nur mit der anderen Forde-
rung immer noch unwirtschaftlich sind und dementsprechend nicht realisiert werden. Mit
der gezielten Forderung von beiden Seiten kdnnen solche Projekte doch noch zur Um-
setzung gebracht werden.

Art. 104 sollte deshalb so angepasst werden, dass die Kantone beim Bezug der Glo-
balbeitrdge vom Bund dazu verpflichtet werden eine Doppelférderung unter diesen
strengen Bedingungen des BAFU zu ermdglichen.

e Wir begrissen ausdrucklich, dass in Art. 106 beim Einsatz der Mittel der Globalbeitrage
explizit auch die Abwarme aufgefihrt ist.

e Wir begrussen, dass in Art 112 die Geothermie gefordert wird, zur Stromproduktion und
Warmenutzung.

Vorlage 2: Energieeffizienzverordnung (EnEV)
Wir haben keine Bemerkungen

Vorlage 3: Energieforderungsverordnung (EnFV)
Wir sind mit den Anpassungen grundsétzlich einverstanden und haben noch folgende Bemer-
kungen:

e Wir bedauern, dass die Forderung Uber die KEV beschrankt wird, da dies in unseren
Bereichen nicht mehr zur gewlinschten Steigerung der erneuerbaren Stromproduktion
fahrt, ja sogar zu einem Rickgang. Wir begrissen aber eine Erhéhung der Gesamtmit-
tel fur die erneuerbare Stromproduktion sowie die Flexibilisierung der Stromtarife je
nach Angebot und Nachfrage im Sinne einer Verbesserung der Versorgungssicherheit
sehr und auch die Eigenverbrauchsmaglichkeit.

e Wir bedauern auch, dass fir die eingereichten Gesuche, die seit Jahren noch nicht be-
handelt bzw. bewilligt wurden, die Spielregeln im Vergleich zum Einreichdatum veran-
dert werden sollen und damit die Planungssicherheit nicht mehr gewahrleistet wird.
Dies fuhrt auch zu unnétigen Ausgaben und Aufwendungen fur die Vorabklarungen in
der Wirtschaft, der offentlichen Hand und bei Privaten, da sehr viele Projekte in der
Warteschlange angesichts der neuen Voraussetzungen nicht mehr sinnvoll sind und
deshalb nicht mehr realisiert werden. Die Planungssicherheit ist fir jeden Investor ins-
besondere bei nicht wirtschaftlichen Projekten fir die Realisierung ein entscheidender
Punkt.

e Wir unterstitzen sehr, dass das Forderprogramm fir Energieeffizienz von ProKilowatt
gestutzt auf Art. 38 des EnG vom 30.9.2016 bis 2030 weitergefiihrt wird.

Wir beantragen, dass dafir ein angemessener, konkreter Betrag sichergestellt wird.

e Wir gehen davon aus, dass Trinkwasserkraftwerke zwischen EVS und Investitionsbei-
trdgen wahlen kénnen, wie bei der Solarenergie, da Trinkwasserkraftwerke &usserst
Okologisch sind und auch beziglich Landschaftsschutz nur Vorteile haben.
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Wir beantragen, dass in der Verordnung noch klar definiert wird, dass die Betreiber von
Trinkwasserkraftwerken zwischen der Einspeisevergitung und Investitionsbeitrdgen
wahlen kénnen.

e Art. 2: Wir begrussen ausdriicklich, dass bei der Biomasse Rickstande und Abfélle ex-
pliziert aufgefiihrt werden.

e Art. 3: Wir begrussen ausdriicklich, dass als Neuanlage gilt, wenn eine bestehende
Produktionsanlage komplett ersetzt wird.

e Art. 10: Wir begrussen, dass Trinkwasserversorgungs- oder Abwasseranlagen von der
Untergrenze ausgeschlossen werden.

e Art. 11: Wir begrussen die Mdglichkeit die Stromerzeugung zum Eigenverbrauch nutzen
zu kdnnen.

e Art. 13: Wir bedauern, dass der 6kologische Mehrwert nicht nur auf jenen Bereich be-
zogen wird, der tatsachlich gefordert wird und dass z.B. zwischen erneuerbarer Strom-
und Waéarmeproduktion nicht genauer differenziert wird (zumal in Art. 87 bei den anre-
chenbaren Investitionen fir die Forderung Fernwarmenetze ausgeschlossen werden,
im Gegensatz zur Bewertung des 6kologischen Mehrwertes), da dies den Anreiz fir ei-
nen Ausbau von entsprechenden Warmeverbinden verhindert.

e Art. 15: Von der Pflicht zur Direktvermarktung (Art. 21 EnG) ausgenommen sind Betrei-
ber von Neuanlagen mit einer Leistung von weniger als 30 kW.

Wir beantragen fur Wasserversorgungen und Klaranlagen 100 kW einzusetzen, da bei
Wasserversorgungen und Klaranlagen Energie nicht zu den eigentlichen Aufgaben ge-
hort und die Direktvermarktung in der Praxis kaum machbar ist.

e Art. 25: Wir begrissen, dass fir Geothermieprojekte Garantien geleistet werden. Im
Sinne der Gleichberechtigung bedauern wir aber ausserordentlich, dass der Bund keine
solche Risikogarantie fur den Aufbau und Betrieb von Fernwarmenetzen mit erneuerba-
ren Energien und Abwéarme vorsieht, da inshesondere die Abhangigkeit von grésseren
Industriebetrieben als Warmeabnehmer oder Abwarmelieferant ein grosses Risiko be-
inhaltet und Investoren nach wie vor abhdlt selbst wirtschaftliche Warmeverbiinde auf-
zubauen.

Wir beantragen, dass auch fir den Aufbau und Betrieb von Fernwarme-/Fernkalte-
netzen eine Risikogarantie gleichberechtigt wie bei der Geothermie geschaffen wird.

e Art. 73, b.: Wir beantragen eine differenzierte Unterteilung bei Klaranlagen: 250'0000
Franken bei Klaranlagen tber 50'000 Einwohnerwerte (EW), 100'000 Fr. bei Klaranla-
gen unter 50'000 EW.

e Art. 87, d: Wir beantragen eine Anpassung, so dass Anlagen fur den Betrieb von Fern-
warme-/Fernkaltenetzen aus erneuerbaren Quellen und Abwéarme (nicht nur beschréankt
auf Biomasseanlagen) in geeigneter Form von Foérdermitteln profitieren kénnen.

e Anhang 1.4: Wir begriussen die Vergutungen fir die Strom- und die Warmeproduktion
aus Geothermie ausdrucklich.

e Anhang Wasserkraftanlagen, 2.4.1: Netznutzungsanlagen mit einer Leistung von mehr
als 50 kW haben nur bis zur aquivalenten Leistung von 50 kW Anspruch auf den Was-
serbau-Bonus.

Wir beantragen die 50 kW auf 100 kW zu erhdhen, zumindest bei Trink- und Abwasser-
kraftwerken. Diese haben keine negativen Auswirkungen auf die Landschaft.

e Anhang 1.5, 2.2.4 b.2.: Um Missverstandnissen vorzubeugen und den Bereich klar zu
definieren, beantragen wir folgende Erganzung:

Bei den Ubrigen Anlagen (mit Ausnahme von Klaranlagen, fur welche die Bedingungen
im Anhang 2.3, Punkt 2.1 gelten) muss der Anteil ....

e Anhang 1.5, 4.: Wir begrissen ausdriicklich, dass biogenes Gas aus dem Erdgasnetz

von der Einspeisevergutung profitieren kann.

Vorlage 4: Energieverordnung (EnV)
Wir sind mit der Richtung der Anpassungen grundsatzlich einverstanden, haben aber noch fol-
gende Bemerkungen:
e Art. 7: Es wére wiinschenswert, wenn der Ausbau von Fernwarme/Fernkélte und der
Gasinfrastruktur auch auf nationaler Ebene vermehrt koordiniert wird.
e Art. 13: Wir bedauern, dass die erneuerbaren Energien nicht h6her bewertet werden.
Wir beantragen fir neue erneuerbare Energie einen zusatzlichen angemessenen 6ko-
logischen Mehrwert den Produzenten auszurichten.
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e Art. 15: Wir begriissen die Mdglichkeit die Stromproduktion als Eigenverbrauch einzu-
setzen sowie die Abnahmeverpflichtung von Uberschussenergie ausserordentlich, da
sonst die erneuerbare Stromerzeugung mit Trinkwasserkraftwerken oder Klargas in der
Praxis kaum noch méglich ware.

e Art. 20: Wir begriissen, dass die Stromproduktion aus Abwéarme, wie im erlauternden
Bericht aufgefihrt, in Art 32 im EnG aufgenommen wird.

e Art. 23: Wir begriissen grundsatzlich eine Uberpriifung der prognostizierten Stromein-
sparungen, diese soll aber praxisnah ausgerichtet und nicht unnétig hohen Aufwand
und Zeit z.B. fir Messungen beinhalten, damit Investoren nicht abgeschreckt werden
additionelle Massnahmen anzugehen. Der Ansatz muss maéglichst planbar bleiben,
sonst werden erfahrungsgemass vor allem nicht additionelle Projekte geférdert und rea-
lisiert und der Mithahmeeffekt vergréssert.

Antrag: Die Stromeinsparung bei Programmen ist Stichprobeartig zu prifen und hoch-
zurechnen.

e Art. 54/55: Wir begrussen, dass auch private Organisationen mit einbezogen werden.

e Art. 57: Wir begriissen, dass auch die Abwarmenutzung gebihrend beriicksichtigt wird.

e Art. 59:

- Wir bedauern ausserordentlich, dass 6ffentliche Bauten ausgeschlossen werden, da
auch diese wirtschaftliche Uberlegungen machen miissen, da heute auch die 6ffentliche
Hand bei ihren Entscheidungen die Wirtschaftlichkeit nachweisen muss:

Antrag, Punkt 2, a. 6ffentliche Bauten sind zu streichen.

- Wir bedauern, dass besonders effiziente Nutzungen mit fossilen Energien wie WKK
oder Gas-Warmepumpen von der Foérderung ausgeschlossen werden.

o Art.64: Wir begrissen, dass die Abwarmenutzung gebuhrend aufgefuhrt wird.

Vorlage 5: Verordnung Uber die Gebihren und Aufsichtsabgaben im

Energiebereich (GebV-En)
Keine Bemerkungen.

Vorlage 6: Verordnung uUber den Herkunftsnachweis und die Stromkenn-

zeichnung (HKSV)

Wir begriissen die Anpassungen grundsatzlich und haben noch folgende Bemerkungen:

o Wir begrissen aus Effizienz- und Kostengrinden ausdrticklich eine Ausnahmeregelung
bei Kleinstanlagen.
¢ Anforderungen an die Stromkennzeichnung, 1.1: Wir beantragen die eigene Kategorie

fir die Abfalle zu streichen und die Abfalle der Kategorie "Ubrige erneuerbare Energien”
zuzuordnen.
Begrindung: Sowohl die Warme wie auch die Stromproduktion aus Abféllen in Keh-
richtwertungsanlagen sind u.a. gemass der Studie "Okobilanz fiir Energie aus Kehricht-
verbrennungsanlagen” vom 29. Juni 2005 im Auftrage des BUWAL 100% CO2-neutral
und bringen auch keine zusétzliche Beeintrdchtigen mit weiteren Schadstoffen oder
beim Landschaftsschutz etc. Aus diesem Grund wird Abwarme von KVA vom Parla-
ment und in den anderen Verordnungen richtigerweise den erneuerbaren Energien
gleichgestellt. Daraus kann auch abgeleitet werden, dass dies auch flur die Strompro-
duktion aus Abfallen gelten muss. Aufgrund dieses Hintergrundes scheint uns die vor-
geschlagene Zuordnung der Abfélle als separate Kategorie weder sachgerecht noch
gerecht zu sein, zumal Strom aus KVA den wichtigen Vorteil hat, dass dieser als Grund-
last stéandig verfligbar ist, ja sogar zu einem Lastausgleich genutzt werden kann, also
sogar héherwertiger als z.B. Solar- oder Windenergie ist.

Vorlage 7: Kernenergieverordnung (KEV)
Keine Bemerkung.

Vorlage 8: Landesgeologieverordnung (LGeolV)
Keine Bemerkung.

Vorlage 9: Stromversorgungsverordnung (StromVV)
Wir begriissen die Einfihrung von intelligenten Messsystemen, da diese die Stromversorgungs-
sicherheit erhdhen.
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e Wichtig ist dabei, dass die Endverbraucher die Wahl haben Lastverschiebungen vorzu-
nehmen oder auch nicht. Dies ist z.B. bei Klaranlagen oder Wasserversorgungen zent-
ral wichtig, damit sie ihren Hauptzweck erfillen kénnen, namlich die Reinigung des Ab-
wassers bzw. sauberes Trinkwasser jederzeit und ausreichend zu liefern.

Wir hoffen IThnen damit gedient zu haben und dass wir dank diesen Anpassungen die erneuer-
bare Stromproduktion und die Abwarmenutzung sowie die Energieeffizienz auch in unseren
Branchen weiter erhéhen kénnen.

Bei Fragen stehen unsere Fachleute gerne zur Verfiigung.

Freundliche Grisse

Nosppe bobonnde I

Filippo Lombardi Ernst A. Mller
Prasident InfraWatt, Standerat Geschaftsfuhrer InfraWatt
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Umsetzung erstes Massnahmenpaket zur Energiestrategie 2050
Vernehmlassung Anderungen der Verordnungen

Sehr geehrte Frau Bundesrétin Leuthard
Sehr geehrte Damen und Herren,

Wir danken Ihnen fiir die Moglichkeit zur Stellungnahme zu den neuen bzw. angepassten Verordnungen im
Rahmen der Umsetzung des ersten Massnahmenpaketes zur Energiestrategie 2050.

Das erste Massnahmenpaket ES2050 begriissen wir sehr, gibt es doch wichtige Impulse fiir die
Energiewende, die die Unternehmerinitiative Neue Energie Beider Basel seit Jahren unterstiitzt.

Allerdings mdchten wir festhalten, dass die zusatzlichen Verordnungen EnFV und EnEV die
Veradministrierung vorantreiben, kompliziert sind und sich teilweise widersprechen. Weiter sind
riickwirkende Anderungen der Férderung in der alten EnV staatspolitisch fragwiirdig und stellen die
Rechtssicherheit in Frage. Wir hoffen sehr, dass diese vorgeschlagenen riickwirkenden Klauseln so
ausgestaltet werden, dass die Rechtssicherheit gewdhrleistet bleibt.

Stellungnahme zur StromVV

Art. 3a Netzanschluss bei Zusammenschliissen zum Eigenverbrauch

Der gesamte Artikel mit Absatz 1 und 2 haben keine gesetzliche Grundlage. EnG Art 17 Abs.2 spezifiziert die
Anforderungen gemdss Strom VG (Art 6 und 7). Die Verordnung kann diesen Artikeln nicht wiedersprechen.
Absatz 2: Eine solche Regelung ist {iberfliissig, da ein solcher Fall kaum eintritt und zudem ein
Endverbraucher eventuell spater wieder zum Netzbetreiber wechseln will und darf.

Anderungsantrag Art. 3a: Art 3a Absdtze 1 und 2 ersatzlos streichen.

Art. 8a, 8b, 8¢, 8d intelligente Messysteme

In einem offenen Markt darf die Messhoheit nicht einem Netzbetreiber vorbehalten werden. Jeder Dritte, der
die hohen Anforderungen der Strommessung beherrscht, muss auch Messdienstleistungen erbringen diirfen.
In Art 8c Abs1 ist dies noch nicht ganz so umgesetzt bzw. kann missverstanden werden. Intelligente Steuer-
und Regelsysteme darf auch jeder Stromkonsument selber einsetzen, um seinen Verbrauch zu steuern.
Dieses Recht darf nicht nur bei Netzbetreiber liegen.

Die librigen Formulierungen begriissen wir sehr.

Unternehmerinitiative NEUE ENERGIE BEIDER BASEL | c/o ADEV Energiegenossenschaft | 4410 Liestal
basel@aeesuisse.ch | basel.aeesuisse.ch, Tel. 061 927 20 40, Fax. 061 927 20 49
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Art. 18 Abs. 1bis Anschlussleistung

»Bei Endverbrauchern mit einer Anschlussleistung bis 15 kVA ist nur eine Kundengruppe zuldssig.” Diese
Anschlussleistung ist nicht zweckmassig. Diese sollte so gewahlt werden, dass die Haushalte inkl. EFH
abgebildet werden. Einerseits sind schon heute diese Anschlussleistungen héher bei 30 kVA und
andererseits im Hinblick auf vermehrten Einsatz von WP’s und Elektromobilitdt sollten sie hoher festgelegt
werden.

Anderungsantrag: Die Anschlussleistung ist daher mindestens auf 50 kVA oder héher zu begrenzen fiir
die erste Kundengruppe.

Art. 18 Abs. 2 Regelung Netznutzungstarif

Diese Regelung ist sehr wichtig, dass tiber das Messwesen nicht Eigenverbrauchsanlagen verhindert werden,
durch sehr hohe unverhéltnisméassige Messkosten. Wir begriissen daher die Regelung mit 70% Arbeitstarif
ausdriicklich.

Art. 26 Abs. 3

Die Erbringung von Systemdienstleistungen durch die Erneuerbaren ist zwingend notwendig, wenn die
Energiewende gelingen soll. Mit diesem Artikel soll die zusatzliche Systemdienstleistung verhindert werden,
indem sie nicht vergiitet werden darf, nicht einmal bei Anlagen, die zum Marktpreis einspeisen miissen. Das
ist paradox!

Anderungsantrag Abs. 3:

Erzeuger, deren Anlagen Elektrizitit gestiitzt auf die Artikel 15 und 19 EnG einspeisen, und die die
physisch gelieferte Elektrizitdt oder einen Teil davon der nationalen Netzgesellschaft als Regelenergie

verkaufen, erhalten fiir diese Elektrizitit keire eine zusdtzliche Vergiitung nach den Artikeln 15 und 19
EnG.

Art. 31e Ubergangsbestimmung Messkosten

Wir sind mit der Ubergangsbestimmung einverstanden. Jedoch sind die Messkosten zu begrenzen auf
maximal CHF 300.-pro Jahr fiir Anlagen {iber 30 kVA und auf max. CHF 100.- pro Jahr fiir Anlagen unter 30 kVA.
Bereits in der Empfehlung des BFE, welche zwischen 2010 und 2016 giiltig war, wurden maximale Mess- und
Messbetriebskosten von CHF 600.- pro Jahr festgelegt. Heute sind diese Kosten deutlich tiefer.

Stellungnahme zur EnV

Art. 8 Wasserkraftanlagen von nationalem Interesse
Ein nationales Interesse sollte nicht auf Basis von Technologien oder Erneuerung/Erweiterung/ Neubau
definiert werden, sondern auf Basis der Anforderungen der Energieversorgung. Mogliche Kriterien sind somit:
- Energiemenge, Produktionszeitraum (— Winterenergie),
- Zuverldssigkeit,
- Prognostizierbarkeit und Flexibilitat der Energieproduktion

Die Wasserkraft erfiillt diese Anforderungen unbestritten in hohem Masse:

- Wasserkraftanlagen mit Einzugsgebiet in tieferen Hohenlagen haben ebenfalls eine sehr hohe
Winterproduktion, teils weit iber 50 %.

- Die Produktion aus Wasserkraft ist regelmdssig und einfach prognostizierbar.

- Insbesondere Durchlaufkraftwerke konnen problemlos rasch vom Netz getrennt werden, sofern
erforderlich. Bei anderen Kraftwerken ist dies mit geringfligigen Modifikationen (By-pass) ebenfalls
problemlos méglich.

Eine Unterscheidung zwischen neuen und bestehenden Anlagen ist zur Formulierung des nationalen
Interesses nicht relevant — hochstens aus der Perspektive des Umwelt- und Landschaftsschutzes. Die
Schutzanliegen kommen jedoch spédtestens bei der Interessenabwadgung zum Zug. Es ist deshalb nicht
nachvollziehbar, wieso die Schutzanliegen doppelt beriicksichtigt werden sollen, wenn es um die
Gleichrangigkeit des nationalen Interesses geht.

Eine Unterscheidung zwischen steuerbarer und nichtsteuerbarer Produktion ist nachvollziehbar und sinnvoll.
Aus Sicht der Herausforderungen im Zusammenhang mit dem Ausbau der neuen erneuerbaren Energien
sollten jedoch auch Anlagen mit deutlich kleineren Speichern (Mehrtagesspeichern) unter das nationale



Interesse fallen. Als Grundlage soll die Elektrizitditsmenge dienen, welche dem Jahresverbrauch von 100
privaten Haushalten entspricht. Dies entspricht 500 MWh.

Anderungsantrag Abs. 1: Neue Wasserkraftanlagen sind von nationalem Interesse, wenn sie eine mittlere
Jahresproduktion von mindestens 500 MWh erreichen.

Eventualiter: Grundlage von 1 MW Leistung anwenden:

1 Neue Wasserkraftanlagen sind von nationalem Interesse, wenn sie:

a. im Winterhalbjahr iiber eine mittlere erwartete Produktion von jdhrlich mindestens 6,7 GWh verfiigen;
oder

b. eine mittlere erwartete Produktion von jdhrlich mindestens 5 GWh und iiber mindestens 30 Stunden
Stauinhalt bei Vollleistung verfiigen.

Art. 9 Windkraftanlagen von nationalem Interesse

Der vorgesehene Grenzwert von 10GWh ist eher hoch gewahlt. Wir haben in St. Brais einen Windpark im Jahr
20009 realisiert mit 2 Windturbinen, die 7 GWh produzieren und den Verbrauch aller Haushalte zwischen
Glovelier und Saignelegier abdeckten. Diese Anlagen hatten keine Opposition und kénnten auch als im
nationalen Interesse liegend, beurteilt werden. Hauptargument diirfte sein, dass sich eine ganze Region
selbst mit Strom versorgt. Heutige Windanlagen sind eher etwas grosser. Daher konnen wir einem Wert von
10 GWh zustimmen.

Eine Erh6hung héatte auch gravierende Folgen fiir die Akzeptanz in der Bevolkerung. An einem Standort
kdnnen nun zuerst nur 2 Windanlagen gebaut werden und bei Akzeptanz vor Ort den Windpark ausgebaut
werden. Gerade beim grossten Windpark in der Schweiz auf dem Mont Crosin wurden erst 4 Anlagen
installiert und dann tiber 20 Jahre den Park auf 16 Anlagen erweitert. Dieses erfolgreiche Vorgehen wird nun
gesetzlich aufgenommen.

Art. 11 Anschlussbedingungen

Abs. 1: ist bereits vielfach geregelt und daher iiberfliissig!

Eine vertragliche Festlegung von Anschlussbedingungen zwischen Produzent und Netzbetreiber ist eine
Diskriminierung gegeniiber der Beziehung Stromverbraucher und Netzbetreiber und eine einzigartige
biirokratische zusatzliche, komplett tiberfliissige Regelung. Zwischen einem Stromverbraucher und einem
Netzbetreiber wird NIE ein zusatzlicher individueller Vertrag abgeschlossen. Sonst miissten nun rund
2300000 zusdtzliche Vertrdge zwischen jedem CH-Haushalt mit seinem Netzbetreiber abgeschlossen
werden. Alle Vorgehen und nétigen Vorgaben fiir den Netzanschluss fiir einen Strombeziiger und nun auch fiir
einen Eigenproduzenten sind in Gesetzen und vielen Verordnungen vollig ausreichend geregelt: Nebst EnV
und EnFV sind das die Verordnung iiber elektrische Starkstromanlagen (Starkstromverordnung), Verordnung
uber elektrische Niederspannungsinstallationen NIV, Verordnung iiber elektrische
Leitungen(Leitungsverordnung LeV), etc. und zusdtzlich in Branchendokumenten des VSE und dazu in den
Technischen Anschlussbedingungen TAB der jeweiligen Netzbetreiber absolut vollig ausreichend geregelt.
Gewdhrleistet wird dies mit dem jeweiligen Anmeldeprozedere fiir eine Produktionsanlage wie ESTI-
Anmeldung, Installationsgesuch beim Netzbetreiber, Abnahme durch den &rtlichen Netzbetreiber und den 2
Abnahmeprozedere, Sicherheitsnachweis und Abnahme durch das Eidgendssische Starkstrominspektorat
ESTI wird vor Ort vollig ausreichend geregelt.

Mit diesen Regelungen weiss der Netzbetreiber alle relevanten Angaben:

- Die Anschlusskosten wird er nichtdiskriminierend festlegen,

- die maximale Einspeiseleistung geht aus dem Installationsgesuch hervor,

- wie/wann die produzierte Energie verbraucht wird, ergibt sich aus dem Verbrauch vor Ort (Lastprofil eines
Verbrauchers) und kann sicher nie in einem Vertrag geregelt werden

- Die Vergiitung ergibt sich aus der gesetzlichen Regelung Art 13 EnV oder wird vom Netzbetreiber freiwillig
hoher festgelegt.

Die Mitteilung an den Netzbetreiber, welche Haushalte an einer Eigenverbauchsgemeinschaft teilnehmen,

ergibt sich aus dem Installationsgesuch und ist dariiber hinaus wahrend dem Betrieb noch in Artikel 19 EnV

geregelt.

Eine zusétzliche, hier vorgesehene individuelle Regelung erzeugt Rechtsstreitigkeiten, mehr Biirokratie und
komplett Uiberfliissige Mehrkosten.

Anderungsantrag Abs. 1: ersatzlos streichen




Anderungsantrag Abs. 2: Auch dieser Absatz ist selbstverstédndlich schon in oben zitierten Verordnungen
und zusdtzlich in den Technischen Anschlussbedingungen bei jedem Elektrizititsversorger festgehalten
und kann ersatzlos gestrichen werden.

Anderungsantrag Abs. 3: Den Artikel unterstiitzen wir grundsditzlich. Der Anfang muss aber noch wie folgt
angepasst werden:
Die Netzbetreiber sind verpflichtet, die Energieerzeugungsanlage mit dem ...

Art. 13 Abs. 1 Vergiitung von Elektrizitat

Eine neue Regelung wonach die vermiedenen Kosten der Elektrizitdtsversorger genauer definiert sind,
begriissen wir sehr. Die gewdhlte Formulierung ist aber sehr aufwendig umzusetzen, einzeln in jedem
Netzgebiet und das jedes Jahr. Dazu ist der Marktpreis gemédss EnG Art 15 Abs3a zu definieren. Der heutige
Borsen-Marktpreis bildet sich hauptsachlich aus fossilem Strom. Das kann nie ,,gleichwertig” mit erneuerbar
sein, gemdss Gesetzesvorgabe EnG Art 15 Abs. 3a. Dort ist ganz klar festgehalten, dass sich die Vergiitung
aus erneuerbarer Energien nach den vermiedenen Kosten des Netzbetreibers fiir gleichwertige Energie richten
muss. Daher ist dieser Borsen-Marktpreis sicher nicht die richtige Referenz fiir den Marktpreis. Ein
»gleichwertiger” Preis muss sich sodann aus erneuerbaren Energien zusammensetzen.

Anderungsantrag Art 13, Abs 1 neu:

Bei der Vergiitung fir Elektrizitdt aus erneuerbaren Energien richten sich die Kosten, die der Netzbetreiber
fiir die Beschaffung gleichwertiger Energie vermeidet, nach den Beschaffungskosten fiir Energie aus
neuen zentralen inlédndischen Produktionsanlagen.

Art. 14 Anlagenleistung

Die Anlagenleistungen der verschiedenen Technologien miissen alle auf gleicher Grundlage beruhen, namlich
der maximalen installierten Leistung. Dies ist auch internationaler Standard. Es ist nicht nachvollziehbar,
wieso fiir die Wasserkraft die hydraulische Bruttoproduktion als Basis fiir die Leistungsbestimmung
angewendet wird. Mit der vorliegenden Leistungsdefinition ist so beispielsweise auch die Grosswasserkraft
mit Anschlussleistungen bis zu 25 MW (s. Beispiele aktuelle KEV Bezliger) anspruchsberechtigt auf die
Forderung iiber das Einspeiseprdmiensystem, was nicht im Sinne des Férdersystems sein kann bzw.
international wohl einmalig ist. Die Grenze zwischen Gross- und Kleinwasserkraft ist international immer als
Engpassleistung, also als maximal mogliche elektrische Leistung {iber einen gewissen Mindestzeitraum,
definiert. Zudem fiihrt die Definition Art. 14 zu einer Ungleichbehandlung der Technologien, wie
beispielsweise in Art. 15 EnFV oder Art. 15 EnG. 11

Anderungsantrag Abs. 2: Die Leistung einer Wasserkraftanlage bezieht sich auf die maximal mégliche
elektrische Leistung (Engpassleistung)

Art. 15 Ort der Produktion

Diese Losung entspricht dem Zweckartikel 1 des Energiegesetzes, wonach eine wirtschaftliche und
umweltvertragliche Bereitstellung und Verteilung der Energie sichergestellt werden muss. Parallelnetze sind
zu vermeiden, vorhandene Netze sind technisch und wirtschaftlich optimal zu nutzen. Im folgenden
Anderungsantrag sollen daher auch die Teile des Verteilnetzbetreibers beansprucht werden diirfen, damit
keine Parallelnetze entstehen.

Anderungsantrag:

Als Ort der Produktion gilt das Grundstiick, auf dem die Produktionsanlage liegt. Umliegende
Grundstiicke gelten ebenfalls als Ort der Produktion, sofermdus Verteitnetzdes Netzbetreibers zwisthen
derProduktionsurtoge amddem Yerbrauchrmicitim Amspruchrgenommerrwird. Das Verteilnetz des

Netzbetreibers kann durch die Eigenverbrauchsgemeinschaft nur in Anspruch genommen werden, sofern
dadurch der Aufbau eines Parallelnetzes verhindert werden kann. Die Netznutzung ist kostenorientiert zu
vereinbaren.

Art. 16 Voraussetzung fiir den Zusammenschluss zum Eigenverbrauch

Eine Regelung als Voraussetzung zu einem neuen Zusammenschluss zum Eigenverbrauch begriissen wir,
aber er sollte unter 10% sein. Viele alte Industrieareale wurden in den letzten Jahren stromtechnisch teilweise
stark auf gesplittet fiir die Einmietung kleiner Unternehmen oder Loftwohnungen und fiir die dafiir nétige



individuelle Abrechnung direkt durch den Netzbetreiber. Wenn sich nun dort diese kleinen Einheiten
zusammenschliessen wollen fiir den Eigenverbrauch aber nur eine kleine Dachflache fiir die
Solarstromerzeugung zur Verfiigung steht, sollte eine Eigenverbrauchsgemeinschaft dadurch nicht verhindert
werden.

Wir gehen davon aus, dass bei Grossverbrauchern der Eigenverbrauch immer zulassig ist, auch wenn 10% der
maximalen Netzanschlusskapazitat nicht erreicht wird. Auch kann sich hier ein kleines Unternehmen
einmieten, das eine kleine PV-Anlage betreibt. Im Verhaltnis zum Grossverbraucheranschluss wird dies weit
unter 10% liegen. Dennoch macht der Eigenverbrauch hier Sinn!

Beispiele zu Eigenverbrauch bei Grossverbraucher:

Industrieareal RUAG, Emmen

Gesamtenergieverbrauch pro Jahr am Netzanschlusspunkt: 10.7 Mio. kWh, Anschlussleistung Areal rund 8
MW, 450 kWp Leistung PV auf einem Dach: 400°000kWh/a

Eigenverbrauchsanteil: 3.7% beim Verbrauch und rund 6% auf die Leistung bezogen

Spital Balgrist, Ziirich

Gesamtenergieverbrauch pro Jahr: 4.6 Mio. kWh, Anschlussleistung rund 1.6 MW
130 kWp Leistung PV auf 2 Dachern: 124°‘000kWh/a

Eigenverbrauchsanteil: 2.7% beim Verbrauch und rund 8% auf die Leistung bezogen
Anderungsantrag: 5% anstatt 10%

Art. 17 Abs. 1 Zusammenschluss mit Mieterinnen und Mietern, Pachterinnen und Pachter

Warum will der Staat in diesem komplett freien Verhdltnis Vorschriften erlassen? Wenn eine Partei einer
Eigenverbrauchsgemeinschaft am Tag keinen Strom bezieht, sondern nur nachts, soll sie auch gleich viel PV-
Strom vom Dach beziehen wie eine Partei, die am Tag zu Hause ist und nachts arbeitet? Eine solche Regelung
zieht wieder viele weitere Regelungen nach sich. Wahrscheinlich ist dies physikalisch am besten zu erkldren
und regelt, aber sicher nicht mit einer solchen Regelung. Dies soll der Eigenverbrauchsgemeinschaft
iiberlassen werden und wird dort kaum zu Streitigkeiten Anlass geben, da physikalisch und auch
messtechnisch erkladrbar.

Anderungsantrag Abs. 1: ersatzlos streichen

Art. 18 Einsatz von Stromspeichern im Eigenverbrauch

Der wirtschaftliche und netzdienliche Zubau dezentraler Energiespeicher ist eine Voraussetzung fiir den
gelingenden Umbau des Energiesystems im Sinne der Energiestrategie 2050. Aus diesem Grund diirfen
Speicher unabhangig von ihrer Auslegung und Technologie nicht diskriminiert werden. Der Einsatz von
Speichern wird das Stromnetz entlasten. Dies muss durch Kostenanreize bei der Tarifgestaltung der
Stromversorger sichergestellt werden und nicht durch Regulierung. Separate Messungen sind absolut
uberfliissig und nur kostentreibend. Speicher werden immer so betrieben, dass der Eigenverbrauch hoher ist,
bzw. sie werden ausschliesslich 6konomisch betrieben d.h. marktgerecht. Genau dies entlastet das Netz und
ist somit im Sinne des sicheren Netzbetriebes. Die finanziell richtigen Anreize bei der Stromnetztarifierung
muss und wird der Netzbetreiber aus marktwirtschaftlichen Griinden vorgeben. Hier kann, soll und darf der
Markt spielen!

Anderungsantrag Abs. 1 erginzen: Wer einen Stromspeicher einsetzt, ist verpflichtet, auf eigene Kosten
Massnahmen zu ergreifen, um stérende technische Einwirkungen auf den Netzanschlusspunkt zu
vermeiden. Fiir die iibrigen Kosten gilt Artikel 11 Absatz 3 sinngemdss. Grundsdtzlich diirfen an Speicher
keine strengeren technischen Anschlussanforderungen als an Endverbraucher und Produktionsanlagen
gestellt werden.

Anderungsantrag Abs. 2 und 3: ersatzlos streichen. Extra-Stromzdihler fiir Speicher sind absolut
iiberfliissig, siehe Begriindung oben.

Art. 19 Verhiltnis zum Netzbetreiber
Wir unterstiitzen ausdriicklich die Regelung in Artikel 19 sowie auch die 3monatige Frist fiir Wechsel von und
in die Eigenverbrauchsgemeinschaft.

Absatz 5 unterstiitzen wir sehr. Damit kann eine geeichte Produktionsmessung nach StromVV einer
Eigenproduktionsanlage ersatzlos gestrichen werden. Ein privater Stromproduktionszdhler ist komplett
ausreichend, da auch hier die Ungenauigkeit kaum hdher wie 3% ist gegeniiber einer geeichten Messung. Am



Netzanschlusspunkt soll die Energieriickspeisung geeicht gemessen werden und nicht bei der
Produktionsanlage. Fiir statistische Zwecke ist diese Erhebung der Produktionsdaten komplett ausreichend.

Stellungnahme zur EnFV

Art. 3 Neuanlagen
Erweiterungen oder Erneuerungen sind nun nicht mehr beriicksichtigt. Wir erachten dies als energiepolitisch
falscher Ansatz. Dieser wurde auch wahrend der Beratung zum neuen EnG im Parlament verworfen. Daher soll
dieser Ansatz in Anlehnung an die alte EnV beriicksichtigt werden.
Anderungsantrag Absatz 1:
Als Neuanlage gelten:

a. BeiWasserkraftanlagen, die ein hydraulisches Potential erstmals oder erneut nutzen.

b. Beiden iibrigen Technologien, Anlagen, die erstmals an einem Standort erstellt werden.

Anderungsantrag Absatz 2:

Als Neuanlage gilt ebenfalls eine Anlage, die eine bestehende Anlage komplett ersetzt, einen
aufgegebenen ehemaligen Standort wieder nutzt oder erheblich erneuert wird, wenn kumulierend
folgende Voraussetzungen erfiillt sind:

a) Die Investitionskosten fiir die Erweiterung oder Erneuerung missen mindestens 50 Prozent der fiir eine
Neuanlage erforderlichen Investition betragen.

b) Mindestproduktion Elektrizitit nach Erweiterung oder Erneuerung: darf gegeniiber dem Zustand vor
Erweiterung oder Erneuerung nicht kleiner sein.

¢) Die Nutzungsdauer der alten Anlage muss zu mindestens zwei Dritteln der festgelegten
Vergiitungsdauer abgelaufen sein.

Art. 10 Ausnahmen von der Untergrenze bei Wasserkraftanlagen

Die Formulierung des Gesetzes wurde in der EnFV weiter verscharft. Dafiir gibt es keinen Grund, und aufgrund
der bereits bestehenden starken Einschrankung der Kleinwasserkraft und der hohen Relevanz der
Technologie bei der Erreichung der in der ES2050 formulierten Ziele ist dies nicht nachvollziehbar. So wurde
die im Gesetz formulierte ,,oder” Verkniipfung zwischen ,,bereits genutzten Gewdsserabschnitten“ und ,,keine
neuen Eingriffe in natiirliche Gewdsser* in der Verordnung so umformuliert, dass nun beide Bedingungen
erfiillt sein miissen. Die Vernehmlassungsversion schafft hier unndtige Administration, Komplexitdt und
Verunsicherung. Die Formulierung im Gesetz ist klar und einfach, pragmatisch und effizient in die Verordnung
umsetzbar. Es gibt keinen Grund, das Gesetz auf Verordnungsebene weiter zu verscharfen. Auch wird ein sehr
unterschiedlich interpretierbarer Begriff eingefiihrt mit ,, 6kologisch wertvolle Gewasser”. Im Gesetz sind
klarere Aussagen vorhanden.

Anderungsantrag: Nebst den Wasserkraftanlagen, die mit Trinkwasserversorgungs- oder
Abwasseranlagen verbunden sind, sind folgende Wasserkraftanlagen von der Untergrenze nach den
Artikeln 19 Absatz 4 Buchstabe a und 24 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer 2 EnG ausgenommen:

a. Anlagen innerhalb bereits genutzter Gewdsserstrecken, inklusive Dotierkraftwerke soweit gegeniiber
dem bestehenden Zustand die neqgativen Umweltauswirkungen reduziert werden kénnen; oder

b. Anlagen, welche keine neuen Eingriffe in natiirliche Gewdsser verursachen, soweit gegeniiber dem
bestehenden Zustand die negativen Umweltauswirkungen reduziert werden kénnen.

c. Anlagen, die im Zusammenhang mit anderweitigen Gewdssereingriffen wie Renaturierungen und
Hochwasserschutzmassnahmen erstellt werden, soweit gegeniiber dem bestehenden Zustand die
negativen Umweltauswirkungen reduziert werden konnen.

Art. 15 Direktvermarktung

Bereits erbaute Anlagen und heutige KEV-Anlagen miissen Bestandes Schutz haben. Alle Artikel, die dieses
Schweizerische Fundament der Gesetzes-Verldsslichkeit oder Rechtssicherheit in Frage stellen, lehnen wir ab.
Die erneuerbare Energie darf auf keinen Fall dazu missbraucht werden, dass die Schweizerische
Gesetzgebung unzuverldssig wird! Daher lehnen wir den erzwungenen Wechsel zur Direktvermarktung fiir
Anlagen liber 500 kW strikte ab, zumal damit kaum wirtschaftliche Vorteile fiir die eine oder andere Seite sich
daraus ergeben. Mit wirtschaftlichen Anreizen kann dies aber sehr wohl gefordert werden, indem eine
Wahlmoglichkeit eingefiihrt wird fiir alte Anlagen.



Fiir neue Anlagen soll die Pflicht zur Direktvermarktung erst ab 100 kW gelten, wie auch in Deutschland mit
dem neuen EEG (§21 EEG 2017). Dies scheint sich europdisch zu etablieren.

Anderungsantrag:

Absatz 1: Von der Pflicht zur Direktvermarktung (Art. 21 EnG) ausgenommen sind Betreiber von
Neuanlagen mit einer Leistung von weniger als 36 100 kW.

Absatz 2: ersatzlos streichen

Absatz 3: Sdmtliche Betreiber von bestehenden Anlagen kénnen jederzeit unter Einhaltung einer
Meldefrist von drei Monaten auf ein Quartalsende hin in die Direktvermarktung und wieder zuriick

wechseln. DreRiickketrzur Eimspersumng zunm Referenz=iarktprers ist uusgesciitossen:

Art. 21 Abbau der Warteliste
Wir schliessen uns der Variante A an.

Begriindung:

Der Imageschaden fiir die gesamte Energiestrategie und fiir die Solarbranche wére bei Variante B enorm. Wer
sich bis Ende 2013 angemeldet hat und bis Ende 2014 gebaut hat, konnte aufgrund der damals vorliegenden
Informationen von BFE und Swissgrid davon ausgehen, dass er nach einer Wartefrist in den Genuss der KEV
kommt. Auch heute ist die Gesetzeslage so, dass wenn der Strommarktpreis wieder steigt, der Eintritt in die
KEV moglich erscheint. Aufgrund der Rechtssicherheit, diirfen diese Spielregeln nicht gedndert werden.

Windenergie

Die Windenergie ist als einzige Technologie vollstdndig auf das Vergiitungssystem angewiesen (keine
Einmalvergiitung oder Investitionsbeitrage und keine Moglichkeit, von Eigenverbrauchsregelung zu
profitieren). Fiir die Windenergie besteht daher gemass EnG Art. 38 ab 2024 keine Férderung mehr, wahrend
alle ibrigen Technologien bis 2031 gefordert werden kénnen. Dies ist speziell problematisch, da Windenergie
mit zwei Drittel der Stromproduktion im Winterhalbjahr fiir die Versorgungssicherheit von besonderer
Bedeutung ist und weil die Projekte angesichts der langen Planungs- und Bewilligungsverfahren auf stabile
Rahmenbedingungen angewiesen sind. Beim Abbau der Warteliste in Art. 21 ist diesem Umstand Rechnung
zu tragen. Wir beantragen deshalb eine entsprechende Anderung von Abs. 3.

Aktuell verfiigen {iber 500 bei der KEV angemeldete Windenergieanlagen liber einen positiven Bescheid. Wir
stellen jedoch fest, dass in einigen Regionen durch neue Restriktionen (u.a. betreffend Flugsicherheit und
Riickzonungen) die kantonalen Planungen tiberarbeitet worden sind oder aktuell noch tiberarbeitet werden.
D.h. die Kantone haben teilweise andere Standorte in die Richtplanung aufgenommen oder sind dabei, dies
noch zu tun. Dadurch besteht in einigen Kantonen nur eine sehr beschrinkte Ubereinstimmung zwischen der
kantonalen Planung und den positiven KEV-Bescheiden. Einige obsolet gewordene Projekte verfiigen liber
positive Bescheide, wahrend sich aussichtsreiche Standorte auf der Warteliste befinden. Eine Bereinigung in
Zusammenarbeit mit den Kantonen wiirde es erlauben, die Warteliste abzubauen und die Mittel aus dem
Netzzuschlagsfonds besser zu bewirtschaften.

Wir beantragen daher, die positiven KEV-Bescheide in Zusammenarbeit mit den Kantonen zu {iberpriifen.
Dabei soll es auch erméglicht werden, positive Bescheide innerhalb der Kantone zu iibertragen, um damit auf
Anderungen der Richtplanung zu reagieren. Entsprechend miisste die Moglichkeit vorgesehen werden, in
diesem Fall von Art. 25 abs. 2 ¢ abzuweichen (,,Die Vollzugsstelle weist das Gesuch um Teilnahme am
Einspeisevergiitungssystem ab, wenn der Standort der Anlage gegeniiber dem Antrag erheblich abweicht.*).

Anderungsantrag Abs. 3:

Die Anlagen auf der Warteliste fiir die (ibrigen Erzeugungstechnologien werden in folgender Reihenfolge
beriicksichtigt:

a. Windenergieanlagen, fiir die die zweite Projektfortschrittsmeldung vollstindig bei der Vollzugsstelle
eingereicht wurde, entsprechend dem Einreiche Datum dieser Meldung,

b. Anlagen, fiir die die Inbetriebnahme Meldung oder die Projektfortschrittsmeldung, beziehungsweise
bei Kleinwasserkraftanlagen die zweite Projektfortschrittsmeldung, vollstindig bei der Vollzugsstelle
eingereicht wurde: entsprechend dem Einreiche Datum dieser Meldung,

c. die librigen Projekte: entsprechend dem Einreiche Datum des Gesuchs.

Art. 27, Abs. 5 Auszahlung der Vergiitung

Der neue Vorschlag ist eine Verschlechterung der heutigen Regelung. Sie spart nur unwesentlich KEV-Gelder,
aber wird zu weiterem administrativem Aufwand fiihren, da KEV Anlagen gemdss fritherer Regelung bis Ende
Kalenderjahr des letzten Jahres ausbezahlt werden miissen.

Anderungsantrag Abs. 5: Die Vergiitung wird bis und mit dem vollen #tomrat Kalenderjahr ausbezahlt, in
dem die Vergiitungsdauer auslduft.




Art. 28 Abs. 2 Verweigerung der Vergiitung

Der Vernehmlassungsentwurf ist eine Verschlechterung gegeniiber der heutigen Regelung. Der Betreiber darf
nicht wirtschaftlich benachteiligt werden, wenn er kein Verschulden, beispielsweise aufgrund hoherer Macht
oder hoherem offentlichen Interesse etc., an der Nichteinhaltung von Vorgaben hat.

Beispiel: Die ADEV musste fiir den Bau eines Betriebsgebdudes der BLS Ihre Kraftwerksanlage 2 Monate
stilllegen und dann im gleichen Jahr noch wegen einer Briickensanierung der BLS iiber lhren Kanal. Damit
konnte sie unter 20% Mehrproduktion in diesem Jahr fallen und daher fiir das ganze Jahr und evtl. langer
keine KEV erhalten. Ein solcher Fall darf nie zu einer Einbusse oder gar Entzug der KEV fuihren.
Anderungsantrag Abs. 2:

Hdlt der Betreiber die rechtlichen Vorgaben nicht ein, so entfdllt der Anspruch auf Vergiitung ebenfalls bis
er diese Vorgaben wieder einhdlt. Im Falle von Griinden fiir die der Anlagenbetreiber nicht einzustehen
hat, wird die Vergiitung riickwirkend zurlickerstattet.

Art. 29 Abs. 1 Bewirtschaftungsentgelt

Das Bewirtschaftungsentgelt muss so bemessen sein, dass nicht nur die Bilanzgruppen sondern auch
unabhdngige Vermarkter diese Aufgabe wahrnehmen kénnen. Die Bewirtschaftungsentgelte sind sehr tief
angesetzt, vor allem fiir Wasserkraft- und Biomasseanlagen. Die Erfahrungen von Direktvermarktern zeigen,
dass mit statischen Preisen kaum ein Teil davon an die Betreiber zuriickfliessen wird. Damit kénnen keine
Anreize fiir Umsteiger ins Direktvermarktungsmodell geschaffen werden. Wir schlagen daher vor, dass diese
Regelung flexibler aufgenommen wird und quartalsweise die Satze festgelegt werden.

Im Weiteren sind Hartefdlle zu regeln fiir den Schutz des Produzenten, siehe Vorschlag neuer Absatz 3.

Auch ist die Aufnahme des Vermarkters oder Direktvermarkters in Art 30 Abs. a und Art. 31 Abs.1 und Abs. 3
nach Bilanzgruppe einzuftigen.

Anderungsantrag Abs. 1:

Die Bilanzgruppe oder der Vermarkter, welcher die Elektrizitdt aus Anlagen abnimmt, deren Betreiber die
Elektrizitit direkt am Markt verkaufen, erhdlt von der Vollzugsstelle pro kWh vierteljdhrlich ein
Bewirtschaftungsentgelt in der Héhe von:

a. 0,55 Rappen bei Photovoltaik- und Windenergieanlagen;

b. 6;28 0,33 Rappen bei Wasserkraftanlagen und Biomasseanlagen

c. die Bewirtschaftungsentgelte gemdiss lit. a. und b. dieses Absatzes sind Richtwerte. Das BFE legt die
Hoéhe der Bewirtschaftungsentgelte quartalsweise neu fest und publiziert diese. Dabei werden folgende
Kostenpositionen separat ausgewiesen: Ausqleichsenergiekosten, Marge, Akquisitionskosten und
Abwicklungsaufwand.

Anderungsantrag Abs. 2:

Die Bilanzgruppe oder der Vermarkter, welcher die Elektrizitdt aus Anlagen abnimmt, deren Betreiber
Elektrizitdt zum Referenz-Marktpreis einspeisen und liber eine Lastgangmessung oder iiber ein
intelligentes Messsystem verfiigen, erhdlt von der Vollzugsstelle pro kWh viertel-jdhrlich ein
Bewirtschaftungsentgelt in der Héhe von:

a. 0,38 Rappen bei Photovoltaik- und Windenergieanlagen;

b. 6;2 0,25 Rappen bei Wasserkraftanlagen und bei Biomasseanlagen.

T 0,15 Ruppemrber Biomusseuarntugen die Bewirtschaftungsentgelte gemdss a. und b. dieses Absatzes sind
Richtwerte. Das BFE legt die Hohe der Bewirtschaftungsentgelte quartalsweise neu fest und publiziert
diese. Dabei werden folgende Kostenpositionen separat ausgewiesen: Ausgleichsenergiekosten, Marge,
Akquisitionskosten und Abwicklungsaufwand.

Anderungsantrag Neu Abs. 3:

In Hdirtefdllen, insbesondere wenn eine Bilanzgruppe oder ein Direktvermarkter Konkurs anmelden muss,
fdllt ein Anlagenbetreiber automatisch ins Referenz-Marktpreissystem zuriick bis er wieder einen neuen
Vertrag mit einer Bilanzgruppe oder einem Direktvermarkter unterzeichnet hat. Die Bilanzgruppe oder der
Vermarkter ist verpflichtet, dies friihzeitig der Vollzugsstelle zu melden.

Art. 51 Erheblichkeit der Erweiterung oder Erneuerung

Die Formulierung in Absatz 1 ist nicht ganz klar. Wir gehen davon aus, dass jeweils eines der Kriterien a. bis e.
gelten muss, dass die Erweiterung einer Anlage erheblich ist.

Anderungsantrag Abs.1: jeweils ,,oder“ nach jedem Abschnitta, b, c, d einfiigen.

Die Formulierung in Abs. 2, Bst. b ist nicht eindeutig. Es wird einerseits auf die Jahresproduktion der
letzten 5 Jahre verwiesen, andererseits auf eine Investition in Rp./kWh. Wir interpretieren diese Regelung
so, dass bei einer durchschnittlichen Jahresproduktion von 1 Mio. kWh iiber die letzten 5 Jahre die
Investition mindestens CHF 100‘000 (1 Mio. kWh x 10 Rp./kWh) betragen muss.



Anderungsantrag Abs. 2 Buchstabe b: das Verhiiltnis von Investition zur durchschnittlich in einem Jahr
der letzten fiinf vollen Betriebsjahre erzielten Nettoproduktion mindestens 10 Rp./kWh betrdgt.

Art. 65 Anrechenbare Investitionskosten

Die anrechenbaren Planungs- und Bauleitungskosten sind nicht vollstandig und mit 15 Prozent zu tief
angesetzt. Inshesondere Wind- und Kleinwasserkraftwerke sind komplexe Projekte, welche sorgféltig in die
natiirliche Umgebung eingepasst werden miissen. In der Praxis liegen die Planungskosten im Bereich von bis
zu 20 Prozent.

Anderungsantrag Abs.1: Fiir die Berechnung des Investitionsbeitrags sind insbesondere die Erstellungs-,
die Planungs- und die Bauleitungskosten sowie die Eigenleistungen des Betreibers und anfallende
Kommunikations- und Beratungskosten (mit Kantonen, Gemeinden, Verbdnden und Anrainern)
anrechenbar, sofern sie:...

Anderungsantrag Abs. 2: Planungs- und Bauleitungskosten werden héchstens bis zu einer Héhe von 15
Prozemt 20 Prozent der anrechenbaren Erstellungskosten angerechnet.

Art. 71 Verbleibende Nutzungsdauer

Die Nutzungsdauer in Anhang 2.2, Ziffer 3 ist eine rein technische Nutzungsdauer, welche nur bei dusserst
sorgfaltigem Betrieb- und Unterhalt erreicht werden kann. Nicht beriicksichtigt wird dabei, dass eine
Konzession heute in der Regel deutlich kiirzer ausgelegt wird und dass auch mit einem Riickbau bei Ablauf
der Konzession gerechnet werden muss. Dies insbesondere auch unter Beriicksichtigung einer schweren
Abschatzbarkeit, ob auch in 35 Jahren die Marktpreise eine Weiterfiihrung des Betriebs erlauben. Die hohen
Nutzungsdauern benachteiligen die Kleinwasserkraftwerke diesbeziiglich auch gegeniiber anderen
Technologien. Daher miissen die Nutzungsdauern auf die maximale Konzessionslange veranschlagt werden.
Anderungsantrag: Zur Bestimmung der verbleibenden Nutzungsdauer wird auf die Nutzungsdauer des
neu eingebauten Bestandteils abgestellt, derdie—aufweist: ldngstens aber bis zum Ende der jeweiligen
Konzessionsdauer.

Art. 104 Weitergabe von Daten an die Oberzolldirektion

Die Hersteller von Treibstoffen benétigen eine Bewilligung der Oberzolldirektion OZD. Somit wird dieser
Artikel tiberfliissig, da ja die OZD bereits alle diese Daten schon hat.

Anderungsantrag Art 104: ersatzlos streichen

Art. 105 Abs. 3 Kontrolle und Massnahmen
Dies ist in Art 6 Absatz 2 bereits geregelt.
Anderungsantrag Art 105 Abs. 3: ersatzlos streichen

Anhang 1.1 Wasserkraftanlagen im Einspeisevergiitungssystem

Ubergangsbestimmungen sind so auszugestalten, dass Springerprojekte auf der Warteliste mit Bau- und
Konzessionsbewilligung bis 31. Dezember 2017 die alte Vergiitung und Vergiitungszeit auf der Grundlage der
heute geltenden Anschlussbedingungen erhalten. Diese Projekte wurden mit diesen Anschlussbedingungen
projektiert und sind beim Bewilligungsverfahren von allen méglichen Opponenten und
Naturschutzorganisationen gebilligt worden. Diese und schon in Betrieb stehende Anlagen auf der Warteliste
missen nach bisherigem Recht noch einen positiven Bescheid erhalten.

Jedwelche riickwirkende Anderung der Anschlussbedingungen, der Absenkung von Tarifhéhe und
Vergiitungszeit fiir solche Projekte verstosst gegen Treu und Glauben und der Verhaltnisméssigkeit gemass
Bundesverfassung und stellt die Rechtssicherheit in Frage.

Anderungsantrag Art. 5.1: Fiir Betreiber, die eine Anlage gebaut haben und auf der Warteliste stehen und
fiir solche, die bis am 31.Dezember 2017 eine Bau-und Konzessionsbewilligung haben und die 2te
Projektfortschrittsmeldung eingereicht haben, gelten sowohl die Bedingungen, die Vergiitungsdauer wie
auch fiir die Berechnung der Vergiitung die zum Zeitpunkt der Einreichung der ersten
Projektfortschrittsmeldung massgebenden Bestimmungen.

Anhang 1.2 Photovoltaikanlagen im Einspeisevergiitungssystem

Fiir schon gebaute Anlagen soll mit der neuen EnV die Vergiitung riickwirkend um rund 20% abgesenkt
werden. Dieses Vorgehen verstdsst gegen Treu und Glauben, gegen Bestandes Schutz und zerstort die
Glaubwiirdigkeit in unsere Gesetze. Die heutige Rechtslage, wenn die Anlage bereits heute in Betrieb ist und
einen Wartelistenbescheid hat, ist wie folgt:



1. Kostendeckende Einspeisevergiitung KEV muss ,kostendeckend gemass heutigem EnG/EnV sein.
Eine nachtrdgliche Absenkung fiir Anlagen, die unter der alten Gesetzgebung in Betrieb genommen
wurden, kénnen somit nicht kostendeckend sein und sind somit rechtlich nicht zuldssig.

2. Vergiitungshohe ist fix zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme.

3. Die Warteliste wird nach Eingang der Anmeldungen abgearbeitet d.h. ein positiver Bescheid
ausgestellt.

4. Die Auszahlung erfolgt erst ab Ausstellung eines positiven Bescheids fiir die Restlaufzeit ab
Inbetriebnahme.

Diese riickwirkende Absenkung wie auch schon die riickwirkende Regelung in Artikel 15 Abs. 2 (Wechsel von
bestehenden Anlagen {iber 500 kW in Direktvermarktung), die unser Schweizerisches Fundament der
Gesetzes-Verldsslichkeit in Frage stellen, lehnen wir ab. Die erneuerbare Energie darf auf keinen Fall dazu
missbraucht werden, dass die Schweizerische Rechtssicherheit untergraben wird! Wir gehen davon aus, dass,
wenn solche nachtrdglichen Verschlechterungen eingefiihrt werden, sich die Gerichte damit
auseinandersetzen miissen.

Auch die vorgesehene Absenkung ab 1.1.2018 auf 11.0 Rp./kWh bei noch 15 Jahren Vergiitungszeit fiir neue
Anlagen ist kaum mehr ,kostenorientiert“ gemdss neuem EnG Art 22 Vergiitungssatz. Einerseits eine 20%
Absenkung auf dem Tarif und zusatzlich noch eine 25% Absenkung auf der Vergiitungszeit, entsprechen einer
Absenkung von fast 50%! Kénnen Markterhebungen fiir diese eklatante Absenkung vorgewiesen werden?
Nach unseren Marktpreisen ist diese Absenkung auch nicht mehr kostenorientiert und ist unverhaltnismassig
gemdss Bundesverfassung Art. 5 ,,Grundsatze staatlichen Handelns“ Absatz 2 und widerspricht Treu und
Glauben gemdss BV Art 5, Abs.3 und kdnnte daher ebenfalls die Gerichte beschaftigen.
Anderungsantrige:
- Art. 2.2 Vergiitungshohen sind so zu belassen, wie sie in der alten EnV giiltig sind bis zur In-
Kraftsetzung dieser neuen EnV (voraussichtlich 1.1.2018).
- Art. 5 Ubergangsbestimmungen alle so ausgestalten, dass die Rechtssicherheit gewdhrt und
nicht untergraben wird.

Stellungnahme zur HKSV

Art. 4 Abs. 1 Erfassung der Produktionsdaten

Wir begriissen ausdriicklich den Absatz 1, wonach ,,die Produktionsdaten an der Messstelle oder an einem
virtuellen Messpunkt erfasst werden®. Eine einzelne Produktionsmessung einer Anlage in einem
Eigenverbrauchsnetz darf aber nicht mehr Pflicht sein, weil die HKN des Eigenverbrauchs ja geldscht werden
miissen. Eine Uberschussmessung an der Schnittstelle zur Eigenverbrauchsgemeinschaft muss ausreichend
sein. Die Differenz von Produktion zu Riickspeisung fiir statistische Zwecke kann iiber einen einfachen
privaten Produktionszdhler jeweils ermittelt und angegeben werden, gemdss EnV Art 19 Abs. 5. Fiir
statistische Zwecke muss ein einfacher privater Produktionszahler hinter der offiziellen Uberschuss-Messung
vollig ausreichend sein, zumal die Abweichungen zwischen solchen elektrischen Einfachzéhlern und
geeichten Messungen heute unter 3% liegen.

Wir bedanken uns fiir die Beriicksichtigung unserer Stellungnahme.

Beste Griisse
NEUE ENERGIE BEIDER BASEL

&

Andreas Appenzeller Christoph Seiberth
Prasident Vorstandsmitglied
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Schweizerische Eigenossenschaft
Eidgendssisches Departement fir Umwelt,
Verkehr, Energie und Kommunikation UVEK
Bundesprasidentin Doris Leuthard
Kochergasse 6

3003 Bern

Versand per E-Mail: energiestrategie@bfe.admin.ch

Stellungnahme zur Umsetzung des ersten Massnahmen-
paktes zur Energiestrategie 2050: Anderungen auf Verord-
nungsstufe

Sehr geehrte Frau Leuthard
Sehr geehrte Damen und Herren

Als Fachverband der landwirtschaftlichen Biogasanlagenbetreiber &ussern wir uns zu den
beabsichtigten Anderungen der diversen Verordnungen im Zusammenhang mit dem ersten
Massnahmenpaket zur Energiestrategie 2050. Unsere Mitglieder sind oftmals nicht nur Bio-
gasanlagenbetreiber, sondern auch Betreiber von Photovoltaik- oder Holzverstromungsanla-
gen und deshalb von unzéhligen Anderungen direkt oder indirekt betroffen. Wir erlauben
uns, unsere Stellungnahme auf jene Artikel zu beschranken, welche die energieproduzieren-
den Landwirte betreffen und aus unserer Sicht einer Anpassung bedirfen.

Grundsitzliches zu den beabsichtigten Anderungen
Grundsatzlich begriissen wir die Umsetzung der Energiestrategie 2050 respektive die Kon-
kretisierung in den neun in Vernehmlassung geschickten Verordnungen. Unsere Stellung-
nahme ist wie folgt gegliedert.
e Das Wichtigste betreffend jeder Verordnung wird eingangs kurz textlich zusammen-
gefasst,
e In den entsprechenden tabellarischen Zusammenstellungen erlautern wir samtliche
unserer Anderungsantrége im Details.

Unser Verband hofft natirlich, dass die Energiestrategie 2050 am 21. Mai vom Schweizer
Stimmvolk angenommen wird, so dass die Umsetzung des ersten Massnahmenpaketes er-

Okostrom Schweiz Okostrom Schweiz Okostrom Schweiz

Geschéftsstelle Frauenfeld Geschaéftsstelle Brugg Bureau Grangeneuve

Oberwil 61, 8500 Frauenfeld Laurstrasse 6, 5201 Brugg Rte Grangeneuve 31, 1725 Posieux

Telefon 056 444 24 96 Fax 052 747 10 06 Telefon 056 444 24 90, Fax 056 442 06 72 Téléphone 079 352 72 70, Fax 026 305 58 04
www.oekostromschweiz.ch www.oekostromschweiz.ch www.oekostromschweiz.ch

info@oekostromschweiz.ch info@oekostromschweiz.ch info@oekostromschweiz.ch
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folgen kann respektive das Gesetz und die sich in Revision befindenden Verordnungen per
1. Januar 2018 in Kraft gesetzt werden kdnnen. Okostrom Schweiz hat klar die Ja-Parole
beschlossen und wird sich entsprechend im Rahmen von diversen medialen Massnahmen flr
die Annahme einsetzen.
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1. Stellungnahme zu den geplanten Anderungen der Energieforde-
rungsverordnung, EnFV

Die meisten der vorgeschlagenen Anderungen werden von unserer Organisation begriisst.
Nachfolgend die wichtigsten Bestimmungen die uns grosses Unbehagen bereiten und unbe-
dingt einer Anderung bediirfen:

e Art. 3 Neuanlagen, Abs. 2: Keine Neuanmeldemdglichkeit mehr bei massiven Erwei-
terungen bestehender Anlagen. Energiepolitisch falscher Losungsansatz.

e Art. 6 Betriebsdaten, Abs. 1: Geht aus Datenschutzgriinden zu weit.

e Art. 15 Direktvermarktung, Abs. 2: Gemass Energiegesetz liegt es in der Kompetenz
des BFE, technologiespezifisch die Regeln fir die Direktvermarktung festzulegen. Aus
unserer Perspektive hat das BFE den vorhandenen Spielraum nicht ausgeschépft und
es sind zu viele Ausnahmeregelungen geschaffen worden. Ziel miisste es doch sein,
dass madglichst alle Anlagen Uber 30 KW in die Direktvermarktung wechseln, ansons-
ten wird der administrative Aufwand nicht optimiert. Es geht auch darum zu zeigen,
dass die neuen erneuerbaren Energien nicht nur Probleme der Netzstabilitat verursa-
chen, sondern bereit und in der Lage sind, moglichst flexibel zu produzieren und ei-
nen Beitrag an die Netzstabilitédt zu leisten. Deswegen sollten méglichst Anreize ge-
schaffen werden, dass Anlagen, die im Marktpreis-Referenzsystem sind, freiwillig in
die Direktvermarktung wechseln.

e Art. 24 Projektfortschritte, Inbetriebnahme und Meldepflichten, Abs. 5: Die nicht im
Ermessen eines Anlagenbetreibers liegenden Griinde sind von der Regelung auszu-
nehmen.

e Art. 28 Verweigerung der Vergltung, Abs. 2: Unverschuldete Grinde der Anlagenbe-
treiber sind zu bericksichtigen.

e Art. 29 Bewirtschaftungsentgelt fiir die Abnahme von Elektrizitat, Abs. 1 und 2: Da
die Bemessung des Bewirtschaftungsentgeltes nicht statisch ist, sind diese quartals-
weise den effektiven Gegebenheiten anzupassen. Deshalb schlagen wir vor, die kon-
kreten Zahlen nicht in der Verordnung zu belassen oder als entsprechende Aus-
gangswerte bei Inkraftsetzung zu nennen oder diese im Anhang aufzufiihren.

e Art. 29 Bewirtschaftungsentgelt fir die Abnahme von Elektrizitdt, neuer Abs. 3: Um
Hartefdlle zu vermeiden, braucht es eine Regelung, damit Produzenten abgesichert
sind.

e Art. 30 Entrichtung des Referenz-Marktpreises: Die Aufgabe darf nicht den Bilanz-
gruppen alleine vorbehalten sein, auch Vermarkter sollen diese Aufgabe wahrnehmen
kénnen.

e Art. 45 Gesuch, Abs. 1: Damit PV-Anlagen zwischen einer Leistung von 30 bis 100
kW Uberhaupt noch gebaut werden, ist eine Ergédnzung notwendig wonach eine Ein-
malvergltung beantragt werden kann, wenn eine rechtskréaftige Baubewilligung vor-
liegt oder - sofern flUr ein Projekt keine Baubewilligung erforderlich ist - die Baureife
des Projekts nachgewiesen ist.
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e Art. 104 Weitergabe von Daten an die Oberzolldirektion: Diese Bestimmung ist er-
satzlos zu streichen, da fir die Anlagenbetreiber dadurch keine Vereinfachungen er-
zielt werden.

e Art. 109 Ubergangsbestimmungen zur Direktvermarktung, Abs. 1: Sehr unterschied-
liche, uneinheitliche und nicht logische respektive nicht nachvollziehbare Ubergangs-
bestimmungen. Eine Harmonisierung und Vereinfachung ist gemass unseren Vor-
schlagen anzustreben.

e Art. 109 Ubergangsbestimmungen zur Direktvermarktung, Abs. 3 (neu). Wir pladie-
ren daflr, die bisherige Losung der BGEE aufrechtzuerhalten und den gesamten Sys-
temwechsel per Ende Juni 2018 vorzunehmen. Das hat den Vorteil, dass die unter-
schiedlichen Ubergangsfristen eliminiert werden kénnen.

¢ Anhang 1.5, 2.3, 6kologische Mindestanforderungen: Die Beurteilungsperiode flr die
Einhaltung der 6kologischen Mindestanforderungen entspricht nicht der Praxis. Diese
sind entsprechend anzupassen.

e Anhang 1.5, 2.1.2: Lit g. Die Formulierung ,flr die bereits der 6kologische Mehrwert
mit Bescheinigungen nach der CO2-Gesetzgebung abgegolten wurde" ist mit der
Ausnahme von in Blockheizkraftwerken verwendetem biogenem Ziindél zu erganzen.

e Anhang 1.5, Art. 3.4.3 und Artikel 8 Ubergangsbestimmungen: Eine Ubergangsfrist
fiir den WKK-Bonus ist notwendig.

Nachfolgend die tabellarische Zusammenstellung sdmtlicher Anderungsantrédge im Detail:
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Artikel

Verordnungstext

Anderungsantrag

Begriindungen

Art. 3 Neuanlagen,
Abs. 2

Als Neuanlage gilt ebenfalls eine Anlage, die
eine bestehende Anlage komplett ersetzt.

Als Neuanlage gilt ebenfalls eine Anlage, die eine beste-
hende Anlage komplett ersetzt oder erheblich erneuert
wird, wenn kumulierend folgende Voraussetzungen
erfiillt sind:

a)Die Investitionskosten fiir die Erweiterung oder
Erneuerung miissen mindestens 50 Prozent der
fiir eine Neuanlage erforderlichen Investition be-
tragen.

b) Mindestproduktion Elektrizitdt nach Erweiterung
oder Erneuerung: darf gegeniiber dem Zustand
vor Erweiterung oder Erneuerung nicht kleiner
sein.

c) Die Nutzungsdauer der alten Anlage muss zu
mindestens zwei Dritteln der festgelegten Vergii-
tungsdauer abgelaufen sein.

Mit dem Vorschlag des Bundesrates ist es zwar be-
stehenden Anlagen immer noch mdglich sich noch-
mals anzumelden, erst aber wenn sie komplett er-
setzt wird. Das hat den Nachteil, dass bestehende
Anlagen in den letzten Betriebsjahren nicht mehr er-
neuert werden respektive die Reinvestition erfolgt
erst nach Ablauf der KEV-Dauer, wenn ein neuer
KEV-Entscheid vorliegt. Das hat den Nachteil, dass
ein Produktionsunterbruch entsteht. Energiepolitisch
betrachtet ist dies ein falscher Lésungsansatz, wes-
halb wir die Ubernahme der heute geltenden Krite-
rien verlangen.

Art. 6 Betriebsda-
ten, Abs. 1

Der Betreiber einer Anlage, fiir die er eine
Einspeiseverglitung nach geltendem Recht
oder einem friiheren Recht oder eine Mehr-
kostenfinanzierung nach einem friheren
Recht erhdlt, hat, auf Verlangen, dem BFE
und der Vollzugsstelle Einsicht in die Be-
triebsdaten

der Anlage zu gewahren.

Der Betreiber einer Anlage, fiir die er eine Einspeisevergi-
tung nach geltendem Recht oder einem friiheren Recht
oder eine Mehrkostenfinanzierung nach einem friheren
Recht erhalt, hat, auf Verlangen, dem BFE und der Voll-
zugsstelle Einsicht in die fiir die Ausiibung der gesetz-
lichen Kontroll- und Aufsichtsfunktion erforderli-
chen Betriebsdaten, zu gewahren.

Diese Formulierung geht zu weit. Betriebswirtschaft-
liche Daten sind fur Kontrollen nicht entscheidend
sondern lediglich technische Daten zur gesamtwirt-
schaftlichen Effizienz respektive zur Uberprifung der
Erfillung der rechtlichen Anforderungen. Eine Ein-
schrankung der offenzulegenden Daten, auf diejeni-
gen Daten, welche fir die Ausliibung der Kontroll-
und Aufsichtsfunktion (durch die Vollzugsstelle, das
BFE) notwendig sind, ist sinnvoll.

Art. 8 Grosse und
kleine Photovolatik-
anlagen, alle Absat-
ze

! Als grosse Photovoltaikanlagen gelten Anla-
gen mit einer Leistung ab 100 kW.

2 Als kleine Photovoltaikanlagen gelten:

a. Anlagen mit einer Leistung von weniger
als 100 kW;
b. Anlagen, die um weniger als 100 kW
Leistung erweitert oder erneuert werden,
auch wenn deren Gesamtleistung nach der
Erweiterung oder Erneuerung 100 kW oder
mehr betragt.

Diesen Artikel begriisst unsere Organisation.

Diese Anderung begriissen wir, zumal es darum geht
vor allem die grésseren Anlagen zu férdern respekti-
ve, dass solche letztlich gebaut werden.

Art 14 Teilnahme
von Photovoltaikan-
lagen

Am Einspeisevergitungssystem kdnnen nur
grosse Photovoltaikanlagen teilnehmen.

Diesen Artikel begriisst unsere Organisation.

Unsere Organisation begriisst diese Anderung, weil
gréssere Anlagen effizienter, sowie die Produktions-
kosten und der administrative Aufwand pro installier-
te MW-Leistung tiefer sind.

Art. 15 Direktver-
marktung, Abs. 1

Von der Pflicht zur Direktvermarktung (Art. 21
EnG) ausgenommen sind Betreiber von Neu-
anlagen mit einer Leistung von weniger als 30
kW.

Diesen Absatz begriisst unsere Organisation.

Den Grundsatz, dass alle lastganggemessenen Anla-
gen die kinftig ins Einspeisevergltungssystem auf-
genommen werden, in die Direktvermarktung mus-
sen, begrisst unsere Organisation. Es ist wichtig,
dass dieser Grundsatz mdoglichst konsequent umge-
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setzt wird, da sonst der administrative Gesamtauf-
wand nicht optimiert werden kann. Es geht auch da-
rum zu zeigen, dass die neuen erneuerbaren Ener-
gien nicht nur Probleme der Netzstabilitat verursa-
chen, sondern bereit sind, mdglichst flexibel zu pro-
duzieren und einen Beitrag an die Netzstabilitat zu
leisten.

Abs. 2

Betreiber von Anlagen mit einer Leistung ab
500 kW, die bereits eine Verglitung nach bis-
herigem Recht erhalten, missen in die
Direktvermarktung wechseln.

Siehe Begriindung nebenan sowie den Anderungs-
antrag zu Abs.3.

Gemass Energiegesetz liegt es in der Kompetenz des
BFE, technologiespezifisch die Regeln fir die Direkt-
vermarktung festzulegen. Aus unserer Perspektive
hat das BFE den vorhandenen Spielraum nicht aus-
geschopft und es sind zu viele Ausnahmeregelungen
geschaffen worden. Ziel musste es doch sein, dass
moglichst alle Anlagen Uber 30 KW in die Direktver-
marktung wechseln, ansonsten wird der administra-
tive Aufwand nicht optimiert. Es geht auch darum zu
zeigen, dass die neuen erneuerbaren Energien nicht
nur Probleme der Netzstabilitat verursachen, sondern
bereit und fahig sind, mdglichst flexibel zu produzie-
ren und einen Beitrag an die Netzstabilitat zu leisten.
Deswegen sollten méglichst Anreize geschaffen wer-
den, dass  Anlagen, die im Marktpreis-
Referenzsystem sind, freiwillig in die Direktvermark-
tung wechseln.

Mit dem vorliegenden Vorschlag werden die Voraus-
setzungen daflir nicht geschaffen. Das oben erwahn-
te Ziel, ware grundsatzlich durch zwei Mdglichkeiten
zu erreichen: 1. Reduktion der Leistungsgrenze fir
Bestandesanlagen, welche in die Direktvermarktung
wechseln missen oder 2. eine Rickkehrmdoglichkeit
ins Marktpreis-Referenzsystem fur Anlagen, welche
nicht verpflichtend ins Direktvermarktungssystem
mussen. Wir bevorzugen Variante 2 und beantragen
deshalb eine Anderung des Abs. 3.

Abs. 3

Samtliche Betreiber kénnen jederzeit unter
Einhaltung einer Meldefrist von drei Monaten
auf ein Quartalsende hin in die Direktver-
marktung wechseln. Die Rlckkehr zur Ein-
speisung zum Referenz-Marktpreis ist ausge-
schlossen.

Samtliche Betreiber kdnnen jederzeit unter Einhaltung ei-
ner Meldefrist von drei Monaten auf ein Quartalsende hin
in die Direktvermarktung wechseln. Bie-Ritekkehr—zurEin-

Die Betreiber kénnen nach Ubertritt in die Direkt-
vermarktung unter Einhaltung einer Meldefrist von
drei Monaten jederzeit wieder zuriick ins Referenz-
Marktpreissystem wechseln.

Mit der vorgeschlagenen Formulierung wird kein An-
lagenbetreiber motiviert in die Direktvermarktung zu
wechseln. Wieso sich auf Neues einlassen, wenn man
eine langfristige sichere Losung hat? Wenn keine
Rickkehrmaoglichkeit ins Referenz-Marktpreissystem
besteht, wird kein Anlagenbetreiber in die neue un-
bekannte Welt der Direktvermarktung wechseln zu-
mal noch unsicher ist, ob Preise liber dem Referenz-
Marktpreis erzielt werden kdénnen oder eben nicht.
Weitere Begriindung gemass Abs. 2.

Die im Jahr 2013 von Frontier Economics / Polyno-
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mics im Auftrag des BFE erarbeitete Studie "Direkt-
vermarktung von geférderter erneuerbarer Stromer-
zeugung" sieht ebenfalls explizit ein Riickkehrrecht in
das System des Referenz-Marktpreises fur Anlagen
vor, die freiwillig in die Direktvermarktung wechseln.

Durch eine dreimonatige Wechselfrist liessen sich
allzu kurzfristige Wechsel und damit ein sténdiges
Hin-und-Her vermeiden.

Bei einer realistischen Berechnung der Bewirtschaf-
tungsentgelder an Direktvermarkter/Bilanzgruppen
ist es zudem zu erwarten, dass fiir Anlagenbetreiber
die Direktvermarktung mindestens genauso attraktiv
sein wird wie das Referenzmarktpreismodell - dann
hatten Direktvermarkter/Bilanzgruppen namlich die
Moglichkeit einen Teil der Bewirtschaftungsentgelder
den Produzenten zukommen zu lassen. Ein haufiges
hin-und-her Wechseln mit grossem administrativem
Aufwand ist daher auch aus diesem Grund nicht zu
erwarten.

Ziel misste es sein, dass moglichst alle Anlagen Uber
30 KW in die Direktvermarktung wechseln, ansons-
ten wird der administrative Aufwand nicht optimiert.

Art. 21 Abbau der
Warteliste, Absatz 2
Variante A

Die Anlagen auf der Warteliste fiir Photovolta-
ikanlagen werden jeweils entsprechend dem
Einreichedatum des Gesuchs in folgender
Reihenfolge bericksichtigt:

a. Anlagen, die bis zum 31. Dezember 2014

in Betrieb genommen wurden;

b. Anlagen, die ab dem 1. Januar 2015 in

Betrieb genommen wurden;

c. die Ubrigen Projekte.

Unsere Organisation lehnt diese Variante ab.

Es darf davon ausgegangen werden, dass diese Vari-
ante vorgeschlagen wurde weil in den Kantonen BE,
JU und FR zahlreiche Anlagen von der KEV-
Ubergangslésung der BKW (kleiner 100 kW) profi-
tierten. Diese wurden in der Zwischenzeit auf den
Marktpreis gesetzt. Diesen Anlagen sollen nun mit
dieser Variante den Einstieg in die KEV ermdglicht
werden. Es kann nicht sein, dass eine rechtliche L6-
sung kreiert wird, damit diese betroffenen Anlagen
prioritér profitieren. Dies hat die Konsequenz, dass
alle anderen Projekteigner dadurch benachteiligt
werden. Diejenigen notabene, die sich an den bishe-
rigen rechtlichen schweizerischen Rahmenbedingun-
gen orientierten.

Absatz 2 Variante B

Die Anlagen auf der Warteliste fiir Photovolta-
ikanlagen werden entsprechend dem Einrei-
chedatum des Gesuchs beriicksichtigt.

Unsere Organisation befiirwortet diese Variante.

Begriindung siehe Variante A

Art. 24 Projektfort-
schritte, Inbetrieb-
nahme und Melde-
pflichten, Abs. 3

Kann die gesuchstellende Person die Fristen
fir die Projektfortschritte und die Inbetrieb-
nahme aus Griinden, fir die sie nicht einzu-
stehen hat, nicht einhalten, so kann die Voll-
zugsstelle diese auf Gesuch hin verlangern.

Unsere Organisation befiirwortet diesen Wortlaut.

Es ist wichtig, dass dieser Absatz im Rahmen des
Vernehmlassungsverfahrens nicht geandert wird.
Dieser Absatz ist eminent wichtig zumal es aus un-
verschuldeten Griinden (Baubewilligungseinsprachen
usw.) immer wieder zu Verzdgerungen kommen
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Das Gesuch ist vor Ablauf der jeweiligen Frist
schriftlich einzureichen.

kann, wie die Erfahrungen der letzten Jahre zeigen.

Abs. 5

Sie muss die vollsténdige Inbetriebnahme-
meldung spatestens einen Monat nach der In-
betriebnahme einreichen. Halt sie diese Frist
nicht ein, so hat sie bis zum Nachreichen der
Meldung nur Anspruch auf Vergltung des Re-
ferenz-Marktpreises.

Sie muss die vollsténdige Inbetriebnahmemeldung spates-
tens einen Monat nach der Inbetriebnahme einreichen.
Halt sie diese Frist nicht ein, so hat sie bis zum Nach-
reichen der Meldung nur Anspruch auf Verglitung des Re-
ferenz-Marktpreises. Im Falle einer verspdteten Ein-
reichung aus Griinden, fiir die der Anlagenbetreiber
nicht einzustehen hat, wird die Einspeisevergiitung
nachtréglich durch die Vollzugsstelle nachbezahlt.

Es kann sein, dass verzogerte Einreichungen der In-
betriebnahmemeldungen durch Unverschulden der
Projekteigner vorkommen wie zum Beispiel, wenn
der Auditor aus zeitlichen Grinden in Verzug ist. Mit
dieser Formulierung wird ein Anlagenbetreiber zu
stark bestraft, zumal es oft nicht in seinem Ermessen
ist den Prozess zu beschleunigen.

Art. 26 Austritt aus
dem Einspeisever-
gltungssystem,
Abs. 2

Eine erneute Teilnahme am Einspeisevergi-
tungssystem ist ausgeschlossen.

Eine erneute Teilnahme am Einspeiseverglitungssystem
ist moglich ausgesehlossen—Hierfiir muss eine Neu-
anmeldung erfolgen.

Dieser Artikel ist zu absolut, weitere Begriindung
siehe Artikel Art. 3 Neuanlagen, Abs. 2.

Art. 27 Auszahlung
der Vergltung, Abs.
4

Ubersteigt der Referenz-Marktpreis den Ver-
gltungssatz, so stellt die Vollzugsstelle den
Betreibern den Ubersteigenden Teil viertel-
jahrlich in Rechnung.

Ubersteigt der Referenz-Marktpreis den Vergiitungssatz,
so stellt die Vollzugsstelle den Betreibern geméss Abs. 1
lit b dieses Artikels den Ubersteigenden Teil vierteljahr-
lich in Rechnung.

Diese Formulierung ist zu wenig konkret und kann zu
Missverstandnissen fluhren.

Abs. 5

Die Vergutung wird bis und mit dem vollen
Monat ausbezahlt, in dem die Verglitungsdau-
er auslauft.

Die Vergltung wird bis und mit dem vollen Merat-Kalen-
derjahr ausbezahlt, in dem die Vergitungsdauer auslauft.

Dies ist eine Verschlechterung gegeniber der heuti-
gen Losung und benachteiligt die neuen Projekteig-
ner.

Art. 28 Verweige-
rung der Vergi-
tung, Abs. 2

Halt der Betreiber die rechtlichen Vorgaben
nicht ein, so entféllt der Anspruch auf Vergi-
tung ebenfalls bis er diese Vorgaben wieder
einhalt.

Halt der Betreiber die rechtlichen Vorgaben nicht ein, so
entfallt der Anspruch auf Vergiitung ebenfalls bis er diese
Vorgaben wieder einhalt. Im Falle von Griinden fiir die
der Anlagenbetreiber nicht einzustehen hat, wird
die Vergiitung riickwirkend zuriick erstattet.

Der Vernehmlassungsvorschlag ist eine Verschlech-
terung der heutigen Regelung. Es darf nicht sein,
dass ein Anlagenbetreiber der die rechtlichen Vorga-
ben aus Griinden die ihm nicht zuzurechnen sind, so
hart bestraft wird und allenfalls dadurch sogar die
Wirtschaftlichkeit gefahrdet wird und im schlimmsten
Fall als Folge davon sogar die Anlage stilllegen muss.

Art. 29 Bewirtschaf-
tungsentgelt fiur die
Abnahme von
Elektrizitat, Abs. 1

Die Bilanzgruppe, die Elektrizitat aus Anlagen
abnimmt, deren Betreiber die Elektrizitat di-
rekt am Markt verkaufen, erhélt von der Voll-
zugsstelle pro kWh vierteljahrlich ein Bewirt-
schaftungsentgelt in der Hohe von:

a. 0,55 Rappen bei Photovoltaik- und Wind-

energieanlagen;
b. 0,28 Rappen bei Wasserkraftanlagen;
c. 0,22 Rappen bei Biomasseanlagen.

Die Bilanzgruppe oder der Vermarkter, welcher die
Elektrizitdt aus Anlagen abnimmt, deren Betreiber die
Elektrizitdt direkt am Markt verkaufen, erhalt von der
Vollzugsstelle pro kWh vierteljahrlich ein Bewirtschaf-
tungsentgelt in der Hohe von:

a. 0,55 Rappen bei Photovoltaik- und Windenergieanla-
gen;

b. 8;28 0,33 Rappen bei Wasserkraftanlagen und Bio-
masseanlagen;

Diese Aufgabe darf nicht den Bilanzgruppen alleine
vorbehalten sein, auch unabhdngige Vermarkter sol-
len diese Aufgabe wahrnehmen kénnen.

Grundsatzlich sind die vorgeschlagenen Bewirtschaf-
tungsentgelte tief angesetzt. Um das System nicht
zu verkomplizieren, schlagen wir zudem vor, die
Wasserkraftanlagen und Biomasseanlagen zusam-
men zu fassen und den Ansatz geringfiigig zu erho6-
hen. Unsere Erfahrungen zeigen, dass die Hohe des
Entgeltes fir Biomasseanlagen zu tief ist. Am
schwierigsten zu prognostizieren ist die Produktion
von Windkraftwerken, deshalb erscheint uns auch die
Hohe fir Photovoltaik- und Windenergieanlagen als
eher zu tief. Ein Bewirtschaftungsentgelt gegliedert
pro Technologie erachten wir indessen aber auch
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c.-0;22Rappen-bei-Biemasseanlagen- die Bewirtschaf-

tungsentgelte geméss lit. a. und b. dieses Ab-
satzes sind Richtwerte. Das BFE legt die Hohe
der Bewirtschaftungsentgelte quartalsweise
neu fest und publiziert diese. Dabei werden
folgende Kostenpositionen separat ausgewie-
sen: Ausgleichsenergiekosten, Marge, Akquisi-
tionskosten und Abwicklungsaufwand.

nicht als sinnvoll, deshalb erachten wir die Schaffung
von zwei Kategorien und ein Mischansatz als sinnvoll.

Bei einer realistischen Berechnung der Bewirtschaf-
tungsentgelder an Direktvermarkter/Bilanzgruppen
ist es zudem zu erwarten, dass flir Anlagenbetreiber
die Direktvermarktung mindestens ebenso attraktiv
sein wird wie das Referenzmarktpreismodell - dann
hatten Direktvermarkter/Bilanzgruppen namlich die
Mdéglichkeit einen Teil der Bewirtschaftsentgelder den
Produzenten zukommen zu lassen.

Hinzu kommt die Tatsache, dass sich die Marktver-
haltnisse laufend andern. Deshalb ist das Bewirt-
schaftungsentgelt quartalsweise den effektiven Ge-
gebenheiten anzupassen. Wir schlagen den neuen lit.
c vor oder dass die konkreten Zahlen nicht in der
Verordnung aufgefuhrt werden. Das BFE sollte quar-
talsweise die Bewirtschaftungsentgelte anpassen
analog dem Marktreferenzpreis. Das BFE sollte dabei
folgende Positionen ausweisen: Ausgleichsenergie-
kosten, Marge, Akquisekosten, Abwicklungsaufwand.
Die im Vorschlag aufgefiihrten Bewirtschaftungsent-
gelte sind dabei als Richtwerte zu bezeichnen.

Abs. 2

Die Bilanzgruppe, die Elektrizitét aus Anlagen
abnimmt, deren Betreiber Elektrizitdt zum Re-
ferenz-Marktpreis  einspeisen und  Uber
eine Lastgangmessung oder Uber ein intelli-
gentes Messsystem verfiigen, erhalt von der
Vollzugsstelle pro kWh vierteljéhrlich ein Be-
wirtschaftungsentgelt in der Héhe von:

a. 0,38 Rappen bei Photovoltaik- und Wind-

energieanlagen;
b. 0,2 Rappen bei Wasserkraftanlagen;
c. 0,15 Rappen bei Biomasseanlagen.

Die Bilanzgruppe oder der Vermarkter, welcher die
Elektrizitdt aus Anlagen abnimmt, deren Betreiber Elektri-
zitat zum Referenz-Marktpreis einspeisen und Uber eine
Lastgangmessung oder Uber ein intelligentes Messsystem
verfligen, erhalt von der Vollzugsstelle pro kWh viertel-
jahrlich ein Bewirtschaftungsentgelt in der Héhe von:
a. 0,38 Rappen bei Photovoltaik- und Windenergieanla-
gen;
b. 8,2 0,25 Rappen bei Wasserkraftanlagen und +e:
815 Rappen-bei-Biomasseanlagen.
c. 8 15-Rappen-bei-Biomasseantagen die Bewirtschaf-

tungsentgelte geméss a. und b. dieses Absat-
zes sind Richtwerte. Das BFE legt die Hohe der
Bewirtschaftungsentgelte quartalsweise neu
fest und publiziert diese. Dabei werden folgen-
de Kostenpositionen separat ausgewiesen:
Ausgleichsenergiekosten, Marge, Akquisitions-
kosten und Abwicklungsaufwand.

Gleiche Begriindung wie Art. 29 Abs. 1 oben.

Abs. 3 (neu)

In Harteféllen, insbesondere wenn eine Bilanzgrup-
pe oder ein Direktvermarkter Konkurs anmelden

Wir als Branchenverband verlangen eine solche Lo-
sung, um Hartefdlle zu eliminieren. Es braucht eine
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muss, fallt ein Anlagenbetreiber automatisch ins Re-
ferenz-Marktpreissystem zuriick bis er wieder einen
neuen Vertrag mit einer Bilanzgruppe oder einem
Direktvermarkter unterzeichnet hat. Die Bilanz-
gruppe oder der Vermarkter ist verpflichtet dies
friihzeitig der Vollzugsstelle zu melden.

Regelung, damit Produzenten abgesichert sind. Das
EEG in Deutschland enthdlt ebenfalls einen solchen
Artikel und Anlagenbetreiber im Falle einer Insolvenz
des Direktvermarkters/Bilanzgruppe fiir die Uber-
gangszeit eine feste Einspeiseverglitung erhalten.

Trifft ein solcher Hartefall ein, muss gewahrleistet
werden, dass ein Erzeuger den Marktreferenzpreis
und die Einspeiseverglitung erhalt, mindestens wah-
rend der Zeit bis der Anlagenbetreiber einen neuen
Vertrag mit einer Bilanzgruppe oder einem Direkt-
vermarkter unterzeichnet hat.

Ohne eine klare Regelung in solchen Hartefdllen sind
kleinere, neuere Marktakteure gegeniber etablierten
klar benachteiligt. Wenn das gesamte Ausfallsrisiko
letztendlich an den Erzeugern hangen bleibt, werden
viele sich nicht trauen, Geschaftsbeziehungen mit ei-
nem neu auftretenden Direktvermarkter einzugehen.

Art. 30 Entrichtung
des Referenz-
Marktpreises

Fir die Elektrizitat aus Anlagen, die zum Refe-
renz-Marktpreis einspeisen, haben der Voll-
zugsstelle den Referenz-Marktpreis zu ent-
richten:
a. die jeweilige Bilanzgruppe: bei Anlagen,
die eine Lastgangmessung oder ein in-
telligentes Messsystem haben;

Fir die Elektrizitat aus Anlagen, die zum Referenz-

Marktpreis einspeisen, haben der Vollzugsstelle den Refe-

renz-Marktpreis zu entrichten:

a. die jeweilige Bilanzgruppe oder der Vermarkter: bei
Anlagen, die eine Lastgangmessung oder ein intelli-
gentes Messsystem haben;

Diese Aufgabe darf nicht den Bilanzgruppen alleine
vorbehalten sein, auch unabhangige Vermarkter sol-
len diese Aufgabe wahrnehmen kénnen. Siehe auch
Begrindung zu Art. 31 nachfolgend.

Art. 31 Bilanzgrup-
pe und Netzbetrei-
ber, Abs. 1

Trifft ein Betreiber, der zum Referenz-
Marktpreis einspeist und dessen Anlage Uber
eine Lastgangmessung oder ein intelligentes
Messsystem verfligt, (iber die Abnahme seiner
Produktion keine Vereinbarung mit einer Bi-
lanzgruppe, so wird die Anlage der Bilanz-
gruppe des Netzbetreibers am Standort der
Anlage zugeordnet.

Trifft ein Betreiber, der zum Referenz-Marktpreis einspeist
und dessen Anlage Uber eine Lastgangmessung oder ein
intelligentes Messsystem verfigt, Uber die Abnahme sei-
ner Produktion keine Vereinbarung mit einer Bilanzgruppe
oder einem Vermarkter, so wird die Anlage der Bilanz-
gruppe des Netzbetreibers am Standort der Anlage zuge-
ordnet.

Im Hinblick auf die Ausgestaltung ist zu beachten,
dass ein Risiko von Machtungleichheit und moglichen
Abhangigkeiten zwischen grossen Netzbetreibern und
kleinen Produzenten besteht. Produzentenorganisati-
onen, welche die Vermarktung selbst und unabhan-
gig aufbauen wollen, dirfen nicht benachteiligt wer-
den.

Es ist fir unsere Organisation schwierig nachzuvoll-
ziehen, weshalb bis 1.1.2018 alle Produzenten einen
neuen Vermarkter respektive eine Bilanzgruppe su-
chen missen. Oder eben, wenn sie dies nicht tun,
automatisch in die Bilanzgruppe des netzbetreiben-
den EVU fallen. Die Zeit um eine neuen Partner zu
suchen, ist sehr eng bemessen zumal davon ausge-
gangen werden muss, dass die definitive Version der
Verordnung erst im Herbst vorliegt und publiziert
wird. Hinzu kommt die Tatsache, dass Energiepool
Schweiz mit den Produzenten (mit allen nEE-
Produzenten) eine Kiindigungsfrist von einem Monat
vereinbart hat. Das heisst faktisch, Energiepool
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Schweiz muss im Herbst samtliche Produzenten an-
schreiben und entsprechend kindigen. Letztlich ver-
bleibt somit den Produzenten bloss eine Zeitspanne
von ca. 30 bis 40 Tage, um eine Losung zu suchen.
Die Zeit ist sehr knapp respektive zu eng bemessen.

Abs. 3

Betreiber, die ihre Elektrizitat direkt am Markt
verkaufen (Art. 21 EnG), melden der Voll-
zugsstelle, welcher Bilanzgruppe ihre Anlage
zugeordnet ist. Wechselt ein Betreiber die Bi-
lanzgruppe, so hat er dies der Vollzugsstelle
einen Monat im Voraus schriftlich mitzuteilen.

Betreiber, die ihre Elektrizitat direkt am Markt verkaufen
(Art. 21 EnG), melden der Vollzugsstelle, welcher Bilanz-
gruppe ihre Anlage zugeordnet ist. Wechselt ein Betreiber
die Bilanzgruppe oder den Direktvermarkter, so hat er
dies der Vollzugsstelle einen Monat im Voraus schriftlich
mitzuteilen.

Siehe die diversen vorangehenden Begriindungen.

Art. 32 Nachtragli-
che Erweiterungen

oder Erneuerungen,

Abs. 2

Die Vergltungsdauer wird durch eine nach-
tragliche Erweiterung oder Erneuerung nicht
verlangert.

Die Vergutungsdauer wird durch eine nachtragliche Erwei-
terung oder Erneuerung nicht verlangert. Davon ausge-
nommen sind Anlagen, welche die Bedingungen
gemadss Art. 3 Abs. 2 erfiillen.

Dieser Artikel ist zu absolut. Unsere Organisation
kann nicht nachvollziehen, weshalb Anlagen, die
massgeblich erneuert oder erweitert werden, voll-
kommen ausgeschlossen werden sollen. Energiepoli-
tisch ist dies ein falscher Losungsansatz. Im Biogas-
aber auch in anderen Technologien sind mdglichst
bestehende Anlagen - die Uber Jahre Betriebserfah-
rungen gesammelt haben zu férdern und die Voraus-
setzungen zu schaffen, dass sie sich entwickeln kon-
nen. Unsere Organisation will nicht mdglichst viele
Kleinstbiogasanlagen, sondern in erster Linie Gberbe-
triebliche Anlagen mit hohem technischen Standard
und mit geeigneten Anlagenbetreibern, die Know
how entwickelt haben und die Anlage , profihaft" fiih-
ren. Um dies zu gewahrleisten muss die Mdglichkeit
von Erweiterungen und Erneuerungen bestehen blei-
ben.

Abs. 3

Bei Photovoltaikanlagen wird der urspringli-
che Vergitungssatz ab der Inbetriebnahme
der Erweiterung oder Erneuerung im Verhalt-
nis zur zusatzlichen installierten Leistung an-
teilsmassig gekdrzt.

Bei Photovoltaikanlagen wird der urspringliche Vergi-
tungssatz ab der Inbetriebnahme der Erweiterung oder
Erneuerung im—Verhdltnis—zur—zusatzlichen—installierten
Leistung—anteilsmassig—gekirzt: gemittelt. Fiir die Er-
weiterung gilt der Vergiitungssatz bei Inbetrieb-
nahme geméss Anhang 1.2, Art. 5.2. Fiir den nicht
erweiterten Teil gilt der bisherige Vergiitungssatz.

Diese Reduktion ist willkirlich und entspricht nicht
den tatsachlichen Investitionskosten.

Abs. 4

Erfolgt die Meldung nach Absatz 1 nicht oder
nicht fristgerecht, so hat der Betreiber die Dif-
ferenz zwischen der erhaltenen Vergiltung
und der nach Absatz 3 berechneten Vergl-
tung der Vollzugsstelle ohne Zins zurtickzuer-
statten.

Erfolgt die Meldung nach Absatz 1 nicht oder nicht fristge-
recht, so hat der Betreiber die Differenz zwischen der er-
haltenen Vergitung und der nach Absatz 3 berechneten
Vergitung der Vollzugsstelle ohne Zins zuriickzuerstatten.
Ausgenommen von dieser Regelung sind verspdtete
Einreichungen verursacht aus Griinden fiir die der
Anlagenbetreiber nicht einzustehen hat.

Es kann sein, dass verzogerte Einreichungen der In-
betriebnahmemeldungen durch Unverschulden der
Projekteigner vorkommen wie zum Beispiel, wenn
der Auditor aus zeitlichen Griinden in Verzug ist. Mit
dieser Formulierung wird ein Anlagenbetreiber zu
stark bestraft, weil es oft nicht in seinem Ermessen
ist den Prozess zu beschleunigen.

Art. 33 Folgen des
Nichteinhaltens von
Mindestanforderun-
gen, Abs. 4

Die Vollzugsstelle kann ihm eine angemesse-
ne Frist fir die Umsetzung dieser Massnah-
men einrdumen und allenfalls Auflagen ma-
chen. Bis zum Ablauf dieser Frist besteht wei-
terhin Anspruch auf die Einspeisepramie, so-

Die Vollzugsstelle kann ihm eine angemessene Frist flr
die Umsetzung dieser Massnahmen einraumen a#nd-atfen-
falls-Auflagen—-machen. Bis zum Ablauf dieser Frist be-
steht weiterhin Anspruch auf die Einspeisepramie;—sefern

b Hiae At i iy

Dieser Absatz ist widersprichlich. Es geht darum,
dass die Mindestanforderungen wieder erfilllt wer-
den. Diese sind klar formuliert, weshalb es nicht
noch zusatzliche Auflagen braucht. Von Auflagen ist
daher ganzlich abzusehen.
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fern allfallige Auflagen erflllt werden.

Abs. 5

Sind die Mindestanforderungen nach Ablauf
der Frist nicht wahrend einer ganzen Beurtei-
lungsperiode eingehalten worden, so wird die
Anlage fir die Zeit nach Ablauf der Frist
rickwirkend auf den jeweiligen Referenz-
Marktpreis gesetzt. Die zu viel erhaltene Ver-
gltung ist zurlickzuerstatten. Sie kann mit
kinftigen Leistungen verrechnet werden.

Sind die Mindestanforderungen nach Ablauf der Frist nicht
wahrend einer ganzen Beurteilungsperiode, welche in
der Regel ein Jahr dauert, eingehalten worden, so wird
die Anlage fur die Zeit nach Ablauf der Frist rickwirkend
auf den jeweiligen Referenz-Marktpreis gesetzt. Die zu viel
erhaltene Vergltung ist zurlickzuerstatten. Sie kann mit
kiinftigen Leistungen verrechnet werden.

Eine klarere Reglung ist wichtig. In der Vergangen-
heit hat sich gezeigt, dass Produktionsmindestanfor-
derungen uber ein Jahr sinnvoll sind. Es liegt in der
Natur der Sache, dass Kleinwasserkraftwerke den
Wetterverhaltnissen entsprechend gréssten Schwan-
kungen in der Produktion unterliegen von 100% Pro-
duktion bis 0%-Produktion. Bei Biogasanlagen sind
die Schwankungen zwar nicht so extrem, aber auch
hier kénnen zeitlich grosse Produktionsschwankun-
gen resultieren, zum Beispiel wenn Co-Substrate
ausfallen oder das BHKW aus technischen Griinden
Uber langere Zeit ausfallt.

Art. 34 Ausscheiden
aus dem Einspeise-
vergutungssystem

Die Vollzugsstelle verfiigt das Ausscheiden ei-
nes Betreibers aus dem Einspeisevergltungs-
system, wenn:

a. die Mindestanforderungen wiederholt
nicht eingehalten werden und die Anlage
deswegen drei Kalenderjahre in Folge
fir mindestens eine Beurteilungsperiode
auf den Referenz-Marktpreis gesetzt
worden ist;

b. die Mindestanforderungen ein Jahr nach
Ablauf der Frist nach Artikel 33 Absatz 4
nicht eingehalten werden.

Die Vollzugsstelle verfiigt das Ausscheiden eines Betrei-
bers aus dem Einspeisevergitungssystem, wenn:

a. die Mindestanforderungen wiederholt nicht eingehal-
ten werden und die Anlage deswegen drei Kalender-
jahre in Folge fii—mindestens-eine-Beurteilungs-
periode—auf den Referenz-Marktpreis gesetzt wor-
den ist;

b. die Mindestanforderungen ein Jahr nach Ablauf der
Frist nach Artikel 33 Absatz 4 nicht eingehalten wer-
den.

Begriindung siehe Art. 33 Abs. 5 oben.

Art. 45 Gesuch,
Abs. 1

Das Gesuch um Einmalvergltung fir kleine
Photovoltaikanlagen ist nach Inbetriebnahme
der Anlage bei der Vollzugsstelle einzureichen.

Das Gesuch um Einmalverglitung fir kleine Photovoltaik-
anlagen ist rach—Inbetriebrahkme einzureichen, wenn
eine rechtskréftige Baubewilligung vorliegt oder,
sofern fiir ein Projekt keine Baubewilligung erfor-
derlich ist, wenn die Baureife des Projekts nachge-
wiesen ist.

Dieser Passus hat zur Folge, dass das Investitionsri-
siko fir den Bau nicht gedeckt ist. Es darf davon
ausgegangen werden, dass vor allem grdssere Anla-
ge (50 bis 100 kW) nicht gebaut werden, wenn un-
klar ist, ob der Projekteigner jemals eine Einmalver-
gltung erhaélt. Als Folge davon werden Anlagen in
dieser Grossenordnung kaum gebaut, was wohl
kaum im Interesse der Energiestrategie 2050 liegt.

Art. 102 Publikati-
on, Abs. 1

Das BFE publiziert unabhangig von der Grésse
einer Anlage folgende Angaben zu den Anla-
gen, fiir die nach dieser Verordnung eine For-
derung entrichtet wird:
a. den Namen oder die Firma des Betreibers
sowie den Standort der Anlage;
b. den verwendeten Energietrager;
c. die Anlagenkategorie und den Anlagen-
typ;
d. die Leistung vor und nach der Investiti-
on;
e. die Hohe des Forderbeitrags;
f. das Gesuchsdatum;
g. das Inbetriebnahmedatum.

Das BFE publiziert unabhéngig von der Grdsse einer Anla-
ge folgende Angaben zu den Anlagen, fiir die nach dieser
Verordnung eine Forderung entrichtet wird:

a. den Namen oder die Firma des Betreibers sowie den

Standort der Anlage;

b. den verwendeten Energietrager;
. die Anlagenkategorie und den Anlagentyp;
. die Leistung vor und nach der Investition;
. 7
. das Gesuchsdatum;

C
d
e
f
g. das Inbetriebnahmedatum.

Betreffend Datenschutz und Offenlegung ist dieser
Artikel fragwirdig. Hinzukommt, dass allein die Hohe
des Forderbeitrages (ohne Kennnisse der Betriebs-
kosten) zu Fehlinterpretationen respektive zu Speku-
lationen fiihren kann und letztlich negative Auswir-
kungen auf das Image der erneuerbaren Energien
zur Folge haben kann.

Seite 12 von 32




Art. 104 Weiterga-
be von Daten an
die Oberzolldirekti-
on

Das BFE gibt fur den Vollzug der Mineraldl-
steuerverordnung vom 20. November 19964
die nachstehenden Daten von Anlagenbetrei-
bern, die Elektrizitdt aus Biomasse produzie-
ren, an die Oberzolldirektion weiter:

a. Name und Adresse von naturlichen Per-
sonen und Personenvereinigungen oder
Firma und Sitz von juristischen Perso-
nen ;

b. Angaben Uber die Art, Menge und Her-
kunft der biogenen Rohstoffe;

c. Angaben Uber die Art, Menge und Her-
kunft der aus den biogenen Rohstoffen
hergestellten Treib- und Brennstoffe;

d. Angaben Uber die Elektrizitat und die
Warme, die aus Treib- und Brennstoffen
produziert werden;

e. Angaben zur Anlage, insbesondere Pro-
duktionsprozesse, Kapazitat, Leistung,
Wirkungsgrad und Datum der Inbetrieb-
nahme.

Der ganze Artikel ist ersatzlos zu streichen.

Die Weiterleitung an die Oberzolldirektion (OZD) ist
zwar sinnvoll, hat aber keine administrativen Verein-
fachungen fur die Produzenten und die OZD zur Fol-
ge. Des Weiteren nutzen aus unserer Sicht diese Da-
ten der OZD wenig bis nichts. Zumal die Aufgabe der
0ZD darin besteht, die OZD-Positivliste zu erweitern
und produktspezifische Beurteilungen/Bewilligungen
von Produkten, die nicht auf der OZD-Positivliste
sind, vorzunehmen und letztlich die Kontrollen auf
den treibstoffproduzierenden Anlagen durchzufiihren
und zu prifen, ob die rechtlichen Grundlagen ge-
mass Mineraldlsteuergesetzgebung eingehalten sind.

Da die Hersteller von Treibstoffen eine Bewilligung
der OZD benétigen, missen s@amtliche vorgeschrie-
benen Daten fur Kontrollen aufbewahrt respektive
wo gefordert der OZD eingereicht und geliefert wer-
den. Auf die Weiterleitung an die OZD kann deshalb
verzichtet werden.

Art. 105 Kontrolle
und Massnahmen,
Abs. 3

Das BFE ist weiter befugt, die fiir die Feststel-
lung einer Ubermassigen Rentabilitat erforder-
lichen Unterlagen und Informationen zu ver-
langen und Prifungen zu veranlassen.

Dieser Absatz ist ersatzlos zu streichen.

Dieser Absatz schafft eine Doppelspurigkeit, denn er
ist bereits in Art. 6 enthalten, weshalb der Absatz er-
satzlos gestrichen werden kann.

Ar. 106

Bei Anlagen, die eine Einspeiseverglitung
nach bisherigem Recht erhalten, wird die Ver-
gutung bis zum 31. Dezember des Jahres, in
dem die Verglitungsdauer auslauft, ausgerich-
tet.

Hier keine Anderung, aber in Art. 27 Abs. 5.

Diese Regelung wird begriisst, mit diesem Wortlaut
ist die Besitzstandswahrung sichergestellt.

Art. 109 Uber-

gangsbestimmun-
gen zur Direktver-
marktung, Abs. 1

Von der Pflicht zur Direktvermarktung ausge-
nommen sind Betreiber von Neuanlagen mit
einer Leistung:

a. von weniger als 500 kW in den ersten
zwei Jahren nach Inkrafttreten dieser
Verordnung;

b. ab 500 kW im ersten Jahr nach Inkraft-
treten dieser Verordnung.

Dieser Absatz ist ersatzlos zu streichen.

Es ist nicht verstandlich weshalb Neuanlagen (gros-
ser und kleiner 500 kW) eine Ubergangsfrist gewé&hrt
werden soll. Dies macht keinen Sinn, denn die Anla-
gen sind ja noch nicht gebaut und daher auch nicht
von einer Anderung des Systems betroffen.

Abs. 2 Von der Pflicht zur Direktvermarktung ausge- | Von der Pflicht zur Direktvermarktung ausgenommen sind | Wenn Marktreferenz-Anlagen ab 1.1.2018 in eine Bi-
nommen sind zudem Betreiber von Anlagen | zudem Betreiber von Anlagen nach Artikel 15 Absatz 2 im | lanzgruppe wechseln mussen, ist nicht nachvollzieh-
nach Artikel 15 Absatz 2 im ersten Jahr ab In- | erstenr—3ahr bis Ende Juni 2018 ab | bar weshalb fiir diese Anlagentyp eine Ubergangsfrist
krafttreten dieser Verordnung (Art. 72 Abs. 5 | Inkrafttreten-dieserVerordrung{Art—72-Abs—5ERG)- von 1 Jahr gewéahrt werden soll.

EnG).
Abs. 3 Neu Neuanlagen sowie Bestandesanlagen, welche ge- | Es ist fiir unsere Organisation schwierig nachzuvoll-

méss Art. 15 in die Direktvermarktung miissen, gilt
eine grundsiétzliche Ubergangsfrist bis Ende Juni

ziehen, weshalb bis 1.1.2018 alle Produzenten einen
neuen Vermarkter respektive eine Bilanzgruppe su-
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2018. Dieselbe grundsétzliche Ubergangsfrist gilt
fiir Neuanlagen, die von der Direktvermarktung
ausgenommen sind und fiir Bestandesanlagen, die
nach dem Referenz-Marktpreissystem einspeisen.

chen missen. Oder eben, wenn sie dies nicht tun,
automatisch in die Bilanzgruppe des netzbetreiben-
den EVU fallen. Die Zeit um eine neuen Partner zu
suchen, ist sehr eng bemessen zumal davon ausge-
gangen werden muss, dass die definitive Version der
Verordnung erst im Herbst vorliegt und publiziert
wird. Hinzu kommt die Tatsache, dass Energiepool
Schweiz mit den Produzenten (mit allen nEE-
Produzenten) eine Kiindigungsfrist von einem Monat
vereinbart hat. Das heisst faktisch, Energiepool
Schweiz muss im Herbst samtliche Produzenten an-
schreiben und entsprechend kindigen. Letztlich ver-
bleibt somit den Produzenten bloss eine Zeitspanne
von ca. 30 bis 40 Tage, um eine Losung zu suchen.
Die Zeit ist sehr knapp respektive zu eng bemessen.
Wir pldadieren aus all diesen Griinden die bishe-
rige Losung der BGEE aufrechtzuerhalten und
den gesamten Systemwechsel per Ende Juni
2018 vorzunehmen

Des Weiteren wirde mit dieser Losung eine Harmo-
nisierung der Ubergangsfristen erreicht, was letztlich
auch aus Kostengriinden zu begriissen ware.

Anhang 1.5, 2.1.2

Nicht zugelassene Biomasse:

g. Klargas, Rohschlamm aus ARA sowie bi-
ogene Treib- und Brennstoffe, flr die
bereits der Okologische Mehrwert mit
Bescheinigungen nach der CO2-
Gesetzgebung abgegolten wurde.

Nicht zugelassene Biomasse:

g. Klargas, Rohschlamm aus ARA sowie biogene Treib-
und Brennstoffe, fiir die bereits der 0Okologische
Mehrwert mit Bescheinigungen nach der CO2-
Gesetzgebung abgegolten wurde, mit Ausnahme
von in Blockheizkraftwerken verwendetem bi-
ogenem Ziindéol.

Unsere Organisation hat in der letzten EnV-Revision
auf die diesbezligliche Problematik hingewiesen und
der zugefligte beantrage Zusatz entspricht der am
1.1.2017 in Kraft gesetzten Verordnung. Die aktuell
geltende Formulierung der EnV ist zu Gbernehmen.

Neu lit g.

f. die zugelassenen Materialien der verschiedenen
Technologien sind in der VVEA Vollzugshilfe
festgelegt und von den Anlagenbetreibern ein-
zuhalten

In der BAFU-Vollzugsweisung werden die Materialien
betreffend geschlossenen Kreisldufen bewertet und
die zugelassenen Materialien pro Technologie festge-
legt. Diese Vollzugshilfe konkretisiert die zugelasse-
nen Materialien. Es ware sinnvoll diese Bedingung flr
Biomasse in der EnFV zu verknlpfen, weil letztlich
damit der Biomassestrategie der Bundesamter BAFU,
BFE, BLW und ARE zur Umsetzung verhilft.

2.3.

Okologische Mindestanforderungen

2.3.1 Die Beurteilungsperiode fiir die 6kologi-
schen Mindestanforderungen betragt
drei Monate.

Okologische Mindestanforderungen

2.3.1 Die Beurteilungsperiode fir die 6kologischen Min-
destanforderungen betragt drei sechs Monate.

Die einzuhaltenden 6kologischen Mindestanforderun-
gen stehen alle im Zusammenhang mit der OZD. Er-
fahrungsgemass dauert der Prozess langer als 3 Mo-
nate bis eine OZD-Betriebsbewilligung vorliegt, kann
eine Anlage in der Regel diese Mindestanforderung
und dies notabene ohne ihr Verschulden gar nicht
einhalten.

Der Bewilligungsprozess ist folgendermassen: Bau-
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bewilligung, Bau der Anlage, Inbetriebnahme der An-
lage, Ausstellung der kantonalen Betriebsbewilligung,
Ausstellung der OZD-Bewilligung

2.3.3 Wird ein biogener Treibstoff hergestellt

und direkt vor Ort zur Elektrizitatspro-
duktion eingesetzt, so muss bei der In-
betriebnahme der Anlage eine Bewilli-
gung als Produktionsbetrieb mit Anrecht
auf Steuererleichterung von der Ober-
zolldirektion vorliegen.

2.3.3 Wird ein biogener Treibstoff hergestellt und direkt
vor Ort zur Elektrizitdtsproduktion eingesetzt, so
muss bei spédtestens bis sechs Monat nach der
Inbetriebnahme der Anlage eine Bewilligung als Pro-
duktionsbetrieb mit Anrecht auf Steuererleichterung
von der Oberzolldirektion vorliegen.

Begriindung siehe 2.3.1 oben.

Neu

2.3.6 Wird biogenes Gas importiert, miissen samtli-
che oOkologische Mindestanforderungen gemadss
2.3.1 bis 2.3.5 erfiillt sein.

Es ist zwingend darauf zu achten, dass inlandisches
und importiertes Biogas, dieselben 0kologischen
Mindestanforderungen erfiillen muss, ansonsten ent-
steht eine wirtschaftliche Benachteiligung der inlén-
dischen Biogasproduzenten.

3.4.3

Neu

Fiir Biomasseanlagen wird ein Bonus fiir externe
Wé&armenutzung (WKK-Bonus) von 2.5 Rp./kWh ge-
wdhrt, wenn die externe Wéirmenutzung die Min-
destanforderungen gemadss 2.2.4 wenigstens um 20
Prozent (bezogen auf die Bruttowdrmeproduktion)
libersteigt.

WKK-Bonus von 2.5 Rp/kWh wurde in der revidierten
Version nicht mehr aufgenommen, deshalb ist ein
neuer Art. 3.4.3 zu formulieren oder zumindest noch
eine Ubergangsfrist festzulegen. Siehe hierzu auch
die nachfolgenden Ausfiihrungen.

8 Ubergangsbe-
stimmungen

Neu

c. Der WKK-Bonus wird gewidhrt fiir Anlagen die ei-
ne Projektfortschrittsmeldung bis 31. Oktober 2018
eingereicht haben.

Eine Ubergangsbestimmung betreffend dem WKK-
Bonus fehlt. Ohne den beantragten neuen Text ent-
fallt fur die projektierten Anlagen respektive flr de-
ren Projekteigner die Besitzstandswahrung. Samtli-
che Biogasprojekte in Planung haben in den Wirt-
schaftlichkeitsberechnungen mit diesem Bonus ge-
rechnet. Es ist schade, dass dieser Bonus fallen ge-
lassen wird zumal es doch sinnvoll ist, dass die Ge-
samteffizienz der Anlagen mdoglichst hoch ist und die
Warme entsprechend genutzt wird. Das Weglassen
wird dazu flhren, dass die Warmenutzung nicht
mehr oder zumindest in einem reduzierten Masse bei
der Planung /Bau mitberiicksichtigt wird.
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2. Stellungnahme zu den geplanten Anderungen der Energiever-

ordnung (EnV)

Die meisten der vorgeschlagenen Anderungen werden von unserer Organisation begrisst.
Nachfolgend die wichtigsten Bestimmungen, die uns grosses Unbehagen bereiten und unbe-

dingt einer Anderung bediirfen:

Art. 7 Abs. 1: Auch die Verfahren von anderen Technologien liessen sich allenfalls
vereinfachen oder gar beschleunigen, wenn eine Leitbehdrde im Sinne einer Guichet
Unique bezeichnet wiirde.

Art. 11 Anschlussbedingungen, Abs. 3: Es sollte flir den Rechtsanwender klar sein,
was unter Netzanschlusspunkt zu verstehen ist. Wir beantragen die Klarung des Be-
griffs Netzanschluss.

Art. 12 Abzunehmende und zu vergltende Energie, Abs. 2: Es sollte klar vorgegeben
sein, dass die von der Anlage selber verbrauchte Elektrizitat entweder aus derselben
Anlage oder dann aus Erneuerbaren Quellen stammen sollte.

Art. 15 Vergitung: Siehe Bemerkungen zu Art. 11 Abs. 3 oben.

Art. 17 Zusammenschluss mit Mieterinnen und Mietern und Pachterinnen und Pach-
tern, Abs. 1: Diese Bestimmung stellt ein ungerechtfertigter Eingriff in die verfas-
sungsmassig garantierte Wirtschaftsfreiheit dar, weshalb wir die Streichung dieser
Regelung beantragen.

Art. 18 Einsatz von Stromspeichern im Eigenverbrauch, Abs. 2: Diese Regelung
durchbricht den in Art. 13a StromVV festgelegten Grundsatz wonach die Kosten flr
die Messgeradte kinftig Uber die Netznutzung abgegolten werden und ist deshalb zu
streichen.

Art. 38 Verwendung, Abs. 1: Bei der Definition des Verteilschliissels sollen Anlagen
speziell beglnstigt werden, die mit positiven Nebeneffekten (Klimaschutz, Flexibilitat
in der Stromproduktion) flir die Allgemeinheit beitragen.

Nachfolgend die tabellarische Zusammenstellung und die Anderungsantrége im Detail:
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Artikel

Verordnungstext

Anderungsantrag

Begriindungen

Art. 7 Abs. 1

Fir die Koordination der Stellungnahmen und
der Bewilligungsverfahren nach Artikel 14 Ab-
satz 4 EnG ist bei Windkraftanlagen das
Bundesamt fiir Energie (BFE) zustandig.

Fiir die iibrigen Technologien ist ebenfalls eine Leitbe-
horde zwecks Vereinfachung und Beschleunigung der
Verfahre vorzusehen.

Bei Windkraftanlagen wird eine zustandige
Verwaltungseinheit bezeichnet, um die admi-
nistrative Koordination von Stellungnahmen
und Bewilligungsverfahren auf Bundesebene
sicherzustellen. Diese Massnahme wird be-
grusst. Es ist indes nicht einzusehen, weshalb
es nur bei Windkraftanlagen eine Guichet Uni-
que geben soll. Auch die Verfahren von ande-
ren Technologien liessen sich allenfalls verein-
fachen oder gar beschleunigen, wenn eine
Leitbehdrde im Sinne einer Guichet Unique
bezeichnet wirde.

Art. 11 Anschlussbedin-
gungen, Abs. 3

Ist Absatz 2 erfiillt, so sind die Netzbetreiber
verpflichtet, die Energieerzeugungsanlage mit
dem technisch und wirtschaftlich glnstigsten
Netzanschlusspunkt so zu verbinden, dass die
Einspeisung und der Bezug von Energie si-
chergestellt sind. Die Produzentin oder der
Produzent tragt die Kosten fur die Erstellung
der dazu notwendigen Erschliessungsleitun-
gen bis zum Netzanschlusspunkt sowie allfal-
lig notwendige Transformationskosten. Die
Vergltung der Kosten fiir notwendige Netz-
verstarkungen richtet sich nach Artikel 22
Absatz 3 StromVV3

Wir beantragen die Kldrung des Begriffs Netzanschluss.
Es konnte dabei die Definition der EICom (Weisung
2/2015 vom 19.11.2015) iibernommen und gegebe-
nenfalls noch etwas préazisiert werden.

Der Netzanschlusspunkt ist fiir die Kostenauf-
teilung bei Netzanschlissen zentral. Unsere
Erfahrungen zeigen, dass er immer wieder zu
Diskussionen Anlass gibt. Gleichwohl fehlt
diesbezliglich eine prazisierende Aussage. Es
sollte fur den Rechtsanwender klar sein, was
unter Netzanschlusspunkt zu verstehen ist.

Art. 12 Abzunehmende
und zu verglitende Ener-
gie, Abs. 2

Die Uberschussproduktion entspricht der tat-
sachlich ins Netz des Netzbetreibers einge-
speisten Elektrizitat. Die Nettoproduktion ent-
spricht der Elektrizitdt, die mit der Anlage
produziert wird (Bruttoproduktion), abziglich
der von der Anlage selber verbrauchten Elekt-
rizitat (Hilfsspeisung).

Es sollte klar vorgegeben sein, dass die von der Anlage
selber verbrauchte Elektrizitidt entweder aus derselben
Anlage oder dann aus Erneuerbaren Quellen stammen
sollte.

Es geht aus der entsprechenden Regelung
nicht hervor, dass die von der Anlage selber
verbrauchte Energie auch tatsachlich von der
Anlage stammen muss. Findige Anlagenbe-
treiber konnten die Hilfsenergie mit fossil be-
triebenen Anlagen erzeugen um auf diese
Weise die ins Netz eingespeiste Elektrizitdt
madglichst hoch zu halten.

Art. 15 Vergltung

Als Ort der Produktion gilt das Grundstick,
auf dem die Produktionsanlage liegt. Umlie-
gende Grundstlicke gelten ebenfalls als Ort
der Produktion, sofern das Verteilnetz des
Netzbetreibers zwischen der Produktionsanla-
ge und dem Verbrauch nicht in Anspruch ge-
nommen wird.

Siehe Antrag zu Art. 11 Abs. 3 oben.

Gemass dem erlauternden Bericht setzt diese
Regelung voraus, dass betroffene Endver-
braucher auf umliegenden Grundstiicken am
selben Netzanschlusspunkt angeschlossen
sind. Wie schon bei Art. 11 Abs. 3 oben ist
auch hier der Netzanschlusspunkt von zentra-
ler Bedeutung. Umso mehr rechtfertigt sich
die unter Art. 11 Abs. 3 weiter oben bean-
tragte Definition und Prazisierung des Begriffs
~Netzanschluss® bzw. des Begriffs ,Verteil-
netz".
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Art. 16 Voraussetzung
flr den Zusammen-
schluss zum Eigenver-
brauch

Der Zusammenschluss zum Eigenverbrauch
ist zulassig, sofern die Produktionsleistung der
Anlage bei mindestens 10 Prozent der maxi-
malen Netzanschlusskapazitat liegt.

Der Zusammenschluss zum Eigenverbrauch ist zuldssig, so-
fern die Produktionsleistung der Anlage bei mindestens 18 5
Prozent der maximalen Netzanschlusskapazitat liegt.

Aus administrativen Uberlegungen wird ein
Mindestverhaltnis von 10% vom Verbrauch
zur Netzanschlusskapazitat verlangt. Ist das
Verhaltnis vom Verbrauch zur Eigenstrompro-
duktion klein, wird davon ausgegangen, dass
sich der administrative und technische Auf-
wand fir den Zusammenschluss

nicht lohnt. Die Verhaltniszahl von 10% ist al-
lerdings zu hoch. Wir beantragen eine kleine-
re Verhaltniszahl vorzusehen.

Art. 17 Zusammen-
schluss mit Mieterinnen
und Mietern und Pachte-
rinnen und Pachtern,
Abs. 1

Gehoren einem Zusammenschluss zum Ei-
genverbrauch Mieterinnen und Mieter und
Pachterinnen und Pachter an, so entsprechen
die Elektrizitatskosten je anteilsmdassig den
Gestehungskosten der Elektrizitat aus der Ei-
genverbrauchsanlage sowie den Kosten flr
die aus dem Verteilnetz bezogene Elektrizitat.

Streichen

Es wird vom Staat vorgegeben, was der Zu-
sammenschluss zum Eigenverbrauch von den
Verbrauchern verlangen kann. Diese in
die Wirtschaftsfreiheit eingreifende Regelung
macht nur dann Sinn, wenn die Mieterinnen
und Mieter und Pachterinnen und Pachter vom
Eigentimer zur Mitwirkung im Zusammen-
schluss gezwungen werden kdnnen. Eine sol-
che Pflicht ist allerdings nicht zu erkennen.
Daher stellt diese Vorgabe ein ungerechtfer-
tigter Eingriff in die verfassungsmassig garan-
tierte Wirtschaftsfreiheit dar, weshalb wir die
Streichung dieser Regelung beantragen.

Art. 18 Einsatz von
Stromspeichern im Ei-
genverbrauch, Abs. 2

Kénnen diese Stromspeicher Elektrizitdt so-
wohl aus dem Verteilnetz beziehen als auch
an dieses abgeben, so sind sie mit einem in-
telligenten Messgerdat nach Artikel 8a
StromVV auszustatten. Die Daten, die zur Be-
rechnung der vom Speicher aus dem Verteil-
netz bezogenen und in dieses Netz abgegebe-
nen Elektrizitdt notwendig sind, sind von der
Grundeigentimerin oder dem Grundeigen-
timer dem Netzbetreiber zu GUbermitteln.

Streichen

Gemass erlauterndem Bericht sind die Kosten
dieses Messgerates durch den Endverbraucher
oder Produzenten zu tragen, weil er auch den
Nutzen dieser Flexibilitéat hat. Diese Regelung
durchbricht den in Art. 13a StromVV festge-
legten Grundsatz wonach die Kosten fir die
Messgerate kinftig Uber die Netznutzung ab-
gegolten werden.

Art. 19 Verhaltnis zum
Netzbetreiber, Abs. 1

Grundeigentimerinnen und Grundeigentimer
haben dem Netzbetreiber je drei Monate im
Voraus mitzuteilen, wenn sie die Moglichkeit
des Eigenverbrauchs in Anspruch nehmen o-
der wieder darauf verzichten wollen.

Grundeigentimerinnen und Grundeigentimer haben dem
Netzbetreiber je drei einen Monate im Voraus mitzuteilen,
wenn sie die Mdoglichkeit des Eigenverbrauchs in Anspruch
nehmen oder wieder darauf verzichten wollen.

Diese Zeit scheint uns sehr lange zumal es
keinen grossen Aufwand fir die Netzbetreiber
nach sich zieht.

Abs. 2 Ebenfalls je drei Monate im Voraus haben sie Ebenfalls je drei- einen Monate im Voraus haben sie dem Siehe Begriindung Abs. 1
dem Netzbetreiber die Griindung eines Zu- Netzbetreiber die Grindung eines Zusammenschlusses zum
sammenschlusses zum Eigenverbrauch zu- Eigenverbrauch zusammen mit den am Zusammenschluss
sammen mit den am Zusammenschluss teil- teilnehmenden Mieterinnen und Mieter oder Pachterinnen und
nehmenden Mieterinnen und Mieter oder Pachter oder die Auflésung eines solchen Zusammenschlusses
Pachterinnen und Pachter oder die Auflésung mitzuteilen.
eines solchen Zusammenschlusses mitzutei-
len.
Abs. 3 Grundeigentimerinnen und Grundeigentiimer | Grundeigentimerinnen und Grundeigentiimer haben einen Siehe Begriindung Abs. 1
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haben einen allfalligen Austritt einer Mieterin
oder eines Mieters oder einer Pachterin oder
eines Pachters (Art. 17 Abs. 4) dem Netzbe-
treiber unverziglich mitzuteilen. Der Netzbe-
treiber hat die betreffenden Mieterinnen und
Mietern und Pachterinnen und Pachtern innert
drei Monaten in die Grundversorgung nach
Artikel 6 oder 7 des Stromversorgungsgeset-
zes vom 23. Marz 20079 (StromVG) aufzu-
nehmen.

allfalligen Austritt einer Mieterin oder eines Mieters oder einer
Pachterin oder eines Pachters (Art. 17 Abs. 4) dem Netzbe-
treiber unverziglich mitzuteilen. Der Netzbetreiber hat die
betreffenden Mieterinnen und Mietern und Pachterinnen und
Pachtern innert érei einem Monaterm in die Grundversorgung
nach Artikel 6 oder 7 des Stromversorgungsgesetzes vom 23.
Marz 20079 (StromVG) aufzunehmen.

Art. 20 Ausschreibungen,
Abs. 2

Das BFE schreibt jahrlich befristete Effizienz-
massnahmen im Strombereich (Stromeffi-
zienzmassnahmen) wettbewerblich aus.

Die Anderung wird begriisst.

Es macht durchaus Sinn, dass neu auch Effizi-
enzmassnahmen in der bisher ausgeschlosse-
nen Elektrizitatsproduktion und -verteilung
(inkl. Férderung von Produktion von Strom
aus nicht anders verwertbarer Abwarme) un-
terstutzt werden. Unsere Genossenschaft en-
gagiert sich in diesem Bereich bereits sehr
stark und begriisst diese Anderung.
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Art. 38 Verwendung,
Abs. 1

Die Zuteilung der verfligbaren Mittel richtet
sich nach dem Mittelbedarf und den Vollzugs-
kosten der einzelnen Verwendungen, den

anteilsmassigen Kosten fir die Rickerstattung
des Netzzuschlags nach Artikel 39 EnG, der
Gesamtliquiditat des Netzzuschlagsfonds so-
wie dem Beitrag, den die einzelnen Verwen-
dungen zur Verwirklichung des Gesetzes-
zwecks und zur Erreichung der Richtwerte

gemass den Artikeln 2 und 3 EnG leisten.

Neuer Abs. 1bis:

Bei der Definition des Verteilschliissels werden Anlagen
speziell begiinstigt, die mit positiven Nebeneffekten
(Klimaschutz, Flexibilitat in der Stromproduktion) fiir
die Allgemeinheit beitragen.

Auf Gesetzesstufe wiirde diese Regelung
durchaus Sinn machen, fir die Verordnungs-
stufe ist sie unseres Erachtens aber viel zu
wenig konkret. Flr den Fall, dass die sehr all-
gemein gehaltene Regelung so belassen wer-
den soll, schlagen wir eine wichtige Ergan-
zung bzw. Konkretisierung vor. Es geht mit
diesem Erganzungsvorschlag darum, dass bei
der Mittelverteilung auch die positiven Neben-
effekte der einzelnen Technologien berlck-
sichtigt werden.

Art. 54 Information und
Beratung, Abs. 1

Der Bund kann die Kantone, Gemeinden und
privaten Organisationen namentlich unter-
stitzen:

a. bei der Veroffentlichung von Dokumenta-
tionen,

b. bei Medienbeitragen;

. bei der Durchflihrung von Ausstellungen,
Veranstaltungen und Wettbewerben;

d. beim Einsatz von digitalen Medien fir die
Information und Beratung;

. beim Aufbau von Beratungsangeboten;

. bei der Durchfiihrung von Beratungen.

(e]

oo

Wir begriissen diese Regelung.

Unsere Genossenschaft engagiert sich in ver-
schiedenen dieser Themen bereits sehr stark
und begriisst diese Norm.
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3. Stellungnahme zu den geplanten Anderungen der StromVV

Die meisten der vorgeschlagenen Anderungen werden von unserer Organisation begriisst.
Nachfolgend die wichtigsten Bestimmungen, die uns grosses Unbehagen bereiten und unbe-
dingt einer Anderung bediirfen:

e Art. 3a Netzanschluss bei Zusammenschlissen zum Eigenverbrauch, Abs. 1: Es ist
nicht erkennbar, weshalb der Zusammenschluss zum Eigenverbrauch zu Problemen
fihren kann. Deshalb beantragen wir die Streichung dieser Norm. Eventualiter sei
ndher auszuflihren, wann der sichere Netzbetrieb gefdahrdet ist und weshalb nament-
lich die Zusammenschliisse zum Eigenverbrauch diesen sicheren Netzbetrieb geféahr-
den kdénnen.

e Art. 3a Netzanschluss bei Zusammenschliissen zum Eigenverbrauch, Abs. 2: Wird
diese Regelung so beibehalten bedeutet diese Abgeltungspflicht der Todesstoss fiir
die Zusammenschliisse zum Eigenverbrauch. Das kann vom Gesetzgeber keinesfalls
gewollt sein. Abs. 2 ist daher unbedingt zu streichen.

e Art. 8 Abs. 3: Die Bezeichnung ,Beteiligte® wird nicht naher ausgefiihrt. Die Ver-
markter als wichtige Akteure im neuen Strommarktdesign fehlen. Als Beteiligte sind
auch die Vermarkter oder Dritte zu nennen.

e Art. 8c Intelligente Steuer- und Regelsysteme, Abs. 1: Es fehlen die Vermarkter als
wichtige Akteure im neuen Strommarktdesign.

e Art. 8c Intelligente Steuer- und Regelsysteme, Abs. 2: Es wird hier die gesetzliche
Grundlage dafir geschaffen, dass die Netzbetreiber vorrangig auf Endverbraucher
zugreifen dlrfen. Es ist dafiir zu sorgen, dass die Eingriffsmdglichkeit nicht auf Pro-
duzenten ausgedehnt wird. Gleichzeitig ist zu verhindern, dass Netzbetreiber die
ihnen mit diesem Absatz eingerdumte Mdglichkeit zur Einwirkung auf Endverbraucher
nicht zur Erbringung von Systemdienstleistungen missbraucht.

e Art. 8d Umgang mit Daten aus intelligenten Mess-, Steuer- und Regelsystemen: Im
Umgang mit den Daten aus intelligenten Mess-, Steuer- und Regelsystemen sind
auch die Dritten in die Pflicht zu nehmen.

e Art. 13a Anrechenbare Kosten von Mess-, Steuer- und Regelsystemen: Insbesondere
lit. d fihrt zu einer stossenden Ungleichbehandlung der Ubrigen Akteure, die mdg-
licherweise ebenfalls einen effizienten Betrieb gewdhrleisten, die entsprechende Ver-
glatung aber anderweitig erwirtschaften missen.

e Art. 26 Abs. 3: Es ist stossend, dass neben der physischen Lieferung von Elektrizitat
die Erbringung von Systemdienstleistungen nicht zusdtzlich verglitet werden darf,
schliesslich ist es eine zusatzliche Dienstleistung welche erbracht wird.

Nachfolgend die tabellarische Zusammenstellung und alle Anderungsantridge im Detail:
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Artikel

Verordnungstext

Anderungsantrag

Begriindungen

Art. 3a Netzan-
schluss bei Zu-
sammenschlissen
zum Eigenver-
brauch, Abs. 1

Ein Netzbetreiber kann einem Zusammen-
schluss zum Eigenverbrauch nach Artikel 17
oder 18 des Energiegesetzes vom 30. Sep-
tember 20162 (EnG) den Anschluss ans Netz
verweigern, wenn aufgrund des Anschlusses
unverhadltnismassige Massnahmen fir den si-
cheren Netzbetrieb ergriffen werden miussten
oder wenn der Endverbraucher keine Gewahr
fir einen funktionierenden internen Betrieb
geben kann.

Streichen oder konkretisieren

Zusammenschlisse zum Eigenverbrauch werden als
potenzielle Gefahr fir den sicheren Netzbetrieb be-
trachtet. Dem Netzbetreiber wird diesbeztglich im
Sinne einer Generalklausel eine Mdéglichkeit zur Ver-
weigerung des Zusammenschlusses eingeraumt.
Wenn Zusammenschllisse zum Eigenverbrauch fir
den sicheren Netzbetrieb ein Problem darstellen kén-
nen, dann musste das auch fir die einfachen Eigen-
verbrauchslosungen i.S.v. Art. 16 E EnG gelten.
Diesbezlglich gibt es aber keine analoge Regelung,
offenbar weil es kein Problem darstellt. Es ist daher
nicht einzusehen ist, weshalb der Zusammenschluss
zu Problemen flihren kann. Deshalb beantragen wir
die Streichung dieser Norm.

Eventualiter sei ndher auszufiihren, wann der sichere
Netzbetrieb gefahrdet ist und weshalb namentlich die
Zusammenschliisse zum Eigenverbrauch diesen si-
cheren Netzbetrieb gefahrden kénnen.

Art. 3a Netzan-
schluss bei Zu-
sammenschlissen
zum Eigenver-
brauch, Abs. 2

Werden im Zusammenhang mit dem Zusam-
menschluss zum Eigenverbrauch bestehende
Anschlussanlagen nicht mehr genutzt, so
werden deren verbleibende Kapitalkosten vom
Zusammenschluss abgegolten. Werden beste-
hende Anschlussanlagen nur noch teilweise
genutzt, so gilt eine anteilsmassige Abgel-
tungspflicht.

Streichen

Der Zusammenschluss zum Eigenverbrauch muss
dem Netzbetreiber verbleibende Kapitalkosten von
nicht mehr oder nur noch teilweise genutzter An-
schlussanlagen abgelten. Die Abgeltungspflicht er-
offnet dem Netzbetreiber nahezu uneingeschrankte
Moglichkeiten, nicht amortisierte (oder wieder auf-
gewertete) Netzteile durch den Zusammenschluss
zum Eigenverbrauch abgelten zu lassen. Wird diese
Regelung so beibehalten bedeutet das der Todes-
stoss flr die Zusammenschlisse zum Eigenver-
brauch. Das kann vom Gesetzgeber keinesfalls ge-
wollt sein. Abs. 2 ist daher unbedingt zu streichen.
Stattdessen sollen die Netzbetreiber die Netze durch
die vermehrte Berlcksichtigung von Leistungskom-
ponenten im Netznutzungspreis amortisieren. Wir
empfehlen daher eine entsprechende Anderung von
Art. 18 Abs. 1bis.

Art. 8 Abs. 3

Die Netzbetreiber stellen den Beteiligten frist-
gerecht, einheitlich und diskriminierungsfrei
die Messdaten und Informationen zur Ver-
fiigung, die notwendig sind fir:

. den Netzbetrieb;

b. das Bilanzmanagement;

c. die Energielieferung;

d. die Anlastung der Kosten;

e. die Berechnung der Netznutzungsentgel-

Q

Neu lit. g.:
die Vermarkter.

Die Bezeichnung ,Beteiligte™ wird nicht ndher ausge-
fihrt. Die Vermarkter als wichtige Akteure im neuen
Strommarktdesign fehlen. Als Beteiligte sind auch
die Vermarkter zu nennen. Allenfalls lasst sich der
Absatz mit einer lit. g. die Vermarkter erganzen.

Seite 22 von 32




il

te; und

f. die Abrechnungsprozesse im Zusammen-
hang mit dem Energiegesetz vom 30.
September 20164 (EnG) und der Ener-
gieverordnung vom 1. Januar 20185
(EnV).

Art. 8c Intelligente
Steuer- und Regel-
systeme, Abs. 1

Der Netzbetreiber darf fir den effizienten
Netzbetrieb intelligente Steuer- und Regelsys-
teme bei Endverbrauchern und Erzeugern nur
dann verwenden, wenn sie diesem Einsatz zu-
stimmen. Die Endverbraucher und Erzeuger
vereinbaren dazu mit dem Netzbetreiber den
Umfang des Zugriffs und eine angemessene,
sachgerechte Vergitung.

Ber Netzbetreiber und Vermarkter darf diirfen flir den
effizienten Netzbetrieb intelligente Steuer- und Regelsys-
teme bei Endverbrauchern und Erzeugern nur dann ver-
wenden, wenn sie diesem Einsatz zustimmen. Die Endver-
braucher und Erzeuger vereinbaren dazu mit dem Netzbe-
treiber den Umfang des Zugriffs und eine angemessene,
sachgerechte Verglitung.

Die Regelung fihrt zu gleich langen Spiessen der Be-
teiligten und ist im Grundsatz zu begriissen. Aller-
dings fehlen die Vermarkter als wichtige Akteure im
neuen Strommarktdesign.

Art. 8c Intelligente
Steuer- und Regel-
systeme, Abs. 2

Ohne Zustimmung darf der Netzbetreiber in-
telligente Steuer- und Regelsysteme dann
verwenden, wenn dies zur Sicherstellung des
stabilen Netzbetriebs notwendig ist. Ein sol-
cher Einsatz hat Vorrang vor Steuerungen
durch Dritte. Der Netzbetreiber informiert
Endverbraucher und Erzeuger mindestens
jahrlich oder auf Anfrage Uber die nach die-
sem Absatz getatigten Einsatze.

Ohne Zustimmung darf der Netzbetreiber intelligente
Steuer- und Regelsysteme dann verwenden, wenn dies
zur Sicherstellung des stabilen Netzbetriebs notwendig ist.
Ein solcher Einsatz hat Vorrang vor Steuerungen durch
Dritte. Der Netzbetreiber informiert Endverbraucher und
Erzeuger mindestens jahrlich oder auf Anfrage Uber die
nach diesem Absatz getatigten Einsatze. Die Endver-
braucher und Erzeuger vereinbaren dazu mit dem
Netzbetreiber den Umfang des Zugriffs und eine an-
gemessene, sachgerechte Vergiitung.

Es wird hier die gesetzliche Grundlage daflir geschaf-
fen, dass die Netzbetreiber vorrangig auf Endver-
braucher und Erzeuger zugreifen dlrfen. Es ist zu
verhindern, dass Netzbetreiber die ihnen mit diesem
Absatz eingeraumte Moglichkeit zur Einwirkung auf
Endverbraucher und Erzeuger nicht zur Erbringung
von Systemdienstleistungen missbraucht. Zusatzlich
zur nachtraglichen Information ist auch ein Nachweis
der Notwendigkeit beizubringen. Ebenso ist flir den
Zugriff analog Abs. 1 eine angemessene, sachge-
rechte Verglitung vorzusehen, denn der Netzbetrei-
ber profitiert von dieser Eingriffsmoglichkeit indem er
zum Beispiel Investitionen nicht zu tatigen braucht.
Mit einer Vereinbarung soll klare Verhaltnisse ge-
schaffen werden.

Art. 8c Intelligente
Steuer- und Regel-
systeme, Abs. 4

Der Netzbetreiber ermdglicht Dritten den dis-
kriminierungsfreien Zugang zu intelligenten
Steuer- und Regelsystemen, sofern die tech-
nischen und betrieblichen Voraussetzungen
dazu bestehen und sofern die Kapital- und
Betriebskosten flir solche Systeme an die
Netzkosten angerechnet werden. Der Netzbe-
treiber veroffentlicht die Bedingungen Uber
eine frei zugangliche Adresse im Internet.

Wir begriissen diese Regelung explizit.

Die Regelung flihrt zu gleich langen Spiessen der Be-
teiligten und ist zu begrissen.
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Art. 8d Umgang mit
Daten aus intelli-
genten Mess-,
Steuer- und Regel-
systemen

Umgang mit Daten aus intelligenten Mess-,
Steuer- und Regelsystemen

Diese Regelungen sind auf , Dritte" auszudehnen.

Gemass Art. 8c Abs. 4 ermdglicht der Netzbetreiber
Dritten den diskriminierungsfreien Zugang zu intelli-
genten Steuer- und Regelsystemen. Im Umgang mit
diesen Daten sind daher auch die Dritten in die
Pflicht zu nehmen.

Art. 13a Anrechen-
bare Kosten von
Mess-, Steuer- und
Regelsystemen

Als anrechenbare Kosten gelten:

a. die Kapital- und Betriebskosten von
Messsystemen nach dieser Verordnung;

b. die Kapital- und Betriebskosten von
Steuer- und Regelsystemen , die zur Si-
cherstellung des stabilen Netzbetriebs
notwendig sind;

c. die Kapital- und Betriebskosten von
Steuer- und Regelsystemen, die auf-
grund der Zustimmung des Endverbrau-
chers oder Erzeugers flir den effizienten
Betrieb eingesetzt werden; und

d. die Vergitung fir Steuerung und Rege-
lung, die aufgrund einer Vereinbarung
zwecks eines effizienten Betriebs an ei-
nen Endverbraucher oder Erzeuger aus-
gerichtet wird.

Neuer Absatz:

Allfallige Ertrage aus Dienstleistungen, die in direk-
tem Zusammenhang mit lit. a. bis d, stehen, miissen
von den anrechenbaren Kosten in Abzug gebracht
werden.

Gestitzt auf diese Generalklausel ahnliche Regelung
dirfen sich die Netzbetreiber im Zusammenhang mit
Messsystemen kiinftig alles anrechnen und sich Uber
das Netznutzungsentgelt bezahlen lassen. Dies fihrt
zu einer fragwurdigen Solidarisierung der Messkos-
ten. Anderseits fluhrt insbesondere lit. d zu einer
stossenden Ungleichbehandlung der Gbrigen Akteure,
die moglicherweise ebenfalls einen effizienten Be-
trieb gewahrleisten, die entsprechende Vergitung
aber anderweitig erwirtschaften miissen. Zur Veran-
schaulichung: bindet der Netzbetreiber die Steuer-
und Regeleinrichtung an sein Leitsystem an, kann er
sich diese Kosten anrechnen lassen und gleichzeitig
Ertrage erwirtschaften. Macht dies ein unabhangiger
Vermarkter, muss er die zur Deckung dieser Kosten
erforderlichen Ertréage aus der Dienstleistung erwirt-
schaften.

Mit der Einfigung des von uns beantragten neuen
Absatzes werden Netzbetreiber und unabhédngige
Vermarkter diesbeziiglich gleichgestellt.

Art. 26 Abs. 3

Erzeuger, deren Anlagen Elektrizitédt gestutzt
auf die Artikel 15 und 19 EnG10 einspeisen,
und die die physisch gelieferte Elektrizitat
oder einen Teil davon der nationalen Netzge-
sellschaft als Regelenergie verkaufen, erhal-
ten fur diese Elektrizitat keine zusatzliche
Verglitung nach den Artikeln 15 und 19 EnG.

Erzeuger, deren Anlagen Elektrizitdt gestlitzt auf die Arti-
kel 15 und 19 EnG10 einspeisen, und die die physisch ge-
lieferte Elektrizitét oder einen Teil davon der nationalen
Netz-gesellschaft als Regelenergie verkaufen, erhalten fir
diese Elektrizitat keire eine zusatzliche Vergutung nach
den Artikeln 15 und 19 EnG.

Es ist stossend, dass neben der Erbringung von Sys-
temdienstleistungen die physische Energie nicht zu-
satzlich vergitet werden darf, schliesslich ist es eine
zusatzliche Dienstleistung welche erbracht wird. Wird
beispielsweise positive Regelenergie erbracht fallt
dabei einerseits eine physische Stromlieferung an,
gleichzeitig dient die Leistung andererseits dem si-
cheren Betrieb des Netzes. Diese physische Lieferung
von Elektrizitat soll deshalb zusatzlich verglitet wer-
den dirfen. Es wiirde ein gewichtiger Anreiz zur Ver-
fligungsstellung von Flexibilitat geschaffen, parallel
dazu wiirde die Lieferung der Regelenergie der nEE
verglinstigt respektive die KEV-Produzenten kénnten
glinstige Regelenergie anbieten. Mit dieser Ldsung
wirde der KEV-Forderfonds finanziell nicht entlastet,
aber im Vergleich zu heute auch nicht zusatzlich be-
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lastet. Es darf davon ausgegangen werden, dass die
Einsparung durch Regelenergielieferungen an Swiss-
grid im Vergleich zu den gesamten KEV-
Auszahlungen marginal bleiben wird.

Art. 27 Abs. 4

Die Netzbetreiber konsultieren vor dem Erlass
von Richtlinien nach Artikel 3 Absatze 1 und
2, 7 Absatz 2, 8 Absatz 2, 8b, 12 Absatz 2, 13
Absatz 1, 17 und 23 Absatz 2 insbesondere
die Vertreter der Endverbraucher und der Er-
zeuger. (..)

Es sei darauf hinzuweisen, dass auch die unabhéan-
gigen Produzenten zu konsultieren sind.

Es ist unklar wer die Vertretung der Erzeuger ist und
es besteht die Gefahr, dass bei dieser Konsultation
die unabhangigen Produzenten wie die Biogasanla-
gen nicht bericksichtigt werden. Wir beantragen da-
her eine entsprechende Konkretisierung.
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4. Stellungnahme iiber den Herkunftsnachweis und die Stromkenn-

zeichnung (HKSV)

Die meisten der vorgeschlagenen Anderungen werden von unserer Organisation begrisst.
Nachfolgend die wichtigsten Bestimmungen, die uns grosses Unbehagen bereiten und unbe-

dingt einer Anderung bediirfen:

Neuer Artikel: Netzbetreiber sollen ihren Kunden die Mdglichkeit bieten missen, dass
sie in Bezug auf die Herkunft der Elektrizitat auch andere Anbietern von erneuerba-
ren Energien berilicksichtigen kénnen ohne dass die Herkunft der Elektrizitat doppelt
bezahlt wird. Er soll dazu verpflichtet werden, ein entsprechendes Stromprodukt zu
fihren.

Anhang 1 Anforderungen an die Stromkennzeichnung, Figur 1, Position geférderter
Strom 1: Es ist nicht definiert ob die pauschalen oder die bilanzgruppenspezifischen
Werte verwendet werden miussen. Unser Verband beantragt, dass die Bilanzgruppen
ihre spezifischen Werte verwenden missen zumal die entsprechenden Zahlen vor-
handen sind und dadurch zusatzliche Anreize fir mehr geféorderte Anlagen geschaf-
fen werden.

Im Verordnungsentwurf wird an keiner Stelle explizit erwahnt, dass fir die Strom-
kennzeichnung nur HKN von der Swissgrid Datenbank oder Swissgrid bestatigt ange-
rechnet werden kdénnen. Unsere Organisation beantragt, dass diese oder eine ahnli-
che Formulierung explizit in der Verordnung aufgenommen wird.

Nachfolgend die tabellarische Zusammenstellung und die Anderungsantrédge im Detail:
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Artikel

Verordnungstext

Anderungsvorschlag

Begriindungen

Art. 2 Registrie-
rung der Produkti-
onsanlage, Abs. 4

Der Produzent muss der Vollzugsstelle jede Anderung der
Anlagedaten der betreffenden Produktionsanlage unverziig-
lich melden.

Der Produzent muss der Vollzugsstelle je-
de Anderung der Anlagedaten der betref-
fenden Produktionsanlage unverziglich
melden. Davon ausgenommen sind ge-
forderte Anlagen, die aus dem Netz-
zuschlag nach Art. 35 EnG finanziert
werden.

Bei geforderten Anlagen wirde durch die vorge-
schlagene Formulierung eine Doppelmeldepflicht
generiert. Einerseits missen die Produzenten die
Inbetriebnahme und jegliche Anderung nach Inbe-
triebnahme der Vollzugsstelle (Swissgrid) melden.
Es ist unsinnig, wenn ein Produzent einer anderen
Stelle bei Swissgrid ebenfalls jegliche Anderungen
der Anlagendaten melden muss.

Art. 8

! Die Stromkennzeichnung nach Artikel 9 Absatz 3 des
Energiegesetzes muss mindestens einmal pro Kalender-
jahr auf der Elektrizitatsrechnung oder zusammen mit
dieser erfolgen und folgende Angaben enthalten:

a. die prozentualen Anteile der eingesetzten Energietra-
ger an der gelieferten Elektrizitat;

b. die in- oder auslandische Herkunft der Elektrizitat
(Produktion im In- oder Ausland);

c. das Bezugsjahr;

d. den Namen und die Kontaktstelle des kennzeich-
nungspflichtigen Unternehmens.

2 Das kennzeichnungspflichtige Unternehmen ist auch dann
fir die Information der Endverbraucherinnen und Endver-
braucher verantwortlich, wenn die Elektrizitdtsrechnung
von einem anderen Unternehmen zugestellt wird.

3Im Ubrigen ist die Stromkennzeichnung geméss Anhang 1
vorzunehmen.

Unsere Organisation begriisst, die
Aufnahme der bisherigen Stromkenn-
zeichnungsvorschriften

Es ist darauf zu achten, dass im Rahmen der Stel-
lungnahme dieser Artikel nicht verwassert wird.

Neuer Artikel

Netzbetreiber sollen ihren Kunden die
Moglichkeit bieten miissen, dass sie in
Bezug auf die Herkunft der Elektrizitat
auch andere Anbietern von erneuer-
baren Energien beriicksichtigen kén-
nen ohne dass die Herkunft doppelt
bezahlt wird. Er soll dazu verpflichtet
werden, ein entsprechendes Strom-
produkt zu fiihren. Hat ein Netzbe-
treiber 100% erneuerbaren Strom in
ihrem Portfolio darf der Netzbetreiber
nur den Preis fiir Bezugspreise ge-
mdéss swissix fiir nicht erneuerbare

Durch den Zubau von Erzeugungsanlagen produ-
zieren immer mehr Anlagen erneuerbare Elektrizi-
tat. Solange die Elektrizitdt nicht im Einspeisever-
gltungssystem integriert ist, kann der Erzeuger
Uber die Herkunftsnachweis frei verfligen. Méchte
er diese einem Endverbraucher zur Okologisie-
rung/Veredelung seines Verbrauchs zur Verfligung
stellen, muss der Endverbraucher die Qualitat sei-
ner physisch bezogenen Elektrizitat auf Graustrom
bzw. auf nicht erneuerbare Qualitat zuriicksetzen
lassen konnen. Ist dies nicht mdglich, wird die
Qualitat der erneuerbaren Energie doppelt ver-
kauft. Es kame zu Mehrbelastungen fir den End-
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Elektrizitdt verlangen.

verbraucher, was ihn davon abhalten diirfte, HKN
von unabhéngigen Produzenten zu erwerben. Falls
er es dennoch macht, kame es zu einer unndtigen
Verteuerung des gesamten Systems, was vom Ge-
setzgeber in keiner Weise gewollt sein kann.

Anhang 1 Anforde-
rungen an die
Stromkennzeich-
nung, Figur 1, Po-
sition geférderter
Strom !

Stromkennzeichnung

Ihr Stromlieferant: EVUABC  (Bsp.)

Kontakt: www.evu-abe.ch, (Bsp.),
Tel. 099 999 99 99
Bezugsjahr: 2018

Der gesamthaft an unsere Kundinnen und Kunden gelieferte
Strom wurde produziert aus:

in% Total | aus der Schweiz
erneunerbaren Energien 54,0 % 44.0 %
Wasserkraft 50.0 % 40.0 %
iibrige erneuerbare Energien 0.0 % 0.0 %
geférderter Strom! 4.0 % 4.0%
nicht erneuerbaren Energien 44,0 % 29,0 %o
Kemenergie 44.0 % 29.0 %
fossile Energietriger 0.0 % 0.0 %
Abfiillen 2,0 % 2,0 %
Total 100,0 %o 75,0 %%

1 Gefdrderter Strom: 40 % Wasserkraft, 20 % Sonnenenergie, 7 % Wind-
energie, 30 % Biomasse und Abfille aus Biomasse, 3 %0 Geothermie

Im Verordnungsentwurf ist nirgends gere-
gelt, wie der %-Anteil des gefbrderten
Stromes zustande kommt. Gemass unse-
rer Interpretation und Abklarungen ist
vorgesehen, dass der %-Anteil von der
Vollzugsstelle/BFE pauschal auf alle Bi-
lanzgruppe verteilt wird und zwar basie-
rend auf dem gesamtschweizerisch gefér-
derten Stromes gemass EnFV.

Unser Verband beantragt, dass dies
gedndert wird und die Bilanzgruppen
ihre spezifischen Werte verwenden
miissen, zumal die entsprechenden
Zahlen vorhanden sind.

Unser Antrag schafft mehr Transparenz und Ver-
gleichbarkeit unter den verschiedenen Netzbetrei-
bern und es entsteht ein gesunde Motivierung via
Kanton oder vom EVU direkte Massnahmen zu er-
greifen, dass der Anteil von geférdertem Strom ge-
steigert wird.
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5. Verordnung iliber die Reduktion der CO2-Emissionen (CO2-
Verordnung)

Die meisten der vorgeschlagenen Anderungen werden von unserer Organisation begrisst,
insbesondere die Emissionsziele flir Personenwagen, Lieferwagen und leichte Sattelschlep-
per und die damit verbundenen Anpassungen an die Regelungen der EU. Wir gehen davon
aus, dass von dieser Anderung v.a. Hersteller der entsprechenden Fahrzeuge betroffen sind
und diese die Ziele durch technische Innovation erreicht werden. Die Preise flir die Konsu-
menten sollten in diesem Zusammenhang flir den Endkunden nicht ansteigen.

Nachfolgend zwei Bestimmungen, die uns grosses Unbehagen bereiten und einer unbeding-
ten Anderung bedlirfen:

e Artikel 5, 12 und 12 a ,Bescheinigungen fiir Unternehmen mit Verminderungsver-
pflichtung und fir Unternehmen mit Zielvereinbarung Uber die Entwicklung des
Energieverbrauchs™: Im Sinne einer Gleichbehandlung setzen wir uns dafiir ein, dass
allféllige Bescheinigungen fiir Emissionsverminderungen im Inland bei Ubererfillun-
gen zwar weiterhin bescheinigt werden kénnen, aber nur wenn sie auch als Kompen-
sationsprojekte (gemass Anforderungen an Emissionsverminderungen im Inland
nach Artikel 5 CO2-Gesetz) eingereicht, bewilligt und umgesetzt werden.

e Artikel 104, Globalbeitragsberechtigung: Erweiterung der Foérdergelder aus dem Ge-
b&udeprogramm fiir landwirtschaftliche Okonomiegeb&ude ist notwendig.

Nachfolgend die tabellarische Zusammenstellung und die Anderungsantrédge im Detail:
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Artikel

Verordnungstext

Anderungsvorschlag

Begriindungen

Artikeln 5, 12 und 12
a ,Bescheinigungen
fir Unternehmen mit
Verminderungsver-

pflichtung und
Unternehmen

Zielvereinbarung
Uber die Entwicklung

fur
mit

Allgemeine Bemerkung

Aliféllige Bescheinigungen fiir Emissions-
verminderungen im Inland bei Ubererfiillun-
gen sollen zwar weiterhin bescheinigt wer-
den koénnen, aber nur wenn sie auch als
Kompensationsprojekte (geméss Anforde-
rungen an Emissionsverminderungen im In-
land nach Artikel 5 CO:-Gesetz) eingereicht,

Im Sinne einer Gleichbehandlung von Projekten, die
via BAFU Vollzugsweisung respektive via Uberfiillungen
gemass EnAW wiinschen wir, dass unsere Anregungen
entsprechend aufgenommen werden.

des Energiever- bewilligt und umgesetzt werden.

brauchs"

Art. 104 Globalbei- | Der Bund gewahrt den Kantonen Globalbeitrége | Der Bund gewahrt den Kantonen Globalbeitrage | Im Rahmen des ersten Massnahmenpakets der Ener-
tragsberechtigung giestrategie 2050 ist vorgesehen, dass das Gebau-

nach Artikel 34 des CO2-Gesetzes fir die Férde-
rung von Massnahmen zur langfristigen Ver-
minderung der CO2-Emissionen bei Gebauden,
wenn:

a. die Anforderungen nach den Artikeln
57-62 der Energieverordnung vom
...24 (EnV) eingehalten sind.

b. mit den Massnahmen wirksam CO:-
Emissionen vermindert werden; und

c. die Massnahmen kantonsiibergreifend
harmonisiert umgesetzt werden.

nach Artikel 34 des CO:-Gesetzes flr die Forde-
rung von Massnahmen zur langfristigen Vermin-
derung der CO2-Emissionen bei Gebduden, wenn:

a. die Anforderungen nach den Artikeln 57-
62 der Energieverordnung vom ..24
(EnV) eingehalten sind.

b. mit den Massnahmen wirksam CO2-
Emissionen vermindert werden;

c. die Massnahmen kantonsibergreifend
harmonisiert umgesetzt werden; und

d. die Kantone im Rahmen der Vergabe
von Fordergeldern auch die Sanie-
rung von landwirtschaftlichen Oko-
nomiegebduden angemessen be-
riicksichtigen.

deprogramm ausgebaut wird, respektive dass dafur
mehr Mittel zur Verfligung stehen. Wir begriissen die
zusatzlichen Mdglichkeiten fiur Sanierungen und auch
die damit einhergehenden Steuererleichterungen, die
neu auch einen Anreiz schaffen fiir Gesamtsanierun-
gen. Aus der Potenzialstudie ,Ressourcen - und Klima-
effizienz in der Landwirtschaft® von AgroCleanTech
geht hervor, dass eine der wirksamsten Massnahmen
zur Reduktion von Treibhausgasemissionen in der Ge-
baudesanierung zu finden ist. Ein Teil dieser Gebdude
sind die Okonomiegebdude auf den Betrieben (z.B.
Schweinestdlle und Gefligelhallen), tUber deren Sanie-
rung ein beachtliches Potenzial von Emissionseinspa-
rungen genutzt werden kdénnte. Es ist deshalb fir uns
unerklarbar, weshalb landwirtschaftliche Okonomiege-
baude bis anhin fiir die Férderung der Sanierung im
Rahmen des Férderprogramms nicht vorgesehen sind.
Wir fordern dringend, dass im Rahmen der Energie -
und Klimapolitik rasch eine Losung gefunden wird, um
diese Liicke zu schliessen. Die Anpassung der Energie-
und sowie der COz-Verordnung im Zuge der Umset-
zung der Energiestrategie 2050 bietet dazu eine Gele-
genheit. Um die Kantone dazu zu bewegen, zukinftig
auch landwirtschaftliche Okonomiegeb&ude ins den
Férderbereich aufgenommen werden, ist unsere vor-
geschlagene Erganzung angezeigt.

Seite 30 von 32




i

6. Verordnung iiber die Gebiihren und Aufsichtsabgaben im Ener-
giebereich (GebV-En)

Beziiglich dem Entwurf haben wir keine Anderungsvorschlége.

7. Verordnung uber die Anforderungen an die Energieeffizienz se-
rienmadssig hergestellter Anlagen, Fahrzeuge und Gerate (Ener-
gieeffizienzverordnung, EnEV)

Es sind von der Verordnung keine Gerate betroffen, die im Wertschépfungsprozess unserer
Anlagenbetreiber eine entscheidende Rolle spielen. Wir verzichten daher auf eine Stellung-
nahme zum Verordnungsentwurf.

8. Kernenergieverordnung (KEV)

Mangels Betroffenheit verzichten wir betreffend dieses Verordnungsentwurfs auf eine Stel-
lunghahme.

9. Verordnung iiber die Landesgeologie (Landesgeologieverord-
nung, LGeolV)

In dieser Verordnungsrevision geht es in Zusammenhang mit geologischen Daten um Be-
griffserkldarungen. Materiell andert nichts. Daher verzichten wir auf eine Stellungnahme.
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Wir bedanken uns fir die Gelegenheit zur Stellungnahme sowie die wohlwollende Priifung
und die Berlicksichtigung unserer Antrage. Fir zusatzliche Informationen oder allgemeine
Fragen stehen wir Ihnen jederzeit gerne zur Verfligung.

Freundliche Grisse
Genossenschaft Okostrom Schweiz

7

Michael Miller Stefan Mutzner Andy Kollegger
Prasident Geschaftsfiihrer Stellv. Geschaftsfuhrer
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8005 Zurich

Telefon 044 250 88 11
Fax 044 250 88 22
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www.propellets.ch

per E-Mail an:

energiestrategie@bfe.admin.ch ,
Datum 8. Mai 2017

Ansprechperson  Marianne Gehring
Direktwahl 044 250 88 12
E-Mail  gehring@propellets.ch

Umsetzung des ersten Massnahmen_pakets zur Energiestrategie 2050:
Vernehmlassungsverfahren zu den Anderungen auf Verordnungsstufe

Sehr geehrte Frau Bundesprasidentin
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir bedanken uns fiir die Gelegenheit, zu den Anderungen der folgenden Verordnungen Stellung
nehmen zu kénnen:

e Stromversorgungsverordnung vom 14. Méarz 2008 (StromVV; SR 734.71)
e CO,-Verordnung (CO,-Verordnung; SR 641.711)
e Energieverordnung (EnV; SR 730.01)

Ebenso bedanken wir uns fur die Gelegenheit, zur neuen Verordnung Stellung zu nehmen:
e Energieférderungsverordnung EnFV
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Anderungen der StromVV

Art. 3a Netzanschluss bei Zusammenschliissen zum Eigenverbrauch

Dieser Formulierung fehlt die gesetzliche Grundlage. Art. 17 Abs. 2 spezifiziert die Anforderungen
gemass Strom VG (Art.6 und 7). Netzbetreiber missen entstehende Kosten allfalliger
Netzverstarkungen (Mikrogrids) auf Eigenverbrauchsgemeinschaften Gbertragen kénnen.

Verordnungstext

Vorschlag

"Ein Netzbetreiber kann einem Zusammen-
schluss zum Eigenverbrauch nach Artikel 17
oder 18 des Energiegesetzes vom 30. Septem-
ber 20162 (EnG) den Anschluss ans Netz ver-
weigern, wenn aufgrund des Anschlusses
unverhaltnismassige Massnahmen fir den
sicheren Netzbetrieb ergriffen werden mussten
oder wenn der Endverbraucher keine Gewahr
flr einen funktionierenden internen Betrieb
geben kann.

*Werden im Zusammenhang mit dem
Zusammenschluss zum Eigenverbrauch
bestehende Anschlussanlagen nicht mehr
genutzt, so werden deren verbleibende
Kapitalkosten vom Zusammenschluss
abgegolten. Werden bestehende Anschluss-
anlagen nur noch teilweise genutzt, so gilt eine
anteilsmassige Abgeltungspflicht.

Art. 7 Abs. 3 Bst. f°, h und m

ersatzlos streichen

Die Akzeptanz neuer Infrastrukturen und Technologien, die mitunter auch neues Wissen und
Verhaltensanderungen auf Seiten der Anwender erfordern, muss mit entsprechenden
Sensibilisierungsmassnahmen unterstutzt werden. Diese sind als relevanter Faktor in der
Kostenrechnung des Netzbetreibers zu berlcksichtigen.

Verordnungstext

Vorschlag

> In der Kostenrechnung mssen alle fir die
Berechnung der anrechenbaren Kosten
notwendigen Positionen separat ausgewiesen
werden, insbesondere:

. Kosten fur intelligente Messsysteme nach
Artikel 8a;

Buchstabe n. ergédnzen:

n. Kosten fir gewisse innovative Mass-
nahmen wie z. B. Sensibilisierungs-
aktivitaten, die fur die Netzentwicklung
und Netzstabilitat wichtig sind.



@proPeIIets.ch

Seite 3

h. Kosten fur notwendige Netzverstarkungen
zur Einspeisung von Energie aus Anlagen
nach den Artikeln 15 und 19 EnG’;

m. Kosten fur intelligente Steuer- und Regel-
systeme einschliesslich der Vergitungen

Art. 8 Abs. 3, 3**und 5

Es ist eine Prazisierung erforderlich, dass die Messdaten und Informationen innert Sekunden Uber
eine gangige Schnittstelle an den Endverbraucher Gbermittelt werden mussen. Damit soll dieser
die Méglichkeit erhalten, seine Verbraucher wie Boiler, Warmepumpen, Waschmaschinen etc.
abhangig vom Netztarif und der Eigenproduktion zu steuern, ohne dafur einen zusatzlichen

Privatzahler installieren zu mussen.

Verordnungstext

Vorschlag

’Die Netzbetreiber stellen den Beteiligten
fristgerecht, einheitlich und diskriminierungsfrei
samtliche Messdaten und Informationen zur
Verfligung, die notwendig sind fir:

a. den Netzbetrieb;

b. das Bilanzmanagement;

c. die Energielieferung;

d. die Anlastung der Kosten;

e. die Berechnung der Netznutzungsentgelte
und

f. die Abrechnungsprozesse im Zusammen-
hang mit dem Energiegesetz vom 30.
September 2016" (EnG) und der Energie-
verordnung vom 1. Januar 2018° (EnV).

Sie durfen die Leistungen nach Absatz 3 den
Bezligern nicht zusatzlich zum Netz-
nutzungsentgelt in Rechnung stellen. Werden
Leistungen nach Absatz 3 von Dritten erbracht,
so mussen sie diese angemessen entschadigen.

5 Aufgehoben

3bis

Buchstabe b. andern:

b. das Bilanzmanagement (a/s Basis fiir
zeitechte Verbrauchersteuerung durch
Enadverbraucher und/oder Netzbetreiber);

Buchstabe g. ergénzen:

q. _die zejtechte Verbrauchersteuerung qurch
Endverbraucher
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Art. 8a Intelligente Messsysteme

Verordnungstext

Vorschlag

*Ein intelligentes Messsystem ist eine
Messeinrichtung, die folgende Elemente
aufweist:

a. einen elektronischen Elektrizitatszahler beim
Endverbraucher oder Erzeuger, der:

1.
2.

4.

Wirkenergie und Blindenergie erfasst,

Lastgange mit einer Periode von flinfzehn
Minuten ermittelt und mindestens dreissig
Tage speichert,

. Uber Schnittstellen verfligt, wovon eine

zur bidirektionalen Kommunikation mit
dem Datenverarbeitungssystem reserviert
ist und eine andere durch den Endver-
braucher oder Erzeuger benutzt werden
kann, und

Unterbriiche der Stromversorgung erfasst
und protokolliert;

b. ein digitales Kommunikationssystem, das die
automatisierte Datentbermittlung zwischen
dem Elektrizitatszahler und dem
Datenverarbeitungssystem des Netz-
betreibers gewahrleistet; und

ein Datenverarbeitungssystem beim

Netzbetreiber, das:

1.

samtliche Elektrizitatszahler des
Netzbetreibers nach Buchstabe a
verwaltet,

. die Daten bearbeitet, namentlich abruft,

plausibilisiert und Ersatzwerte bildet,

. Uber ein internetbasiertes Kundenportal

Endverbrauchern und Erzeugern
ermdglicht, ihre Lastgangwerte und
weiteren Messdaten abzurufen.

Abs. 2, Ziffer ¢ 3 ersatzlos streichen
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Art. 8c Intelligente Steuer- und Regelsysteme

Wir sind der Meinung, dass der Endverbraucher aufgrund der hohen Datensensibilitat in jedem
Fall seine ausdrlckliche Zustimmung fir die Installation intelligenter Mess- und Regelsysteme
geben muss. Insbesondere Abs. 4 wird im Interesse des Datenschutzes und zur Wahrung des
Geschaftsgeheimnisses dusserst kritisch beurteilt und in dieser Form entsprechend abgelehnt.

Verordnungstext

Vorschlag

’Der Netzbetreiber stellt die fiir einen Vertrags-
abschluss Uber Steuerung und Regelung
relevanten Informationen sowie die Berech-
nungsansatze fur eine Vergutung Uber eine frei
zugangliche Adresse im Internet bereit.

Abs. 3 ersatzlos streichen oder mindestens als
Option (Der Netzbetreiber kann ...)
formulieren.

“Der Netzbetreiber erméglicht Dritten den
diskriminierungsfreien Zugang zu intelligenten
Steuer- und Regelsystemen, sofern die
technischen und betrieblichen Voraussetzungen
dazu bestehen und sofern die Kapital- und
Betriebskosten fir solche Systeme an die
Netzkosten angerechnet werden. Der
Netzbetreiber veréffentlicht die Bedingungen
Uber eine frei zugangliche Adresse im Internet.

Abs. 4 ersatzlos streichen

Art. 13a Anrechenbare Kosten von Mess-, Steuer- und Regelsystemen

Der Wechsel der Bezugsgrdsse von der Anschlussleistung der Anlage zur Anschlussleistung des
Endverbrauchers ist grundsatzlich richtig. Eine nicht gerechtfertigte Sonderbehandlung der
Eigenverbraucher wird damit verhindert. Die Anschlussleistung von 15 kVA ist jedoch deutlich zu
tief gewahlt. Dies entsprache einer Sicherung von 21.7 A. Typische Haussicherungen bei
bestehenden EFH haben 40 oder 63 Ampére, was einer Anschlussleistung von 27.7 resp.

43.6 kVA entspricht (A x 400V x

FuPehuferdern eine Grenze v

Kundengruppe zuldssig ist. Der Einsatz intelligenter Steuerungen ist per se kein ausreichender

Grund fur eine separate Kundengruppe.

Verordnungstext

Vorschlag

Artikel 18 Abs. 1°° und 2

" Innerhalb einer Spannungsebene bilden

Endverbraucher mit vergleichbarem
Bezugsprofil eine Kundengruppe. Bei
Endverbrauchern mit einer Anschlussleistung
bis 15 kVA ist nur eine Kundengruppe zulassig.

Wir empfehlen folgende Anpassungen:

e Wie bisher 70 % nicht-degressiver Arbeits-
tanit, neu gilt der Grundsatz auch fir
Endverbraucher, die eine Leistungsmessung
haben.
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? Der Netznutzungstarif muss bei Spannungs-
ebenen unter 1 kV fur Endverbraucher in
ganzjahrig genutzten Liegenschaften zu min-
destens 70 Prozent ein nichtdegressiver
Arbeitstarif (Rp./kWh) sein. Netzbetreiber und
Endverbraucher kénnen einen tieferen Anteil
Arbeitstarif vereinbaren, sofern eine
Leistungsmessung eingesetzt wird.

Art. 27 Abs. 4 und 5

Verordnungstext

e FUr hdhere Anschlussleistung oder
Produktionsanlagen tber 15 kVA (resp.
einer hdheren Grenze, s.0.): auch hier 70
% nicht-degressiver Arbeitstarit._sofern auf
Spannungsebene <1 kV angeschlossen.

e Der Netzbetreiber kann allen Endverbrau-
chern auf Spannungsebene <1 kV als Alte-
rnative zur Basisoption (70 % Arbeitstarif)
neue Netzorodukte (z. B. einfache
Leistungstarife) anbieten.

Vorschlag

“Die Netzbetreiber konsultieren vor dem Erlass
von Richtlinien nach Artikel 3 Absatze 1 und 2,
7 Absatz 2, 8 Absatz 2, 8b, 12 Absatz 2, 13
Absatz 1, 17 und 23 Absatz 2 insbesondere die
Vertreter der Endverbraucher und der Erzeuger.
Sie veroffentlichen die Richtlinien Uber eine
einzige frei zugangliche Adresse im Internet.
K&nnen sich die Netzbetreiber nicht innert
nutzlicher Frist auf diese Richtlinien einigen oder
sind diese nicht sachgerecht, so kann das BFE in
diesen Bereichen Ausfiihrungsbestimmungen
erlassen.

Abs. 4 zweiten Satz streichen

Art.31e Ubergangsbestimmung zur Anderung vom XX.XX.XXXX

Verordnungstext

Vorschlag

'Bei Inkrafttreten der Anderung vom xx.xx. xxxx
bereits installierte Messeinrichtungen, die den
Anforderungen nach Artikel 8a nicht
entsprechen, durfen langstens wahrend sieben
Jahren nach dem Inkrafttreten der Anderung
vom xx.xx.xxxx verwendet werden. Innerhalb
dieser Ubergangsfrist bestimmt der
Netzbetreiber, wann er eine solche Messein-
richtung mit einem intelligenten Messsystem
nach Artikel 8a ausstatten will. Unabhangig
davon sind Endverbraucher mit einem
intelligenten Messsystem nach Artikel 8a

Abs. 1 korrigieren:

Bei Inkrafttreten der Anderung vom xx.xx.xxxx
bereits installierten Messeinrichtungen, die den
Anforderungen nach Artikel 8a nicht
entsprechen, durfen langstens wahrend ze/in
Jahren nach dem Inkrafttreten der Anderung
vOm XX.XX.XXxx verwendet werden.
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auszustatten, wenn sie von ihrem Anspruch auf
Netzzugang Gebrauch machen, und Erzeuger,
wenn sie eine neue Erzeugungsanlage an das
Elektrizitdtsnetz anschliessen.

Anderungen der CO,-Verordnung

Art. 104 Globalbeitragsberechtigung

Entgegen seinem Titel stellt das harmonisierte Férdermodell der Kantone (HFM 2015) nur bedingt
eine harmonisierte Forderung sicher. Fir das Basisforderprogramm gibt es, wie im Bericht
erwahnt, 3 Varianten (Gebdudesanierung mit Einzelmassnahmen, Gebdudesanierung in
umfangreichen Etappen, umfassende Gebaudesanierung ohne Etappierung). Dadurch ist
beispielsweise nicht sichergestellt, dass eine landesweite Férderung der Holzenergie stattfindet.
Diese Technologie wird damit massgeblich gegenlber anderen Technologien, wie zum Beispiel
der Photovoltaik benachteiligt. Wir erwarten vom BFE eine starkere Einwirkung auf die Kantone,
damit die Harmonisierung keine leere Worthlse bleibt. Gemass Bundesverfassung Art. 89 sind
die Kantone ,vor allem” fir den Verbrauch von Energie in Geb&uden zustandig, also nicht
ausschliesslich.

Mindestens muss explizit zugelassen werden, dass Kantone, die sich fur die Varianten Gebaude-
sanierung in Etappen oder ohne Etappierung entscheiden, zusatzlich Einzelmassnahmen wie die
Forderung von Holzenergieanlagen mit Mitteln aus der Teilzweckbindung férdern kénnen. Es ist
denkbar, dass die Kantone nicht alle verfligbaren Mittel aus den Globalbeitrdgen ausschdpfen
werden. Fir diesen Fall regen wir den Aufbau eines aus den verbleibenden Mitteln finanzierten
nationalen Foérderprogramms fir Holzenergieanlagen an.

Anderungen der EnV

Art. 7
Wir begrissen sehr, den Guichet Unique beim BFE anzusiedeln (Abs. 1). Hier ist die notwendige
Fachkompetenz fir die teilweise sehr komplexen Sachverhalte vorhanden.

Gem. erlauterndem Bericht handelt es sich beim Guichet Unigue nicht um eine Leitbehérde im
Sinne des Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes. Es gehdre somit nicht zur Aufgabe
des BFE, eine konsolidierte Stellungnahme des Bundes bzw. einen konzentrierten Entscheid zu
fallen. Genau dies ware aber notwendig, um die Bewilligungsverfahren zu beschleunigen, was
der eigentliche Sinn von Art. 14 ist. Entsprechend ist im Energiegesetz vorgesehen, dass , der
Bundesrat eine Verwaltungseinheit bezeichnet, die fur die Koordination dieser Stellungnahmen
und der Bewilligungsverfahren sorgt” ( Art. 14 Abs. 4) und dass ,, der Bund zur Unterstiitzung der
Kantone methodische Grundlagen erarbeitet und die Gesamtsicht, Einheitlichkeit und
Koordination sicher stellt” (Art. 11 Abs. 1).
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Verordnungstext Vorschlag

"Fur die Koordination der Stellungnahmen und | Art 7 Absatz 7 ist wie folgt zu ergénzen:

der Bewilligungsverfahren nach Artikel 14 Fur die Koordination der Stellungnahmen und

Absatz 4 EnG ist bei Windkraftanlagen das der Bewill fah h Artikel 14
Bundesamt flr Energie (BFE) zustandig. e _sewiiigungsvertanien nac rtike

. o . Absatz 4 EnG ist bei Windkraftanlagen das
Die zustandigen Bundesstellen haben ihre Bundesamt fur Energie (BFE) zustandig. Das
Stellungnahmen und Bewilligungen innert BFE fungiert als Leitbehdrde im Sinne des
zweier Monate nach Aufforderung durch das | Regierungs- und Verwaltungsorganisations-
BFE bei diesem einzureichen, sofern in anderen | gesetzes vom 21. Mérz 1997 (RVOG).
Bundeserlassen keine abweichenden Fristen
vorgesehen sind.

Art. 8 Wasserkraftanlagen von nationalem Interesse
Ein nationales Interesse sollte nicht auf Basis von Technologien oder Erneuerung/Erweiterung/
Neubau definiert werden, sondern auf Basis der Anforderungen der Energieversorgung.
Mdgliche Kriterien sind somit:

e Energiemenge,

e Produktionszeitraum (— Winterenergie),

e Zuverlassigkeit, Prognostizierbarkeit und Flexibilitat der Energieproduktion

Die Wasserkraft erfullt diese Anforderungen unbestritten in hohem Masse:
e Wasserkraftanlagen mit Einzugsgebiet in tieferen Héhenlagen haben ebenfalls eine sehr
hohe Winterproduktion, teils weit Gber 50 %.
e Die Produktion aus Wasserkraft ist regelmassig und einfach prognostizierbar.
e Insbesondere Durchlaufkraftwerke kénnen problemlos rasch vom Netz getrennt werden,
sofern erforderlich. Bei anderen Kraftwerken ist dies mit geringfigigen Modifikationen
(By-pass) ebenfalls problemlos méglich.

Eine Unterscheidung zwischen neuen und bestehenden Anlagen ist zur Formulierung des
nationalen Interesses nicht relevant — hochstens aus der Perspektive des Umwelt- und
Landschaftsschutzes. Die Schutzanliegen kommen jedoch spatestens bei der Interessenabwéagung
zum Zug. Es ist deshalb nicht nachvollziehbar, wieso die Schutzanliegen doppelt berlcksichtigt
werden sollen, wenn es um die Gleichrangigkeit des nationalen Interesses geht.

Eine Unterscheidung zwischen steuerbarer und nichtsteuerbarer Produktion ist nachvollziehbar
und sinnvoll. Aus Sicht der Herausforderungen im Zusammenhang mit dem Ausbau der neuen
erneuerbaren Energien sollten jedoch auch Anlagen mit deutlich kleineren Speichern (Mehrtages-
speichern) unter das nationale Interesse fallen.
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Verordnungstext

Vorschlag

"Neue Wasserkraftanlagen sind von nationalem
Interesse, wenn sie Uber:

a. eine mittlere erwartete Produktion von
jahrlich mindestens 20 GWh verfligen; oder

b. eine mittlere erwartete Produktion von
jahrlich mindestens 10 GWh und Uber
mindestens 800 Stunden Stauinhalt bei
Vollleistung verfigen.

Abs. 1 dndemn:
"Neue Wasserkraftanlagen sind von nationalem
Interesse, wenn sie &ber

a. Im Winterhalbjahr Gber eine mittlere
erwartete Produktion von fahrieh
mindestens 6,7 GWh verfligen; oder

b. eine mittlere erwartete Produktion von
jahrlich mindestens 5 GIW/A und Uber

mindestens 30 Stunden Stauinhalt bei
Vollleistung verflgen.

Art. 9 Windkraftanlagen von nationalem Interesse

Der in Art. 9 vorgesehene Grenzwert flr das nationale Interesse von Windenergieanlagen von 10
GWh ist aus mehreren Grinden wichtig und deshalb sehr zu begrissen. Erstens stellt der Wert
die Kohdrenz zu den kantonalen Planungen sicher, welche i.d.R. gleichlautende oder
entsprechende Bedingungen fiir die Bezeichnung der Standorte in der Richtplanung verwenden.
Es ist Aufgabe der kantonalen Richtplanung, Standorte fur die Windenergie so auszuscheiden,
dass ein Optimum zwischen Energieerzeugung und Landschafts-/Naturschutzinteressen erreicht
wird. Es ware deshalb schwer nachvollziehbar, wenn die gewahlte Losung durch das nationale
Interesse in zwei Kategorien geteilt wiirde (Standorte mit/ohne nationales Interesse). Zweitens
wurde ein hoherer Grenzwert zu einer Konzentration auf den Westschweizer Jura fuhren, was
sich erfahrungsgemass negativ auf die Akzeptanz auswirkt. Die Standorte in der Zentral-, Nord-
und Ostschweiz weisen in der Regel ein geringeres Produktionspotenzial auf als die Standorte im
Westschweizer Jura. Ein Grenzwert von 20 GWh oder mehr wirde die Entwicklung in diesen
Regionen hemmen. Drittens erhéhen sich die Realisierungschancen auch fir Standorte mit
grossem Potenzial, wenn diese in mehreren Etappen realisiert werden. Dies hat sich insbesondere
auf dem Mont Crosin als sehr erfolgreich erwiesen. Es muss jedoch davon ausgegangen werden,
dass Gegner der Nutzung der Windenergie versuchen, bereits die erste Etappe durch
Einsprachen/Beschwerden in Frage zu stellen. Umso wichtiger ist deshalb, dass das nationale
Interesse bereits fir die erste Etappe gegeben ist. Aufgrund der vorgenannten Punkte gehen wir
schliesslich davon aus, dass mit einem hoheren Grenzwert die Ziele der Energiestrategie kaum zu
erreichen sind.

Verordnungstext Vorschlag

"Fur die Beurteilung, ob eine Windkraftanlage
von nationalem Interesse ist, kdnnen mehrere
Anlagen gemeinsam berticksichtigt werden,
wenn sie in einer nahen raumlichen und
gemeinsamen Anordnung (Windpark) stehen.

*Neue Windkraftanlagen oder Windparks sind
von nationalem Interesse, wenn sie Uber eine
mittlere erwartete Produktion von jahrlich
mindestens 10 GWh verfigen.

Unterstitzung des Art. 9 wie bestehend.
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’Bestehende Windkraftanlagen oder Windparks
sind von nationalem Interesse, wenn sie durch
die Erweiterung oder Erneuerung eine mittlere
erwartete Produktion von jahrlich mindestens
10 GWh pro Jahr erreichen.

Art. 13 Vergiitung

Wir begrissen ausdriicklich die vorgeschlagene Regelung, wonach sich die Vergltung nach
Kosten des Bezugs bei Dritten und den Gestehungskosten der eigenen Produktionsanlagen
richtet. Die hier angewendete Interpretation der Formulierung , vermiedene Kosten des
Netzbetreibers fur die Beschaffung gleichwertiger Elektrizitat” (EnG, Art. 15, Abs. 3, Bst. a)
entspricht dem Ratsvotum von Nationalrat Roger Nordmann, franzésischsprachiger
Berichterstatter der UREK-N: « A I'article 17 alinéa 3, le Conseil des Etats a prévu que le
distributeur électrique qui reprend de ['électricité auprés d'un producteur décentralisé - hors du
systéme de rétribution a prix coltant du courant injecté - doit payer le méme prix que celui
auquel il se procure le courant vendu a ses clients finaux. Concrétement, si un distributeur, dans
une commune donnée, vend son électricité au consommateur final captif neuf centimes - hors
timbre et taxes -, cela signifie qu'il a acheté ou produit cette énergie pour 7 ou 8 centimes. Il doit
alors payer le méme prix a un producteur décentralisé. Il reste une marge décente entre les 7 et 8
centimes auxquels il achéte |'énergie au producteur ». Bei einer ausschliesslichen Orientierung an
den Bezugskosten bei Dritten (wie im bestehenden Gesetz, gemass Entscheid EICom vom April
2016) ist ein wirtschaftlicher Betrieb von Photovoltaikanlagen nur bei sehr hohem
Eigenverbrauchsanteil méglich. Davon betroffen waren u.a. landwirtschaftliche Anlagen mit
geringem Eigenverbrauch, aber hoher Bedeutung fir den Ausbau der Photovoltaik. Die langen
Wartefristen fur die GREIV und die Kirzung der Vergiitungsdauer bei der Direktvermarktung auf
15 Jahre steigert zuséatzlich die Bedeutung einer angemessenen Riickliefervergtitung.

Allerdings weisen wir darauf hin, dass die Berechnung und Offenlegung des korrekten Preises
durch jeden einzelnen VNB wettbewerbsrechtliche Fragen aufwirft und zudem betrachtliche
Aufwande generiert und fir Unsicherheiten bei den Anlagebetreibern fihrt. Eine einheitliche
Preisfestsetzung fur die ganze Schweiz ware deutlich effizienter. Mit dem , 15-Rappler” fur alle
erneuerbaren Energien war das friher bereits der Fall.

Verordnungstext Vorschlag

"Bei der Vergitung fur Elektrizitat aus Gemdss Vorschlag BFE
erneuerbaren Energien richten sich die Kosten,
die der Netzbetreiber flr die Beschaffung
gleichwertiger Elektrizitat vermeidet, nach den
Kosten des Bezugs bei Dritten und den
Gestehungskosten der eigenen
Produktionsanlagen.

*Bei der Vergutung fir Elektrizitat aus fossil und
teilweise fossil befeuerten Warme-Kraft-
Kopplungsanlagen ergibt sich der Marktpreis
aus den Stundenpreisen am Spotmarkt im Day-
ahead-Handel fir das Marktgebiet Schweiz.
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Art. 14 Anlagenleistung

Es ist nicht nachvollziehbar, wieso fur die Wasserkraft die hydraulische Bruttoproduktion als Basis
fur die Leistungsbestimmung angewendet wird. Bei allen anderen Technologien wird die
maximale Leistung verwendet, wie dies auch internationaler Standard ist. Mit der vorliegenden
Leistungsdefinition ist so bspw. auch die Grosswasserkraft mit Anschlussleistungen bis zu 25 MW
(s. Beispiele aktueller KEV Bezlger) anspruchsberechtigt auf die Forderung tber das
Einspeisepramiensystem, was nicht im Sinne des Fordersystems sein kann bzw. international wohl
einmalig ist. Die Grenze zwischen Gross- und Kleinwasserkraft ist international immer als
Engpassleistung, also als maximal mdgliche elektrische Leistung lber einen gewissen
Mindestzeitraum, definiert. Zudem fuhrt die Definition Art. 14 zu einer Ungleichbehandlung der
Technologien, wie bspw. in Art. 15 EnFV oder Art. 15 EnG.

Verordnungstext

Vorschlag

? Die Leistung einer Wasserkraftanlage bezieht
sich auf die Bruttoleistung. Fir deren
Berechnung gilt Artikel 51 des Wasserrechts-
gesetzes vom 22. Dezember 1916°.

Art. 15 Ort der Produktion

Abs. 2 dndern.

? Die Leistung einer Wasserkraftanlage bezieht
sich auf die maximal mdaliche elektrische
Leistung (Engpassleistung).

Diese Losung entspricht dem Zweckartikel 1 des Energiegesetzes, wonach eine wirtschaftliche
und umweltvertragliche Bereitstellung und Verteilung der Energie sichergestellt werden muss.
Parallelnetze sind zu vermeiden, vorhandene Netze sind technisch und wirtschaftlich optimal zu

nutzen.
Verordnungstext Vorschlag
Als Ort der Produktion gilt das Grundsttck, auf | Artike/ dndern.

dem die Produktionsanlage liegt. Umliegende
Grundstiicke gelten ebenfalls als Ort der
Produktion, sofern das Verteilnetz des
Netzbetreibers zwischen der Produktionsanlage
und dem Verbrauch nicht in Anspruch
genommen wird.

Als Ort der Produktion gilt das Grundstuck, auf
dem die Produktionsanlage liegt. Umliegende
Grundsttcke gelten ebenfalls als Ort der
Produktion—sefern-gasVerternetzdes
wng-demYerbrauch-richt-Ansprach
genrommenvird- Das Verteilnetz des Netz-
betreibers kann durch die Eigenverbrauchs-
gemeinschaft nur in Anspruch genommen
werden, sofern dadurch der Aufbau eines
Parallelnetzes verhindert werden kann. Die
Netznutzung ist kostenorientiert zu
vereinbaren.
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Art. 16 Voraussetzung fiir den Zusammenschluss zum Eigenverbrauch

Das Ziel einer Erneuerbaren-Energie-Quote von 10 Prozent erweist sich als wirksamer Treiber beim
Ausbau der erneuerbaren Energien im Schweizer Stromsystem. Diese Option tragt besser zur
Energiestrategie 2050 bei und sollte deshalb auch fur die Bestimmung der fir den Zusammen-
schluss zum Eigenverbrauch erforderlichen Produktionsleistung einer Anlage herangezogen

werden.

Verordnungstext

Vorschlag

Der Zusammenschluss zum Eigenverbrauch ist
zulassig, sofern die Produktionsleistung der
Anlage bei mindestens 10 Prozent der
maximalen Netzanschlusskapazitat liegt.

Anforderung auf Anteil erneuerbarer Energien
an der Produktionsleistung fokussieren.

Der Zusammenschluss zum Eigenverbrauch ist
zulassig, sofern die Produktionsleistung der
Anlage einen Anteil von mindestens 10 Prozent
erneuerbare Energie erreicht.

Art. 18 Einsatz von Stromspeichern im Eigenverbrauch

Der wirtschaftliche und netzdienliche Zubau dezentraler Energiespeicher ist eine Voraussetzung
far den gelingenden Umbau des Energiesystems im Sinne der Energiestrategie 2050. Aus diesem
Grund dirfen Speicher unabhéngig von ihrer Auslegung und Technologie zumindest nicht
diskriminiert werden. DarUber hinaus besteht ein Klarungsbedarf hinsichtlich der in diesem Artikel
verwendeten Terminologie sowie den Umgang mit neuen Speichertechnologien bzw. -
anwendungen, die kiinftig erheblich an Bedeutung gewinnen, jedoch in diesem Artikel noch

nicht bertcksichtigt sind.

Verordnungstext

Vorschlag

"Wer einen Stromspeicher einsetzt, ist ver-
pflichtet, auf eigene Kosten Massnahmen zu
ergreifen, um stérende technische Einwirkun-

gen auf den Netzanschlusspunkt zu vermeiden.

Fur die Gbrigen Kosten gilt Artikel 11 Absatz 3
sinngemass.

Abs. 1 ergénzen:

"Wer einen Stromspeicher einsetzt, ist ver-
pflichtet, auf eigene Kosten Massnahmen zu
ergreifen, um stérende technische Einwirkun-
gen auf den Netzanschlusspunkt zu vermeiden.
FUr die Ubrigen Kosten gilt Artikel 11 Absatz 3
sinngemass. Grundsdtzlich ddrfen an Speicher
keine strengeren technischen
Anschlussanforderungen als an Endverbraucher
und Produktionsaniagen gestellt werden.

?Kénnen diese Stromspeicher Elektrizitat
sowohl aus dem Verteilnetz beziehen als auch
an dieses abgeben, so sind sie mit einem
intelligenten Messgerat nach Artikel 8a
StromVV8 auszustatten. Die Daten, die zur
Berechnung der vom Speicher aus dem

Abs. 2 ersatzlos streichen
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Verteilnetz bezogenen und in dieses Netz
abgegebenen Elektrizitat notwendig sind, sind
von der Grundeigentimerin oder dem
Grundeigentiimer dem Netzbetreiber zu
Ubermitteln.

’Der Netzbetreiber hat die Messgerate am
Messpunkt nach Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe ¢
StromVV phasensaldierend zu betreiben.

Art. 19 Verhaltnis zum Netzbetreiber

Kldrungsbedart:

e Was versteht das BFE unter einer
Phasensaldierung?

e Wie soll in Zukunft mit mobilen Speichern
umgegangen werden (v.a. Batterien in E-
Fahrzeugen, deren Anteil kiinftig deutlich
zunehmen wird)?

FUr mehr Rechtssicherheit und Investitionsschutz sowohl auf Seiten der Verbraucher und als auch
des Netzbetreibers sind die Rechte und Pflichten zur gegenseitigen Information und

Kostenverteilung zu konkretisieren.

Verordnungstext

Vorschlag

' Grundeigentiimerinnen und Grundeigentimer
haben dem Netzbetreiber je drei Monate im
Voraus mitzuteilen, wenn sie die Mdglichkeit
des Eigenverbrauchs in Anspruch nehmen oder
wieder darauf verzichten wollen.

*Ebenfalls je drei Monate im Voraus haben sie
dem Netzbetreiber die Griindung eines
Zusammenschlusses zum Eigenverbrauch
zusammen mit den am Zusammenschluss
teilnehmenden Mieterinnen und Mieter oder
Pachterinnen und Pachter oder die Auflésung
eines solchen Zusammenschlusses mitzuteilen.

Abs. 1 und 2 dndern (Verldngerung der
Mitteilungstrist):

' Grundeigentiimerinnen und Grundeigentiimer
haben dem Netzbetreiber je sechs Monate im
Voraus mitzuteilen, wenn sie die Mdglichkeit
des Eigenverbrauchs in Anspruch nehmen oder
wieder darauf verzichten wollen.

*Ebenfalls je sechs Monate im Voraus haben sie
dem Netzbetreiber die Griindung eines
Zusammenschlusses zum Eigenverbrauch
zusammen mit den am Zusammenschluss
teilnehmenden Mieterinnen und Mieter oder
Pachterinnen und Pachter oder die Auflésung
eines solchen Zusammenschlusses mitzuteilen.

’ Grundeigentimerinnen und Grundeigentimer
haben einen allfélligen Austritt einer Mieterin
oder eines Mieters oder einer Pachterin oder
eines Pachters (Art. 17 Abs. 4) dem
Netzbetreiber unverzuglich mitzuteilen. Der
Netzbetreiber hat die betreffenden Mieterinnen
und Mietern und Pachterinnen und Pachtern
innert drei Monaten in die Grundversorgung
nach Artikel 6 oder 7 des

Abs. 3 dndern (Differenzierung nach Mietern
und Péchtern innerhalb und ausserhalb der
Grunaversorgung):

’ Grundeigentimerinnen und Grundeigentimer
haben einen allfélligen Austritt einer Mieterin
oder eines Mieters oder einer Pachterin oder
eines Pachters (Art. 17 Abs. 4) dem
Netzbetreiber unverzuglich mitzuteilen. Der
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Stromversorgungsgesetzes vom 23. Marz 2007°

(StromV@G) aufzunehmen.

Netzbetreiber hat die betreffenden Mieterinnen
und Mietern und Pachterinnen und Pachtern,
sofern diese weniger als 100 MWh
verbrauchen, innert sechs Monaten in die
Grundversorgung nach Artikel 6 oder 7 des
Stromversorgungsgesetzes vom 23. Marz 2007°
(StromV@G) aufzunehmen.

“Ist die Grundeigentiimerin oder der Grund-
eigentlmer nicht in der Lage, die Mitglieder
des Zusammenschlusses mit Elektrizitat zu
versorgen, hat der Netzbetreiber die Versor-
gung umgehend sicherzustellen.

Abs. 4 ergdnzen (Kostenverteilung
konkretisieren):

“Ist die Grundeigentiimerin oder der Grund-
eigentlmer nicht in der Lage, die Mitglieder
des Zusammenschlusses mit Elektrizitat zu
versorgen, hat der Netzbetreiber die Versor-
gung umgehend sicherzustellen. Sémtliche
Kosten, die dadurch beim Netzbetreiber
antallen, hat die Grundeigentimerin oder der
Grundeigentimer zu tragen.

*Wer die Méglichkeit des Eigenverbrauchs in
Anspruch nimmt, hat dem Netzbetreiber die
Menge der vor Ort produzierten und ver-
brauchten Elektrizitat mindestens einmal
jahrlich mitzuteilen.

Anderungen der EnFV

Abs. 5 dndern (Prézisierung der
Mitteilungspflicht):

*Wer die Méglichkeit des Eigenverbrauchs in
Anspruch nimmt, hat dem Netzbetreiber die
Menge der vor Ort produzierten und ver-
brauchten Elektrizitat mngestens einmal
jahrlich mitzuteilen.

Art. 10 Ausnahmen von der Untergrenze bei Wasserkraftanlagen

Die Formulierung des Gesetzes wurde in der EnFV weiter verscharft. Dafur gibt es keinen Grund,
und aufgrund der bereits bestehenden starken Einschrankung der Kleinwasserkraft und der
hohen Relevanz der Technologie bei der Erreichung der in der ES2050 formulierten Ziele ist dies
nicht nachvollziehbar. So wurde die im Gesetz formulierte ,,oder” Verkntpfung zwischen , bereits
genutzten Gewasserabschnitten” und ,keine neuen Eingriffe in natlrliche Gewasser” in der
Verordnung so umformuliert, dass nun beide Bedingungen erfillt sein mussen.

Die Vernehmlassungsversion schafft hier unnétige Administration, Komplexitat und
Verunsicherung. Die Formulierung im Gesetz ist klar und einfach, pragmatisch und effizient in die
Verordnung umsetzbar. Es gibt keinen Grund, das Gesetz auf Verordnungsebene weiter zu

verscharfen.
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Verordnungstext

Vorschlag

Nebst den Wasserkraftanlagen, die mit
Trinkwasserversorgungs- oder Abwasser-
anlagen verbunden sind, sind folgende
Wasserkraftanlagen von der Untergrenze nach
den Artikeln 19 Absatz 4 Buchstabe a und 24
Absatz 1 Buchstabe b Ziffer 2 EnG
ausgenommen:

a. Dotierkraftwerke;

b. Anlagen an kunstlich geschaffenen
Hochwasserentlastungskanalen,
Industriekanalen und bestehenden Ausleit-
und Unterwasserkanalen, sofern keine
neuen Eingriffe in natdrliche oder
okologisch wertvolle Gewasser bewirkt
werden;

¢. Nebennutzungsanlagen wie Wasserwasser-
kraftanlagen, Kraftwerke im
Zusammenhang mit Beschneiungsanlagen
oder der Nutzung von Tunnelwasser;

d. Anlagen, die im Zusammenhang mit
anderweitigen Gewassereingriffen wie
Renaturierungen und Hochwasserschutz-
massnahmen erstellt werden, soweit
gegenlber dem bestehenden Zustand eine
gesamthaft verbesserte Gewasserdkologie
erreicht wird.

Art. 15 Direktvermarktung

Artikel neu formulieren:

Nebst den Wasserkraftanlagen, die mit
Trinkwasserversorgungs- oder Abwasser-
anlagen verbunden sind, sind folgende
Wasserkraftanlagen von der Untergrenze nach
den Artikeln 19 Absatz 4 Buchstabe a und 24
Absatz 1 Buchstabe b Ziffer 2 EnG
ausgenommen:

a. Anlagen innerhalb bereits genutzter
Gewdsserstrecken, soweit gegendber dem
bestehenden Zustand die negativen
Umweltauswirkungen reduziert werden
kénnen, oder

b. Anlagen, welche keine neuen Eingriffe in
nattrliche Gewdsser verursachen, soweit
gegentiber dem bestehenden Zustand die
negativen Umweltauswirkungen reduziert
werden kénnen.

Eventualiter Bst. b.:

b. Anlagen an kinstlich geschaffenen
Hochwasserentlastungskanalen,
Industriekanalen und bestehenden Ausleit-
und Unterwasserkandlen, sofern keine

neuen Eingriffe in natlrliche ederéketogiseh
wertrolte-Gewasser bewirkt werden;

Eventualiter Bst. d.:

d. Anlagen, die im Zusammenhang mit
anderweitigen Gewassereingriffen wie
Renaturierungen und Hochwasserschutz-
massnahmen erstellt werden, soweit
gegeniber dem bestehenden Zustand die
negativen Umweltauswirkungen reduziert
werden kénnen.

Der erzwungene Wechsel zur Direktvermarktung fir Anlagen tGber 500 kW schafft wirtschaftliche
Unsicherheit gerade fir jene Investoren, die oft grosse Anteile Fremdkapital aufgenommen
haben. Zudem sorgt diese Massnahme wohl fur keine massgeblichen Einsparungen bei der KEV.
Zudem muss die Ruckkehr in die Einspeisung zum Referenzmarktpreis auch kiinftig méglich sein.
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Verordnungstext

Vorschlag

"Von der Pflicht zur Direktvermarktung (Art. 21
EnG) ausgenommen sind Betreiber von
Neuanlagen mit einer Leistung von weniger als
30 kW.

*Betreiber von Anlagen mit einer Leistung ab
500 kW, die bereits eine Vergitung nach
bisherigem Recht erhalten, missen in die
Direktvermarktung wechseln.

Abs. 1 und 2 andern (statt , Pflicht” ist eine
., Wahlmaoglichkeit” einzurdumen:

"Es besteht die Wahlméalichkeit zur Direkt-
vermarktung (Art. 21 EnG) fUr Betreiber von
Neuanlagen mit einer Leistung von weniger als
100 kW.

?Betreiber von Anlagen mit einer Leistung ab
500 kW, die bereits eine Vergitung nach
bisherigem Recht erhalten, kdnnen in die
Direktvermarktung wechseln.

’Samtliche Betreiber kénnen jederzeit unter
Einhaltung einer Meldefrist von drei Monaten
auf ein Quartalsende hin in die Direktver-
marktung wechseln. Die Rickkehr zur
Einspeisung zum Referenz-Marktpreis ist
ausgeschlossen.

Art. 21 Abbau der Warteliste

In Abs. 3 den letzten Satz streichen:

®Samtliche Betreiber kénnen jederzeit unter
Einhaltung einer Meldefrist von drei Monaten
auf ein Quartalsende hin in die Direktver-
marktung wechseln. Bie-Réekkehrzur

) ) ; .
ausgeschlossen:

Die Windenergie ist als einzige Technologie vollstandig auf das Vergltungssystem angewiesen
(keine Einmalvergltung oder Investitionsbeitrdge und keine Moglichkeit, von Eigenverbrauchs-
regelung zu profitieren). Fir die Windenergie besteht daher gemass EnG Art. 38 ab 2024 keine
Forderung mehr, wahrend alle Ubrigen Technologien bis 2031 geférdert werden kénnen. Dies ist
speziell problematisch, da Windenergie mit zwei Drittel der Stromproduktion im Winterhalbjahr
fur die Versorgungssicherheit von besonderer Bedeutung ist und weil die Projekte angesichts der
langen Planungs- und Bewilligungsverfahren auf stabile Rahmenbedingungen angewiesen sind.
Beim Abbau der Warteliste in Art. 21 ist diesem Umstand Rechnung zu tragen. Wir beantragen
deshalb eine entsprechende Anderung von Abs. 3.

Aktuell verfigen Gber 500 bei der KEV angemeldete Windenergieanlagen tber einen positiven
Bescheid. Wir stellen jedoch fest, dass in einigen Regionen durch neue Restriktionen (u.a.
betreffend Flugsicherheit) die kantonalen Planungen Uberarbeitet worden sind oder aktuell noch
Uberarbeitet werden. D.h. die Kantone haben teilweise andere Standorte in die Richtplanung
aufgenommen oder sind dabei, dies noch zu tun. Dadurch besteht in einigen Kantonen nur eine
sehr beschrankte Ubereinstimmung zwischen der kantonalen Planung und den positiven KEV-
Bescheiden. Einige obsolet gewordene Projekte verfligen Uber positive Bescheide, wahrend sich
aussichtsreiche Standorte auf der Warteliste befinden. Eine Bereinigung in Zusammenarbeit mit
den Kantonen wiirde es erlauben, die Warteliste abzubauen und die Mittel aus dem

Netzzuschlagsfonds besser zu bewirtschaften.
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Wir beantragen daher, die positiven KEV-Bescheide in Zusammenarbeit mit den Kantonen zu
Uberprufen. Dabei soll es auch ermdglicht werden, positive Bescheide innerhalb der Kantone zu
ubertragen, um damit auf Anderungen der Richtplanung zu reagieren. Entsprechend musste die
Madglichkeit vorgesehen werden, in diesem Fall von Art. 25 abs. 2 c abzuweichen (,, Die
Vollzugsstelle weist das Gesuch um Teilnahme am Einspeiseverglitungssystem ab, wenn der
Standort der Anlage gegeniiber dem Antrag erheblich abweicht.”).

Verordnungstext

Vorschlag

' Stehen wieder Mittel zur Verfliigung, so legt
das BFE Kontingente fest, in deren Umfang
Anlagen auf den Wartelisten berlcksichtigt
werden kénnen.

Absatz 2 Variante A:
’Die Anlagen auf der Warteliste fiir Photo-
voltaikanlagen werden jeweils entsprechend

dem Einreichedatum des Gesuchs in folgender
Reihenfolge bertcksichtigt:

g. Anlagen, die bis zum 31. Dezember 2014 in
Betrieb genommen wurden;

h. Anlagen, die ab dem 1. Januar 2015 in
Betrieb genommen wurden;

i. die Gbrigen Projekte.
Absatz 2 Variante B:

’Die Anlagen auf der Warteliste fiir Photo-
voltaikanlagen werden entsprechend dem
Einreichedatum des Gesuchs berUcksichtigt.

Abs. 2. Formulierung gemdss Variante A

’Die Anlagen auf der Warteliste fiir die tbrigen
Erzeugungstechnologien werden in folgender
Reihenfolge berlcksichtigt:

a. Anlagen, fur die die Inbetriebnahmemel-
dung oder die Projektfortschrittsmeldung
beziehungsweise, bei Kleinwasserkraft- und
Windenergieanlagen, die zweite
Projektfortschrittsmeldung vollstandig bei
der Vollzugsstelle eingereicht wurde:
entsprechend dem Einreichedatum dieser
Meldung,

b. die Ubrigen Projekte: entsprechend dem
Einreichedatum des Gesuchs.

Abs. 3 wie folgt andern:

’Die Anlagen auf der Warteliste fiir die tibrigen
Erzeugungstechnologien werden in folgender
Reihenfolge berticksichtigt:

a. Windenergieanlagen, fir die die zweite
Projektfortschrittsmeldung vollstandig bei
der Vollzugsstelle eingereicht wurde,
entsprechend dem Einreichedatum dieser
Meldung,

b. Anlagen, fir die die Inbetriebnahmemeldung
oder die Projektfortschrittsmeldung
beziehungsweise, bei Kleinwasserkraft-
anlagen die zweite Projektfortschritts-
meldung vollstédndig bei der Vollzugsstelle
eingereicht wurde: entsprechend dem
Einreichedatum dieser Meldung,
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c. die Ubrigen Projekte: entsprechend dem
Einreichedatum des Gesuchs.

Art. 51 Erheblichkeit der Erweiterung oder Erneuerung

Die Formulierung in Abs. 2, Bst. b ist nicht eindeutig. Es wird einerseits auf die Jahresproduktion
der letzten 5 Jahre verwiesen, andererseits auf eine Investition in Rp./kWh. Wir interpretieren
diese Regelung so, dass bei einer durchschnittlichen Jahresproduktion von 1 Mio. kWh Uber die
letzten 5 Jahre die Investition mindestens CHF 100”000 (1 Mio. kWh x 10 Rp./kWh) betragen
muss.

Verordnungstext Vorschlag

'Die Erweiterung einer Anlage ist erheblich, Abs. 2, Bst. b. dndern:

wenn durch bauliche Massnahmen: b. das Verhdltnis von Investition zur

a. die Ausbauwassermenge aus dem bereits durchschnittlich in einem Jahr der letzten
genutzten Gewadsser um mindestens 20 funf vollen Betriebsjahre erzielten
Prozent erhoht wird; Nettoproduktion mindestens 10 Rp./kWh

b. die mittlere Bruttofallhéhe um mindestens betragt.

10 Prozent erhoht wird;

. zusatzliches Wasser im Umfang von min-
destens 10 Prozent des Durchschnitts der in
den letzten funf vollen Betriebsjahren vor
der Inbetriebnahme der Erweiterung
genutzten Jahreswassermenge genutzt wird;

d. das nutzbare Speichervolumen um mindes-
tens 15 Prozent vergrossert wird; oder

e. die jahrliche Nettoproduktion gegendber
dem Durchschnitt der letzten funf vollen
Betriebsjahre vor der Inbetriebnahme der
Erweiterung um mindestens 20 Prozent oder
30 GWh gesteigert wird.

*Die Erneuerung einer Anlage ist erheblich,
wenn:

a. mindestens eine Hauptkomponente wie
Wasserfassung, Wehr, Speicher, Druck-
leitung, Maschinen oder elektromechanische
Ausristung der Anlage ersetzt oder
totalsaniert wird; und

b. die Investition mindestens 10 Rp./kWh der
durchschnittlich in einem Jahr der letzten
flnf vollen Betriebsjahre erzielten Netto-
produktion betragt.
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Art. 65 Anrechenbare Investitionskosten

Die anrechenbaren Planungs- und Bauleitungskosten sind nicht vollstdndig und mit 15 Prozent zu
tief angesetzt. Insbesondere Wind- und Kleinwasserkraftwerke sind komplexe Projekte, welche
sorgfaltig in die nattrliche Umgebung eingepasst werden mussen. In der Praxis liegen die

Planungskosten im Bereich von bis zu 20 Prozent.

Verordnungstext

Vorschlag

"Fur die Berechnung des Investitionsbeitrags
sind insbesondere die Erstellungs-, die
Planungs- und die Bauleitungskosten sowie die
Eigenleistungen des Betreibers anrechenbar,
sofern sie:

a. in direktem Zusammenhang mit den fur die
Elektrizitatsproduktion notwendigen Teilen
der Anlage anfallen und ausgewiesen
werden;

b. fir die Steigerung oder Aufrechterhaltung
der Elektrizitatsproduktion direkt notwendig
sind;

c. angemessen sind; und

d. effizient ausgeftihrt werden.

?Planungs- und Bauleitungskosten werden
hochstens bis zu einer Hohe von 15 Prozent der
anrechenbaren Erstellungskosten angerechnet.

> Eigenleistungen des Betreibers wie eigene
Planungs- oder Bauleistungen sind nur
anrechenbar, wenn sie Ublich sind und mittels
detailliertem Arbeitsrapport nachgewiesen
werden kénnen.

Art. 71 Verbleibende Nutzungsdauer

Abs. 1 und 2 dndern.

"Fur die Berechnung des Investitionsbeitrags
sind insbesondere die Erstellungs-, die
Planungs- und die Bauleitungskosten sowie die
Eigenleistungen des Betreibers und anfallende
Kommunikations- und Beratungskosten (mit
Kantonen, Gemeinden, Verbanden und
Anrainern) anrechenbar, sofern sie:

a. in direktem Zusammenhang mit den fur die
Elektrizitatsproduktion notwendigen Teilen
der Anlage anfallen und ausgewiesen
werden;

b. fir die Steigerung oder Aufrechterhaltung
der Elektrizitatsproduktion direkt notwendig
sind;

¢. angemessen sind; und

d. effizient ausgefiihrt werden.

?Planungs- und Bauleitungskosten werden

hochstens bis zu einer Hohe von 20 Prozent der
anrechenbaren Erstellungskosten angerechnet.

Die Nutzungsdauer in Anhang 2.2, Ziffer 3 ist eine rein technische Nutzungsdauer, welche nur bei
ausserst sorgfaltigem Betrieb- und Unterhalt erreicht werden kann. Nicht bericksichtigt wird
dabei, dass eine Konzession heute in der Regel deutlich kiirzer ausgelegt wird, und dass auch mit
einem Ruckbau nach Ablauf der Konzession gerechnet werden muss. Dies insbesondere auch
unter Bertcksichtigung einer schweren Abschatzbarkeit, ob auch in 35 Jahren die Marktpreise
eine Weiterfihrung des Betriebs erlauben. Die hohen Nutzungsdauern benachteiligen die
Kleinwasserkraftwerke diesbezlglich auch gegentber anderen Technologien.
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Verordnungstext Vorschlag
Zur Bestimmung der verbleibenden Nutzungs- | Artike/ dndern:

dauer wird auf die Nutzungsdauer des neu
eingebauten Bestandteils abgestellt, der die
ldngste Nutzungsdauer gemass der Nutzungs-
dauertabelle in Anhang 2.2 aufweist.

Es wird empfohlen, die Nutzungsdauer
samtlicher Komponenten auf maximal 35 Jahre
festzulegen.

Wir danken fur die Berlicksichtigung unserer Stellungnahme.

Freundliche Grusse

Marianne Gehring
Geschaftsleitung proPellets



Schweizer AG
Umwelttechnik/Biogastechnik
Wilerstrasse 45

9536 Schwarzenbach

Schwarzenbach, 05. Mai 2017

Schweizerische Eigenossenschaft
Eidgendssisches Departement fir Umwelt,
Verkehr, Energie und Kommunikation UVEK
Bundespréasidentin Doris Leuthard
Kochergasse 6

3003 Bern

Versand per E-Mail: energiestrategie@bfe.admin.ch

Stellungnahme zur Umsetzung des ersten Massnahmen-
paktes zur Energiestrategie 2050: Anderungen auf Verord-
nungsstufe

Sehr geehrte Frau Leuthard
Sehr geehrte Damen und Herren

Als Planer und Hersteller von landwirtschaftlichen Biogasanlagen aussern wir uns zu den be-
absichtigten Anderungen der diversen Verordnungen im Zusammenhang mit dem ersten
Massnahmenpaket zur Energiestrategie 2050. Wir erlauben uns, unsere Stellungnahme auf
die EnFV und auf jene Artikel zu beschrénken, welche die energieproduzierenden Landwirte
betreffen und aus unserer Sicht einer Anpassung bedurfen.

Grundsatzliches zu den beabsichtigten Anderungen
Grundsatzlich begrissen wir die Umsetzung der Energiestrategie 2050 respektive die Konkre-
tisierung in den neun in Vernehmlassung geschickten Verordnungen. Unsere Stellungnahme
ist wie folgt gegliedert.
e Das Wichtigste betreffend jeder Verordnung wird eingangs kurz textlich zusammenge-
fasst,
e In den entsprechenden tabellarischen Zusammenstellungen erlautern wir sdmtliche
unserer Anderungsantrage im Detail.

Wir hoffen natirlich, dass die Energiestrategie 2050 am 21. Mai vom Schweizer Stimmvolk
angenommen wird, so dass die Umsetzung des ersten Massnahmenpaketes erfolgen kann
respektive das Gesetz und die sich in Revision befindenden Verordnungen per 1. Januar 2018
in Kraft gesetzt werden kénnen.



1. Stellungnahme zu den geplanten Anderungen der Energieforde-
rungsverordnung, EnFV

Die meisten der vorgeschlagenen Anderungen werden von uns begriisst. Nachfolgend die
wichtigsten Bestimmungen die uns grosses Unbehagen bereiten und unbedingt einer Ande-
rung bedurfen:

e Art. 3 Neuanlagen, Abs. 2: Keine Neuanmeldemdglichkeit mehr bei massiven Erweite-
rungen bestehender Anlagen. Energiepolitisch falscher Lésungsansatz.

e Art. 15 Direktvermarktung, Abs. 2: Gemass Energiegesetz liegt es in der Kompetenz
des BFE, technologiespezifisch die Regeln fir die Direktvermarktung festzulegen. Aus
unserer Perspektive hat das BFE den vorhandenen Spielraum nicht ausgeschopft und
es sind zu viele Ausnahmeregelungen geschaffen worden. Ziel miusste es doch sein,
dass madoglichst alle Anlagen Uber 30 KW in die Direktvermarktung wechseln, ansonsten
wird der administrative Aufwand nicht optimiert. Es geht auch darum zu zeigen, dass
die neuen erneuerbaren Energien nicht nur Probleme der Netzstabilitdt verursachen,
sondern bereit und in der Lage sind, mdglichst flexibel zu produzieren und einen Bei-
trag an die Netzstabilitdt zu leisten. Deswegen sollten moglichst Anreize geschaffen
werden, dass Anlagen, die im Marktpreis-Referenzsystem sind, freiwillig in die Direkt-
vermarktung wechseln.

e Art. 24 Projektfortschritte, Inbetriebnahme und Meldepflichten, Abs. 5: Die nicht im
Ermessen eines Anlagenbetreibers liegenden Grinde sind von der Regelung auszuneh-
men.

e Art. 28 Verweigerung der Vergutung, Abs. 2: Unverschuldete Grinde der Anlagenbe-
treiber sind zu berlcksichtigen.

e Art. 104 Weitergabe von Daten an die Oberzolldirektion: Diese Bestimmung ist ersatz-
los zu streichen, da fur die Anlagenbetreiber dadurch keine Vereinfachungen erzielt
werden.

e Art. 109 Ubergangsbestimmungen zur Direktvermarktung, Abs. 1: Sehr unterschied-
liche, uneinheitliche und nicht logische respektive nicht nachvollziehbare Ubergangs-
bestimmungen. Eine Harmonisierung und Vereinfachung ist gemass unseren Vorschla-
gen anzustreben.

e Art. 109 Ubergangsbestimmungen zur Direktvermarktung, Abs. 3 (neu). Wir pladieren
dafur, die bisherige L6sung der BGEE aufrechtzuerhalten und den gesamten System-
wechsel per Ende Juni 2018 vorzunehmen. Das hat den Vorteil, dass die unterschied-
lichen Ubergangsfristen eliminiert werden kénnen.

e Anhang 1.5, 2.3, 6kologische Mindestanforderungen: Die Beurteilungsperiode fir die
Einhaltung der dkologischen Mindestanforderungen entspricht nicht der Praxis. Diese
sind entsprechend anzupassen.

e Anhang 1.5, Art. 3.4.3 und Artikel 8 Ubergangsbestimmungen: Eine Ubergangsfrist
fur den WKK-Bonus ist notwendig.

Nachfolgend die tabellarische Zusammenstellung samtlicher Anderungsantriage im Detail:
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Artikel

Verordnungstext

Anderungsantrag

Begrindungen

Art. 3 Neuanlagen,
Abs. 2

Als Neuanlage gilt ebenfalls eine Anlage, die
eine bestehende Anlage komplett ersetzt.

Als Neuanlage gilt ebenfalls eine Anlage, die eine beste-

hende Anlage komplett ersetzt oder erheblich erneuert

wird, wenn kumulierend folgende Voraussetzungen
erfullt sind:

a) Die Investitionskosten fur die Erweiterung oder
Erneuerung muissen mindestens 50 Prozent der fur
eine Neuanlage erforderlichen Investition betra-
gen.

b) Mindestproduktion Elektrizitat nach Erweiterung
oder Erneuerung: darf gegenuber dem Zustand vor
Erweiterung oder Erneuerung nicht kleiner sein.

c) Die Nutzungsdauer der alten Anlage muss zu min-
destens zwei Dritteln der festgelegten Vergu-
tungsdauer abgelaufen sein.

Mit dem Vorschlag des Bundesrates ist es zwar beste-
henden Anlagen immer noch mdoglich sich nochmals
anzumelden, erst aber wenn sie komplett ersetzt wird.
Das hat den Nachteil, dass bestehende Anlagen in den
letzten Betriebsjahren nicht mehr erneuert werden
respektive die Reinvestition erfolgt erst nach Ablauf
der KEV-Dauer, wenn ein neuer KEV-Entscheid vor-
liegt. Das hat den Nachteil, dass ein Produktionsun-
terbruch entsteht. Energiepolitisch betrachtet ist dies
ein falscher Losungsansatz, weshalb wir die Uber-
nahme der heute geltenden Kriterien verlangen.

Art. 15 Direktver-
marktung, Abs. 1

Von der Pflicht zur Direktvermarktung (Art. 21
EnG) ausgenommen sind Betreiber von Neuan-
lagen mit einer Leistung von weniger als 30
kW.

Diesen Absatz begrisst unsere Unternehmung.

Den Grundsatz, dass alle lastganggemessenen Anla-
gen die kunftig ins Einspeisevergutungssystem aufge-
nommen werden, in die Direktvermarktung missen,
begrisst unsere Unternehmung. Es ist wichtig, dass
dieser Grundsatz mdoglichst konsequent umgesetzt
wird, da sonst der administrative Gesamtaufwand
nicht optimiert werden kann. Es geht auch darum zu
zeigen, dass die neuen erneuerbaren Energien nicht
nur Probleme der Netzstabilitdt verursachen, sondern
bereit sind, moglichst flexibel zu produzieren und ei-
nen Beitrag an die Netzstabilitat zu leisten.

Abs. 2

Betreiber von Anlagen mit einer Leistung ab
500 kW, die bereits eine Vergutung nach bis-
herigem Recht erhalten, missen in die
Direktvermarktung wechseln.

Siehe Begriundung nebenan sowie den Anderungsan-
trag zu Abs.3.

Gemass Energiegesetz liegt es in der Kompetenz des
BFE, technologiespezifisch die Regeln fur die Direkt-
vermarktung festzulegen. Aus unserer Perspektive
hat das BFE den vorhandenen Spielraum nicht ausge-
schopft und es sind zu viele Ausnahmeregelungen ge-
schaffen worden. Ziel misste es doch sein, dass mog-
lichst alle Anlagen Uber 30 KW in die Direktvermark-
tung wechseln, ansonsten wird der administrative
Aufwand nicht optimiert. Es geht auch darum zu zei-
gen, dass die neuen erneuerbaren Energien nicht nur
Probleme der Netzstabilitat verursachen, sondern be-
reit und fahig sind, mdglichst flexibel zu produzieren
und einen Beitrag an die Netzstabilitat zu leisten. Des-
wegen sollten mdglichst Anreize geschaffen werden,
dass Anlagen, die im Marktpreis-Referenzsystem sind,
freiwillig in die Direktvermarktung wechseln.

Mit dem vorliegenden Vorschlag werden die Voraus-
setzungen dafur nicht geschaffen. Das oben erwahnte
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Ziel, ware grundséatzlich durch zwei Mdglichkeiten zu
erreichen: 1. Reduktion der Leistungsgrenze fir Be-
standesanlagen, welche in die Direktvermarktung
wechseln mussen oder 2. eine Rickkehrmdoglichkeit
ins Marktpreis-Referenzsystem fur Anlagen, welche
nicht verpflichtend ins Direktvermarktungssystem
mussen. Wir bevorzugen Variante 2 und beantragen
deshalb eine Anderung des Abs. 3.

Abs. 3

Samtliche Betreiber konnen jederzeit unter
Einhaltung einer Meldefrist von drei Monaten
auf ein Quartalsende hin in die Direktvermark-
tung wechseln. Die Riuckkehr zur Einspeisung
zum Referenz-Marktpreis ist ausgeschlossen.

Samtliche Betreiber kdnnen jederzeit unter Einhaltung ei-
ner Meldefrist von drei Monaten auf ein Quartalsende hin in
die Direktvermarktung wechseln. Bie-RaeckkehrzurEinspei-
sung-zum-Referenz-Marktpreisist-ausgesehtossen: Die Be-
treiber konnen nach Ubertritt in die Direktvermark-
tung unter Einhaltung einer Meldefrist von drei Mo-
naten jederzeit wieder zurick ins Referenz-Markt-
preissystem wechseln.

Mit der vorgeschlagenen Formulierung wird kein An-
lagenbetreiber motiviert in die Direktvermarktung zu
wechseln. Wieso sich auf Neues einlassen, wenn man
eine langfristige sichere Losung hat? Wenn keine
Ruckkehrmaoglichkeit ins Referenz-Marktpreissystem
besteht, wird kein Anlagenbetreiber in die neue unbe-
kannte Welt der Direktvermarktung wechseln zumal
noch unsicher ist, ob Preise Uber dem Referenz-Markt-
preis erzielt werden kénnen oder eben nicht. Weitere
Begriindung gemass Abs. 2.

Die im Jahr 2013 von Frontier Economics / Polynomics
im Auftrag des BFE erarbeitete Studie "Direktver-
marktung von geforderter erneuerbarer Stromerzeu-
gung" sieht ebenfalls explizit ein Ruckkehrrecht in das
System des Referenz-Marktpreises fur Anlagen vor,
die freiwillig in die Direktvermarktung wechseln.

Durch eine dreimonatige Wechselfrist liessen sich
allzu kurzfristige Wechsel und damit ein standiges
Hin-und-Her vermeiden.

Bei einer realistischen Berechnung der Bewirtschaf-
tungsentgelder an Direktvermarkter/Bilanzgruppen
ist es zudem zu erwarten, dass fur Anlagenbetreiber
die Direktvermarktung mindestens genauso attraktiv
sein wird wie das Referenzmarktpreismodell — dann
hatten Direktvermarkter/Bilanzgruppen namlich die
Mdglichkeit einen Teil der Bewirtschaftungsentgelder
den Produzenten zukommen zu lassen. Ein haufiges
hin-und-her Wechseln mit grossem administrativem
Aufwand ist daher auch aus diesem Grund nicht zu
erwarten.

Ziel musste es sein, dass mdoglichst alle Anlagen Uber
30 KW in die Direktvermarktung wechseln, ansonsten
wird der administrative Aufwand nicht optimiert.

Seite 4 von 10




Art. 21 Abbau der
Warteliste, Absatz 2
Variante A

Die Anlagen auf der Warteliste fur Photovolta-
ikanlagen werden jeweils entsprechend dem
Einreichedatum des Gesuchs in folgender
Reihenfolge berlcksichtigt:

a. Anlagen, die bis zum 31. Dezember 2014

in Betrieb genommen wurden;

b. Anlagen, die ab dem 1. Januar 2015 in Be-

trieb genommen wurden;

c. die Ubrigen Projekte.

Unsere Unternehmung lehnt diese Variante ab.

Es darf davon ausgegangen werden, dass diese Vari-
ante vorgeschlagen wurde weil in den Kantonen BE,
JU und FR zahlreiche Anlagen von der KEV-Uber-
gangslosung der BKW (kleiner 100 kW) profitierten.
Diese wurden in der Zwischenzeit auf den Marktpreis
gesetzt. Diesen Anlagen sollen nun mit dieser Variante
den Einstieg in die KEV ermdglicht werden. Es kann
nicht sein, dass eine rechtliche Lésung kreiert wird,
damit diese betroffenen Anlagen prioritar profitieren.
Dies hat die Konsequenz, dass alle anderen Projekt-
eigner dadurch benachteiligt werden. Diejenigen no-
tabene, die sich an den bisherigen rechtlichen schwei-
zerischen Rahmenbedingungen orientierten.

Absatz 2 Variante B

Die Anlagen auf der Warteliste fur Photovolta-
ikanlagen werden entsprechend dem Einrei-
chedatum des Gesuchs berucksichtigt.

Unsere Unternehmung befurwortet diese Variante.

Begrindung siehe Variante A

Art. 24 Projektfort-
schritte, Inbetrieb-
nahme und Melde-
pflichten, Abs. 3

Kann die gesuchstellende Person die Fristen fur
die Projektfortschritte und die Inbetriebnahme
aus Grunden, fur die sie nicht einzustehen hat,
nicht einhalten, so kann die Vollzugsstelle
diese auf Gesuch hin verlangern. Das Gesuch
ist vor Ablauf der jeweiligen Frist schriftlich
einzureichen.

Unsere Unternehmung befirwortet diesen Wortlaut.

Es ist wichtig, dass dieser Absatz im Rahmen des Ver-
nehmlassungsverfahrens nicht geéandert wird. Dieser
Absatz ist eminent wichtig zumal es aus unverschul-
deten Grunden (Baubewilligungseinsprachen usw.)
immer wieder zu Verzégerungen kommen kann, wie
die Erfahrungen der letzten Jahre zeigen.

Abs. 5

Sie muss die vollstandige Inbetriebnahmemel-
dung spatestens einen Monat nach der Inbe-
triebnahme einreichen. Halt sie diese Frist
nicht ein, so hat sie bis zum Nachreichen der
Meldung nur Anspruch auf Vergutung des Re-
ferenz-Marktpreises.

Sie muss die vollstédndige Inbetriebnahmemeldung spates-
tens einen Monat nach der Inbetriebnahme einreichen. Halt
sie diese Frist nicht ein, so hat sie bis zum Nachreichen der
Meldung nur Anspruch auf Vergitung des Referenz-Markt-
preises. Im Falle einer verspateten Einreichung aus
Grunden, fur die der Anlagenbetreiber nicht einzu-
stehen hat, wird die Einspeisevergutung nachtraglich
durch die Vollzugsstelle nachbezahlt.

Es kann sein, dass verzdgerte Einreichungen der In-
betriebnahmemeldungen durch Unverschulden der
Projekteigner vorkommen wie zum Beispiel, wenn der
Auditor aus zeitlichen Grinden in Verzug ist. Mit die-
ser Formulierung wird ein Anlagenbetreiber zu stark
bestraft, zumal es oft nicht in seinem Ermessen ist
den Prozess zu beschleunigen.

Art. 26 Austritt aus
dem Einspeisever-
gutungssystem,
Abs. 2

Eine erneute Teilnahme am Einspeisevergi-
tungssystem ist ausgeschlossen.

Eine erneute Teilnahme am Einspeisevergitungssystem ist

moglich ausgesehtessen—Hierfur muss eine Neuanmel-
dung erfolgen.

Dieser Artikel ist zu absolut, weitere Begrundung
siehe Artikel Art. 3 Neuanlagen, Abs. 2.

Art. 27 Auszahlung
der Vergitung, Abs.
4

Ubersteigt der Referenz-Marktpreis den Vergii-
tungssatz, so stellt die Vollzugsstelle den Be-
treibern den uUbersteigenden Teil vierteljahrlich
in Rechnung.

Ubersteigt der Referenz-Marktpreis den Vergutungssatz, so
stellt die Vollzugsstelle den Betreibern gemass Abs. 1 lit
b dieses Artikels den Ubersteigenden Teil vierteljahrlich
in Rechnung.

Diese Formulierung ist zu wenig konkret und kann zu
Missverstandnissen fuhren.

Abs. 5

Die Vergutung wird bis und mit dem vollen Mo-
nat ausbezahlt, in dem die Vergutungsdauer
auslauft.

Die Vergutung wird bis und mit dem vollen Merat-Kalen-
derjahr ausbezahlt, in dem die Vergutungsdauer auslauft.

Dies ist eine Verschlechterung gegentber der heuti-
gen Ldsung und benachteiligt die neuen Projekteigner.
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Art. 28 Verweige-
rung der Vergu-
tung, Abs. 2

Halt der Betreiber die rechtlichen Vorgaben
nicht ein, so entfallt der Anspruch auf Vergu-
tung ebenfalls bis er diese Vorgaben wieder
einhalt.

Halt der Betreiber die rechtlichen Vorgaben nicht ein, so
entfallt der Anspruch auf Vergitung ebenfalls bis er diese
Vorgaben wieder einhéalt. Im Falle von Grunden fur die
der Anlagenbetreiber nicht einzustehen hat, wird die
Vergutung ruckwirkend zurick erstattet.

Der Vernehmlassungsvorschlag ist eine Verschlechte-
rung der heutigen Regelung. Es darf nicht sein, dass
ein Anlagenbetreiber der die rechtlichen Vorgaben aus
Grunden die ihm nicht zuzurechnen sind, so hart be-
straft wird und allenfalls dadurch sogar die Wirtschaft-
lichkeit gefahrdet wird und im schlimmsten Fall als
Folge davon sogar die Anlage stilllegen muss.

Art. 32 Nachtragli-
che Erweiterungen
oder Erneuerungen,
Abs. 2

Die Vergutungsdauer wird durch eine nach-
tragliche Erweiterung oder Erneuerung nicht
verlangert.

Die Vergutungsdauer wird durch eine nachtragliche Erwei-
terung oder Erneuerung nicht verlangert. Davon ausge-
nommen sind Anlagen, welche die Bedingungen ge-
mass Art. 3 Abs. 2 erfullen.

Dieser Artikel ist zu absolut. Unsere Unternehmung
kann nicht nachvollziehen, weshalb Anlagen, die mas-
sgeblich erneuert oder erweitert werden, vollkommen
ausgeschlossen werden sollen. Energiepolitisch ist
dies ein falscher Losungsansatz. Im Biogas- aber auch
in anderen Technologien sind mdoglichst bestehende
Anlagen — die Uber Jahre Betriebserfahrungen gesam-
melt haben zu férdern und die Voraussetzungen zu
schaffen, dass sie sich entwickeln kénnen. Unsere Un-
ternehmung will nicht mdglichst viele Kleinstbiogas-
anlagen, sondern in erster Linie Uberbetriebliche An-
lagen mit hohem technischen Standard und mit ge-
eigneten Anlagenbetreibern, die Know how entwickelt
haben und die Anlage ,profihaft* fihren. Um dies zu
gewéhrleisten muss die Mdglichkeit von Erweiterun-
gen und Erneuerungen bestehen bleiben.

Abs. 4

Erfolgt die Meldung nach Absatz 1 nicht oder
nicht fristgerecht, so hat der Betreiber die Dif-
ferenz zwischen der erhaltenen Vergitung und
der nach Absatz 3 berechneten Vergitung der
Vollzugsstelle ohne Zins zuriickzuerstatten.

Erfolgt die Meldung nach Absatz 1 nicht oder nicht fristge-
recht, so hat der Betreiber die Differenz zwischen der er-
haltenen Vergitung und der nach Absatz 3 berechneten
Vergutung der Vollzugsstelle ohne Zins zuriickzuerstatten.
Ausgenommen von dieser Regelung sind verspatete
Einreichungen verursacht aus Grunden fur die der
Anlagenbetreiber nicht einzustehen hat.

Es kann sein, dass verzdgerte Einreichungen der In-
betriebnahmemeldungen durch Unverschulden der
Projekteigner vorkommen wie zum Beispiel, wenn der
Auditor aus zeitlichen Grunden in Verzug ist. Mit die-
ser Formulierung wird ein Anlagenbetreiber zu stark
bestraft, weil es oft nicht in seinem Ermessen ist den
Prozess zu beschleunigen.

Art. 33 Folgen des
Nichteinhaltens von
Mindestanforderun-

Die Vollzugsstelle kann ihm eine angemessene
Frist fur die Umsetzung dieser Massnahmen
einraumen und allenfalls Auflagen machen. Bis

Die Vollzugsstelle kann ihm eine angemessene Frist fur die
Umsetzung dieser Massnahmen einrGumen gre-aHenfats

Auflager—machen. Bis zum Ablauf dieser Frist besteht

Dieser Absatz ist widersprichlich. Es geht darum,
dass die Mindestanforderungen wieder erftllt werden.
Diese sind klar formuliert, weshalb es nicht noch zu-

gen, Abs. 4 zum Ablauf dieser Frist besteht weiterhin An- | weiterhin Anspruch auf die Einspeisepramie;—seferaatfal- | satzliche Auflagen braucht. Von Auflagen ist daher
spruch auf die Einspeisepramie, sofern allfal- | HgeAuftagen—erfoHtwerden. ganzlich abzusehen.
lige Auflagen erflllt werden.

Abs. 5 Sind die Mindestanforderungen nach Ablauf | Sind die Mindestanforderungen nach Ablauf der Frist nicht | Eine klarere Reglung ist wichtig. In der Vergangenheit

der Frist nicht wéahrend einer ganzen Beurtei-
lungsperiode eingehalten worden, so wird die
Anlage fur die Zeit nach Ablauf der Frist ruck-
wirkend auf den jeweiligen Referenz-Markt-
preis gesetzt. Die zu viel erhaltene Vergutung
ist zuruckzuerstatten. Sie kann mit kunftigen
Leistungen verrechnet werden.

wahrend einer ganzen Beurteilungsperiode, welche in der
Regel ein Jahr dauert, eingehalten worden, so wird die
Anlage fur die Zeit nach Ablauf der Frist riickwirkend auf
den jeweiligen Referenz-Marktpreis gesetzt. Die zu viel er-
haltene Vergutung ist zurlickzuerstatten. Sie kann mit
kunftigen Leistungen verrechnet werden.

hat sich gezeigt, dass Produktionsmindestanforderun-
gen uUber ein Jahr sinnvoll sind. Es liegt in der Natur
der Sache, dass Kleinwasserkraftwerke den Wetter-
verhaltnissen entsprechend grdssten Schwankungen
in der Produktion unterliegen von 100% Produktion
bis 0%-Produktion. Bei Biogasanlagen sind die
Schwankungen zwar nicht so extrem, aber auch hier
koénnen zeitlich grosse Produktionsschwankungen re-
sultieren, zum Beispiel wenn Co-Substrate ausfallen
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oder das BHKW aus technischen Grinden Uber lan-
gere Zeit ausfallt.

Art. 34 Ausscheiden
aus dem Einspeise-
vergutungssystem

Die Vollzugsstelle verfugt das Ausscheiden ei-
nes Betreibers aus dem Einspeisevergutungs-
system, wenn:

a. die Mindestanforderungen wiederholt
nicht eingehalten werden und die Anlage
deswegen drei Kalenderjahre in Folge fur
mindestens eine Beurteilungsperiode auf
den Referenz-Marktpreis gesetzt worden
ist;

b. die Mindestanforderungen ein Jahr nach
Ablauf der Frist nach Artikel 33 Absatz 4
nicht eingehalten werden.

Die
aus
a

b.

Vollzugsstelle verfugt das Ausscheiden eines Betreibers
dem Einspeisevergltungssystem, wenn:

. die Mindestanforderungen wiederholt nicht eingehal-
ten werden und die Anlage deswegen drei Kalender-
jahre in Folge farmindestens—einreBeurteHungs-
pertode-auf den Referenz-Marktpreis gesetzt worden
ist;

die Mindestanforderungen ein Jahr nach Ablauf der
Frist nach Artikel 33 Absatz 4 nicht eingehalten wer-
den.

Begrindung siehe Art. 33 Abs. 5 oben.

Art. 102 Publika-
tion, Abs. 1

Das BFE publiziert unabhangig von der Grdsse
einer Anlage folgende Angaben zu den Anla-
gen, fur die nach dieser Verordnung eine For-
derung entrichtet wird:
a. den Namen oder die Firma des Betreibers
sowie den Standort der Anlage;
b. den verwendeten Energietrager;
c. die Anlagenkategorie und den Anlagentyp;
d. die Leistung vor und nach der Investition;
e. die Hohe des Forderbeitrags;
f. das Gesuchsdatum;
g. das Inbetriebnahmedatum.

Das BFE publiziert unabhangig von der Grdsse einer Anlage
folgende Angaben zu den Anlagen, fur die nach dieser Ver-

ord
a

D Q0T

9

nung eine Férderung entrichtet wird:

. den Namen oder die Firma des Betreibers sowie den
Standort der Anlage;

. den verwendeten Energietrager;

. die Anlagenkategorie und den Anlagentyp;

. die Leistung vor und nach der Investition;

das Gesuchsdatum;

. das Inbetriebnahmedatum.

Betreffend Datenschutz und Offenlegung ist dieser Ar-
tikel fragwurdig. Hinzukommt, dass allein die Hohe
des Forderbeitrages (ohne Kennnisse der Betriebskos-
ten) zu Fehlinterpretationen respektive zu Spekulati-
onen fuhren kann und letztlich negative Auswirkungen
auf das Image der erneuerbaren Energien zur Folge
haben kann.

Art. 104 Weiter-
gabe von Daten an
die Oberzolldirek-
tion

Das BFE gibt fir den Vollzug der Mineraldlsteu-
erverordnung vom 20. November 1996 die
nachstehenden Daten von Anlagenbetreibern,
die Elektrizitat aus Biomasse produzieren, an
die Oberzolldirektion weiter:
a. Name und Adresse von naturlichen Perso-
nen und Personenvereinigungen oder
Firma und Sitz von juristischen Personen

b. Angaben Uber die Art, Menge und Her-
kunft der biogenen Rohstoffe;

c. Angaben Uber die Art, Menge und Herkunft
der aus den biogenen Rohstoffen herge-
stellten Treib- und Brennstoffe;

d. Angaben uber die Elektrizitat und die
Warme, die aus Treib- und Brennstoffen
produziert werden;

e. Angaben zur Anlage, insbesondere Pro-
duktionsprozesse, Kapazitat, Leistung,
Wirkungsgrad und Datum der Inbetrieb-
nahme.

Der ganze Artikel ist ersatzlos zu streichen.

Die Weiterleitung an die Oberzolldirektion (OZD) ist
zwar sinnvoll, hat aber keine administrativen Verein-
fachungen fir die Produzenten und die OZD zur Folge.
Des Weiteren nutzen aus unserer Sicht diese Daten
der OZD wenig bis nichts. Zumal die Aufgabe der OZD
darin besteht, die OZD-Positivliste zu erweitern und
produktspezifische Beurteilungen/Bewilligungen von
Produkten, die nicht auf der OZD-Positivliste sind,
vorzunehmen und letztlich die Kontrollen auf den
treibstoffproduzierenden Anlagen durchzufiihren und
zu prufen, ob die rechtlichen Grundlagen gemass Mi-
neraldlsteuergesetzgebung eingehalten sind.

Da die Hersteller von Treibstoffen eine Bewilligung der
OZD bendtigen, mussen samtliche vorgeschriebenen
Daten fur Kontrollen aufbewahrt respektive wo gefor-
dert der OZD eingereicht und geliefert werden. Auf die
Weiterleitung an die OZD kann deshalb verzichtet
werden.
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Art. 105 Kontrolle
und Massnahmen,
Abs. 3

Das BFE ist weiter befugt, die fur die Feststel-
lung einer Ubermassigen Rentabilitat erforder-
lichen Unterlagen und Informationen zu ver-
langen und Prifungen zu veranlassen.

Dieser Absatz ist ersatzlos zu streichen.

Dieser Absatz schafft eine Doppelspurigkeit, denn er
ist bereits in Art. 6 enthalten, weshalb der Absatz er-
satzlos gestrichen werden kann.

Ar. 106

Bei Anlagen, die eine Einspeisevergiutung nach
bisherigem Recht erhalten, wird die Vergutung
bis zum 31. Dezember des Jahres, in dem die
Vergutungsdauer auslauft, ausgerichtet.

Hier keine Anderung, aber in Art. 27 Abs. 5.

Diese Regelung wird begrusst, mit diesem Wortlaut ist
die Besitzstandswahrung sichergestellt.

Art. 109 Uber-

gangsbestimmun-
gen zur Direktver-
marktung, Abs. 1

Von der Pflicht zur Direktvermarktung ausge-
nommen sind Betreiber von Neuanlagen mit ei-
ner Leistung:

a. von weniger als 500 kW in den ersten zwei
Jahren nach Inkrafttreten dieser Verord-
nung;

b. ab 500 kW im ersten Jahr nach Inkrafttre-
ten dieser Verordnung.

Dieser Absatz ist ersatzlos zu streichen.

Es ist nicht verstandlich weshalb Neuanlagen (grésser
und kleiner 500 kW) eine Ubergangsfrist gewahrt wer-
den soll. Dies macht keinen Sinn, denn die Anlagen
sind ja noch nicht gebaut und daher auch nicht von
einer Anderung des Systems betroffen.

Abs. 2 Von der Pflicht zur Direktvermarktung ausge- | Von der Pflicht zur Direktvermarktung ausgenommen sind | Wenn Marktreferenz-Anlagen ab 1.1.2018 in eine Bi-
nommen sind zudem Betreiber von Anlagen | zudem Betreiber von Anlagen nach Artikel 15 Absatz 2 #m | lanzgruppe wechseln missen, ist nicht nachvollzieh-
nach Artikel 15 Absatz 2 im ersten Jahr ab In- | ersten—3Jahr bis Ende Juni 2018 ab | bar weshalb fir diese Anlagentyp eine Ubergangsfrist
krafttreten dieser Verordnung (Art. 72 Abs. 5 | inrkrafttreten-dieserVerordnung-(Art—72-Abs—5-FEnrG)- von 1 Jahr gewéahrt werden soll.

EnG).
Abs. 3 Neu Neuanlagen sowie Bestandesanlagen, welche ge- | Es ist fur unsere Unternehmung schwierig nachzuvoll-

mass Art. 15 in die Direktvermarktung mussen, gilt
eine grundsatzliche Ubergangsfrist bis Ende Juni
2018. Dieselbe grundsatzliche Ubergangsfrist gilt fir
Neuanlagen, die von der Direktvermarktung ausge-
nommen sind und fur Bestandesanlagen, die nach
dem Referenz-Marktpreissystem einspeisen.

ziehen, weshalb bis 1.1.2018 alle Produzenten einen
neuen Vermarkter respektive eine Bilanzgruppe su-
chen mussen. Oder eben, wenn sie dies nicht tun, au-
tomatisch in die Bilanzgruppe des netzbetreibenden
EVU fallen. Die Zeit um eine neuen Partner zu suchen,
ist sehr eng bemessen zumal davon ausgegangen
werden muss, dass die definitive Version der Verord-
nung erst im Herbst vorliegt und publiziert wird. Hinzu
kommt die Tatsache, dass Energiepool Schweiz mit
den Produzenten (mit allen nEE-Produzenten) eine
Kundigungsfrist von einem Monat vereinbart hat. Das
heisst faktisch, Energiepool Schweiz muss im Herbst
samtliche Produzenten anschreiben und entsprechend
kundigen. Letztlich verbleibt somit den Produzenten
bloss eine Zeitspanne von ca. 30 bis 40 Tage, um eine
Ldsung zu suchen. Die Zeit ist sehr knapp respektive
zu eng bemessen. Wir pladieren aus all diesen
Grunden die bisherige LOsung der BGEE auf-
rechtzuerhalten und den gesamten System-
wechsel per Ende Juni 2018 vorzunehmen

Des Weiteren wiurde mit dieser Losung eine Harmoni-
sierung der Ubergangsfristen erreicht, was letztlich
auch aus Kostengrinden zu begrussen ware.
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Anhang 1.5, 2.3.

Okologische Mindestanforderungen
2.3.1 Die Beurteilungsperiode fur die 6kologi-

schen Mindestanforderungen betragt drei
Monate.

Okologische Mindestanforderungen

2.3.1 Die Beurteilungsperiode fur die 6kologischen Mindest-
anforderungen betragt ereti sechs Monate.

Die einzuhaltenden 6kologischen Mindestanforderun-
gen stehen alle im Zusammenhang mit der OZD. Er-
fahrungsgemass dauert der Prozess langer als 3 Mo-
nate bis eine OZD-Betriebsbewilligung vorliegt, kann
eine Anlage in der Regel diese Mindestanforderung
und dies notabene ohne ihr Verschulden gar nicht ein-
halten.

Der Bewilligungsprozess ist folgendermassen: Baube-
willigung, Bau der Anlage, Inbetriebnahme der An-
lage, Ausstellung der kantonalen Betriebsbewilligung,
Ausstellung der OZD-Bewilligung

2.3.3 Wird ein biogener Treibstoff hergestellt

und direkt vor Ort zur Elektrizitatspro-
duktion eingesetzt, so muss bei der In-
betriebnahme der Anlage eine Bewilli-
gung als Produktionsbetrieb mit Anrecht
auf Steuererleichterung von der Ober-
zolldirektion vorliegen.

2.3.3 Wird ein biogener Treibstoff hergestellt und direkt vor
Ort zur Elektrizitatsproduktion eingesetzt, so muss
bet spatestens bis sechs Monat nach der Inbe-
triebnahme der Anlage eine Bewilligung als Produkti-
onsbetrieb mit Anrecht auf Steuererleichterung von
der Oberzolldirektion vorliegen.

Begriindung siehe 2.3.1 oben.

Neu

2.3.6 Wird biogenes Gas importiert, missen samtli-
che 6kologische Mindestanforderungen gemass 2.3.1
bis 2.3.5 erfullt sein.

Es ist zwingend darauf zu achten, dass inlandisches
und importiertes Biogas, dieselben 6kologischen Min-
destanforderungen erfullen muss, ansonsten entsteht
eine wirtschaftliche Benachteiligung der inlandischen
Biogasproduzenten.

3.4.3

Neu

Fur Biomasseanlagen wird ein Bonus fur externe
warmenutzung (WKK-Bonus) von 2.5 Rp./kWh ge-
wahrt, wenn die externe Warmenutzung die Mindest-
anforderungen gemass 2.2.4 wenigstens um 20 Pro-
zent (bezogen auf die Bruttowarmeproduktion)
Ubersteigt.

WKK-Bonus von 2.5 Rp/kWh wurde in der revidierten
Version nicht mehr aufgenommen, deshalb ist ein
neuer Art. 3.4.3 zu formulieren oder zumindest noch
eine Ubergangsfrist festzulegen. Siehe hierzu auch die
nachfolgenden Ausfiihrungen.

8 Ubergangsbe-
stimmungen

Neu

c. Der WKK-Bonus wird gewahrt fur Anlagen die eine
Projektfortschrittsmeldung bis 31. Oktober 2018 ein-
gereicht haben.

Eine Ubergangsbestimmung betreffend dem WKK-Bo-
nus fehlt. Ohne den beantragten neuen Text entfallt
fur die projektierten Anlagen respektive fur deren Pro-
jekteigner die Besitzstandswahrung. Samtliche Bio-
gasprojekte in Planung haben in den Wirtschaftlich-
keitsberechnungen mit diesem Bonus gerechnet. Es
ist schade, dass dieser Bonus fallen gelassen wird zu-
mal es doch sinnvoll ist, dass die Gesamteffizienz der
Anlagen madoglichst hoch ist und die Warme entspre-
chend genutzt wird. Das Weglassen wird dazu fiihren,
dass die Warmenutzung nicht mehr oder zumindest in
einem reduzierten Masse bei der Planung /Bau mitbe-
rucksichtigt wird.
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Wir bedanken uns flur die Gelegenheit zur Stellungnahme sowie die wohlwollende Priufung und
die Berlcksichtigung unserer Antrage. Fir zusatzliche Informationen oder allgemeine Fragen
stehen wir IThnen jederzeit gerne zur Verfigung.

Freundliche Griisse

Schweizer AG
Umwelttechnik/Biogastechnik

Nl

® CH-6023 Rothenburg
CH-9536 Schwarzenbach

MEYER AG &2 SCHWEIZER AG o

Stallbautechnologie Umwelt-und Biogastechnologie Telefon 0848 100 800
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Regionalgruppe Bern - Solothurn

Schweizerische Vereinigung flr Sonnenenergie

Société Suisse pour I'Energie Solaire S S e S
Societa Svizzera per |'Energia Solare

Societad Svizra per I'Energia Solara

Kontaktperson:

Stefan Lanz — Bundesvorstand-Ausschussmitglied www.sses.ch
Prasident der Regionalgruppe Bern-Solothurn ~ beso@sses.ch
Narzissenweg 40; 3098 Koniz 031 352 25 84/ 079 579 43 64

Schweizerische Eidgenossenschaft
Eidgendssisches. Departement fiir
Umwelt und Kommunikation UVEK

Bundesprasidentin Doris Leuthard
Kochergasse 6, CH 3003 Bern

Einreichung per E-Mail an:
energiestrategie@bfe.admin.ch

Bern, 7.5.2017

Stellungnahme zur Umsetzung des ersten Massnahmenpe_l_ketes zur Eneriestrategie 2050:
Anderung auf Verordnungsstufe

Sehr geehrte Frau Leuthard
Sehr geehrte Damen und Herren

Unsere gemeinnutzige Organisation SSES nimmt gerne an obiger Vernehmlassung teil, denn
wir setzen uns fir die Forderung aller erneuerbaren Energien ein (Sonne, Biomasse, Wind,
Wasser, ...) und ebenso fur die Verbesserung der Umwandlungseffizienz aller Energieprozesse.
Das primare Ziel, den Ressourcenverbrauch zu vermindern um damit die Klimaveranderungen
zu bremsen, muss auch in die gesetzlichen Grundlagen einfliessen. Den statutarischen Zweck
- die Forderung der erneuerbaren Energien im umfassenden Sinne -  sind nachzulesen auf
unserer Homepage: http://www.sses.ch/de/verein/ueber-uns/statuten

Wir verstehen und als die Konsumentenorganisation unter den verschiedenen Solar-Organi-
sationen in der Schweiz, welche speziell die Anliegen des «kleinen» Burger vertritt. Wir hoffen,
dass auch die Bundesregierung die Anliegen des «kleinen» Volkes wahrnimmt und beachtet.

Da unsere Mittel und Personalresourcen beschréankt sind, stitzen wir uns bei unserer Stellung-
nahme komplett ab auf diejenige unser Fachgruppe VESE (Verband unabhangiger Energie-
erzeuger), welche v.a. die Photovoltaik-Seite der Sonnenenergienutzung vertritt. In der Beilage
entnehmen Sie deren Stellungnahme, welche auch die SSES vertritt. Wir hoffen damit der
VESE-Stellungnahme mehr Gewicht zu geben, sprechen wir doch im Namen von einigen
tausend SSES-Mitgliedern.

Mit sonnigen Griissen

Fur den Bundesvorstand der SSES

Stefan Lanz Antonio Bauen

Bundesvorstand-Ausschussmitglied der SSES Président der SSES
Prasident der Regionalgruppe Bern-Solothurn

Beilage: Stellungnahme der VESE vom 3.5.17-Version V05 — 13 Seiten unterzeichnet von Heini Liithi
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Stellungnahme zur Umsetzung des ersten Massnahmenpaketes zur Eneriestrategie 2050:
Anderung auf Verordnungsstufe

Sehr geehrte Frau Leuthard
Sehr geehrte Damen und Herren

Unsere gemeinnutzige Organisation SSES nimmt gerne an obiger Vernehmlassung teil, denn
wir setzen uns fir die Férderung aller erneuerbaren Energien eih (Sonne, Biomasse, Wind,
Wasser, ...) und ebenso fir die Verbesserung der Umwandlungseffizienz aller Energieprozesse.
Das primare Ziel, den Ressourcenverbrauch zu vermindern um damit die Klimaverdnderungen
zu bremsen, muss auch in die gesetzlichen Grundlagen einfliessen. Den statutarischen Zweck
- die Férderung der erneuerbaren Energien im umfassenden Sinne -  sind nachzulesen auf
unserer Homepage: http://www.sses.ch/de/verein/ueber-uns/statuten

Wir verstehen und als unter den verschiedenen Solar-Organi-
sationen in der Schweiz, welche speziell die Anliegen des «kleinen» Birger vertritt. Wir hoffen,
dass auch die Bundesregierung die Anliegen des «kleinen» Volkes wahrnimmt und beachtet.

Da unsere Mittel und Personalresourcen beschrankt sind, stiitzen wir uns bei unserer Stellung-
nahme komplett ab auf diejenige unser Fachgruppe VESE (Verband unabhéngiger Energie-
erzeuger), welche v.a. die Photovoltaik-Seite der Sonnenenergienutzung vertritt. In der Beilage
entnehmen Sie deren Stellungnahme, welche auch die SSES vertritt. Wir hoffen damit der
VESE-Stellungnahme mehr Gewicht zu geben, sprechen wir doch im Namen von einigen
tausend SSES-Mitgliedern.

Mit sonnigen Griissen

_ — A2
Antonio Bauen

Bundesvorstand-Ausschussmitglied der SSES Prasident der SSES
Prasident der Regionalgruppe Bern-Solothurn

Stefan Lanz

Beilage: Stellungnahme der VESE vom 3.5.17-Version V05 — 13 Seiten unterzeichnet von Heini Lithi
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Per E-Mail an:

energiestrategie@bfe.admin.ch
Kontaktperson: René Burkhard
Telefon Direkt: + 4158 580 35 20
E-Mail: rene.burkhard@swissgrid.ch

05.05.2017

Stellungnahme der Stiftung KEV zu den Anderungen auf Verordnungsstufe der
Energiestrategie 2050

Sehr geehrte Damen und Herren

Die Stiftung Kostendeckende Einspeisevergitung (KEV) bezweckt unter Beachtung der Bestimmungen
des Energiegesetzes (EnG), des Stromversorgungsgesetzes (StromVG) sowie der dazugehorigen Ver-
ordnungen, die Entgegennahme und Verwaltung des in Art. 15b Abs. 1 EnG genannten Zuschlags auf die
Ubertragungskosten der Hochspannungsnetze. Dieser Zuschlag wird vom Bundesrat gestiitzt auf das
EnG festgelegt und ist geméass den Vorgaben vom Bundesamt fur Energie (BFE) fur die Forderung er-
neuerbarer Energien und Gewasserschutzmassnahmen auszurichten. Die Stiftung KEV arbeitet bei der
Erfallung dieser Aufgaben eng mit der Fachabteilung "Erneuerbare Energien & Herkunftsnachweise" von
Swissgrid zusammen, welche fir den operativen Vollzug dieser gesetzlich definierten Aufgaben verant-
wortlich ist.

Von der Revision des Energiegesetzes und den damit einhergehenden Veranderungen auf Verordnungs-
stufe sind die Tatigkeiten der Stiftung KEV und der Fachabteilung "Erneuerbare Energien & Herkunfts-
nachweise" von Swissgrid wesentlich betroffen. Aus der Fachabteilung entsteht geméass Art. 64 des revi-
dierten Energiegesetzes die Vollzugsstelle.

Wir danken lhnen fur die Moéglichkeit der Stellungnahme zu den Verordnungen und hoffen auf Bertck-
sichtigung unserer Anregungen und Kommentare aus Sicht der direkt betroffenen Stellen.

In unserer Stellungnahme fokussieren wir auf folgende Verordnungen:

Energieverordnung (EnV),

Verordnung uber den Herkunftsnachweis und die Stromkennzeichnung (HKSV),
Energieforderungsverordnung (EnFV),

Gebuhrenverordnung (GebV-En),

Stromversorgungsverordnung (StromVV).

caoow

Fur die Arbeit und Aufgaben der kiinftigen Vollzugsstelle sind diese Verordnungen von erheblicher Rele-
vanz und beinhalten die dafiir wesentlichen Aspekte.

Wir aussern uns nachfolgend nicht zur Kernenergieverordnung (KEV), Energieeffizienzverordnung
(EnEV), CO,-Verordnung und zur Landesgeologieverordnung (LGeolV). Diese Verordnungen betreffen
die Arbeiten der neuen Vollzugsstelle nicht.

c/o Swissgrid AG | Dammstrasse 3 | Postfach 22 | CH-5070 Frick | Telefon +41 58 580 21 11 | Fax +41 58 580 21 21 | www.stiftung-kev.ch
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Ubergreifend haben wir folgende Anliegen:

a. Wir begrussen die flachendeckende Einfihrung intelligenter Mess-, Steuer- und Regelsysteme
gemass Art. 8a StromVV und Art. 5 Abs. 1 HKSV. Die automatisierte Messung und Datentbertragung
steigert die Effizienz im Vollzug, indem kiinftig alle Prozessabléufe von der Produktion, tber Daten-
plattformen bei den Verteilnetzbetreibern bis zur Ausstellung der Herkunftsnachweise (inkl. Vergu-
tungen) durch die Vollzugsstelle durchgéngig digitalisiert werden kénnen. Zu diesem Zweck missen
allerdings mdoglichst rasch und ausnahmslos alle Produktionsanlagen mit derartigen Messsystemen
ausgertstet sein.

Von diesen Verbesserungen, Prozessautomatisierungen und Vereinfachungen profitieren in gleichem
Masse auch die Produzenten (Anlagenbetreiber), Verteilnetzbetreiber, Bilanzgruppen und
Stromhéndler. Verbessert werden dadurch die Vollerfassung (Herkunftsnachweise und Stromkenn-
zeichnung) sowie die gesetzlichen Vergitungssysteme, insbesondere diejenigen mit periodisch wie-
derkehrenden Vergiutungen wéahrend vieler Jahre (KEV, MKF, EVS).

b. Wir begrussen die Einfuhrung von Kontrollen gemass Art.105 EnFV, welche die Strafbestimmungen
gemass Art. 70 EnG sinnvoll erganzen. Bei samtlichen Vergitungen aus dem Netzzuschlag (EnG-
Fonds) soll deren Rechtmassigkeit zweifelsfrei erwiesen sein, oder ggf. mittels Stichproben oder bei
Verdacht erhartet werden kdnnen.

c. Das Schweizerische Herkunftsnachweissystem und die Herkunftsnachweise (HKN) sollten sich
nach den internationalen Normen (EECS Rules) richten und diese umsetzen, d.h. erfullen. Herkunfts-
nachweise werden in vielen europédischen Landern ausgestellt, verwendet und gehandelt. Die
Schweiz ist dank ihrem HKN-System und der Vollerfassung eine Vorreiterin in Bezug auf Vollstandig-
keit und Transparenz. Alle grossen Strom produzierenden Anlagen sind mit ihrer gesamten Produkti-
on im HKN-System Schweiz erfasst. Die HKN bilden die Grundlage fur die Stromkennzeichnung.

Wir begrissen, dass kunftig nur HKN fir die Stromkennzeichnung zugelassen sind, bzw. dass al-
le vorhandenen HKN dazu verwendet werden mussen. "Unliebsame” HKN einfach verfallen zu las-
sen, ist nicht mehr zulassig. Dadurch wird der Graustromanteil komplett eliminiert. Das HKN-System
fahrt damit zu mehr Transparenz und Vertrauen in den Strommarkt, insbesondere bei den Endver-
brauchern.

d. Wir begrissen, dass die Bedeutung der Herkunftsnachweise weiter gestarkt wird. Herkunftsnachwei-
se sind bereits heute die unerlédssliche Basis fir die Férderung von erneuerbaren Energien, d.h. fur
den Vollzug der KEV und MKF. Die Produktionsmengen und Forderbetrage samtlicher Anlagen wer-
den im HKN-System verwaltet. Das HKN-System eignet sich aber auch als zentrales Tool (Daten-
bank) fir alle denkbaren Forder- oder Lenkungssysteme der Zukunft. Deshalb soll das HKN-System
der Schweiz zur zentralen Datenbank ausgebaut werden.

e. Wir beantragen, die Ubergangsbestimmungen zur Stromkennzeichnung (Art. 80 EnV) unveran-
dert zu belassen. Insbesondere sollen keine anderen Nachweise als die Herkunftsnachweise (ge-
mass HKSV) und allféllige Ersatznachweise (gemass erlauterndem Bericht, Abs. 2.1) fir die Strom-
kennzeichnungen (Art. 4, HKSV) verwendet werden durfen. Im HKN-System von Swissgrid wurden
bisher grundsatzlich und in Absprache mit dem BFE, keine Liefervertrage abgebildet. Dies soll auch
weiterhin so bleiben, womit auch langjéhrig bestehende Liefervertrdge kinftig kein Ersatz fur Her-
kunftsnachweise sein kdnnen.

c/o Swissgrid AG | Dammstrasse 3 | Postfach 22 | CH-5070 Frick | Telefon +41 58 580 21 11 | Fax +41 58 580 21 21 | www.stiftung-kev.ch



Stiftung

Seite 3 von 33

f.  Bei Zusammenschlissen vieler kleiner Produzenten und Eigenverbraucher nach Art. 17 Abs. 1 EnG
ist sicherzustellen, dass die HKN-Vorschriften eingehalten werden. Insbesondere wére es zum Erhalt
der internationalen Kompatibilitdt nicht zuléssig, ein einziges HKN-Konto fir alle zusammenge-
schlossenen Produzenten und Eigenverbraucher einzurichten. Ebenso ware es unzuldssig, auf-
grund der Heterogenitat eines Zusammenschlusses einfach auf die erforderlichen Angaben auf den
HKN zu verzichten, was z.B. die Férderung der Anlagen oder den Technologie-Code betrifft.

g. Wir beantragen die Vereinfachung der Verglitungssysteme und Tarifabstufungen, welche unse-
res Erachtens zu kompliziert sind. Fur die Antragsteller und Anlagenbetreiber sind die mannigfaltigen
Differenzierungen unibersichtlich und unverstéandlich. Bei allen mit dem Vollzug beauftragten Stellen
und auch Gerichtsinstanzen fiihrt dies unvermeidlich zu deutlichem Mehraufwand und zusétzlichen
Kosten. Deshalb fordern wir eine Vereinfachung des Systems und die konsequente Reduktion von
Tarifabstufungen und Differenzierungen.

Vom urspringlichen Konzept der KEV, wonach sich die Vergutungstarife einfach gruppieren lassen
und an Referenzanlagen anlehnen, entfernt man sich immer mehr. Es gibt stattdessen immer mehr
Varianten, Optionen, Unterscheidungen und Klassifizierungen. So zum Beispiel in der EnFV: Es gibt
sehr viele Unterscheidungen (z.B. in Art. 7), Optionen (z.B. diverse Boni fur Biomasse- und Wasser-
kraftanlagen), Ausnahmen von Bestimmungen (z.B. bei kleinen Wasserkraftanlagen in Art. 10), Tarif-
abstufungen (z.B. bei PV in Anhang 1.2), mehrere Referenz-Marktpreise (Art. 16), Wahlrechte, jahrli-
che Uberprifungen, rickwirkende Anpassungen und dergleichen.

h. In der Energieférderverordnung Art. 108 Abs. 1 (Ubergangsbestimmungen zu Photovoltaikanlagen)
ist eine Bestimmung enthalten, welche im Vollzug nur mit grésstem Aufwand umsetzbar wéare. Anla-
gen, welche vor Inkraftsetzung des neuen Energiegesetzes gebaut wurden, eine Einmalvergitung
erhalten haben und schon Utber 30 kW hinaus erweitert worden sind, erhalten fiir diese Erweiterung
keine Vergltung. Aus Sicht des Vollzugs ist es ausserst schwierig zu verfolgen, wer wann die Anlage
in wie vielen Etappen erweitert hat. Der Aufwand wére im Vollzug sehr gross, wenn selektiv Anlagen
fir einzelne Erweiterungen keine Vergitung erhalten wirden, fiir Erweiterungen ab 2018 dann hin-
gegen wieder schon. Wir beantragen deshalb die Streichung dieser Bestimmung, so dass alle PV-
Anlagen fur ihre Erweiterungen bis zum 31.12.2017 nach bisherigem Recht vergutet werden.
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Verordnungstext | Anderungsantrag Bemerkungen / Kommentare

Art. 5 Technische Anforderungen und Ver-
fahren

% Es [UVEK] orientiert sich dabei an internatio-
nalen Normen, insbesondere an denjenigen der
Européaischen Union.

Art. 5 Technische Anforderungen und Ver-
fahren

> Das UVEK und die Vollzugsstelle orientieren
sich dabei an internationalen Normen, insbe-
sondere an denjenigen der Européischen Union
und der AIB (Association of Issuing Bodies).

Text von Art. 5 Abs. 2 erganzen

Einbezug der Vollzugsstelle als gesetzlich
definierter "Competent Body" der Schweiz.

Gemass Art. 63 EnG und Art. 7 HKSV st die
Vollzugsstelle zusténdig fur die Herkunfts-
nachweise. Ziel ist es, die internationale Kom-
patibilitat der HKN sicherzustellen. Dazu
braucht es Kompetenzen bei der Vollzugsstelle.

Art. 19 Verhaltnis zum Netzbetreiber

®> Wer die Mdglichkeit des Eigenverbrauchs in
Anspruch nimmt, hat dem Netzbetreiber die
Menge der vor Ort produzierten und verbrauch-
ten Elektrizitdt mindestens einmal jahrlich mit-
zuteilen.

Art. 19 Verhéaltnis zum Netzbetreiber

® Wer die Madglichkeit des Eigenverbrauchs in
Anspruch nimmt, hat dem Netzbetreiber und
der Vollzugsstelle dies zu melden und die Men-
ge der vor Ort produzierten und verbrauchten
Elektrizitat vierteljahrlich mitzuteilen.

Text von Art. 19 Abs. 5 erganzen

Die Vollzugsstelle muss zur Erfullung ihrer ge-
setzlichen Auftrage diese Informationen eben-
falls erhalten.

Art. 37 Erhebung

! Der Netzzuschlag betragt 2,3 Rappen/kWh.

Art. 37 Erhebung

! Der Netzzuschlag betragt 2,3 Rappen/kWh
und wird unverziiglich _ab Inkraftsetzung des
Gesetzes erhoben.

Text von Art. 37 Abs. 1 ergéanzen

Es soll klargestellt werden, dass der maximale
Zuschlag von 2,3 Rp./kWh bereits im 2018
erhoben werden kann. Andernfalls drohen Ver-
zbgerungen in der Férderung.
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Bemerkungen / Kommentare

Verordnungstext
Art. 70 Internationale Zusammenarbeit

Anderungsantrag
Art. 70 Internationale Zusammenarbeit

% Die Vollzugsstelle ist fiir die Ausstellung, den
Handel und die Verwendung der Herkunfts-
nachweise zustandig (Art. 9 und 63 EnG). Sie
ist der "Competent Body" fiir die Schweiz und
vertritt diese bei der Zusammenarbeit mit den
entsprechenden Partnerbehdrden auf internati-
onaler Ebene (z.B. AIB Association of Issuing

Bodies).

Text von Art. 70 mit einem neuen Abs. 3
erganzen

Die Vollzugsstelle soll in Bezug auf HKN die
Schweiz im internationalen Kontext vertreten
dirfen.
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Verordnungstext
Art. 74 Budgetantrag

! Die Vollzugsstelle budgetiert die voraussichtli-
chen Vollzugskosten und -einnahmen fur jedes
Kalenderjahr.

% Der Budgetierung liegt ein Leistungskatalog
zugrunde; die Vollzugsstelle erstellt ihn nach
Vorgaben des BFE.

® Das Budget ist so zu erstellen, dass die ge-
plante Mittelverwendung nachvollziehbar ist. Es
gibt, je aufgeteilt auf die einzelnen Vollzugsbe-
reiche und unter Angabe der Vorjahreszahlen,
insbesondere Auskunft Uber die:
a. Personalkosten;
b. Betriebskosten, aufgeteilt nach folgenden
Unterpositionen:
1. Kosten fiir temporare Arbeitskrafte,

Material,
Fremdleistungen,
Aus- und Weiterbildungskosten,
Reisekosten und Spesenauslagen;
Abschreibungen;

7. Ertrage;
c. geplanten Investitionen

o hswnN

* Der Budgetantrag fur das folgende Kalender-
jahr ist dem BFE jeweils bis zum 30. September
zur Genehmigung vorzulegen.

Anderungsantrag
Art. 74 Budget

! Die Vollzugsstelle budgetiert die voraussichtli-
chen Vollzugskosten urd—einhahmen fir jedes
Kalenderjahr.

? Der Budgetierung liegt ein Leistungskatalog
zugrunde; die Vollzugsstelle erstellt ihn auf
Basis der jeweils bis zum 30. Juni vom BFE
zugestellten Férdervorgaben und der weiteren
Aufgaben (wie Behandlung Neuanmeldungen,
Erteilung von Auskinfte, Durchfilhrung von

Kontrollen).

® Das Budget ist so zu erstellen, dass die ge-
plante Mittelverwendung nachvollziehbar ist.
Das BFE kann zur Struktur Vorgaben erlassen.

* Der Budgetantrag und der Leistungskatalog
fur das folgende Kalenderjahr ist dem BFE
jeweils bis zum 31. Oktober zur Genehmigung
vorzulegen. Verweigert das BFE die Genehmi-
gung des Budgets, legt es das Budget vor Jah-
resende durch Verfligung fest.

°> Andern sich die Foérdervorgaben vor Jahres-
ende gegeniiber den Vorgaben nach Art. 74
Absatz 2 erheblich, so wird ein provisorischer
Leistungsauftrag festgelegt. Die Vollzugsstelle
legt dem BFE bis zum 15. Marz des Folgejah-
res ein angepasstes Budget vor.

® Andern sich die Fordervorgaben unterjéhrig
gegeniber dem genehmigten Leistungskatalog
erheblich, so kann die Vollzugsstelle beim BFE
eine Anpassung von Budget und Leistungska-
talog beantragen.

Bemerkungen / Kommentare
Text von Art. 74 integral ersetzen

Abs. 1: Beim Budget der Vollzugsstelle geht es
in erster Linie um die Kosten. "Einnahmen"
werden vom BFE zugewiesen.

Abs. 2: Das Budget wird auf Basis der proviso-
rischen Fordervorgaben erstellt.

Abs. 3: Der Detaillierungsgrad des Budgets soll
nicht in der Verordnung festgelegt sein.

Abs. 4: Die Verschiebung des Datums wurde
mit dem BFE besprochen. Die Erganzung ba-
siert auf dem bisherigen Art. 75 Abs. 2.

Abs. 5 und 6: Greifen den bisherigen Art. 75
Abs. 3 auf und sind gemass Aussagen des
BFE notwendig, da nach dem 30. Juni bis Mitte
Oktober mit Anderungen an den Férdervorga-
ben zu rechnen ist.

Die vorgeschlagenen Anderungen zu den
Artikeln 74-76 wurden unter anderem an der
Sitzung vom 27. Marz 2017

(Vertreter seitens BFE: H.-P. Binder; S. Iseli;
N. Lortscher; F. Rutschmann; R. Steiger)
und vom 20. April 2017 besprochen (Vertre-
ter seitens BFE: N. Lortscher, J. Perret) und
werden zudem an der Telefonkonferenz vom
17. Mai 2017 besprochen werden (Vertreter
seitens BFE: D. Biichel, F. Rutschmann, S.
Iseli, H.-P. Binder).
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Verordnungstext

Art. 75 Genehmigung und Leistungsauftrag

! Das BFE prift das Budget und gibt der Voll-
zugsstelle bei Bedarf die Moglichkeit zur Stel-
lungnahme.

% Das Budget und der Leistungskatalog werden
in einem Leistungsauftrag schriftlich festgelegt.
Kommt dieser nicht bis zum 15. Dezember
zustande, so legt das BFE dessen Inhalt durch
Verfligung fest.

® Andern sich die Umstande erheblich, so ist
der Leistungsauftrag anzupassen. Absatz 2 ist
sinngemass anwendbar.

Art. 75

)

Bemerkungen / Kommentare

Text von Art. 75 ersatzlos streichen

Abs. 1: Der Austausch mit dem BFE findet
vorgéngig zur Genehmigung statt.

Abs. 2: Das Budget und der zugrunde liegende
Leistungskatalog werden genehmigt; es
braucht daruber hinaus keinen formellen Leis-
tungsauftrag.

Abs. 3: Siehe neue Art. 74 Abs. 5 und 6

Art. 76 Abrechnung der Vollzugskosten

! Die Vollzugsstelle legt dem BFE die Abrech-
nung der tatsachlichen Vollzugskosten eines
Kalenderjahres jeweils bis zum 30. Juni des
folgenden Kalenderjahres zur Genehmigung
vor.

% Sind die genehmigten Vollzugskosten héher
als das im Leistungsauftrag festgelegte Budget,
so veranlasst das BFE, dass der Vollzugsstelle
der Differenzbetrag aus dem Netzzuschlags-
fonds Uberwiesen wird; sind sie tiefer, so legt
die Vollzugsstelle den Differenzbetrag unver-
zuglich in den Netzzuschlagsfonds ein.

Art. 76 Abrechnung der Vollzugskosten

! Die Vollzugsstelle legt dem BFE die Abrech-
nung der tatsachlichen Vollzugskosten eines
Kalenderjahres jeweils bis zum 30. April des
folgenden Kalenderjahres zur Genehmigung
vor.

2 Bei Einhaltung des genehmigten Budgets

(zuziglich _allenfalls 5 Prozent und unter Be-

ricksichtigung _allfalliger Anpassungen _auf-

grund geanderter Foérdervorgaben) erteilt das

BFE die Genehmigung der Abrechnung.

% Sind die genehmigten tatsachlichen Vollzugs-
kosten hoher als die genehmigten budgetierten
Vollzugskosten, so veranlasst das BFE, dass
der Vollzugsstelle der Differenzbetrag aus dem
Netzzuschlagsfonds Uberwiesen wird; sind sie
tiefer, so legt die Vollzugsstelle den Differenz-
betrag unverziglich in den Netzzuschlagsfonds
ein.

Text von Art. 76 Abs. 1 andern, neuen
Abs. 2 einfigen und Abs. 3 erganzen und
andern

Abs. 1: Vorverschiebung des Datums wurde
mit BFE besprochen.

Abs. 2 (neu): Mit diesem zusétzlichen Absatz
soll die ex-ante Regulierung betont werden und
damit das Risiko einer Unterbilanz der Voll-
zugsstelle minimiert werden. Dies soll eine
relativ tiefe Eigenmittelquote der Vollzugsstelle
ermoglichen, was im Interesse von Swissgrid
und BFE ist.

Abs. 3: Prazisierung der Formulierung unter
Bezugnahme auf Abs. 1. Der Begriff "unverzig-
lich" ist unprézise und unnétig.
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Verordnung des UVEK Uber den Herkunftsnachweis und die Stromkennzeichnung (HKSV)

Verordnungstext
Art. 1 Herkunftsnachweis

2 Der Herkunftsnachweis umfasst insbesonde-
re: ...

Anderungsantrag Bemerkungen / Kommentare

Art. 1 Herkunftsnachweis

2 Der Herkunftsnachweis umfasst insbesonde-
re:

h. Angaben zu den durch die Stromproduktion

direkt verursachten Emissionen an CO, sowie

der Menge anfallender radioaktiver Abfille.

Text von Art. 1 Abs. 2 erganzen

Auf allen HKN nach internationalem EECS-
Standard werden diese Werte zu den CO,-
Emissionen und radioaktiven Abféllen je produ-
zierter Stromeinheit (pro MWh) systematisch
aufgefihrt. Auch in der Schweiz sollten diese
Werte angeben werden. Dadurch bleiben die
HKN der Schweiz international kompatibel.

Art. 5 Ubermittlung von Produktionsdaten
? |st eine automatisierte Ubermittlung nicht
mdoglich, so kdnnen die Daten durch die Betrei-
berin der Messstelle, sofern diese von der Pro-
duzentin oder vom Produzenten rechtlich ent-
flochten ist, oder durch die Auditorin oder den
Auditor Uber das Herkunftsnachweis-Portal der
Vollzugsstelle Ubermittelt werden. .

Art. 5 Ubermittlung von Produktionsdaten

Z (streichen)

Text von Art. 5 Abs. 2 streichen

Die Datenerfassung und Ubermittlung soll au-
tomatisch erfolgen. Dies reduziert die Fehleran-
falligkeit und steigert die Effizienz. Von Aus-
nahmen ist abzusehen, stattdessen Art. 8a
StromVV mit intelligenten Messungen mdoglichst
rasch umzusetzen.
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Bemerkungen / Kommentare

Art. 6 Bestimmung der produzierten Elektri-

zitatsmenge beim Einsatz von Pumpen

! Setzt eine Wasserkraftanlage Pumpen ein,
um Wasser fur die spétere Elektrizititserzeu-
gung zur Verfugung zu stellen, so ist bei der
Berechnung der produzierten Elektrizitatsmen-
ge die fir den Pumpbetrieb aufgewendete
Elektrizititsmenge mit einem Wirkungsgrad von
83 Prozent zu multiplizieren und das Ergebnis
von der eingespeisten Elektrizitatsmenge abzu-
ziehen. Allfdllige negative Resultate aus der
Vorperiode missen zusatzlich abgezogen wer-
den.

% Ist der Wirkungsgrad im Jahresdurchschnitt
geringer als 83 Prozent, so kann der Produzent
bei der Vollzugsstelle die Verwendung eines
tieferen Wirkungsgrades beantragen. Dazu
muss er den tieferen Wert mit einer von unab-
hangiger Stelle durchgefuhrten Studie nach-
weisen. Der Wert muss so hoch angesetzt sein,
dass bei der Erfassung der Herkunftsnachwei-
se in jedem Fall nur diejenige Elektrizitatsmen-
ge berucksichtigt wird, die auf die natirlichen
Zuflisse zuriickzufihren ist.

Art. 6 Bestimmung der produzierten Elektri-
zitdtsmenge beim Einsatz von Pumpen

! Setzt eine Wasserkraftanlage Pumpen ein,
um Wasser fur die spétere Elektrizitatserzeu-
gung zur Verfigung zu stellen, so ist bei der
Berechnung der produzierten Elektrizitatsmen-
ge die fur den Pumpbetrieb aufgewendete
Elektrizitaitsmenge mit dem vom BFE definier-
ten Wirkungsgrad zu multiplizieren und das
Ergebnis von der eingespeisten Elektrizitats-
menge abzuziehen. Allfdllige negative Resulta-
te aus der Vorperiode missen zusétzlich abge-
zogen werden.

% Ist der Wirkungsgrad im Jahresdurchschnitt
geringer als der vom BFE definierte Wert, so
kann der Produzent bei der Vollzugsstelle die
Verwendung eines tieferen Wirkungsgrades
beantragen. Dazu muss er den tieferen Wert
mit einer von unabhéangiger Stelle durchgefiihr-
ten Studie nachweisen. Der Wert muss so hoch
angesetzt sein, dass bei der Erfassung der
Herkunftsnachweise in jedem Fall nur diejenige
Elektrizititsmenge berlcksichtigt wird, die auf
die natirlichen Zuflisse zurtickzufiihren ist.

Text von Art. 6 Abs. 1 und Abs. 2 andern

Ziel: Korrektur bei der Definition des Wirkungs-
grades.

Das BFE uberpruft den Wirkungsgrad perio-
disch und passt diesen an. Ziel muss es sein,
dass sich der verwendete Wirkungsgrad nach
dem aktuellen Stand der Technik richtet, oder
sogar nach "Best Practice". Jede fixe Vorgabe,
hier 83 Prozent, ist zu statisch und birgt die
Gefahr, dass den tatsachlichen Gegebenheiten
nicht geniigend Rechnung getragen wird.

Art. 7 Aufgaben der Vollzugsstelle

® Sie tberwacht die Weitergabe der von ihr
erfassten Herkunftsnachweise in der Schweiz.

Art. 7 Aufgaben der Vollzugsstelle

® Sie Uberwacht die Weitergabe der von ihr
erfassten Herkunftsnachweise in der Schweiz,
sowie den Export und Import von Herkunfts-
nachweisen mit anderen europaischen Ausstel-
lerbehoérden.

Text von Art. 7 Abs. 3 ergénzen

Der internationale Handel ist eine Kernaufgabe
des HKN-Systems seit seiner Einfihrung im
Jahr 2006.
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Bemerkungen / Kommentare

Art. 7 Aufgaben der Vollzugsstelle

® Sie fuhrt alle Tatigkeiten kostengunstig und
transparent durch. Das BFE uberwacht und
kontrolliert diese Téatigkeiten und genehmigt
jahrlich die Gebihrenhdhe. Die Vollzugsstelle
stellt dem BFE alle dafir notwendigen Unterla-
gen und Informationen zur Verfligung.

Art. 7 Aufgaben der Vollzugsstelle

6

kontrolliert diese Téatigkeiten und genehmigt
jahrlich die Gebihrenhthe. Die Vollzugsstelle
stellt dem BFE alle dafiir notwendigen Unterla-
gen und Informationen zur Verfigung.

Sieful lle_Tatiakei | N |
transparent—dureh- Das BFE uberwacht und

Art. 7 Abs. 6 &ndern

Die Begriffe "kostenginstig" und "“transparent”
sind konturenlos. Transparenz und Kostenbe-
wusstsein sind fur die Vollzugsstelle selbstver-
stéandlich. Das BFE als Aufsichtsstelle Ubt die
Kontrolle dartiber aus.

Hinweis zu Art. 5 Absatz 1: Ubermittlung der Produktionsdaten:

Wir begriissen, dass alle Produktionsdaten automatisiert an die Vollzugsstelle Gibertragen werden muissen. Hierzu muss entweder eine klassische
Lastgangmessung installiert sein oder ein neues intelligentes Messsystem nach Art. 8a StromVV. Dies gilt auf jeden Fall fur alle Anlagen grosser
30 kW. Diese Vorschrift sollte vorzugsweise zeitnah auf sdmtliche Produktionsanlagen ausgeweitet werden, auch solche kleiner 30 kW. Von Aus-
nahmen ist grundséatzlich abzusehen.

Hinweis zu Anhang 1/ Anforderungen an die Stromkennzeichnung:

Ziffer 1.3: "..., so kann die Vollzugsstelle entsprechende Ersatznachweise erfassen. Dazu muss bei der Vollzugsstelle eine Bestatigung des Produ-
zenten eingereicht werden, die bescheinigt, dass die Herkunft der entsprechenden Elektrizititsmenge niemand anderem zugeteilt wird."

Fir die Umsetzung dieser neuen Bestimmung braucht es klarere Vorgaben. Welche Basis ist Voraussetzung fiir die Ausstellung eines Ersatznach-
weises? Wie wird der Ersatznachweis erfasst und Gibertragen? Wie kann der Import-Strom kontrolliert werden? Wenn Strom von der Borse gekauft
wird, ist nicht a priori klar, wer der Produzent ist. Wir bitten das BFE, in dieser Frage zeitnah und in enger Zusammenarbeit mit der Vollzugstelle die
dafiir notwendigen Bestimmungen (Richtlinien) auszuarbeiten.
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Verordnungstext Anderungsantrag Bemerkungen / Kommentare

Art. 2 Begriffe
In dieser Verordnung bedeuten:
a. Hybridanlage: Anlage, die mehrere erneu-

erbare Energietrager zur Elektrizitatspro-
duktion nutzt;

Art. 2 Begriffe
In dieser Verordnung bedeuten:
a. Hybridanlage:

Energietrager
nutzt;

Anlage, die erneuerbare
zur  Elektrizitatsproduktion

Definition Gberpriufen

Bisher lautete die Definition, dass bei Hybridan-
lagen sowohl erneuerbare als auch fossile
Energietrager eingesetzt werden kénnen. Die
Vergitung erfolgte selbstverstandlich nur fir
den erneuerbaren Stromanteil.

Gemass neuem Verordnungstext waren teil-
fossile Feuerungen folglich komplett von Forde-
rungen ausgeschlossen, also auch falls z.B.
Stutzheizungen eingesetzt werden. Ist diese
Praxisanderung im Vollzug so gewollt?

Art. 6 Betriebsdaten

% Der Betreiber einer Anlage, fur die er eine
Einmalvergitung oder einen Investitionsbeitrag
erhalten hat, hat dem BFE auf Verlangen Ein-
sicht in die Betriebsdaten der Anlage zu gewah-
ren. Bei Photovoltaikanlagen hat er zusatzlich
der Vollzugsstelle Einsicht in diese Daten zu
gewahren, wenn diese es verlangt.

Art. 6 Betriebsdaten

% Der Betreiber einer Anlage, fur die er eine
Einmalvergitung oder einen Investitionsbeitrag
erhalten hat, hat dem BFE und der Vollzugs-
stelle auf Verlangen Einsicht in die Betriebsda-
ten der Anlage zu gewéhren. Bei-Photoveltaik-

anlagen-hat-erzusdtzlich-der\Vellzugsstelle
diese-es-verlangt

Text von Art. 6 Abs. 2 andern

Fur jede Art von Anlage sollte auch der Voll-
zugsstelle Einsicht gewahrt werden mussen.
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Verordnungstext

Art. 7 Kategorien von Photovoltaikanlagen

! Die Photovoltaikanlagen werden in folgende
Kategorien unterteilt:

a. integrierte Anlagen;
b. angebaute oder freistehende Anlagen.

2 Integrierte Anlagen sind Anlagen, die in Bau-
ten integriert sind und neben der Elektrizitats-
produktion zusatzlich dem Wetterschutz, dem
Warmeschutz oder der Absturzsicherung die-
nen.

Anderungsantrag
Art. 7 Kategorien von Photovoltaikanlagen

! Bei Photovoltaikanlagen gibt es nur angebau-
te oder freistehende Anlagen.

? (streichen)

Alternativ: Abs. 2 integral ersetzen durch:

2 Integrierte Anlagen sind Anlagen, die neben
der Elektrizitdtsproduktion zusatzlich technisch
so_installiert _sind, dass sie die Funktion der
Gebaudehille vollwertig ersetzen.

Bemerkungen / Kommentare

Text von Art. 7 Abs. 1 ersetzen und Abs. 2

ersatzlos streichen

Die Unterscheidung zwischen angebauten und
integrierten Anlagen bereitet im Vollzug enorme
Probleme, weshalb auf diese Unterscheidung
zu verzichten ist.

Alternativ sei die Definition flr integrierte Anla-
gen so zu konkretisieren, dass keine Missver-
stéandnisse entstehen kénnen.

Art. 8 Grosse und kleine Photovoltaikanla-
gen

! Als grosse Photovoltaikanlagen gelten Anla-
gen mit einer Leistung ab 100 kW.

Art. 8 Grosse und kleine Photovoltaikanla-
gen

' Als grosse Photovoltaikanlagen gelten Anla-
gen mit einer Leistung von mehr als 100 kW.

Text von Art. 8 Abs. 1 andern

Diese Anderung dient lediglich der Verdeutli-
chung, dass Anlagen von exakt 100 kW als
kleine Anlagen gelten.

Anlagen mit exakt 100 kW erhalten demnach
die KLEIV. Dadurch ist die Berechnung der
Vergutung klarer und einfacher.
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Verordnungstext

Art. 10 Ausnahmen von der Untergrenze bei

Wasserkraftanlagen

Nebst den Wasserkraftanlagen, die mit Trink-
wasserversorgungs- oder Abwasseranlagen
verbunden sind, sind folgende Wasserkraftan-
lagen von der Untergrenze nach den Artikeln
19 Absatz 4 Buchstabe a und 24 Absatz 1
Buchstabe b Ziffer 2 EnG ausgenommen:

a. Dotierkraftwerke;

b. Anlagen an kinstlich geschaffenen Hoch-
wasserentlastungskanalen, Industriekana-
len und bestehenden Ausleit- und Unter-
wasserkanalen, sofern keine neuen Eingrif-
fe in natlrliche oder ©kologisch wertvolle
Gewasser bewirkt werden;

c. Nebennutzungsanlagen wie Wasserwas-
serkraftanlagen, Kraftwerke im Zusam-
menhang mit Beschneiungsanlagen oder
der Nutzung von Tunnelwasser;

d. Anlagen, die im Zusammenhang mit an-
derweitigen Gewassereingriffen wie Rena-
turierungen und Hochwasserschutzmass-
nahmen erstellt werden, soweit gegeniiber
dem bestehenden Zustand eine gesamthaft

Anderungsantrag
Art. 10 Ausnahmen von der Untergrenze bei
Wasserkraftanlagen

! Nebst den Wasserkraftanlagen, die mit Trink-
wasserversorgungs- oder Abwasseranlagen
verbunden sind, sind folgende Wasserkraftan-
lagen von der Untergrenze nach den Artikeln
19 Absatz 4 Buchstabe a und 24 Absatz 1
Buchstabe b zZiffer 2 EnG ausgenommen:

a. Doaotierkraftwerke;

b—Anlagen—an—kinstich—geschatfenen—-Hoch-

c. Nebennutzungsanlagen wie Wasserwas-
serkraftanlagen, Kraftwerke im Zusam-
menhang mit Beschneiungsanlagen oder
der Nutzung von Tunnelwasser;

Bemerkungen / Kommentare

Text von Art. 10 andern

Im Vollzug ist die Unterscheidung der Kraftwer-
ke, welche dieser Ausnahmebestimmung un-
terstellt sind schwierig. Insbesondere lit. b und
d sind fur die Vollzugsstelle nicht einfach zu
kategorisieren, weshalb eine Vorgabe des BFE,
mindestens aber eine Ricksprache mit dem
BFE, notwendig sein wird.

verbesserte Gewasserdkologie erreicht verbesserte—Gewasserbkologie—erreicht
wird. wird-
2 Alle weiteren Anlagentypen werden durch das
BFE kateqorisiert.
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Verordnungstext

Art 25 Definitive Teilnahme am Einspeise-

vergltungssystem

! Erfllt die Anlage auch nach der Inbetrieb-
nahme die Anspruchsvoraussetzungen, so
verflgt die Vollzugsstelle namentlich:

a. den Eintritt ins Einspeisevergutungs-
system;

b. ob die Anlage in der Direktvermarktung
ist oder mit dem Referenz-Marktpreis
vergutet wird; und

c. die Hohe des Vergutungssatzes.

% Die Vollzugsstelle weist das Gesuch um Teil-
nahme am Einspeisevergitungssystem ab,
wenn:

a. die Anspruchsvoraussetzungen nicht
erfillt sind;

b. die gesuchstellende Person die Fristen
fur die Projektfortschritte oder die Inbe-
triebnahme nicht einhalt;

c. der Standort der Anlage gegenuber
dem Antrag erheblich abweicht.

Anderungsantrag
Art 25 Definitive Teilnahme am Einspeise-
vergutungssystem

! Erfillt die Anlage auch nach der Inbetrieb-
nahme die Anspruchsvoraussetzungen, so
verfugt die Vollzugsstelle namentlich:

a. den Eintritt ins Einspeisevergitungs-
system;

b. ob die Anlage in der Direktvermarktung
ist oder inklusive des Referenz-
Marktpreis vergutet wird; und

c. die Hohe des Vergitungssatzes.

’ Die Vollzugsstelle weist das Gesuch um Teil-
nahme am Einspeisevergiutungssystem ab,
wenn:

a. die Anspruchsvoraussetzungen nicht
erflllt sind;

b. die gesuchstellende Person die Fristen
far die Projektfortschritte oder die Inbe-
triebnahme nicht einhalt;

c. der Standort der Anlage gegeniber
dem Antrag erheblich abweicht, wobei
die Erheblichkeit in den Anhéngen 1.1-
1.5 pro Technologie festgelegt wird.

Bemerkungen / Kommentare
Text von Art. 25 Abs. 1 lit. b erganzen

Die Erganzung von Abs. 1 lit. b dient der Ver-
deutlichung des Systems der Einspeisevergi-
tung.

Text von Art. 25 Abs. 2 lit. ¢ ergénzen

Die Erganzung von Abs. 2 lit. ¢ soll verhindern,
dass erneut Unsicherheiten bei Gesuchen be-
treffend die Standortverschiebung auftreten.
Die zulassigen Grenzen fir Verschiebungen
sind technologiespezifisch festzulegen.
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Verordnungstext

Art. 31 Bilanzgruppe und Netzbetreiber

L Trifit ein Betreiber, der zum Referenz-

Marktpreis einspeist und dessen Anlage Uber
eine Lastgangmessung oder ein intelligentes
Messsystem verflgt, Gber die Abnahme seiner
Produktion keine Vereinbarung mit einer Bi-
lanzgruppe, so wird die Anlage der Bilanzgrup-
pe des Netzbetreibers am Standort der Anlage
zugeordnet.

% Die Bilanzgruppen melden der Vollzugsstelle
die ihr zugeordneten Netzbetreiber. Wechselt
ein Netzbetreiber die Bilanzgruppe, so hat die
neue Bilanzgruppe dies der Vollzugsstelle un-
verzuglich schriftlich mitzuteilen.

% Betreiber, die ihre Elektrizitat direkt am Markt
verkaufen (Art. 21 EnG), melden der Vollzugs-
stelle, welcher Bilanzgruppe ihre Anlage zuge-
ordnet ist. Wechselt ein Betreiber die Bilanz-
gruppe, so hat er dies der Vollzugsstelle einen
Monat im Voraus schriftlich mitzuteilen.

Anderungsantrag
Art. 31 Bilanzgruppe und Netzbetreiber

L Trifit ein Betreiber, der zum Referenz-

Marktpreis einspeist und dessen Anlage Uber
eine Lastgangmessung oder ein intelligentes
Messsystem verfiigt, Uber die Abnahme seiner
Produktion keine Vereinbarung mit einer Bi-
lanzgruppe, so wird die Anlage der Bilanzgrup-
pe zugeordnet, welche die Grundversorgung im
entsprechenden Netzgebiet sicher stellt.

? Die Bilanzgruppen melden der Vollzugsstelle
die ihr zugeordneten Anlagen. Wechselt eine
Anlage die Bilanzgruppe, so hat die neue Bi-
lanzgruppe dies der Vollzugsstelle unverziglich
schriftlich mitzuteilen.

® Wechselt eine Anlage die Bilanzgruppe, so
hat die neue Bilanzgruppe dies der Vollzugs-
stelle_ einen Monat im Voraus schriftlich mitzu-
teilen (Art. 21 EnG).

Bemerkungen / Kommentare
Text von Art. 31 andern

Ein Netzbetreiber ist keiner Bilanzgruppe zuge-
ordnet.

Die Vollzugsstelle wird den Bilanzgruppen das
Bewirtschaftungsentgelt auszahlen missen. Da
jedoch weder eine verlassliche Zuweisungsliste
von Netzbetreibern zu Bilanzgruppen erstellt
werden kann noch eine Meldung erfolgt, wenn
ein Lieferant eine Bilanzgruppe wechselt, kann
das Bewirtschaftungsentgelt in diesem konkre-
ten Fall nicht entrichtet werden.

Die Pflicht fur die Meldung der Anlagen soll den
Bilanzgruppen auferlegt werden, damit diese
das Bewirtschaftungsentgelt nur bei entspre-
chender Meldung erhalten.
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Verordnungstext

Art 32 Nachtragliche Erweiterungen oder

Erneuerungen

® Bei Photovoltaikanlagen wird der urspringli-
che Vergitungssatz ab der Inbetriebnahme der
Erweiterung oder Erneuerung im Verhaltnis zur
zusatzlichen installierten Leistung anteilsmés-
sig gekdrzt.

Anderungsantrag
Art 32 Nachtragliche Erweiterungen oder
Erneuerungen

% Bei Photovoltaikanlagen berechnet sich die

Vergutung nach dem nach Leistung gewichte-

ten Mittelwert der bei der ersten Inbetriebnah-

me_und der _Inbetriebnahme der Erweiterung

oder Erneuerung massgeblichen Vergltungs-

Bemerkungen / Kommentare

Text von Art. 32 Abs. 3 integral ersetzen

Die Berechnung des Mischtarifs soll mit diesem
Vorschlag verdeutlicht werden.

Weitere Alternative zu Abs. 3

% Der Vergiitungssatz fiir Photovoltaikanlagen

satze.

wird fir den alten Anlageteil nach damals gulti-
gem, fir die erweiterte Anlage nach aktuellem
Vergutungssatz proportional zu alter und neuer
Leistung als Mischverqgitungssatz berechnet.
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Verordnungstext

Art. 33 Folgen des Nichteinhaltens von Min-

destanforderungen

Anderungsantrag
Art. 33 Folgen des Nichteinhaltens von Min-
destanforderungen

® Werden die Anforderungen an die erhebliche
Erweiterung oder Erneuerung nach Artikel xxx
wahrend einem Kalenderjahr nicht eingehalten,
so qilt Artikel 33 Abs. 1 und 2 sinngemass.

" Liegen Griinde vor, fur die der Produzent nicht
einzustehen hat, sind aber Massnahmen mdég-
lich, damit die Anforderungen wieder eingehal-
ten werden, so qilt Artikel 33 Absédtze 3 - 5

sinngemass.

® Liegen solche Griinde vor und sind keine
Massnahmen zur Behebung mdglich, so kann
die Vollzugsstelle die Verqgitung fur eine an-
gemessene Zeit weiterhin leisten; diese Zeit
darf hochstens einen Fiinftel der Vergltungs-
dauer betragen. Danach wird die Anlage fir die
Zeit, wahrend der die Anforderungen nicht ein-
gehalten werden, auf den Marktpreis gesetzt.

Bemerkungen / Kommentare

Text von Art. 33 erganzen

Die Erganzungen entsprechen der heute gulti-
gen und etablierten Rechtspraxis im Vollzug.
Exakte Definitionen sind fir samtliche Techno-
logien notwendig.
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Art. 34 Ausscheiden aus dem Einspeisever-

gltungssystem

Anderungsantrag
Art. 34 Ausscheiden aus dem Einspeisever-
gltungssystem

b. die Mindestanforderungen ein Jahr
nach Ablauf der nach Artikel 33 Absatz
4 und 7 eingerdumten Frist nicht ein-
gehalten werden;

c. die Anforderungen an die erhebliche
Erweiterung oder Erneuerung nach Ar-
tikel 3a Absatz 1 Buchstabe b oder Ab-
satz 2 ab der Inbetriebnahme oder,
wenn die Inbetriebnahme vor Erteilung
des Bescheids erfolgt, ab Erteilung des
Bescheids wahrend mindestens zwei
der ersten vier Kalenderjahre nicht ein-
gehalten werden.

Bemerkungen / Kommentare

Text von Art. 34 erganzen

Wir empfehlen die Erganzung dieses Artikels
mit den Regelungen aus der heute gtltigen und
etablierten Rechtspraxis im Vollzug. Exakte
Definitionen sind fir samtliche Technologien
notwendig.

Art. 35 Ausschluss des Investitionsbeitrags

Solange eine Anlage eine Mehrkostenfinanzie-
rung nach Artikel 73 Absatz 4 EnG oder eine
Einspeisevergitung erhalt, kann ihr weder eine
Einmalvergitung noch ein Investitionsbeitrag
zugesprochen werden.

Art. 35 Ausschluss des Investitionsbeitrags

Solange eine Anlage eine Mehrkostenfinanzie-
rung nach Artikel 73 Absatz 4 EnG oder eine
Einspeisevergltung erhélt, kann ihr weder eine
Einmalvergitung noch ein Investitionsbeitrag
zugesprochen werden. Erweiterungen von An-
lagen schliessen eine Einmalvergitung und
einen Investitionsbeitrag ebenfalls aus.

Text von Art. 35 erganzen

Die Erganzung soll der Klarung dienen, dass
bei Erweiterungen von Anlagen ebenfalls keine
Investitionsbeitrage oder Einmalvergitung zu-
gesprochen werden.
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Anderungsantrag

Stiftung

Seite 19 von 33

Bemerkungen / Kommentare

Art. 38 Riickforderung der Einmalvergitung

und der Investitionsbeitrage

® Die Einmalvergiitung oder der Investitionsbei-
trag kann zudem zurtickgefordert werden, wenn
die Bedingungen des Energiemarkts zu einer
Ubermassigen Rentabilitat fihren.

Art. 38 Rickforderung der Einmalvergitung
und der Investitionsbeitrage

Absatz 3 streichen

Text von Art. 38 Abs. 3 ersatzlos streichen

Die Gesetzesgrundlage dieser Bestimmung ist
unseres Erachtens nicht gegeben.

Die Begriffe "Ubermdassige Rentabilitat" und
"Bedingungen des Energiemarktes" sind nicht
ausreichend definiert.

Es entsteht Asymmetrie bezlglich Risiken und
Gewinnchancen, was fir Investitionen in neue
Produktionsanlagen nicht forderlich ist.

Art. 42 Berechnung der Einmalvergitung
und Anpassung der Anséatze

® Fur grosse Anlagen, die ab dem 1. Januar
2013 in Betrieb genommen wurden, gelten die
Ansatze fur die angebauten und freistehenden
Anlagen, auch wenn sie der Kategorie der inte-
grierten Anlagen angehdéren.

Art. 42 Berechnung der Einmalvergitung
und Anpassung der Anséatze

® Fur grosse Anlagen gemass Art. 8 Abs. 1

EnFV, die ab dem 1. Januar 2013 in Betrieb
genommen wurden, gelten die Ansétze fur die
angebauten und freistehenden Anlagen, auch
wenn sie der Kategorie der integrierten Anla-
gen angehdoren.

Text von Art. 42 Abs. 3 ergénzen

Dient der Verdeutlichung.

Art. 49 Inbetriebnahmefrist und
nahmemeldung

Inbetrieb-

® Sie kann die Zusicherung nach Artikel 48
auch widerrufen, wenn ihr die Inbetriebnahme
nicht spatestens drei Monate ab der Inbetrieb-
nahme gemeldet wird.

Art. 49 Inbetriebnahmefrist und Inbetrieb-
nahmemeldung

® Sie kann die Zusicherung nach Artikel 48
auch widerrufen, wenn ihr die Inbetriebnahme
nicht spéatestens ein Monat ab der Inbetrieb-
nahme gemeldet wird.

" Eine erneute Teilnahme an der Einmalvergii-
tung ist ausgeschlossen.

Text in Art. 49 Abs. 6 andern und einen neu-
en Abs. 7 einfugen

Damit die Frist in Abs. 6 nicht der Herkunfts-
nachweisverordnung widerspricht, misste sie
ebenfalls 1 Monat sein.

Zu Recht widerrufene Anlagen sollen nicht er-
neut einen Forderantrag stellen und dadurch
trotzdem eine Einmalvergltung erhalten kon-
nen.
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Verordnungstext

Art. 50 Definitive Festsetzung der Einmal-

vergutung

! Nach Erhalt der vollstédndigen Inbetriebnah-
memeldung setzt die Vollzugsstelle anhand der
im Rahmen des Herkunftsnachweiswesens
beglaubigten Anlagedaten die definitive Hohe
der Einmalvergitung fest. Dabei darf der in der
Zusicherung nach Artikel 48 festgesetzte
Hdchstbetrag nicht Gberschritten werden.

Anderungsantrag
Art. 50 Definitive Festsetzung der Einmal-
vergutung

! Nach Erhalt der vollstandigen Inbetriebnah-
memeldung setzt die Vollzugsstelle anhand der
im Rahmen des Herkunftsnachweiswesens
beglaubigten Anlagedaten die definitive Hohe
der Einmalvergitung fest. Babei-darf-derin-der

Zusicherung—nach—Artikel—48 festgesetzte
Héchst! okt il hri on.

Bemerkungen / Kommentare

Text von Art. 50 Abs. 1 dndern (Satz 2 strei-

chen)

Es soll verhindert werden, dass Gesuche mit
einer hoheren Leistung als effektiv geplant ein-
gereicht werden.

Art. 59 Inbetriebnahmemeldung

! Nach der Inbetriebnahme ist dem BFE eine
Inbetriebnahmemeldung einzureichen.

Art. 59 Inbetriebnahmemeldung

! Nach der Inbetriebnahme ist dem BFE und
der Vollzugsstelle eine Inbetriebnahmemeldung
einzureichen.

Text von Art. 59 Abs. 1 ergénzen

Die Beglaubigung ist fur die Vollzugsstelle zur
Umsetzung der HKN-Erfassungspflicht und zur
Ausstellung von HKN wichtig.

Art. 81 Inbetriebnahmemeldung

! Nach der Inbetriecbnahme ist dem BFE eine
Inbetriebnahmemeldung einzureichen.

Art. 81 Inbetriebnahmemeldung

! Nach der Inbetriebnahme ist dem BFE und
der Vollzugsstelle eine Inbetriebnahmemeldung
einzureichen.

Text von Art. 81 Abs. 1 ergénzen

Die Beglaubigung ist fur die Vollzugsstelle zur
Umsetzung der HKN-Erfassungspflicht und zur
Ausstellung von HKN wichtig.

Art. 99 Verfahren beim BFE

Art. 99 Verfahren beim BFE

® Die EICom gibt der Vollzugsstelle samtliche
fur die Erhebung des Netzzuschlags notwendi-
gen Daten weiter.

Text von Art. 99 mit einem neuen Abs. 5
erganzen

Die Erganzung dient der effizienten und nach-
haltigen Behebung der Inkasso-Differenzen.

Im Rahmen der Netzzuschlagsberechnung ist
die Vollzugsstelle bisher auf die Selbstdeklara-
tion durch die VNB angewiesen. Die EICom
erhélt dieselben Daten von den VNB. In der
Vergangenheit sind Differenzen zu den soge-
nannten "EICom-Werten" festgestellt worden.
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Bemerkungen / Kommentare

Art. 101 Auswertung

! Das BFE wertet Daten tiber Projekte und An-
lagen aus, fir die eine Forderung nach dieser
Verordnung beantragt wurde, zur Planung der
aus dem Netzzuschlagsfonds zur Verfligung
stehenden Mittel und zur Uberpriifung der
Wirksamkeit der Férderinstrumente.

% Dazu kann es samtliche im Gesuch, in allfalli-
gen Projektfortschrittsmeldungen und in der
Inbetriebnahmemeldung gemachten Angaben
verwenden.

® Es kann zudem die Menge der produzierten
Elektrizitat, die Hohe der bezahlten Férderbei-
trage sowie die Hohe der Vollzugskosten fir
seine Auswertungen verwenden.

* Es kann die Ergebnisse der Auswertungen
publizieren.

® Die Vollzugsstelle stellt dem BFE die fur die
Auswertungen notwendigen Daten monatlich
oder auf Anfrage zur Verflgung.

Art. 101 Auswertung

! Das BFE und die Vollzugsstelle werten Daten
Uber Projekte und Anlagen aus, fir die eine
Forderung nach dieser Verordnung beantragt
wurde, zur Planung der aus dem Netzzu-
schlagsfonds zur Verfligung stehenden Mittel
und zur Uberpriifung der Wirksamkeit der For-
derinstrumente.

2 Dazu konnen sie samtliche im Gesuch, in

allfalligen Projektfortschrittsmeldungen und in
der Inbetriebnahmemeldung gemachten Anga-
ben verwenden.

® Sie kénnen zudem die Menge der produzier-
ten Elektrizitat, die Hohe der bezahlten Foérder-
beitrdge sowie die Hohe der Vollzugskosten fur
ihre Auswertungen verwenden.

* Sie kénnen die Ergebnisse der Auswertungen
publizieren.

® Die Vollzugsstelle stellt dem BFE die fiir die
Auswertungen notwendigen Daten bedarfsge-
recht oder auf Anfrage zur Verfigung.

Text von Art. 101 ergénzen

Sowohl das BFE als auch die Vollzugsstelle
mussen Antrage und Daten auswerten, uber-
prufen, kontrollieren etc. Beide missen fir ihre
Zustandigkeit den Finanzbedarf fur die Zukunft
berechnen kénnen.

Es ist davon auszugehen, dass auch die Voll-
zugsstelle Angaben wie Cockpits, Warteliste
etc. regelmassig verdffentlicht (quasi im Sinne
einer Nachfolgeorganisation zur Stiftung KEV).
Die Vollzugsstelle liefert dem BFE die Daten
bedarfsgerecht oder auf Anfrage.
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Verordnungstext
Art. 103 Auskiinfte

® Fur individuelle Auskinfte sind die Bestim-
mungen uber das Offentlichkeitsprinzip und die
Datenschutzbestimmungen fur Bundesorgane
anwendbar.

Anderungsantrag
Art. 103 Auskiinfte

% Uber Anlagen auf der Warteliste werden Drit-

ten keine Auskiinfte erteilt.

* Fur individuelle Auskinfte sind die Bestim-
mungen uber das Offentlichkeitsprinzip und die
Datenschutzbestimmungen fir Bundesorgane
anwendbar.

Bemerkungen / Kommentare

Text von Art. 103 mit einem neuen Abs. 3

erganzen (den bestehenden Abs. 3 als Abs.
4 aufnehmen)

Diese Erganzung ist wichtig, um die Projekte
auf der Warteliste zu schitzen. Hier stehen
meist betriebliche Geheimnisse und (Standort-)
Strategien dahinter, die vor einer Einreichung
eines Baugesuches moglichen Konkurrenten
nicht bekannt werden diirfen.

Art. 105 Kontrollen und Massnahmen

! Das BFE kontrolliert, ob die gesetzlichen An-
forderungen eingehalten werden. Es kann zu
diesem Zweck die erforderlichen Unterlagen
und Informationen verlangen, Prifungen veran-
lassen und Stichproben durchfiihren. Es ver-
folgt begrindete Hinweise auf Unregelméassig-
keiten.

Art. 105 Kontrollen und Massnahmen

! Das BFE und die Vollzugsstelle kontrollieren,
ob die gesetzlichen Anforderungen eingehalten
werden. Sie kdnnen zu diesem Zweck die er-
forderlichen Unterlagen und Informationen ver-
langen, Prifungen veranlassen und Stichpro-
ben durchfihren. Sie verfolgen begriindete
Hinweise auf Unregelmassigkeiten.

Text von Art. 105 Abs. 1 ergénzen

Kontrollen und Stichproben von Anlagen mit
Vergltungen aus dem EnG-Fonds sind wichtig.
Insbesondere bei den Kontrollen vor Ort (Au-
dits) ist die Vollzugsstelle die ausfiihrende Stel-
le.
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Verordnungstext
Anhang 1.1, Ziff. 1.1 Anlagendefinition

Eine Wasserkraftanlage ist eine selbststandige
technische Einrichtung zur Produktion von
Elektrizitat aus Wasserkraft, die das Potenzial
einer Druckstufe nutzt.

Anderungsantrag
Anhang 1.1, Ziff. 1.1 Anlagendefinition

Eine Wasserkraftanlage ist eine selbststandige
technische Einrichtung zur Erzeugung von
Strom _aus Wasserkraft an einem bestimmten
Standort. Dazu gehoéren insbesondere Stauan-
lage, Wasserfassung, Druckleitungen, Turbi-
nen, Generatoren, fur die Einspeisung notwen-
dige Installationen, Steuerung. Mehrere Klein-
wasserkraftanlagen kénnen denselben Ein-
speisepunkt nutzen, wenn die Anlagen Wasser
aus _getrennten Einzugsgebieten nutzen, unab-
hangig voneinander erstellt wurden und je
selbststandig betrieben werden kénnen.

Bemerkungen / Kommentare

Text von Anhang 1.1, Ziff. 1.1 integral erset-

zen

Es gibt auch Wasserkraftanlagen, welche das
Potential mehrerer Druckstufen nutzen.

Anhang 1.1, Ziff. 2.4.1 Wasserbaubonus

Dotierkraftwerke haben keinen Anspruch auf
den Wasserbau-Bonus. Nebennutzungsanla-
gen mit einer Leistung von mehr als 50 kW
haben nur bis zur aquivalenten Leistung von 50
kW Anspruch auf den Wasserbau-Bonus.

Anhang 1.1, Ziff. 2.4.1 Wasserbaubonus

Dotierkraftwerke haben keinen Anspruch auf
den Wasserbau-Bonus. Nebennutzungsanla-
gen mit einer Leistung von mehr als 100 kW
haben nur bis zur aquivalenten Leistung von
100 kW Anspruch auf den Wasserbau-Bonus,
fur die héheren Leistungsklassen wird der an-
teilsméssige Wasserbaubonus auf 0 Rp./kWh

gesetzt.

Text von Anhang 1.1, Ziff. 2.4.1 andern und
erganzen

Da in Zziff. 2.4.2 die Leistungsklasse < 50 kW
aufgehoben wurde, muss konsequenterweise
die Leistung, ab welcher Nebennutzungsanla-
gen keinen Anspruch mehr haben, auf 100 kW
angehoben werden.

Aus dem Verordnungstext geht nicht eindeutig
hervor, wie der Wasserbaubonus bei Neben-
nutzungsanlagen zu berechnen ist. Mit dem
vorgeschlagenen Teilsatz wird die Berech-
nungsmethode préazisiert.

Anhang 1.1, ziff. 2.6 Teilzahlungen und Ab-
rechnung

Anhang 1.1, Ziff. 2.6 Teilzahlungen und Ab-
rechnung

2.6.3 Der Vergitungssatz wird pro Kalenderjahr
aufgrund der aquivalenten Leistung nach den
Ziffern xxx festgeleqt.

Text von Anhang 1.1, Ziff. 2.6 mit Ziff. 2.6.3
erganzen

Die bestehende Verordnung enthdlt die vorge-
schlagene Ergénzung in Ziff. 2.6.3.
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Verordnungstext

Anhang 1.1, Ziff. 5.1 Ubergangsbestimmung

Fur Betreiber, die fur ihre Anlage vor dem 1.
Januar 2018 sowohl einen positiven Bescheid
erhalten als auch die vollstandige erste Projekt-
fortschrittsmeldung nach bisherigem Recht
eingereicht haben, gelten sowohl fiir die Vergi-
tungsdauer wie auch fir die Berechnung der
Vergutung die zum Zeitpunkt der Einreichung
der ersten Projektfortschrittsmeldung massge-
benden Bestimmungen.

Anderungsantrag
Anhang 1.1, Ziff. 5.1 Ubergangsbestimmung

(ersatzlos streichen)

Bemerkungen / Kommentare

Text in Anhang 1.1 Ziff. 5.1 ersatzlos strei-

chen

Es gibt Anlagen, welche nach dem bisherigen
Recht keine PFM 1 bendtigen. Es ist fraglich,
ob es sinnvoll ist, den Schutz der Vergitung
von einer PFM 1 abhangig zu machen, wenn
diese bisher gar nicht vorgesehen war.

Anhang 1.2 Ziff. 5.3 Kategorien

5.3.1 Freistehende Anlagen sind Anlagen, die
keine konstruktive Verbindung zu Bauten ha-
ben, beispielsweise in Garten oder auf Brach-
land aufgestéanderte Anlagen.

Anhang 1.2 Ziff. 5.3 Kategorien

5.3.1 Freistehende Anlagen sind Anlagen, die
keine konstruktive Verbindung zu Bauten ha-
ben. Beispielsweise in Géarten oder auf Brach-

land aufgestanderte Anlagen oder auf einem

mindestens zweiseitig offenen Unterstand fir

Autos (Carport) montierte Module.

Text von Anhang 1.2 Ziff. 5.3 ergénzen

Die Handhabung von Carports ist bis heute
nicht abschliessend geregelt.
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Verordnungstext
Anhang 1.3 Ziff.

5.2.1 Projektfortschritts-

meldungen

Bei Anlagen, die der Umweltvertraglichkeitspri-
fung unterliegen, ist spatestens zwei Jahre
nach der Zusicherung dem Grundsatz nach
(Art. 23) eine Projektfortschrittsmeldung einzu-
reichen. Diese hat das vom Standortkanton
genehmigte Pflichtenheft fur den Umweltver-
traglichkeitsbericht zu enthalten.

Anderungsantrag
Anhang 1.3 Ziff.
meldungen

5.2.1 Projektfortschritts-

(ersatzlos streichen)

Bemerkungen / Kommentare

Text von Ziff. 5.2.1 ersatzlos streichen

Einerseits gelten nach Ziff. 1 einzelne Windtur-
binen als Anlagen, andererseits wird ein UVB
erst fur Windparks verlangt (oder fur Turbinen
ab 5 MW). Dieser Widerspruch sollte aufgeho-
ben werden.

Anhang 1.4 Ziff. 7.1 Ubergangsbestimmun-
gen

Fur Betreiber, die fur ihre Anlage vor dem 1.
Januar 2018 sowohl einen positiven Bescheid
erhalten als auch die vollstéandige erste Projekt-
fortschrittsmeldung nach bisherigem Recht
eingereicht haben, gilt eine Vergitungsdauer
von 20 Jahren.

Anhang 1.4 Zziff. 7.1 Ubergangsbestimmun-
gen

Fir Betreiber, die fur ihre Anlage vor dem 1.
Januar 2018 sewsehl einen positiven Bescheid
erhalten haben als—auch-die-vollstindige—erste
Projektfortschrittsmeldung—nach—bisherigem
Recht-eingereicht-haben, gilt eine Vergitungs-

dauer von 20 Jahren.

Text in Anhang 1.4 Ziff. 7.1 andern

Fur Geothermie Projekte ist keine PFM1 defi-
niert.
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Verordnungstext

Anhang 2.1 Ziff. 3 Gesuch fur kleine Anla-

gen

Das Gesuch fir kleine Anlagen hat mindestens
folgende Angaben und Unterlagen zu enthal-
ten:

a. Angaben zur Anlage, inshesondere den Na-
men der berechtigten Person und den Standort
der Anlage einschliesslich der Angabe der
Grundstiicks- bzw. Parzellen-Nummer;

Anderungsantrag
Anhang 2.1 Ziff. 3 Gesuch fir kleine Anla-
gen

Das Gesuch fir kleine Anlagen hat mindestens
folgende Angaben und Unterlagen zu enthal-
ten:

a. Angaben zur Anlage, inshesondere den Na-
men der berechtigten Person und den Standort
der Anlage einschliesslich dem Auszug aus
dem Grundbuch fur das Grundstiick, auf dem
sich die Anlage befindet.

Bemerkungen / Kommentare

Text in Anhang 2.1 Ziff. 3 ergénzen

Mit dem Grundbuchauszug kénnen in der Ab-
wicklung erhebliche Abklarungskosten einge-
spart werden.

Anhang 2.1 Ziff. 4 Gesuch und Inbetrieb-
nahmemeldung flr grosse Anlagen

4.1 Das Gesuch fur grosse Anlagen hat min-
destens folgende Angaben und Unterlagen zu
enthalten:

a. Angaben zur Anlage, inshesondere den Na-
men der berechtigten Person und den Standort
der Anlage einschliesslich der
Angabe der Grundstlcks-
Nummer;

bzw. Parzellen-

Anhang 2.1 Ziff. 4 Gesuch und Inbetrieb-
nahmemeldung fiir grosse Anlagen

4.1 Das Gesuch fur grosse Anlagen hat min-
destens folgende Angaben und Unterlagen zu
enthalten:

a. Angaben zur Anlage, insbesondere den Na-
men der berechtigten Person und den Standort
der Anlage einschliesslich dem Auszug aus
dem Grundbuch fur das Grundstick, auf dem
sich die Anlage befindet.

Text in Anhang 2.1 Ziff. 4 ergéanzen

Mit dem Grundbuchauszug kénnen in der Ab-
wicklung erhebliche Abklarungskosten einge-
spart werden.

Hinweis zu Anhang 1.1:

Die Unterscheidung zwischen Kategorie 1 und Kategorie 2 wurde aufgehoben, jedoch soll diese gemass Vorschlag des BFE bei bisherigen Be-
scheiden beibehalten werden. Dies fihrt zu Komplikationen im Vollzug. Nétig ist eine Ubergangsbestimmungen, wie mit den "alten" Bescheiden zu
verfahren ist, in welchen noch nach Kategorie 1 und 2 unterschieden wurde.
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Hinweis zu Anhang 1.1, Ziff. 2.2 Grundvergltung:

Die Vergutungssatze werden fur gleiche Perioden aus der Vergangenheit neu anders angesetzt als bisher. Dies ist fur Antragsteller unverstandlich
und verkompliziert unnétig den Vollzug. Die bisherigen Regelungen sollten beibehalten werden. Wir beantragen die Uberprifung und Angleichung
der Vergiitungssatze an die bestehenden Werte.

Hinweis zu Anhang 1.2 Ziff. 5.2 Vergitungssatz:

Die Tarife stimmen nicht mit der bestehenden Verordnung tberein. Weichen die Tarife voneinander ab, kommt dies einer rickwirkenden Tarifanpas-
sung gleich. Solche Anpassungen sind nicht im Einklang mit dem bisherigen Prinzip der Tariffestsetzung im definitiven Bescheid.

Hinweis zum bisherigen Anhang 1.5:

Der bisherige Anhang 1.5 (Bestimmungen zu KVA, Schlammverbrennungs- und Klaranlagen) ist weggefallen. Anhang 1.5 sollte wieder aufgenom-
men werden.

Zudem ware es hilfreich zu klaren, ob es weiterhin eine jahrliche Uberpriifung / Anpassung der Vergiitungsséatze geben soll.

Hinweis zu Anhang 2.1 Ziff. 2 Ansatze fur die Einmalvergitung:

Bei der Einmalvergitung gibt es weiterhin eine Unterscheidung nach Kategorien. Diese Unterscheidung bringt Schwierigkeiten beim Vollzug. Es ist
unseres Erachtens nicht logisch, die Unterscheidung aufrecht zu halten.
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Verordnungstext | Anderungsantrag Bemerkungen / Kommentare

Art. 10 Geblihren im Bereich allgemeine
Energie

Das BFE und die Vollzugsstelle erheben Ge-
bihren namentlich fur:

a. Auskulnfte nach Artikel 103 Absatz 1 und 3
der Verordnung Uber die Forderung der
Produktion von Elektrizitdt aus erneuerba-
ren Energien;

Art. 10 Geblihren im Bereich allgemeine
Energie

Das BFE und die Vollzugsstelle erheben Ge-
bihren nach Aufwand namentlich fir:

a. Ausklnfte nach Artikel 103 Absatz 1 und 3
der Verordnung Uber die Forderung der
Produktion von Elektrizitat aus erneuerba-
ren Energien;

Text von Art. 10 erganzen

In Art. 103 EnFV sind die Auskinfte an Perso-
nen bezlglich des Wartelistenplatzes ihrer
Anlage, sowie Ausklnfte an kantonale Fach-
stellen oder Gemeinden explizit genannt. Je
nach Art der Anfrage ist der Aufwand zur Vor-
bereitung der angeforderten Daten aber sehr
unterschiedlich. Es soll daher ein Preisblatt
oder ein einheitlicher Stundensatz definiert
werden.

Zudem ist zu definieren, fur welche Auskunfte
und Hilfestellungen die Vollzugsstelle Gebuh-
ren einfordern kann. Dienstleistungen an Audi-
toren, Verteilnetzbetreiber etc. fur Audit Ser-
vices, Kundenauskiinfte, Schulungen etc. l6sen
einen grossen Aufwand auf Seite der Vollzugs-
stelle aus.

Art. 14b Anhang 3 Gebuhren durch die Voll-
zugsstelle (GeblUhrenrahmen im Bereich des
Herkunftsnachweiswesens)

1. Registrierung und Erfassung

Erfassung der produzierten Elektrizitatsmenge
(je nach Anlagetyp) max. 0.5 Franken pro Jahr

Art. 14b Anhang 3 Gebuhren durch die Voll-
zugsstelle (Gebihrenrahmen im Bereich des
Herkunftsnachweiswesens)

1. Registrierung und Erfassung
Erfassung der produzierten Elektrizititsmenge

(jle nach Anlagetyp) max. 0.05 Franken pro
MWh

Text in Art. 14b Anhang 3 korrigieren (Kor-
rektur des Preises und der Einheit)

Die Verrechnung von jahrlich einmalig 50 Rap-
pen ist unseres Erachtens nicht sinnvoll.
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Hinweis zu Art. 14b, Anhang 3, Gebiihren durch die Vollzugsstelle (Gebuhrenrahmen im Bereich des Herkunftsnachweiswesens):
Es fehlen Bestimmungen in Bezug auf die Mehrwertsteuerpflicht. Unterliegen die Preise der Mehrwertsteuer?

Wir regen an, im Bereich der Herkunftsnachweise samtliche in Anhang 3 genannten Abgaben von der Mehrwertsteuer zu befreien und einen explizi-
ten Hinweis in die Verordnung aufzunehmen. Im Bereich des Netzzuschlages sind bereits entsprechende Bemiihungen unter Beteiligung von BFE,
EFD und Stiftung KEV im Gange, dass dieser Zuschlag ab 2018 nicht mehr der Mehrwertsteuer unterliegt. Eine gleichartige, einfache Behandlung
aller Abgaben ware daher angezeigt.
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Verordnungstext Anderungsantrag | Bemerkungen / Kommentare

Art. 24 Bilanzgruppe fir erneuerbare Ener-
gie

Aufhebung der BG-EE auf den 1.1.2018

Art. 24 Bilanzgruppe fur erneuerbare Ener-
gie

Aufhebung der BG-EE auf den 1.1.2019

(Anpassung sinngemass auch anzuwenden auf
Art. 24a und Art. 24b)

Stiftung
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Erstreckung der Ubergangsfrist um ein Jahr

Es braucht mindestens 1 Jahr Ubergangsfrist
fur die Auflésung der BG-EE. Ein geeignetes
Stichdatum ware daher beispielsweise der
1.1.20109.

Der Prozess zur Aufhebung der BG-EE braucht
bei den VNB und Swissgrid langer als nur ein
paar Monate.
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' Bemerkungen / Kommentare

Verordnungstext

Art. 31e Ubergangsbestimmung zur Ande-

rung vom XX XX. XXXX

! Bei Inkrafttreten der Anderung vom XX.XX.XXXX
bereits installierte Messeinrichtungen, die den
Anforderungen nach Artikel 8a nicht entspre-
chen, dirfen langstens wahrend sieben Jahren
nach dem Inkrafttreten der Anderung vom
XX.XX.XXXX verwendet werden. Innerhalb dieser
Ubergangsfrist bestimmt der Netzbetreiber,
wann er eine solche Messeinrichtung mit einem
intelligenten Messsystem nach Artikel 8a aus-
statten will. Unabhé&ngig davon sind Endver-
braucher mit einem intelligenten Messsystem
nach Artikel 8a auszustatten, wenn sie von
ihrem Anspruch auf Netzzugang Gebrauch
machen, und Erzeuger, wenn sie eine neue
Erzeugungsanlage an das Elektrizitatsnetz
anschliessen.

Anderungsantrag

Art. 31e Ubergangsbestimmung zur Ande-

rung vom XX XX. XXXX

! Bei Inkrafttreten der Anderung vom XX.XX.XXXX
bereits installierte Messeinrichtungen, die den
Anforderungen nach Artikel 8a nicht entspre-
chen, dirfen langstens wahrend sieben Jahren
nach dem Inkrafttreten der Anderung vom
XX.XX.XXXX verwendet werden. Innerhalb dieser
Ubergangsfrist bestimmt der Netzbetreiber,
wann er eine solche Messeinrichtung mit einem
intelligenten Messsystem nach Artikel 8a aus-
statten will. Unabhéngig davon sind Endver-
braucher mit einem intelligenten Messsystem
nach Artikel 8a auszustatten, wenn sie von
ihrem Anspruch auf Netzzugang Gebrauch
machen, und Erzeuger, wenn sie eine neue
Erzeugungsanlage an das Elektrizititsnetz
anschliessen.

Fir alle Produzenten, welche am Einspeisever-
gutungssystem oder an der Direktvermarktung
teilnehmen, oder die auf der Basis der bisheri-
gen Gesetzgebung eine periodisch wiederkeh-
rende Vergiitung tber mehrere Jahre erhalten
(Mehrkostenfinanzierung, Kostendeckende
Einspeisevergiitung) gilt eine Ubergangsfrist
von 2 Jahren, bis ein intelligentes Messsystem
installiert sein muss.

Text von Art. 31e Abs. 1 ergénzen

Ziel: Verkirzung der Ubergangsfristen zur In-
stallierung von intelligenten Messsystemen fir
Anlagen mit KEV, MKF und EVS-Vergitungen

Um fir die Vergutungsprozesse maximal még-
liche Effizienz zu erreichen, muss bei der Ab-
wicklung dieser wiederkehrenden Vergitungen
die gesamte Kette von der Produktionsanlage
bis zur Auszahlung der Vergitung komplett
geschlossen werden. Bisher sind noch immer
Systembriiche bei der Datenerfassung und
-meldung zu verzeichnen. Einige Meldungen
erfolgen immer noch manuell. Das fuhrt zu
unndtigen Fehlern und zeitlichen Verzdgerun-
gen.

Die heutige IT-Technologie erlaubt Abhilfe,
indem der ganze Weg von der Messeinrichtung
bis zur Vollzugsstelle automatisiert wird. Dies
ist anzustreben. Die Systeme sind bereits heu-
te fur die komplette Automatisierung vorberei-
tet. Mit der weiteren Digitalisierung wird auch
das HKN-IT-System von Grund auf erneuert.
Deshalb sollen auch mdéglichst rasch alle Mes-
sungen entsprechend automatisiert sein.
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Hinweis zum Wegfall von Art. 8 Absatz 5 StromVV:

Der bisherige Verordnungstext lautet: "Alle Endverbraucher, die von ihrem Anspruch auf Netzzugang Gebrauch machen, sowie Erzeuger mit einer
Anschlussleistung lber 30 kVA miissen mit einer Lastgangmessung mit automatischer Dateniibermittlung ausgestattet sein. ..."

In der neuen StromVV ist Artikel 8 Absatz 5 aufgehoben. Dies soll aber nicht zur Konsequenz haben, dass dadurch die Verpflichtung séamtlicher
Produktionsanlagen iiber 30 kW zur Installation von automatischen Produktionsdatenerfassungen und Ubertragungen entfallt. Dass neue, grosse
Produktionsanlagen ohne automatische Datenlbertragung installiert werden durften, wére ein erheblicher Rickschritt im Bereich Herkunftsnachwei-
se und Vergutungssysteme. Dies wirde die laufenden, grossen Bemiihungen um héchste Effizienz durch Automatisierung und Digitalisierung unter-
laufen.

Alle bestehenden und neuen Produktionsanlagen tber 30 kW sollten entweder mit einer klassischen Lastgangmessung mit automatischer Daten-
Ubertragung, oder einem intelligenten Messsystem nach Art. 8a StromVV ausgestatten sein. Dies entspricht unserem Verstandnis der Ubergangs-
bestimmungen (Art. 31e Abs. 1 der neuen StromVV).
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Wir danken fur Ihre Aufmerksamkeit und bitten Sie, unsere Stellungnahme zu berlcksichtigen. Fur allfal-
lige Ruckfragen und Prazisierungen stehen wir Ihnen gerne zur Verfligung.

Freundliche Grisse

Stiftung KEV
c/o Swissgrid AG

Adrian Bult René Burkhard
Prasident des Stiftungsrates KEV Geschaftsfuhrer
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gemeinsam fUr windenergie

Umsetzung des ersten Massnahmenpakets zur Energiestrategie
2050: Vernehmlassung zu den Anderungen auf Verordnungsstufe

Stellungnahme

Energieforderungsverordnung (EnFV)

Reduktion der Vergutungsdauer von 20 auf 15 Jahre

Anhang 1.3 Windenergieanlagen im Einspeisevergitungssystem,
Art. 4 VerglUtungsdauer:
Die Vergitungsdauer betragt 15 Jahre.

Die Verordnung sieht eine Reduktion der Vergutungsdauer von 20 auf neu 15 Jahre vor,
lasst aber die Vergltungshdéhe unverandert. Demgegeniber sind die Kosten fir
Windenergieprojekte durch die teilweise deutlich gestiegenen Anforderungen betreffend
Artenschutz, Flugsicherheit, etc. in den letzten Jahren eher gestiegen als gesunken. Die
vorgesehene Verklrzung der Vergutungsdauer wirde daher die wirtschaftlichen
Rahmenbedingungen, welche fir die Planung entscheidend sind, deutlich verandern. Diese
Veranderung musste durch die Ausweisung von Standorten mit hoherem Windaufkommen
kompensiert werden. Eine Uberarbeitung der Planungsgrundlagen wiirde die Entwicklung
der Windenergie in der Schweiz um rund 10 Jahre zurlickwerfen.

Nach unserer Einschatzung ware ein grosser Anteil der von den Kantonen bisher
ausgewiesenen Standorte mit der vorgesehenen Regelung nicht mehr realisierbar. Die
Regelung gefahrdet deshalb die notwendige Planungssicherheit und vernichtet
Projektentwicklungskosten in der H6he von mehreren Dutzend Millionen Franken. Es ist
zudem sehr fraglich, ob bei den Projektentwicklern weiterhin die Bereitschaft bestiinde, in die
Entwicklung neuer Standorte zu investieren.

Zudem sei erwahnt, dass die Banken bei der Kreditvergabe die Laufzeiten geringer halten,
wie die finanzielle Basis. Eine Verklirzung der Vergltungsdauer miisste daher zu einer
kurzeren Abschreibungszeit fihren, was die Gestehungskosten zusatzlich erhéhen wirde.

Antrag:

Wir beantragen die Vergutungsdauer unverandert bei 20 Jahren zu belassen oder falls dies
nicht moglich sein sollte, das Vergitungssystem (Vergltungssatze, Referenzstandort) zu
Uberprifen.

Geschaftsstelle Wir sind Partner von
Munzachstrasse 4 | CH-4410 Liestal @
Tel. +41 (0)61 965 99 19 energieschweiz

kontakt@suisse-eole.ch e Enasaement iosem pue
www.suisse-eole.ch
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Ubergangsbestimmungen:

Anhang 1.3, Windenergieanlagen im Einspeisevergitungssystem, Ubergangsbestimmungen:
Art. 6 Ubergangsbestimmungen:

6.1: Fur Betreiber, die fur ihre Anlage vor dem 1. Januar 2018 sowohl einen positiven
Bescheid erhalten als auch die vollstandige erste Projektfortschrittsmeldung nach bisherigem
Recht eingereicht haben, gilt eine Vergitungsdauer von 20 Jahren.

Die erste Projektfortschrittsmeldung nach bisherigem Recht bedingt ein vom Standortkanton
genehmigtes Pflichtenheft fir den Umweltvertraglichkeitsbericht. Fur die Mehrheit der
Windenergieprojekte dirfte es unmdoglich sein, bis zum 1. Januar 2018 ein genehmigtes
Pflichtenheft vorzulegen, obwohl diese Projekte bereits seit mehreren Jahren vorangetrieben
werden. Die Griinde dafir sind nicht zuletzt beim Bund zu suchen. Erstens liegen nach wie
vor keine definiten Empfehlungen zur Durchfihrung der Umweltvertraglichkeitsprifung vor.
Dies ist aber zwingend notwendig, damit die erarbeiteten Grundlagen auch im Falle einer
Beschwerde vor Gericht Bestand haben. Zweitens beansprucht die vorgelagerte Erarbeitung
und Genehmigung der kantonalen Richtpléne in der Regel mehrere Jahre Zeit. Alleine die
Genehmigung durch den Bund hat in einigen Fallen tGber 2 Jahre beansprucht.

Erwahnt sei weiter, dass einige Kantone keine Genehmigung des Pflichtenheftes
ermdglichen, sondern direkt den fertigen Umweltvertraglichkeitsbericht beurteilen.

Zu berucksichtigen ist zudem, dass eine Uberwiegende Mehrheit der Windenergieprojekte
mit positivem Entscheid noch den urspriinglichen Regelungen mit nur einer einzigen
Fortschrittmeldung (Baubewilligung) untersteht. Diese Projekte wirden mit der
vorgesehenen Regelung gegeniber spater angemeldeten Projekten benachteiligt, was wohl
kaum im Sinne des Gesetzes ist.

Antrag:
Art 6.1 ist wie folgt zu andern:

6.1: Fur Betreiber, die fur ihre Anlage vor dem 1. Januar 2020 sowohl einen positiven
Bescheid erhalten als auch die Bedingungen der_ersten Projektfortschrittsmeldung nach
bisherigem Recht erfiillen, gilt eine Verglitungsdauer von 20 Jahren.

Abbau der Warteliste (Art. 21)

Die Windenergie ist als einzige Technologie vollstandig auf das Vergitungssystem
angewiesen (keine Einmalvergitung oder Investitionsbeitrdge und keine Mdoglichkeit von
Eigenverbrauchsregelung zu profitieren). Fir die Windenergie besteht daher geméss EnG
Art. 38 ab 2024 keine Forderung mehr, wéhrend alle Ubrigen Technologien bis 2031
gefordert werden kénnen. Dies ist speziell problematisch, da Windenergie mit zwei Dritteln
der Stromproduktion im Winterhalbjahr fir die Versorgungssicherheit von besonderer
Bedeutung ist und weil die Projekte angesichts der langen Planungs- und
Bewilligungsverfahren auf stabile Rahmenbedingungen angewiesen sind.

Antrag 1:

Beim Abbau der Warteliste in Art. 21 ist diesem Umstand Rechnung zu tragen. Wir
beantragen deshalb den Absatz 3 wie folgt zu andern:

3 Die Anlagen auf der Warteliste fur die Ubrigen Erzeugungstechnologien werden in
folgender Reihenfolge bericksichtigt:

a. Windenergieanlagen, fur die die zweite Projektfortschrittsmeldung vollstandig bei der
Vollzugsstelle eingereicht wurde, entsprechend dem Einreichedatum dieser Meldunag,

b. Anlagen, fur die die Inbetriebnahmemeldung oder die Projektfortschrittsmeldung
beziehungsweise, bei Kleinwasserkraftanlagen die zweite Projektfortschrittsmeldung
vollstdndig bei der Vollzugsstelle eingereicht wurde: entsprechend dem
Einreichedatum dieser Meldung,

c. die Ubrigen Projekte: entsprechend dem Einreichedatum des Gesuchs.
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Aktuell verfigen tber 500 bei der KEV angemeldete Windenergieanlagen Uber einen
positiven Bescheid. Wir stellen jedoch fest, dass in einigen Regionen durch neue
Restriktionen (u.a. betreffend Flugsicherheit) die kantonalen Planungen Uberarbeitet worden
sind oder aktuell noch Uberarbeitet werden. D.h. die Kantone haben teilweise andere
Standorte in die Richtplanung aufgenommen oder sind dabei dies noch zu tun. Dadurch
besteht in einigen Kantonen nur eine sehr beschrankte Ubereinstimmung zwischen der
kantonalen Planung und den positiven KEV-Bescheiden. Einige obsolet gewordene Projekte
verfligen Uber positive Bescheide, wahrend sich aussichtsreiche Standorte auf der Warteliste
befinden. Eine Bereinigung in Zusammenarbeit mit den Kantonen wirde es erlauben, die
Warteliste abzubauen und die Mittel aus dem Netzzuschlagsfonds besser zu bewirtschaften.
Suisse Eole ist als Branchenverband bereit hier konstruktiv mitzuwirken.

Antrag 2:

Wir beantragen daher die positiven KEV-Bescheide in Zusammenarbeit mit den Kantonen zu
Uberprifen. Dabei soll auch ermdglicht werden, positive Bescheide innerhalb der Kantone zu
ubertragen, um damit auf Anderungen der Richtplanung zu reagieren. Entsprechend miisste
die Mdglichkeit vorgesehen werden, in diesem Fall von Art. 25 abs. 2 ¢ abzuweichen (,Die
Vollzugsstelle weist das Gesuch um Teilnahme am Einspeisevergitungssystem ab, wenn
der Standort der Anlage gegeniiber dem Antrag erheblich abweicht.”).

Referenz-Marktpreis (Art. 16)

In Art. 16 wird vorgesehen, dass der Referenz-Marktpreis dem Durchschnitt der Preise in
einem Vierteljahr entsprechen soll. Fur die Versorgungssicherheit der Schweiz stellt in
Zukunft insbesondere das Winterhalbjahr eine besondere Herausforderung dar, da
Wasserkraft und Photovoltaik, welche in Zukunft die wichtigsten Energietrager zur
Elektrizitatserzeugung sein werden, mehrheitlich im Sommer anfallen (siehe dazu auch
Newsletter 3/ 2017 der EICom).

Um diesem Umstand Rechnung zu tragen, schlagen wir vor, den Referenz-Marktpreis
entsprechend dem jahrlichen Durchschnitt zu bilden. Anlagen, welche mehr im
Winterhalbjahr produzieren, kénnen dadurch einen Erlés auf dem Markt erzielen, welcher
Uber dem Referenz-Marktpreis liegt.

Antrag:
Art. 16 Abs. 2 ist wie folgt zu andern:

Der Referenz-Marktpreis flir Elektrizitat aus den dbrigen Technologien entspricht dem
Durchschnitt der Preise, die an der Strombdrse in einem ganzen Jahr jeweils fiir den
Folgetag fiir das Marktgebiet Schweiz festgesetzt werden.
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Energieverordnung (EnV)

Guichet Unique (Art. 7)

Wir begrussen es sehr, den Guichet Unique beim BFE anzusiedeln (Abs. 1). Hier ist die
notwendige Fachkompetenz fir die teilweise sehr komplexen Sachverhalte vorhanden.

Gemass erlauterndem Bericht handelt es sich beim ,Guichet Unique“ nicht um eine
Leitbeh6rde im Sinne des Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes. Es gehdrt
somit nicht zur Aufgabe des BFE, eine konsolidierte Stellungnahme des Bundes bzw. einen
konzentrierten Entscheid zu fallen. Genau dies ware aber notwendig, um die
Bewilligungsverfahren zu beschleunigen, was der eigentliche Sinn von Art. 14 ist.
Entsprechend ist im Energiegesetz vorgesehen, dass ,der Bundesrat eine
Verwaltungseinheit bezeichnet, die fir die Koordination dieser Stellungnahmen und der
Bewilligungsverfahren sorgt.“ ( Art. 14 Abs. 4) und dass ,der Bund zur Unterstitzung der
Kantone methodische Grundlagen erarbeitet und die Gesamtsicht, Einheitlichkeit und
Koordination sicher stellt“ (Art. 11 Abs. 1).

Antrag:

Art. 7 Absatz 1 ist wie folgt zu erganzen:

Fur die Koordination der Stellungnahmen und der Bewilligungsverfahren nach Artikel 14
Absatz 4 EnG ist bei Windkraftanlagen das Bundesamt fiir Energie (BFE) zustandig. Das
BFE fungiert als Leitbehérde im Sinne des Regierungs- und Verwaltungsorganisations-
gesetzes vom 21. Méarz 1997 (RVOG).

Nationales Interesse (Art. 9).

Der in Art. 9 vorgesehene Grenzwert fir das nationale Interesse von Windenergieanlagen
von 10 GWh ist aus mehreren Grinden wichtig und deshalb sehr zu begrissen.
Insbesondere ist das nationale Interesse fir Windenergieprojekte essentiell, weil auch
bereits geringe Beeintrachtigungen von Schutzinteressen regelmassig zu Beschwerden
fuhren, sodass die Interessensabwéagung schlussendlich vor Gericht Uberpruft wird. Wir
unterstitzen den Wert von 10 GWh aus folgenden Uberlegungen:

Erstens ist der Wert aus unserer Sicht so festzulegen, dass die Erreichung der nationalen
Zielsetzungen damit wirksam unterstitzt wird. Das heisst, dass Projekte, welche eine
Grossenordnung erreichen, die zur Zielerreichung wesentlich ist, in nationalem Interesse
liegen sollen. Es liegt in der Natur der erneuerbaren Energien, dass der Beitrag eines
einzelnen Projektes eher gering bleibt. Deshalb kann nicht der Beitrag des einzelnen
Projektes als wesentlich angesehen werden, sondern der Beitrag der entsprechenden
Grossenkategorie. Der Wert von 10 GWh stellt die Kohérenz zu den kantonalen Planungen
sicher, welche i.d.R. gleichlautende oder entsprechende Bedingungen fur die Bezeichnung
der Standorte in der Richtplanung verwenden. Mit 10 GWh erhalt die Uberwiegende Mehrheit
der von den Kantonen ausgeschiedenen Standorte ein nationales Interesse. Aus heutiger
Sicht ist es fur die Erreichung der nationalen Ziele notwendig, dass moglichst alle von den
Kantonen in den Richtpléanen ausgeschiedenen Standorte realisiert werden kénnen.

Zweitens wird mit dem Wert von 10 GWh insgesamt eine optimale L&sung zwischen
Energieerzeugung und Landschafts-/ Naturschutzinteressen unterstitzt. Es ist Aufgabe der
kantonalen Richtplanung, Standorte fir die Windenergie so auszuscheiden, dass insgesamt
ein Optimum zwischen Energieerzeugung und Landschafts-/ Naturschutzinteressen erreicht
wird. Wirde von diesen Standorten aber nur ein Teil ein nationales Interesse erhalten, so
wirde dadurch das erwéhnte Optimum nur noch bedingt unterstitzt. Es ware zudem
schwierig zu kommunizieren, wieso die von den Kantonen gewdhlte Lésung durch das
nationale Interesse in zwei Kategorien geteilt wirde (Standorte mit/ ohne nationales
Interesse).
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Drittens wirde ein héherer Grenzwert zu einer Konzentration auf den westschweizer Jura
fuhren, was sich erfahrungsgemass negativ auf die Akzeptanz auswirkt. Die Standorte in der
ubrigen Schweiz weisen in der Regel ein geringeres Produktionspotenzial auf, als die
Standorte im westschweizer Jura. Ein Grenzwert von 20 GWh oder mehr wirde die
Entwicklung in diesen Regionen hemmen.

Viertens erhthen sich die Realisierungschancen auch fur Standorte mit grossem Potenzial,
wenn diese in mehreren Etappen realisiert werden. Dies hat sich insbesondere auf dem
Mont Crosin als sehr erfolgreich erwiesen. Mit Ausnahme des Standorts Peuchapatte lag
bisher die 1. Realisierungsetappe an samtlichen Schweizer Standorten unter 10 GWh. Es
muss jedoch davon ausgegangen werden, dass Gegner der Nutzung der Windenergie
versuchen, bereits die erste Etappe durch Einsprachen/ Beschwerden in Frage zu stellen.
Umso wichtiger ist deshalb, dass das nationale Interesse bereits fur die erste Etappe erreicht
wird.

Aufgrund der vorgenannten Punkte gehen wir schliesslich davon aus, dass mit einem
hoheren Grenzwert die Ziele der Energiestrategie kaum zu erreichen sind.

Antrag:
Unterstiitzung des Art. 9 wie bestehend.
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Verordnungen Energiestrategie 2050 1. Massnahmenpaket (Ver-
nehmlassung)

Sehr geehrte Frau Bundesprasidentin Leuthard
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit dem Schreiben vom 1. Februar 2017 wurde swisscleantech eingeladen, zu den Anderungen
von neun Verordnungen im Rahmen der Umsetzung des ersten Massnahmenpakets zur Energie-
strategie 2050 Stellung zu nehmen. Wir bedanken uns fir die Méglichkeit der Stellungnahme.

| Allgemeine Beurteilung

swisscleantech unterstitzt die Umsetzung des ersten Massnahmenpakets der Energiestrategie
2050 und der damit verbundenen Verordnungsanderungen im Grundsatz. Aus Sicht von
swisscleantech ist das totalrevidierte Energiegesetz gegenliber dem geltenden Energiegesetz
aus den folgenden Griinden vorteilhafter:

Das neue Energiegesetz

e bringt gegenlber dem geltenden Gesetz eine marktorientiertere Férderung der neuen er-
neuerbaren Energien. Die Produzenten miissen sich am Marktrisiko beteiligen.

» bringt gegeniiber dem geltenden Gesetz eine erste Moglichkeit, die Wasserkraft als
Ruckgrat unserer klimaneutralen Stromproduktion bei schwierigen Marktbedingungen ge-
zielt zu stitzen.

e bringt gegenlber dem geltenden Gesetz eine Verstarkung der Férderung der Energieeffi-
zienz in den Bereichen der Motorfahrzeuge, Gerate und Gebaude.

e bringt gegenlber dem geltenden Gesetz einen schrittweisen und sicheren Ausstieg aus
der Kernkraft.

e schafft in verschiedenen Bereichen, namentlich dem Eigenverbrauch oder beim nationa-
len Interesse Klarheit und es werden Ablaufe vereinfacht.

Die Anderungen auf Verordnungsstufe betreffen - ohne die Verordnungsanderungen im Zusam-
menhang mit den steuerlichen Massnahmen - neun Verordnungen. Die Umsetzung der verschie-
denen mit den Verordnungen verbundenen Aufgaben (Herkunftsnachweis, Férderungen,

Investitionsbeitrage etc.) erscheint uns fir alle Beteiligten (Gesuchsteller, Branche und Bund)
sehr aufwandig zu sein. Da die Verordnungsanderungen vor allem die administrativen Aufgaben

www.swisscleantech.ch
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regeln, ohne eine energetische Wirkung im Sinne der Energiestrategie zu erzielen, sollte die Um-
setzung ohne zusatzliche Bundesstellen erreicht werden. Daher beantragen wir nochmals inten-
siv zu prifen, wo Vereinfachungen méglich und sinnvoll sind.

In der folgenden Stellungnahme werden die fur swisscleantech relevanten Verordnungsartikel der
Reihe nach kommentiert. Aus Sicht von swisscleantech stehen jedoch flinf Themen im Vorder-
grund:

o Nationales Interesse (EnV)

e Eigenverbrauch; Ort der Produktion (EnV)

e Ruckvergutungstarife (EnV)

e Netzanschluss bei Zusammenschlissen zum Eigenverbrauch (StromVV)

¢ Intelligente Messsysteme (StromVV)

Il Totalrevision der Energieversorgung (EnV)

Art. 7 Guichet Unique (Art. 7)

Wir wirden es begriissen, wenn die Verordnung beziiglich Guichet Unique praziser abgefasst
wurde (Abs. 1). Wir empfehlen, den Quichet Unique beim BFE anzusiedeln. Hier ist die notwen-
dige Fachkompetenz fiir die teilweise sehr komplexen Sachverhalte vorhanden.

Gemass erlauterndem Bericht handle es sich beim Guichet Unique nicht um eine Leitbehdrde im
Sinne des Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes. Es gehdre somit nicht zur Auf-
gabe des BFE, eine konsolidierte Stellungnahme des Bundes, bzw. einen konzentrierten Ent-
scheid zu fallen. Genau dies ware aber notwendig, um die Bewilligungsverfahren zu
beschleunigen, was der eigentliche Sinn von Art. 14 ist. Entsprechend ist im Energiegesetz vor-
gesehen, dass der Bundesrat eine Verwaltungseinheit bezeichnet, die fiur die Koordination dieser
Stellungnahmen und der Bewilligungsverfahren sorgt. (Art. 14 Abs. 4) und dass ,der Bund zur
Unterstiitzung der Kantone methodische Grundlagen erarbeitet und die Gesamtsicht, Einheitlich-
keit und Koordination sicher stellt* (Art. 11 Abs. 1).

Antrag:

Art. 7 Absatz 1 ist wie folgt zu erganzen:

Fiir die Koordination der Stellungnahmen und der Bewilligungsverfahren nach Artikel 14 Absatz 4
EnG ist bei Windkraftanlagen das Bundesamt fiir Energie (BFE) zusténdig. Das BFE fungiert als
Leitbehérde im Sinne des Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes vom 21. Mérz

1997 (RVOG).

Abénderung nationales Interesse:

Es ist wichtig, dass die Guterabwagung zwischen Umweltqualitat und Energieproduktion optimal
erfolgt. Die verschiedenen Technologien haben unterschiedliche Umweltauswirkungen. Gleich-
zeitig ist die Dringlichkeit der Ausweitung der Produktionskapazitaten sehr unterschiedlich. Spei-
cherkraft hat eine wichtigere Bedeutung als die dargebotsorientierte Produktion, welche
wiederum besonders nachgefragt ist im Winter.

Die PV ist eine Technologie mit geringen externen Kosten, die auch unproblematisch ausgebaut
werden kann, die aber im Mittelland im Winter nur 30% der Produktion leistet und ausserdem auf
kurzzeitige Speicher angewiesen ist. Bezliglich Saisonalitat weist sie eine ahnliche Produktions-
charakteristik wie Kleinwasserkraftwerke in den Bergen auf, ist jedoch bereits heute deutlich
glnstiger.

www.swisscleantech.ch



— Zirich, 5. Mai 2017 — Seite 3

Windkraft auf der anderen Seite produziert im Winterhalbjahr die grésseren Energiemengen als
im Sommer.

Das nationale Interesse muss auf diese Uberlegungen Riicksicht nehmen und an Winterproduk-
tion und Speicherkapazitat gemessen werden. Die aktuelle Formulierung nimmt zwar auf die
Speicherkapazitat Ricksicht, nicht aber auf die Saisonalitat.

Wir empfehlen daher Artikel 8 und 9 neu zu formulieren.
2. Abschnitt: Nationales Interesse
Art. 8 Wasserkraftanlagen von nationalem Interesse
1 Neue Wasserkraftanlagen sind von nationalem Interesse, wenn sie (iber:
a. eine mittlere erwartete Produktion von mindestens 20 GWh im Winterhalbjahr verfiigen;
oder
b. eine mittlere erwartete Produktion im Winterhalbjahr von mindestens 10 GWh und (iber
mindestens 800 Stunden Stauinhalt bei Vollleistung verfiigen.
2 Bestehende Wasserkraftanlagen sind von nationalem Interesse, wenn sie durch die Erweite-
rung oder Erneuerung:
a. eine mittlere erwartete Produktion von jahrlich mindestens 10 GWh erreichen; oder
b. eine mittlere erwartete Produktion von jahrlich mindestens 5 GWh erreichen und (iber
mindestens 400 Stunden Stauinhalt bei Vollleistung verfiigen.

Anmerkung: Auch in Abs 2 kdnnte Saisonalitédt zur Anwendung kommen. Hier hat die Forderung
aber weniger Prioritat, da bei einem Ausbau die Umweltauswirkungen, bei Einhaltung der GschG,
kleiner sind.

3 Liegt bei neuen Wasserkraftanlagen die erwartete Produktion im Winterhalbjahr zwischen 10
und 20 GWh und bei bestehenden zwischen 5 und 10 GWh pro Jahr, so reduziert sich die Anfor-
derung an den Stauinhalt linear.

4 Pumpspeicherkraftwerke sind von nationalem Interesse, wenn sie (iber eine installierte Leis-
tung von mindestens 100 MW verfiigen, welche ganzjédhrig zur Verfiigung steht.

Art. 9 Windkraftanlagen von nationalem Interesse

1 Fiir die Beurteilung, ob eine Windkraftanlage von nationalem Interesse ist, kbnnen mehrere An-
lagen gemeinsam beriicksichtigt werden, wenn sie in einer nahen rdumlichen und gemeinsamen
Anordnung (Windpark) stehen.

2 Neue Windkraftanlagen oder Windparks sind von nationalem Interesse, wenn sie (iber eine
mittlere erwartete Produktion von mindestens 5 GWh im Winterhalbjahr verfiigen.

3 Bestehende Windkraftanlagen oder Windparks sind von nationalem Interesse, wenn sie durch
die Erweiterung oder Erneuerung eine mittlere erwartete Produktion von jéhrlich mindestens 5
GWh im Winterhalbjahr erreichen.

Ein héherer Grenzwert wiirde dazu flihren, dass insbesondere Anlagen im Westschweizer Jura
bevorzugt wirden. Dies ware nicht nur aus Netzsicht unerwiinscht, es wirkt sich auch negativ auf
die Akzeptanz aus.

Ein Grenzwert von 10 GWh Winterproduktion oder mehr wirde die Entwicklung in der Zentral-,
Nord- und Ostschweiz, deren Standorte in der Regel ein geringeres Produktionspotenzial aufwei-
sen, hemmen.

Die Realisierungschancen erhéhen sich auch fiir Standorte mit grossem Potenzial, wenn diese in
mehreren Etappen realisiert werden. Dies hat sich insbesondere auf dem Mont Crosin als sehr
erfolgreich erwiesen. Besteht das nationale Interesse bereits fir die erste Etappe, kann eine kon-
sistent finanzierbare Projektentwicklung gewahrleistet werden. Besteht es nicht, ist zu befiirchten,
dass Gegner eine erste Etappe eines grosseren Windparks durch Einsprachen blockieren.

www.swisscleantech.ch
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Wir empfehlen, auch ein nationales Interesse fiir PV-Anlagen zu definieren, wobei fiir swissclean-
tech wiederum die Winterproduktion im Vordergrund steht. Diese betragt in den Alpen zum Teil
bis zu

50% der Jahresproduktion und ist somit eine hilfreiche Unterstitzung der Winterproduktion. Viele
geeignete Produktionsstatten, die z.T. schon technisch beeintrachtigt sind (z.B. durch Lawinen-
verbauungen), sind innerhalb von BLN-Gebieten. Auch hier muss eine Giterabwagung gesche-
hen.

Art. 9a Photovoltaikanlagen von nationalem Interesse

Neue Photovoltaikanlagen sind von nationalem Interesse, wenn sie liber eine mittlere er-
wartete Produktion von mindestens 1 GWh im Winterhalbjahr verfiigen.

Hinweis zu Art 13 Vergiitung
Art. 13 Abs. 1

1. Bei der Vergiitung fiir Elektrizitdt aus erneuerbaren Energien richten sich die Kosten, die
der Netzbetreiber fiir die Beschaffung gleichwertiger Elektrizitédt vermeidet, nach den Kos-
ten des Bezugs bei Dritten und den Gestehungskosten der eigenen Produktionsanlagen.

Es gilt darauf hinzuweisen, dass durch die sehr unterschiedlichen Kostenstrukturen zum Teil sehr
unterschiedliche Rickliefertarife entstehen. Aus einer (ibergeordneten Sicht ist dies nicht unbe-
dingt winschenswert. Energielieferanten, die keine eigene Produktion haben, erhalten so die
Méglichkeit, tiefere Rickliefertarife zu verfiigen. Als Folge davon ergibt sich eine Entsolidarisie-
rung, weil in diesen Netzgebieten eine tiefere Entschadigung fiir Eigentiimer von Solaranlagen
resultiert. Folglich wird in diesen Regionen der Ausbau gebremst — unabhangig davon, ob die Re-
gion fur Solaranlagen geeignet ist oder nicht.

Abédnderung Art. 15 Ort der Produktion

Abschnitt: Eigenverbrauch

Art. 15 Ort der Produktion

Als Ort der Produktion gilt das Grundstiick, auf dem die Produktionsanlage liegt. Umliegende
Grundstiicke gelten ebenfalls als Ort der Produktion, sofern das Verteilnetz des Netzbetreibers
zwischen der Produktionsanlage und dem Verbrauch nicht in Anspruch genommen wird. Falls
damit der Aufbau von Parallelnetzen verhindert werden kann, treten Netzbetreiber Teile

des Netzes an die Eigenverbrauchsgemeinschaft ab. Diese entschiddigen durch Uber-
nahme des Restwertes.

Begrindung:

Diese LOsung entspricht dem Zweckartikel 1 des Energiegesetzes, wonach eine wirtschaftliche
und umweltvertragliche Bereitstellung und Verteilung der Energie sichergestellt werden muss.
Parallelnetze sind zu vermeiden, vorhandene Netze sind technisch und wirtschaftlich optimal zu
nutzen. Durch den Besitz des Netzes kann ein Netzbetreiber den sinnvollen Zusammenschluss
zum Beispiel in EFH-Quartieren blockieren und beschafft sich dadurch ein Monopol.

Hinweis zu Art. 16 Voraussetzung fiir den Zusammenschluss zum Eigenverbrauch

Grundsatzlich ist swisscleantech der Meinung, dass die Hurden fiir Eigenverbrauchs-Gemein-
schaften moglichst tief sein sollten. Wenn jedoch eine grosse Anzahl von Konsumenten Uber die
Grindung von Eigenverbrauchsgemeinschaften in den Liberalisierten Markt wechseln, fihrt dies
zu einem gewissen Grad zu einer Entsolidarisierung. Dies kann kompensiert werden, indem die
Anforderung an die Menge der Eigenproduktion erhéht wird.

www.swisscleantech.ch
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Wir empfehlen daher einen entsprechenden Passus aufzunehmen:

«Ist eine Mehrheit der Kunden, gemessen am Energiebedarf, Teil der nicht liberalisierten Grund-
versorgung, darf die Eigenverbrauchsgemeinschaft nur dann in den liberalisierten Strommarkt
wechseln, wenn der Anteil der Eigenproduktion mindestens 20% betragt.»

Im Gegenzug empfehlen wir, die Minimalgrenze auf 10 % des Stromverbrauchs festzulegen.

Hinweis zu Art 19 Verhéltnis zum Netzbetreiber

Wer eine Eigenverbrauchsgemeinschaft einrichtet, orientiert sich an der Laufzeit der von ihm ge-
tatigten Investitionen. Eine dreimonatige Frist zur Anmeldung einer Eigenverbrauchsgemein-
schaft scheint daher relativ kurz — zumal von den Verteilnetzbetreibern eine langere Frist als
optimal erachtet wird. swisscleantech erscheint eine Frist von sechs Monaten angebracht.

Art. 19 Abs. 4 ergédnzen (Kostenverteilung konkretisieren):

Ist die Grundeigentimerin oder der Grundeigentiimer nicht in der Lage, die Mitglieder des Zu-
sammenschlusses mit Elektrizitat zu versorgen, hat der Netzbetreiber die Versorgung umgehend
sicherzustellen. Samtliche Kosten, die dadurch beim Netzbetreiber anfallen, hat die Grundeigen-
timerin oder der Grundeigentimer zu tragen.

lll Revision Verordnung liber die Stromversorgung (StromVV)

Préazisierung Art. 3a Netzanschluss bei Zusammenschliissen zum Eigenverbrauch
Art. 3a Netzanschluss bei Zusammenschliissen zum Eigenverbrauch

1 Ein Netzbetreiber kann einem Zusammenschluss zum Eigenverbrauch nach Artikel 17 oder 18
des Energiegesetzes vom 30. September 2016 (EnG) den Anschluss ans Netz verweigern, wenn
aufgrund des Anschlusses unverhéltnisméssige Massnahmen flir den sicheren Netzbetrieb ergrif-
fen werden miissten, oder wenn der Endverbraucher keine Gewéhr fiir einen funktionierenden
internen Betrieb geben kann.

Es muss klar definiert werden, was konkret mit ,unverhaltnismassige Massnahmen fiir den siche-
ren Netzbetrieb“ gemeint ist. Andernfalls ergibt sich eine recht willkirlich Ausgangslage.

Abénderung Art. 8 Messwesen und Informationsprozesse
Art. 8 Abs. 3, 3bis und 5

3 Die Netzbetreiber stellen den Beteiligten fristgerecht, einheitlich und diskriminierungsfrei die
Messdaten und Informationen zur Verfligung, die notwendig sind fiir:

a. den Netzbetrieb;

b. das Bilanzmanagement;

c. die Energielieferung;

d. die Anlastung der Kosten;

e. die Berechnung der Netznutzungsentgelte; und

f. die Abrechnungsprozesse im Zusammenhang mit dem Energiegesetz vom 30. September
20164 (EnG) und der Energieverordnung vom 1. Januar 20185 (EnV).

g. die Echtzeit-Verbrauchersteuerung durch Endverbraucher

3bis Sie dlirfen die Leistungen nach Absatz 3 den Beziigern nicht zusétzlich zum Netznutzungs-
entgelt in Rechnung stellen. Werden Leistungen nach Absatz 3 von Dritten erbracht, so miissen
sie diese angemessen entschédigen.

www.swisscleantech.ch
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Abénderung Art. 8a und Art. 31e, Intelligente Messsysteme

swisscleantech unterstitzt den Vorschlag zur Einfihrung intelligenter Messsysteme. Allerdings ist
aus der Sicht von swisscleantech nicht in jedem Fall die Umristung gleich prioritéar. Wir schlagen
vor, die Frist auf 25 Jahre zu verlangern, jedoch die Umristung der Zahler prioritéar dort vorneh-
men zu lassen, wo effektiv steuerbare Lasten vorhanden sind. Diese Umrustung sollte daflr in-
nerhalb von fiinf Jahren umgesetzt werden. Ebenfalls sollten neue
Eigenverbrauchsgemeinschaften von Anfang an mit einem Smartmeter versehen werden.

Ausserdem gilt es zu unterscheiden zwischen der Ausstattung der Zahler und dem effektiven Ge-
brauch. So macht es zum Beispiel Sinn, wenn die Zahler, welche in Einfamilienhduser eingebaut
werden, Uber die volle Funktionalitat verfligen, jedoch macht es keinen Sinn, Fahigkeiten, wie
zum Beispiel die Blindleistungsmessung, auch zu kalibrieren und einzusetzen. Wir empfehlen da-
her einen Passus wie folgt einzusetzen.

Antrag:

Art 8a Abs 4: Uber Einsatz und Nutzung der Funktionalitaten entscheidet der Netzbetreiber. Ver-
braucher kénnen/dirfen? eine Erweiterung der Funktionalitaten verlangen, soweit diese den obi-
gen Mindestanforderungen entsprechen.

Art. 31e Meldung und Priifung des Gesuchs durch die kantonalen Behérden

Samtliche Zahler mit regelbaren Leistungen von mehr als 5 kW Leistung (Vorschlag, geeignete
Grosse mit Netzbetreibern zu vereinbaren) sind innerhalb von fiinf Jahren, sdmtliche anderen
Zahler innerhalb von 25 Jahren auszutauschen. Werden neue Eigenverbrauchsgemeinschaften
gegrundet, missen diese mit einem Zahler gemass Art 8 ausgerlstet werden.

Abénderung Art. 18 Netznutzungstarife

Der Wechsel der Bezugsgrdsse von der Anschlussleistung der Anlage zur Anschlussleistung des
Endverbrauchers ist grundsatzlich richtig. Eine nicht gerechtfertigte Sonderbehandlung der Ei-
genverbraucher wird damit verhindert.

Die Anschlussleistung von 15 kVA ist jedoch viel zu tief gewahlt. Dies entsprache einer Siche-
rung von 21,7 A. Typische Haussicherungen bei bestehenden EFH haben meist 40 Ampére, was
einer Anschlussleistung von 27,7 kVA entspricht (A x 400V x V3). Wir beantragen eine Grenze
von 40 kVA, bis zu der nur eine Kundengruppe zuldssig ist.

Wir begrissen explizit folgende Regelungen:

o Wie bisher 70%, nicht-degressiver Arbeitstarif, neu gilt der Grundsatz auch fur Endver-
braucher, die eine Leistungsmessung haben.

e Fir héhere Anschlussleistung oder Produktionsanlagen tiber15 kVA (resp. einer héheren
Grenze, siehe oben): Auch hier 70% nicht-degressiver Arbeitstarif, sofern auf Span-
nungsebene <1 kV angeschlossen.

o Der Netzbetreiber kann allen Endverbrauchern auf Spannungsebene <1 kV als Alterna-
tive zur Basisoption (70% Arbeitstarif) neue Netzprodukte (z.B. einfache Leistungstarife)
anbieten.

e Der Einsatz intelligenter Steuerungen ist per se kein ausreichender Grund fiir eine sepa-
rate Kundengruppe.

www.swisscleantech.ch
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IV Revision Energieférderungsverordnung (EnFV)

Art. 15 Direktvermarktung
Art. 15 Abs. 2

Im Sinne der Rechtssicherheit ist es stossend, bestehende Anlagen zu zwingen, in die Selbstver-
marktung zu wechseln. Wir hinterfragen deshalb diesen Passus und empfehlen ihn zu streichen.

Art 21 Abbau der Wartelisten
Art. 21 Abs. 2 Varianten

Fir den Ausbau der Warteliste ziehen wir die aktuell vorgeschlagene Variante A vor. Die Variante
B wiirde dazu flihren, dass Personen, die in Treu und Glauben auf die Verlasslichkeit der Institu-
tionen investiert haben, plétzlich mit erheblichen Folgekosten und unrentablen Investitionen kon-
frontiert sind. Im Vergleich dazu ist der Schaden, welcher dadurch entsteht, dass ein potentieller
Investor eine Anlage nicht in der geplanten Art realisieren kann, sehr klein.

Des Weiteren schlagen wir vor, dass auch bei der Windenergie in geeigneter Weise der Projekt-
fortschritt zu einer Privilegierung flhrt. Anderenfalls steht zu befiirchten, dass Anlagen aufgrund
von Behinderungen die Realisierung von weiter fortgeschrittenen Anlagen blockieren.

Die Windenergie ist als einzige Technologie vollstdndig auf das Vergltungssystem angewiesen
(keine Einmalvergltung oder Investitionsbeitrage und keine Méglichkeit von Eigenverbrauchsre-
gelung zu profitieren).

Wir haben deshalb fiir Art. 21 den folgenden Antrag formuliert:

Antrag 1:

Beim Abbau der Warteliste in Art.21 ist diesem Umstand Rechnung zu tragen. Wir beantragen
deshalb fir Absatz 3 wie folgt zu andern:

3 Die Anlagen auf der Warteliste fur die Gibrigen Erzeugungstechnologien werden in folgender
Reihenfolge berucksichtigt:

a. Windenergieanlagen, fiir die die zweite Projektfortschrittsmeldung vollstiandig bei der
Vollzugsstelle eingereicht wurde, entsprechend dem Einreichedatum dieser Meldung,

b. Anlagen, fir die die Inbetriebnahmemeldung oder die Projektfortschrittsmeldung beziehungs-
weise, bei Kleinwasserkraftanlagen die zweite Projektfortschrittsmeldung vollstédndig bei der Voll-
zugsstelle eingereicht wurde: entsprechend dem Einreichedatum dieser Meldung,

c. die Ubrigen Projekte: entsprechend dem Einreichedatum des Gesuchs.

Reduktion der Vergiitungsdauer von 20 auf 15 Jahre

Anhang 1.3 Windenergieanlagen im Einspeiseverglitungssystem,
Art. 4 Verglitungsdauer:

Die Vergiitungsdauer betrdgt 15 Jahre.

Leider missen wir immer wieder feststellen, dass die Windenergie in der Schweiz nicht vom
Fleck kommt. Aufgrund der Winterproduktion ware jedoch eine schnellere Entwicklung der Wind-
energie zu begrussen. Die aktuell vorgesehene Verkiirzung der Laufzeit der KEV von 20 auf 15
Jahren, zieht eine Reduktion der Entschadigungen um 25 % nach sich. Aufgrund der gestiege-
nen Anforderungen muss jedoch davon ausgegangen werden, dass, im Gegensatz zur Fotovol-
taik beispielsweise, die Anlagenkosten nicht gesunken sind. Aufgrund der tiefen
Strommarktpreise kann der fehlende Investitionskostenbeitrag auch nicht am Ende der Lebens-
dauer der Anlage erarbeitet werden. Eine Reduktion der Entschadigungsdauer ohne gleichzeitige
Erhéhung der Beitrage wiirde fiir viele Projekte das Aus bedeuten. Wir empfehlen deshalb, auf
diese Verkirzung zu verzichten.

www.swisscleantech.ch
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Antrag:

Vergutungsdauer unverandert bei 20 Jahren zu belassen oder das Vergltungssystem (Vergu-
tungssatze, Referenzstandort) tiberprifen.

Art. 26 Okoinnovation

Synthetisch hergestellte Energietrager gelten als eine der wichtigsten Stossrichtungen zur Erfiil-
lung des Pariser Klimaabkommens. Wir empfehlen, dieser Uberlegung bereits heute Rechnung
zu tragen, indem Art. 26 um einen Passus erganzt wird, der synthetisch hergestellte Energietra-
ger im Sinne der Uberwiesenen Motion Boni anrechenbar macht.

Art. 74 Austritt aus dem Einspeisevergiitungssystem

Im Sinne der Uberlegung von Swisspower empfehlen wir, bei den energetischen Mindestanforde-
rungen die Einspeisung von Biogas ins Netz gegenliber der Verstromung als gleichwertig zu be-
trachten. Insbesondere ist zu beachten, dass die Wertigkeit von eingespeistem Biogas in
Anbetracht der knappen schweizerischen Stromproduktionskapazitaten im Winter sehr hoch ist.

Wir bedanken uns im Voraus fiir die Berticksichtigung unserer Stellungnahme.
Mit freundlichen Griissen

swisscleantech

e P Clps

Eric Brandt Christian Zeyer
Leiter Energiepolitik Geschéftsflhrer

www.swisscleantech.ch
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David Stickelberger
044 250 88 34

UVEK
Frau Bundesprasidentin D. Leuthard
3003 Bern

per Mail an: energiestrategie@bfe.admin.ch

Umsetzung des ersten Massnahmenpakets zur Energiestrategie 2050: Anderungen auf

Verordnungsstufe

Sehr geehrte Frau Bundesprasidentin
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir danken Ihnen fiir die Gelegenheit, zu den genannten Verordnungsanderungen Stellung nehmen
zu konnen. Fir den zukunftigen Einsatz der Solarenergie sind verschiedene Punkte von zentraler
Bedeutung. Wir hoffen deshalb auf eine wohlwollende Prufung unserer Vorschlage.

170508_Vemehmlassung Verordnungen ES2050.docx

Freundliche Griisse
SWISSOLAR

Qclexllespr

David Stickelberger
Geschéftsleiter
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Vorlage 1: Stromversorgungsverordnung (StromVV)

Art 3a, Netzanschluss bei Zusammenschliissen zum Eigenverbrauch
Antrag: Ersatzlose Streichung

Begrindung:

Diese Formulierung hat keine gesetzliche Grundlage. Art. 17 Abs.2 EnG spezifiziert die
Anforderungen gemass Strom VG (Art.6 und 7). Zudem braucht es immer einen Sicherheitsnachweis
gemass NIV. Wenn dieser Artikel nicht gestrichen wird, musste zumindest klar definiert werden, was
konkret mit ,unverhaltnismassige Massnahmen fiir den sicheren Netzbetrieb“ gemeint ist.
,Unverhaltnismassige Massnahmen fiir den sicheren Netzbetrieb liegen vor, wenn...”

Art. 7, Abs. 3, Bst. >, h und m, Kostenrechnung

Antrag neuer Bst. n:

Kosten fur gewisse innovative Massnahmen, wie z.B. Sensibilisierungsaktivitaten, die fur die
Netzentwicklung und Netzstabilitat wichtig sind.

Begriindung:

Die Akzeptanz neuer Infrastrukturen und Technologien, die mitunter auch neues Wissen und
Verhaltensdnderungen auf Seiten der Anwender erfordern, muss mit entsprechenden
Sensibilisierungsmassnahmen unterstiitzt werden. Diese sind als relevanter Faktor in der
Kostenrechnung des Netzbetreibers zu bertcksichtigen.

Art. 8, Abs. 3, 3bis, Messwesen und Informationsprozesse
Antrag Abanderung

3 Die Netzbetreiber stellen den Beteiligten fristgerecht, einheitlich und diskriminierungsfrei die
Messdaten und Informationen zur Verfligung, die notwendig sind fir:

a. den Netzbetrieb;

b. das Bilanzmanagement (als Basis fur die zeitechte Verbrauchersteuerung durch Endverbraucher
und/oder Netzbetreiber)

c. die Energielieferung;

d. die Anlastung der Kosten;

e. die Berechnung der Netznutzungsentgelte; und

f. die Abrechnungsprozesse im Zusammenhang mit dem Energiegesetz vom 30. September 20164
(EnG) und der Energieverordnung vom 1. Januar 20185 (EnV).

g. die zeitechte Verbrauchersteuerung durch Endverbraucher

Begrundung:

Mit dem Erganzungsvorschlag (unterstrichen) wird prazisiert, dass die Messdaten und Informationen
innert Sekunden Uber eine géngige Schnittstelle an den Endverbraucher tibermittelt werden missen.
Damit soll dieser die Moglichkeit haben, seine Verbraucher wie Boiler, Warmepumpen,
Waschmaschinen, etc. abhangig vom Netztarif und der Eigenproduktion zu steuern, ohne dafiir noch
einen zusétzlichen Privatzahler installieren zu missen.

Art. 8a und Art. 31e, Intelligente Messsysteme
Swissolar unterstutzt den Vorschlag zur Einfihrung intelligenter Messsysteme. Allerdings ist die
Ubergangsfrist mit 7 Jahren zu kurz bemessen, wir beantragen 10 Jahre.
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Der Wegfall der Kostentragpflicht fiir die Lastgangmessung ab 30 kVA (Streichung des bisherigen
Art. 8, Abs. 5) fuhrt zu einer grossen Entlastung fur PV-Anlagen im Bereich von 30-50 kVA, die heute
25% und mehr der Gesamtkosten fir das Messwesen ausgeben missen. Damit diese Verbesserung
wirksam wird, muss jedoch eine Pflicht zur Verwendung der intelligenten Messsysteme vorgesehen
werden, sobald sie installiert sind. Sicherzustellen ist jedoch, dass der Eigentiimer Zugriff auf die
erfassten Daten hat

Art. 8c, Intelligente Steuer- und Regelsysteme

Abs. 1: Wir beméngeln, dass nur dem Netzbetreiber das Recht zugesprochen wird, intelligente
Steuer- und Regelsysteme zu verwenden. Das gleiche Recht sollte auch fir den Endverbraucher
gelten, wobei definiert werden muss, wer wann die Schalthoheit im Interesse des sicheren
Netzbetriebs hat.

Beispiel Mittagsspitzensperre: Ein Anlagenbetreiber sollte die Mittagssperre des Verteilnetzbetreibers
Uberbriicken dirfen, wenn er geeignete Massnahmen trifft, dass er in dieser Zeit keinen Strom aus

dem Netz bezieht.

Abs. 3: Ersatzlos streichen oder nur als Option (Der Netzbetreiber kann...) formulieren.

Abs. 4: Wir beantragen die ersatzlose Streichung. Aufgrund der hohen Datensensibilitét soll der
Endverbraucher in jedem Fall seine ausdriickliche Zustimmung fiir die Installation intelligenter Mess-
und Regelsysteme geben mussen.

Art. 18, Netznutzungstarife

Der Wechsel der Bezugsgrdsse von der Anschlussleistung der Anlage zur Anschlussleistung des
Endverbrauchers ist grundsatzlich richtig. Eine nicht gerechtfertigte Sonderbehandlung der
Eigenverbraucher wird damit verhindert.

Die Anschlussleistung von 15 kVA ist jedoch viel zu tief gewahlt. Dies entspréache einer Sicherung
von 21,7 A. Typische Haussicherungen bei bestehenden EFH haben meist 40 Ampére, was einer
Anschlussleistung von 27,7 kVA entspricht (A x 400V x V3). Wir beantragen eine Grenze von 40 kVA,
bis zu der nur eine Kundengruppe zuléssig ist.

Wir begriissen explizit folgende vorgesehenen Regelungen:

- Wie bisher 70% nicht-degressiver Arbeitstarif, neu gilt der Grundsatz auch fir
Endverbraucher, die eine Leistungsmessung haben.

- Fur héhere Anschlussleistung oder Produktionsanlagen tiber15 kVA (resp. einer héheren
Grenze, siehe oben): auch hier 70% nicht-degressiver Arbeitstarif, sofern auf
Spannungsebene <1 kV angeschlossen.

- Der Netzbetreiber kann allen Endverbrauchern auf Spannungsebene <1 kV als Alternative
zur Basisoption (70% Arbeitstarif) neue Netzprodukte (z.B. einfache Leistungstarife) anbieten.

- Der Einsatz intelligenter Steuerungen ist per se kein ausreichender Grund flr eine separate
Kundengruppe.
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Art. 22 Abs. 3, Netzverstarkungen
Wir sind mit dem Vorschlag einverstanden, wonach Netzverstarkungen zur Einspeisung Teil der
Systemdienstleistungen der nationalen Netzgesellschaft sind.

Art 31e, Ubergangsbestimmungen zur Anderung vom ...
Abs. 1: Wir empfehlen eine Verlangerung der Ubergangsfrist auf 10 Jahre.

Abs. 2: Dass vorhandene Lastgangmess-Einrichtungen bis zum Ende ihrer Lebensdauer verwendet
werden durfen, ist zweckmassig. Bezlglich Kostentragung ist jedoch zu beachten, dass diese Kosten
grosstenteils Datenverwaltungskosten sind, die sehr unterschiedlich gehandhabt werden: Bislang
werden PV-Betreibern je nach Netzgebiet null bis 120 CHF/Monat verrechnet. Hat ein VNB nur
wenige Lastgangmessungen, mag ein externer Dienstleister relativ hohe Kosten dafiir verrechnen. Es
ware jedoch unsinnig, solche hohen Kosten flr ein separates ,unintelligentes Messsystem aufrecht
zu erhalten.

Antrag:

Bestehenden Lastgangmessungs-Kunden dirfen nicht héhere Messkosten verrechnet werden als
solchen mit neuen Messsystemen. In der Ubergangsbestimmung sollen Maximalkosten von 50
CHF/Monat festgehalten werden.
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Vorlage 2: CO2-Verordnung

Art. 104, Globalbeitragsberechtigung

Wir weisen darauf hin, dass das harmonisierte Fordermodell der Kantone (HFM 2015) entgegen dem
Titel nur bedingt eine harmonisierte Forderung sicherstellt. Fiir das Basisforderprogramm gibt es, wie
im Bericht erwéhnt, 3 Varianten (Gebaudesanierung mit Einzelmassnahmen, Geb&udesanierung in
umfangreichen Etappen, umfassende Gebaudesanierung ohne Etappierung). Dadurch ist
beispielsweise nicht sichergestellt, dass eine landesweite Férderung der Solarthermie stattfindet.
Diese Technologie wird damit massgeblich gegeniiber der Photovoltaik benachteiligt. Wir erwarten
vom BFE einen stérkeren Druck auf die Kantone, damit die Harmonisierung keine leere Worthilse
bleibt. Gemass Bundesverfassung Art. 89 sind die Kantone ,vor allem*® fiir den Verbrauch von
Energie in Gebauden zustandig, also nicht ausschliesslich!

Mindestens muss explizit zugelassen werden, dass Kantone, die sich fur die Varianten
Gebaudesanierung in Etappen oder ohne Etappierung entscheiden, zusatzlich Einzelmassnahmen
wie die Forderung von Solarthermie mit Mitteln aus der Teilzweckbindung férdern kénnen.

Es ist denkbar, dass die Kantone nicht alle verfiigharen Mittel aus den Globalbeitrdgen ausschépfen
werden. Fir diesen Fall regen wir den Aufbau eines aus den verbleibenden Mitteln finanzierten
nationalen Férderprogramms fir solarthermische Anlagen in Mehrfamilienhdusern vor, ein bisher erst
wenig genutztes Marktsegment, das ohne Férderung keine Dynamik gewinnt.

Art. 109, Kommunikation

Das oben erwéhnte Fehlen einer wirklich harmonisierten Férderung wird die ,kantonsubergreifend
einheitliche Kommunikation® stark erschweren. Bereits das heutige Gebaudeprogramm
(www.dasgebaeudeprogramm.ch) wird nicht einheitlich kommuniziert; fir die Férderung von
erneuerbaren Energien muss auf die jeweilige Website der kant. Energiefachstelle gewechselt
werden.

Art. 112, Unterstitzung von Geothermie-Projekten

Abs. 2:Eine Unterstiitzung bis zu 60% der Investitionskosten ist im Vergleich zu den Investitionsbeitragen fur
stromproduzierende Technologien (20-30%) zu hoch angesetzt.

Antrag: Die Beitrédge betragen héchstens 30% der anrechenbaren Investitionskosten des Projektes.

Vorlage 3: Energieeffizienzverordung EnEV

Swissolar begrisst die Auftrennung der Verordnungen und ist mit dem Inhalt der EnEV
einverstanden.


http://www.dasgebaeudeprogramm.ch/

SWISSOLAR i€z

Seite 6/17

Vorlage 5: Energieverordnung EnV

Generelle Bemerkungen

a) Struktur

Grundsatzlich ist die Aufteilung von verschiedenen Themen in verschiedene Verordnungen sehr
sinnvoll und wird begrisst. Es ware trotzdem hilfreicher, wenn ausschliesslich Verweise in der EnV
stiinden. Sonst entsteht das Problem, dass gewisse Grossen hier definiert werden missen und dann
in zwei verschiedenen Verordnungen stehen.

b) Harmonisierung von Begrifflichkeiten

Es ist dringend notwendig, dass die Begrifflichkeiten harmonisiert werden. Grundsétzlich stehen das
Gesetz und die Verordnung Uber den subsididren Branchendokumenten. Es stellt sich jedoch die
Frage, ob nicht das BFE und die EICom diejenigen Begriffe ibernehmen sollen, die in der Branche
gebrauchlich sind. Da die Regelungen nicht einfacher werden, ist eine gemeinsame Sprachregelung
von Politik, Verwaltung und Branche unabdingbar.

Dies gilt u.a. fur folgende Begriffe:
Netzanschlusspunkt, Erschliessungsleitungen (Art. 11), Netzanschlusskapazitat (Art. 16)

Art. 2, Pflicht

In Absatz 2, Buchstabe c) soll die Bezeichnung auf Anlagenleistung geéndert werden. Die
Bezeichnung Anschlussleistung ist nicht eindeutig genug (wichtig ist in diesem Zusammenhang die
Anlagenleistung, denn die Anschlussleistung bezeichnet die Leistung an einem Verknipfungspunkt
und dort kann sie je nach Disposition der Installation unterschiedlich zur Anlagenleistung sein).

2. Abschnitt: Nationales Interesse

Antrag neuer Artikel:

Art. 9a Photovoltaikanlagen von nationalem Interesse

Neue Photovoltaikanlagen sind von nationalem Interesse, wenn sie Gber eine mittlere erwartete
Produktion von jahrlich mindestens 1 GWh verfligen.

Begriindung:

Gemass Berechnungen einer ETH-Bachelorarbeit konnten in den Alpen rund 2500 GWh Solarstrom
auf Gebauden und vorbelasteten Zonen erzeugt werden. Dies entspricht einem Finftel der
Ausbauziele des Bundes. Zudem liegt bei diesen Anlagen der Winterstromanteil viel hdher als im
Mittelland. Leider liegen diese potenziellen Standorte oft in BLN-Zonen. Wir sind deshalb der
Meinung, dass das nationale Interesse auch fur Photovoltaikanlagen definiert werden muss. Die
Produktionsmenge von 1 GWh ergibt sich im Vergleich zu den mdglichen Standorten mit den
entsprechenden Platzverhéltnissen in vorbelasteten Zonen wie Stauseen, Lawinenverbauungen und
Steinbriichen.
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Art. 12, Abzunehmende und zu vergutende Energie
Hier fehlt eine Regelung beziiglich zwischengespeicherter Energie aus erneuerbaren Quellen.

Wenn der Besitzer des Speichers eine eindeutige Messung der Energiefliisse (vom Netz in den
Speicher, von der Produktionsanlage in den Speicher) sicherstellen kann, so soll die
zwischengespeicherte Energie aus der Batterie mindestens® zu den gleichen Konditionen vom VNB
abgenommen werden miissen wie die Energie, die direkt aus der aus der Produktionsanlage
eingespiesen wird.

Begrundung:
Fur die Stabilitat der Stromnetze besteht ein grosses Interesse daran, dass die Produktionsspitzen
der Photovoltaik dezentral zwischengespeichert werden.

Art. 13, Vergutung

Bei der Beurteilung dieses Artikels stellt sich die Frage, was das Parlament bewogen hat, im
Energiegesetz eine neue Bezugsgrosse fir die Verglitung von Elektrizitat aus erneuerbaren Energien
zu wahlen. Im heutigen EnG heisst es in Art. 7 Abs. 2: .2 Die Vergltung richtet sich nach
marktorientierten Bezugspreisen fiir gleichwertige Energie.“. Gemass EICom-Entscheid vom April
2016 sind damit ausschliesslich Strombeziige von Dritten gemeint. Im neuen Gesetz wird auf
.vermiedene Kosten des Netzbetreibers fir die Beschaffung gleichwertiger Elektrizitat* (EnG, Art. 15,
Abs. 3, Bst. a) Bezug genommen. Diese Formulierung wurde durch die vorberatende Kommission im
Standerat eingefiihrt. Kommissionsprasident SR Ivo Bischofberger brachte in der Ratsdebatte vom
22.9.2015° zum Ausdruck, dass man nicht den Vorschlag des Bundesrats tibernehmen méchte,
wonach sich der Vergitungspreis an den Terminmarkten orientiert:

«So zeigen sich bei Artikel 17° vor allem drei unterschiedliche Aspekte:

1. Es geht um die Frage, welcher Preis bei der Abnahmepflicht fur erneuerbare Energien gilt. Das Modell des Bundesrates
sieht vor, dass sich der Preis an den Terminmarkten orientiert. Die Variante des Nationalrates legt abweichend fest, dass sich
der Preis am Endkundenpreis fur Energie orientiert, dies mit der Folge, dass aktuell zwischen den Gebieten der Schweiz, wo
man "gefangene Kunden" hat, grosse Unterschiede bei den Endkundenpreisen vorliegen, weil es noch Kantone und
Gemeinden gibt, die eigene Energie verkaufen. Wenn wir also von einem Energiepreis von 10 Rappen pro Kilowattstunde
ausgehen, musste der Einspeiser in der Variante des Nationalrates etwa 9 Rappen bekommen. In der Variante des
Bundesrates musste sich der Abnehmerpreis am Terminmarktpreis orientieren, welcher zurzeit bei etwa 4,5 Rappen liegt. Es
besteht also eine massive Differenz. »

Der standeréatliche Vorschlag wurde vom Nationalrat tbernommen. Dazu das Ratsvotum von
Nationalrat Roger Nordmann, franzdsischsprachiger Berichterstatter der UREK-N* (2.3.2016):

« A l'article 17 alinéa 3 le Conseil des Etats a prévu que le distributeur électrique qui reprend de I'électricité auprés d'un
producteur décentralisé - hors du systéeme de rétribution a prix codtant du courant injecté - doit payer le méme prix que celui

! Regelenergie konnte auch héher entschadigt werden.

2 https://www.parlament.ch/fr/ratsbetrieb/amtliches-bulletin/amtliches-bulletin-die-
verhandlungen?Subjectld=34993

® Nummerierung wurde bei def. Formulierung des Gesetzes geandert.

* https://www.parlament.ch/fr/ratsbetrieb/amtliches-bulletin/amtliches-bulletin-die-
verhandlungen?Subjectld=36627



https://www.parlament.ch/fr/ratsbetrieb/amtliches-bulletin/amtliches-bulletin-die-verhandlungen?SubjectId=34993
https://www.parlament.ch/fr/ratsbetrieb/amtliches-bulletin/amtliches-bulletin-die-verhandlungen?SubjectId=34993
https://www.parlament.ch/fr/ratsbetrieb/amtliches-bulletin/amtliches-bulletin-die-verhandlungen?SubjectId=36627
https://www.parlament.ch/fr/ratsbetrieb/amtliches-bulletin/amtliches-bulletin-die-verhandlungen?SubjectId=36627
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auguel il se procure le courant vendu a ses clients finaux. Concretement, si un distributeur, dans une commune donnée, vend

son électricité au consommateur final captif neuf centimes - hors timbre et taxes -, cela signifie qu'il a acheté ou produit cette
énergie pour 7 ou 8 centimes. Il doit alors payer le méme prix a un producteur décentralisé. Il reste une marge décente entre
les 7 et 8 centimes auxquels il achete I'énergie au producteur ».

Wir erachten somit die im Verordnungsentwurf gewahlte Interpretation der Beschaffungskosten als
Ubereinstimmend mit dem Parlamentsbeschluss. Wir halten sie auch fur absolut notwendig fur die
Umsetzung der Energiestrategie 2050: Bei einer ausschliesslichen Orientierung an den
Bezugskosten bei Dritten (wie im bestehenden Gesetz, geméss Entscheid EICom vom April 2016) ist
ein wirtschaftlicher Betrieb von Photovoltaikanlagen nur bei sehr hohem Eigenverbrauchsanteil
maoglich. Davon betroffen waren u.a. landwirtschaftliche Anlagen mit geringem Eigenverbrauch, aber
hoher Bedeutung fur den Ausbau der Photovoltaik. Die langen Wartefristen fur die GREIV und die
Kirzung der Vergutungsdauer bei der Direktvermarktung auf 15 Jahre steigern zuséatzlich die
Bedeutung einer angemessenen Ruckliefervergitung. Noch starker betroffen waren
Produktionsanlagen anderer Technologien, z.B. Wind, die normalerweise keinen Eigenverbrauch
aufweisen und sich zur Férderung ausschliesslich auf die auslaufende KEV stiitzen miissen.

Allerdings weisen wir darauf hin, dass die Berechnung und Offenlegung des korrekten Preises durch
jeden einzelnen VNB wettbewerbsrechtliche Fragen aufwirft und zudem betrachtliche Aufwéande
generiert und fur Unsicherheiten bei den Anlagebetreibern fiihrt. Eine einheitliche Preisfestsetzung flr
die ganze Schweiz ware deutlich effizienter. Mit dem ,15-Rappler* flr alle erneuerbaren Energien war
das friiher bereits der Fall: Bevor per 1.5.2008 speziell fir Elektrizitat aus erneuerbarer Energie der
EnG Art 7a erschaffen wurde, richtete sich die Vergutung gemass EnG Art. 7 “nach den Kosten flr
die Beschaffung gleichwertiger Energie aus neuen inlandischen Produktionsanlagen”. Mit dem
faktischen Wegfall (insbesondere bei der Photovoltaik) der damals eingefiihrten KEV muss wieder
das Ziel des Ausbaus der Produktion erneuerbarer Energien in den Vordergrund geriickt werden,
denn es ist ja nicht das Ziel der Energiestrategie, den Import von ausléandischem Graustrom zu
fordern. Zur Sicherung des weiteren Ausbaus der erneuerbaren Stromproduktion und zur Vermeidung
unndtiger Burokratie schlagen wir deshalb folgende Formulierung vor:

Art 13, Abs. 1:

Bei der Vergutung fur Elektrizitat aus erneuerbaren Energien richten sich die Kosten, die der
Netzbetreiber fir die Beschaffung gleichwertiger Energie vermeidet, nach den Beschaffungskosten
fur Energie aus neuen inldndischen Produktionsanlagen.

Vor 2008 waren neue Wasserkraftwerke mit rund 15 Rp/kWh die Referenz, heute ist Solarstrom
glnstiger und kann als Referenz beigezogen werden. 11 Rp/kWh ist angebracht, um grosse PV-
Anlagen sogar ohne Einmalvergiitung oder kleine mit Einmalvergtitung betreiben zu kénnen. Ein
Zusatz, dass dem Netzbetreiber bei einem Ruckliefertarif iber dem Marktpreis der
Herkunftsnachweis zusteht, ist denkbar.
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Art. 15 Ort der Produktion
Antrag: Wir beantragen folgende Streichungen resp. Ergénzungen:

Als Ort der Produktion gilt das Grundstlick, auf dem die Produktionsanlage liegt. Umliegende
Grundstucke gelten ebenfalls als Ort der Produktlon se#emﬁas—\#eﬁeﬂnetz—de&hlet%be#e%eps

Vertellnetz des Netzbetrelbers kann durch d|e E|genverbrauchsgeme|nschaft nur in Anspruch
genommen werden, sofern dadurch der Aufbau eines Parallelnetzes verhindert werden kann. Die
Netznutzung ist kostenorientiert zu vereinbaren, sie orientiert sich am Netznutzungsentgelt auf

Netzebene 7.

Begrundung:

Diese LOosung entspricht dem Zweckartikel 1 des Energiegesetzes, wonach eine wirtschaftliche und
umweltvertragliche Bereitstellung und Verteilung der Energie sichergestellt werden muss.
Parallelnetze sind zu vermeiden, vorhandene Netze sind technisch und wirtschaftlich optimal zu
nutzen. Die sinnvolle Nutzung des Verteilnetzes verhindert auch konzessionsrechtliche Fragen sowie
neue kantonal zu bezeichnende Netzgebiete. Die Nutzung des Verteilnetzes ist daher im
regulatorischen Interesse eines kantonal homogenen Netzgebietes. Mit der Prazisierung der
anwendbaren Kosten wird mehr Rechtssicherheit geschaffen.

Art. 16, Voraussetzung fur den Zusammenschluss zum Eigenverbrauch

Die Untergrenze von 10% (Produktionsleistung im Vergleich zur maximalen Netzanschlusskapazitat)
ist in einigen Fallen zu knapp bemessen. Sie ist z.B. fur Grossverbraucher wie Spitéler und Industrie,
aber auch grossen Wohnuberbauungen untauglich, gerade dort wo grosse Décher zur Verfiigung
stehen. Aufgrund der notwendigen Verdichtung werden die verfiigbaren Dachflachen pro BGF
zukunftig abnehmen, was die Einhaltung der 10%-Grenze weiter erschwert.

Wir beantragen deshalb folgende Erganzung:

Der Zusammenschluss zum Eigenverbrauch ist zulassig, sofern die Produktionsleistung der Anlage
bei mindestens 10 Prozent der maximalen Netzanschlusskapazitat liegt oder mindestens 25% der
sinnvoll nutzbaren Dachflachen mit Photovoltaikanlagen belegt sind.

Art. 17, Zusammenschluss mit Mietern und Pachtern

Allgemeine Bemerkung:

Es braucht hier einen Abgleich zwischen EnV und NIV (Niederspannungs-Installationsverordnung).
Es muss dabei geklart werden, welche Pflichten geméass NIV neu von der EVG Ubernommen werden
soll. Dazu gehdrt z.b. das Einfordern des Sicherheitsnachweises, der bisher Pflicht des
Verteilnetzbetreibers war.

In Abs. 2 soll nicht von Pflichten des Grundeigentimers gegenlber Mietern gesprochen werden,
sondern vom ,EVG-Vertreter“. Dies kann z.B. ein PV-Contractor oder eine Mietervereinigung sein.
Der Grundeigentiimer kann ein Baurechtgeber resp. Gemeinde sein, die damit nichts zu tun haben
will.
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Formulierungsvorschlag Art. 17:

1 Beim Zusammenschluss zum Eigenverbrauch ist mit dem Verteilnetzbetreiber mindestens
schriftlich zu vereinbaren:

a) wer den Zusammenschluss gegen aussen vertritt, im folgenden EVG-Vertreter genannt
b) das extern zu beziehende Stromprodukt sowie die Modalitaten fiir einen Wechsel des
Stromprodukts

2 Der EVG-Vertreter hat mit den angeschlossenen Endverbrauchern mindestens schriftlich zu
vereinbaren

a) das Abrechnungsmodell, dieses kann ein definierter Tarif oder eine Formel in Abhangigkeit von
extern anfallenden Kosten und internen Kapital- und Betriebskosten sein

b) die Laufzeit

c¢) die Kundigungsmadglichkeiten

3 Der EVG-Vertreter ist von der Pflicht befreit, die Tarife zu verdffentlichen und eine
Kostentragerrechnung nach Artikel 4 StromVV zu fuhren. Auf Anfrage der angeschlossenen
Endverbraucher hat er Rechenschaft tiber anfallende Kosten und abgerechnete Energiemengen
abzulegen.

4 Ein Austritt aus dem Zusammenschluss (Art. 17 Abs. 3 EnG) ist fiir Teilnehmer dann méglich, wenn
der EVG-Vertreter die angemessene Versorgung mit Elektrizitét nicht gewéhrleisten kann oder ein
Grund geméss Absatz 2c vorliegt. Sie haben den Austritt der Grundeigentiimerin oder dem
Grundeigentimer schriftlich und begriindet mitzuteilen.

In Absatz 5 werden die Grundeigentiimer von der Pflicht, Tarife und Kostentragerrechnung zu
veroffentlichen, befreit. Es stellt sich die Frage, ob hier noch etwas eingebaut werden soll, wonach ein
Einsichtsrecht besteht, sonst kénnen die Kunden (Mieter/Pachter) gar nichts kontrollieren und sind
schlimmstenfalls der Willkir der Eigentimer ausgeliefert.

Art. 18, Einsatz von Stromspeichern im Eigenverbrauch

Hier soll zusatzlich festgehalten werden, dass vereinfachte Losungen fir nicht HKN-gemessene PV-
Anlagen mit Speicher mdglich sind, also eine Bagatellgrenze bei 30 kVA oder tiefer. Eine Pflicht eines
separaten, zusatzlichen Zahlers fur jede Batterie ist unterhalb dieser Grenze unsinnig und teuer.
Ebenso muss eine Primarregelleistung ohne Messung erlaubt sein. Wir verweisen dabei auf die
vereinfachten Vorschriften der GRD (groupe romand des distributeurs), wonach bei Anlagen bis zu 30
kVA mit nur einem bidirektionalen Zahler eine sehr einfache und kostengiinstige Messung
durchgefuhrt werden kann. Gemass den Vorschriften ist es auch méglich, dass der aus dem
Batteriespeicher zuriickgespeiste Strom vergutet wird.

Nicht geregelt ist hier der Einsatz maobiler Speicher. Mit der vermehrten Verbreitung der
Elektromobilitéat wird dies rasch an Bedeutung gewinnen, und dies kénnte fur den Ausgleich von
Produktionsspitzen zukinftig wichtig sein. Wir beantragen, diese Anwendungsform hier zu
bericksichtigen.
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Art. 37, Erhebung des Netzzuschlags
Aufgrund der Mittelknappheit ist die Erhebung des Netzzuschlags von 2,3 Rp./kWh bereits ab 2018
zwingend (wie vorgeschlagen).

Art 52, Gebaude, Vorschriften

Wir weisen darauf hin, dass die MuKEn 2014 zwar die Basis fir méglichst einheitliche Vorschriften
der Kantone im Gebaudebereich schaffen sollten. Deren Umsetzung in kantonales Recht ist jedoch
keineswegs sichergestellt. Wir erwarten vom BFE einen starkeren Druck auf die Kantone, damit diese
ihre Verantwortung bei der Umsetzung der Energiestrategie wahrnehmen (50% des
Energieverbrauchs findet in Gebauden statt!) und flir méglichst einheitliche Vorschriften sorgen. Fur
Technologieanbieter sind die heute sehr unterschiedlichen Regelungen kompliziert und preistreibend.

Art 57, Globalbeitrage, allgemeine Voraussetzungen

Wir weisen darauf hin, dass das harmonisierte Fordermodell der Kantone (HFM 2015) entgegen dem
Titel nur bedingt eine harmonisierte Forderung sicherstellt. Es ist beispielsweise nicht sichergestellt,
dass eine landesweite Forderung der Solarthermie stattfindet. Diese Technologie wird damit
massgeblich gegeniuber der Photovoltaik benachteiligt. Wir erwarten vom BFE einen stéarkeren Druck
auf die Kantone, damit die Harmonisierung keine leere Worthulse bleibt.

Siehe auch Bemerkungen zur Revision der CO2-Verordnung, Art. 104, mit dem Vorschlag einer
nationalen Forderung solarthermischer Anlagen in Mehrfamilienhausern.

Art. 71, Monitoring

Wir weisen auf das Fehlen eines zentralen Anlageregisters fir die Stromproduktion aus erneuerbaren
Energien hin. Die entsprechenden Daten waren bei Swissgrid und den Verteilnetzbetreibern
vorhanden, aber ein Auftrag dazu fehlt bisher. Ein solches Register kénnte viele Daten fir das
Monitoring bereithalten, vor allem fir Buchstabe a und d.

Mit EnV Art. 6 Abs. 2 ist die Meldepflicht der Anlagedaten durch die Netzbetreiber bereits
festgehalten.
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Vorlage 6: Energieforderungsverordnung EnFV

Allgemeine Bemerkungen

Swissolar begrisst die Ausweitung der Einmalvergitung (EIV) auf Anlagen tber 30 kW.
Problematisch ist der Zwang flr Betreiber von Anlagen unter 100 kW auf der KEV-Warteliste, anstelle
der KEV die EIV zu beziehen. Allerdings fallt mit dem Wegfall der Pflicht zur Lastgangmessung ab 30
kW (Streichung StromVV Art. 8 Abs. 5) ein bisheriger Kostenfaktor fiir solche Anlagen weg. Swissolar
ist bereit, diesen Schritt zu akzeptieren, um Mittel fur grossere Anlagen bereitstellen zu kénnen.

Auch die Pflicht zur Direktvermarktung fur Anlagen Gber 100 kW auf der KEV-Warteliste mit der damit
verbundenen Kiirzung der Vergitungssatze um 20% ist rechtsstaatlich extrem fragwirdig. Im Sinne
einer pragmatischen Losung sind wir jedoch bereit, dies zu akzeptieren. Allerdings ist diese
Vergutung klar nicht mehr kostendeckend, es wére deshalb irrefihrend, sie weiterhin mit dem Kiirzel
-KEV* zu bezeichnen. Wir empfehlen die Abklrzung EVS fiir Einspeisevergitungssystem, um einen
klaren Unterschied zu kennzeichnen.

Gemass Art. 36 Abs. 1 Bst. b EnG steht ,ein Gber die letzten funf Jahre gemittelter Hochstanteil von
je 0,1 Rappen/kWh fir die Investitionsbeitrage nach Artikel 26 fur Wasserkraftanlagen mit einer
Leistung von mehr als 10 MW* zur Verfligung. Diese jahrlich ca. 60 Mio. Fr. werden voraussichtlich
nicht vollstandig ausgeschopft; es ist sicherzustellen, dass sie fur andere Technologien zur Verfligung
stehen.

Art. 7, Kategorien von Photovoltaikanlagen

Abs. 2: Bei integrierten Anlagen sollten weitere Doppelfunktionen nebst Wetterschutz, Warmeschutz
und Absturzsicherung zugelassen sein, z.B. im Zusammenhang mit der Nutzung der Abwéarme aus
einer PV-Anlage. Wir verweisen dabei auf die Norm EN 50583-1 fiir BIPV-Module (building integrated
photovoltaics), welche die méglichen Doppelfunktionen solcher Module aufzéhlt. Die Definition sollte
maoglichst mit dieser neuen Norm tbereinstimmen.

Art. 15, Direktvermarktung

Abs. 2: Pflicht ersetzen durch Wahimd&glichkeit. Der erzwungene Wechsel zur Direktvermarktung fur
Anlagen Uber 500 kW schafft wirtschaftliche Unsicherheit gerade fir jene Investoren, die oft grosse
Anteile Fremdkapital aufgenommen haben. Zudem sorgt diese Massnahme wohl fur keine
massgeblichen Einsparungen bei der KEV. Im Ubrigen steht ein Zwang im Widerspruch zu Art. 72
Abs. 5 EnG, wonach es den Betreibern, die bereits eine Vergitung nach bisherigem Recht erhalten,
frei stehe, ob sie an der Direktvermarktung teilnehmen oder nicht.

Abs. 3: Letzten Satz beziiglich PV-Anlagen streichen. Eine Rickkehr zur Einspeisung zum Referenz-
Marktpreis soll fir Photovoltaikanlagen weiterhin mdéglich sein.

Art. 16, Referenz-Marktpreis

Ein vierteljahrlich festgelegter Referenz-Marktpreis fur Photovoltaik (Abs. 1) bietet keinen Anreiz fur
Anlagen mit erhdéhter Winterproduktion, z.B. mit steilem Anstellwinkel/an Fassaden oder in den
Bergen. Solche Anlagen verkaufen zwar mehr Winterstrom zu einem hdheren (Referenz-)Marktpreis,
erhalten darauf jedoch nur eine kleinere Einspeisepramie, was gleichwertig ist wie viel
Sommerproduktion zu tieferem (Referenz-)Marktpreis plus hohe Einspeisepramie.
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Antrag
Im Sinne einer Vereinfachung empfehlen wir einen Referenz-Marktpreis fir alle Technologien tber
das ganze Jahr.

1 Der Referenz-Marktpreis fir Elektrizitat aus Photovoltaikanlagen entspricht dem Durchschnitt der
Preise, die an der Strombdrse in einem Jahr jeweils fur den Folgetag fur das Marktgebiet Schweiz
festgesetzt werden, gewichtet nach der tatséchlichen viertelstiindlichen Einspeisung der
lastganggemessenen Photovoltaikanlagen.

2 Der Referenz-Marktpreis fur Elektrizitat aus den tbrigen Technologien entspricht dem Durchschnitt
der Preise, die an der Strombdrse in einem Jahr jeweils fur den Folgetag fur das Marktgebiet Schweiz
festgesetzt werden.

3 Das BFE berechnet und veréffentlicht die Referenz-Marktpreise jahrlich.

Art. 21, Abbau der Warteliste
Swissolar schliesst sich Variante A an.

Im Gegenzug verlangen wir jedoch einen in der Verordnung festgelegten Beitrag von mindestens 0.3
Rp./kWh aus dem Netzzuschlag fiir die Einmalvergiitung.

Begrindung:

Der Imageschaden fir die gesamte Energiestrategie und fiir die Solarbranche wére bei Variante B
enorm. Wer sich bis Ende 2013 angemeldet hat und bis Ende 2014 gebaut hat, konnte aufgrund der
damals vorliegenden Informationen davon ausgehen, dass er nach einer Wartefrist in den Genuss
der KEV kommt.

Fir alle danach erstellten Anlagen soll auf die Auszahlung der KEV verzichtet werden. Mit dem
Verzicht auf zusatzliche KEV-Jahreskontingente stehen zusétzliche Mittel fur die EIV zur Verfugung,
wodurch die Wartefristen (siehe Bemerkungen zu Art. 45-46) verringert werden kénnen.

Art. 27, Auszahlung der Vergutung

Abs. 4: streichen

Dass der Referenz-Marktpreis den Vergutungssatz Ubersteigt, ist hdchstens langfristig bei einer
guartalsweisen Berechnung im Winter denkbar. Wenn der Jahres-Referenzmarktpreis Giber dem
Vergitungssatz liegt - was mittelfristig nicht zu erwarten ist - fallen fur die EVS kaum mehr Kosten an,
und das System kann auslaufen. Die Drohung einer “in Rechnung Stellung” ist nicht angebracht.
Anderseits kdnnen Produzenten in diesem Fall auch einfach aus dem EVS austreten.

Art. 45-46, Gesuchsverfahren fir kleine Photovoltaikanlagen (KLEIV)

Bei Gesuchen flr die Einmalvergutung fur kleine PV-Anlagen ist nach BFE-Angaben mit einer
Wartefrist von rund 4 Jahren bis zur Auszahlung zu rechnen. Bei jahrlich 6300 neuen PV-Anlagen auf
Einfamilienh&usern (Stand 2015, dirfte inzwischen deutlich héher sein) ist dieser Markt von grosser
Bedeutung fur die Branche. Fur diese Bauherren ist jedoch eine vierjahrige Wartezeit prohibitiv —
bereits die heutigen 9 Monate wirken abschreckend. Abhilfe schaffen kénnte eine ,bankable“ Zusage
des BFE, dass die Mittel spater ausbezahlt werden.
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Antrage:
e Sobald das Ausfiihrungsorgan die Wartefrist fur die Auszahlung der KLEIV fur ein Projekt auf
unter 3 Jahre schétzt, wird dies dem Antragsteller kommuniziert.
e Das Gesuch um Einmalvergiitung fir kleine Photovoltaikanlagen soll vor oder nach
Inbetriebnahme der Anlage eingereicht werden kénnen.

Antrag neuer Artikel:

Anlagen mit positivem Bescheid, aber noch nicht gebaut

Wir verlangen eine Ubergangsregelung fiir Anlagen mit positivem Bescheid, die noch nicht gebaut
sind. Solche Anlagen sollen nicht die stark abgesenkte Vergutung von 2018 und die verkirzte
Laufzeit von 15 Jahren erhalten, sondern den Vergitungssatz zum Zeitpunkt des positiven Bescheids
erhalten.

Begrindung:

Bei KEV-Anpassungen in der Vergangenheit haben sich die Rahmenbedingungen (KEV-Vergiitung,
Laufzeit) immer noch nach dem Prinzip der Kostendeckung ausgerichtet. Fur den Inhaber eines
positiven Bescheides wurde wahrend seines Entwicklungsprozesses nicht das Grundprinzip der
Kostendeckung geandert.

Bei einem Wechsel in das neue Einspeisevergitungssystem ab 1.1. 2018 — bei Annahme der
ES2050 — fallt das Prinzip der Kostendeckung weg mit einem Einspeisetarif - 20%: dh. dass das
Grundprinzip der Kostendeckung wird im Prozess der noch bestehenden positiven Bescheide
geandert, was einer Anderung der Spielregeln gleichkommt. Dies ist nicht zu vergleichen mit friiheren
Anpassungen bei der KEV.

Es handelt sich zudem um sehr wenige Projekte, die z.T. aufgrund des langen
Bewilligungsprozederes nicht schneller realisiert werden kdnnen. Dazu gehdrt u.a. eine Grossanlage
im Alpenraum, die eine jahrelange Projektentwicklung hinter sich hat, technisch innovativ ist und hohe
Winterertrage aufweisen wirde. Es kénnte wertvolle Nachfolgeprojekte mit sich bringen. Die
vorgesehene drastische Absenkung der Laufzeit und des Vergitungstarifes wiirde das Projekt
verunmaoglichen.

Art. 38, Ruckforderung der Einmalvergitung und der Investitionsbeitrage

Die in Abs. 3 vorgesehene Moglichkeit der Ruckforderung im Fall einer ,,uUberméassigen Rentabilitat*
ist fur Photovoltaikanlagen im Contracting problematisch.

Contracting-Vertrage sehen oft einen Fixpreis fur den Solarstrom vor. Von steigenden Preisen am
Strommarkt profitiert deshalb der Verbraucher und nicht der Besitzer der Anlage. Geméss Abs. 3
misste eine Rickerstattungsklausel des Verbrauchers gegentber dem Besitzer in unbestimmter
Hohe vorgesehen werden, was eine zuséatzliche bedeutende Hirde fur den Bau grosser
Photovoltaikanlagen im Contracting schaffen wiirde.

Art. 44, Warteliste

Die vorgesehenen mehrjahrigen Wartelisten sind insbesondere fiir grosse PV-Anlagen hoéchst
problematisch. Wegen fehlender bankability von Wartelistenbescheiden werden solche Anlagen in
der Regel nicht erstellt, bevor ein definitiver Bescheid vorliegt.
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Art. 51 und 52, Investitionsbeitrage an Wasserkraftwerke
Wir erwarten, dass die dafiir vorgesehenen 0,1 Rp./kWh wie im EnG vorgesehen nicht Gberschritten
werden.

Art. 94, Markterlos Grosswasserkraft

Abs. 1: Es ist unverstandlich, weshalb hier der Verkauf von HKN und SDL nicht beriicksichtigt
werden.

Antrag Neuformulierung: Der Markterlds setzt sich aus dem Ertrag aus dem Energieverkauf, dem
HKN-Verkauf und dem Verkauf von Systemdienstleistungen zusammen.

Abs. 2 und 3 sind ganz zu streichen. Wer seinen Strom an gebundene Kunden zu einem héheren
Tarif verkaufen kann, soll sich nicht eine Marktprémie auszahlen lassen, die auf einem tieferen,
fiktiven Verkaufspreis am Markt basiert!

Anhang 1.2: Photovoltaikanlagen im Einspeisevergitungssystem

Art. 1, Anlagendefinition

Die bisherige Anlagendefinition wurde tbernommen. Dies ist unbefriedigend, da sie zurzeit
dahingehend interpretiert wird, dass auf dem gleichen Grundstlick neben einer KEV-Anlage keine
weitere Anlage fiir Eigenverbrauch ohne Forderung erstellt werden darf. Dieses Verbot wird mit der
Missbrauchsgefahr begriindet, weil damit die KEV-Produktion illegal erhéht werden kénne. Es gibt
aber technische Mdglichkeiten dies zu verhindern, weshalb ja auch im heutigen Gesetz mehrere
Anlagen auf verschiedenen Grundstiicken, aber am gleichen ,Einspeisepunkt® zugelassen werden.

Antrag Neuformulierung:

»Eine Photovoltaikanlage besteht aus einem oder mehreren Modulfeldern, einem oder mehreren
Wechselrichtern und einem Einspeisepunkt. Befinden sich vor einem Anschlusspunkt mehrere
Einheiten von Modulfeldern und den dazugehérigen Wechselrichtern auf einem Grundstiick oder auf
verschiedenen Grundstiicken, so kann jede dieser Einheiten als eine Anlage gelten, insbesondere
wenn sie unabhéngig voneinander erstellt werden.”

Erlauterungen zu ,,Anschlusspunkt“ statt ,,Einspeisepunkt®:
Der VSE verwendet folgende Begrifflichkeiten:
- Anschlusspunkt (AP): Dies ist in der Regel der HAK und er bildet den Ubergang vom
Netzbetreiber zum Kunden
- Verknupfungspunkt (VP): Dies bezeichnet den Ort auf Seiten des Verteilnetzes, wo andere
Kunden angeschlossen werden (beispielsweise ein Verteilkasten oder eine Muffe)

Hinter jedem Anschlusspunkt kdnnen sich eine oder mehrere Einheiten (z.B. eine WP, eine PVA,
verschiedene Mieter, etc.) befinden. Dies ist technisch normal und sinnvoll. Die Begrenzung auf eine
Anlage pro Anschlusspunkt bringt eine willkiirliche Begrenzung fiir die Photovoltaik, die technisch
nicht begriindbar ist. Sie ist einzig aus der Absicht getrieben, einen allfalligen Missbrauch zu
verhindern.

Art. 2 und 3, Vergitungssatze und Vergitungsdauer
Photovoltaik muss nicht nur wie die anderen Technologien (ausser Biomasse) eine auf 15 Jahre
verkirzte Vergutungsdauer hinnehmen, sondern zusatzlich noch eine Kiirzung der Vergutungssatze



SWISSOLAR i€z

Seite 16/17

um 20 Prozent. Dies wird mit der ,dynamischen Kostenentwicklung dieser Technologie® begriindet,
was fragwirdig ist, wurden doch schon bisher die KEV-Vergutungsséatze immer sehr knapp anhand
der billigsten Referenzanlagen errechnet.

Im Interesse der Bereitstellung von Mitteln fir méglichst viele Neuanlagen sind wir bereit, den
einheitlichen Vergutungssatz von 11 Rp./kWh zu akzeptieren.

Tabelle 2.2:
- Tippfehler bei der Inbetriebnahmeperiode 1.10.2016-1.4.2017
- Es muss hier klar festgehalten werden, dass diese Tarife nur fir Anlagen gelten, die nicht
bereits heute eine KEV erhalten, also keine rickwirkenden Absenkungen! (gilt auch fur
Tabelle 5.2)

Anhang 2.1: Einmalvergutung fur Photovoltaikanlagen
Art. 1, Anlagendefinition
Siehe Bemerkung zu Anhang 1.2

Weitere Anhange

Wir begriissen die Ubergangsbestimmungen in den Anhangen 1.1, 1.3, 1.4 und 1.5, wonach die
Inbetriebnahmemeldung fiir Anlagen mit einem bereits vorliegenden positiven Bescheid innerhalb
einer bestimmten Frist erfolgen muss. Diese Fristen dirfen keinesfalls verlangert werden, da sonst
die Mittel fiir andere Projekte blockiert bleiben.
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Vorlage 9: Herkunftsnachweis u. Stromkennzeichnung (HKSV)

Generelle Bemerkung zu Begrifflichkeiten

Es ist dringend notwendig, dass die Begrifflichkeiten harmonisiert werden. Grundsatzlich stehen das
Gesetz und die Verordnung Uber den subsidiaren Branchendokumenten. Es stellt sich jedoch die
Frage, ob nicht das BFE und die EICom diejenigen Begriffe ibernehmen sollen, die in der Branche
gebrauchlich sind. Da die Regelungen nicht einfacher werden, ist eine gemeinsame Sprachregelung
von Politik, Verwaltung und Branche unabdingbar.

Art. 1, Herkunftsnachweis

In Absatz 1 soll die Bezeichnung auf Anlagenleistung gedndert werden. Die Bezeichnung
Anschlussleistung ist nicht eindeutig genug (Wichtig ist in diesem Zusammenhang die
Anlagenleistung, denn die Anschlussleistung bezeichnet die Leistung an einem Verknipfungspunkt
und dort kann sie je nhach Disposition der Installation unterschiedlich zur Anlagenleistung sein).

In Absatz 2, zum Schluss soll festgehalten werden, dass alle diese Angaben in einem Anlageregister
gefuhrt werden sollen. Mit der Aufzahlung in lit. g sind alle Anlagen inkl. Kleinanlagen erfasst.
Alternativ dazu im Artikel 2, Registrierung der Produktionsanlage.

Art. 4, Erfassung der Produktionsdaten

Abs. 4: Wir begrussen die Vereinfachung fir Anlagen <30 kVA, wonach nur noch die
Uberschussenergie erfasst werden muss. Wir regen an, die Situation auch fiir gréssere Anlagen zu
vereinfachen. In der Ubergangsfrist bis zur Einfiihrung von Smart Meters

Weitere Vorlagen
Zu folgenden Vorlagen nehmen wir nicht Stellung:
- Teilrevision der Landesgeologieverordnung
- Teilrevision der Kernenergieverordnung
- Verordnung Uber die Gebuhren und Aufsichtsabgaben
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Sehr geehrte Frau Bundesprasidentin,
sehr geehrte Damen und Herren

Wir danken lhnen fir die Gelegenheit, uns im Rahmen der Vernehmlassung zu den Verordnungsrevisionen zur
Umsetzung des ersten Massnahmenpakets der Energiestrategie 2050 zu dussern.

Der Verband fiir Effiziente Energie Erzeugung V3E unterstiitzt grundsatzlich die Umsetzung des ersten
Massnahmenpakets und dussert sich entsprechend positiv — zuletzt in einem Artikel in der Beilage des
Tagesanzeigers vom 6. Mai 2017. Fiir eine erfolgreiche Umsetzung braucht es gute Rahmenbedingungen fir heute
vorhandene effiziente Energieumwandlungstechnologien aber auch kiinftige Technologien sollten damit nicht
behindert werden. Dazu gehoren beispielsweise synthetische Gase aus diversen erneuerbaren Quelle oder auch aus
Abféllen sowie hocheffiziente Strom- und Warmegeneratoren wie die Brennstoffzelle fiir stationdre Anwendungen.
Wir wollen damit vor allem einen Beitrag zur Versorgungssicherheit, der bedarfsgerechten Winterstromproduktion
und nicht zuletzt zur Verminderung der CO2-Emissionen leisten.

Wir bitten Sie deshalb unsere Antrage zu einzelnen Artikeln in den diversen Verordnungen zu beriicksichtigen.

Mit freundlichen GriRen

Stephan Renz
Geschéftsfiihrer V3E

V3E Verband Effiziente Energie Erzeugung
Elisabethenstrasse 44

Postfach 158

CH-4010 Basel

Tel. +41 612719011
Fax +41 61 272 57 95
info@v3e.ch

www.v3e.ch

Beilage (als .doc und .pdf):

Stellungnahme und Antrége des Verbands fiir Effiziente Energie Erzeugung V3E zur
Umsetzung des ersten Massnahmenpakets zur Energiestrategie 2050
Vernehmlassungsverfahren zu den Anderungen auf Verordnungsstufe
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Stellungnahme und Antrage des Verbands fiir Effiziente Energie Erzeugung V3E zur
Umsetzung des ersten Massnahmenpakets zur Energiestrategie 2050
Vernehmlassungsverfahren zu den Anderungen auf Verordnungsstufe

1. Energieverordnung (EnV)

Art. 59 Globalbeitriige an kantonale Programme zur Forderung der Energie- und Abwirmenutzung
[...]
2 Globalbeitrdge diirfen nicht eingesetzt werden fiir:

a. offentliche Bauten und Anlagen des Bundes und der Kantone;

b. Anlagen, die fosstle-Energienverbrawchen—die nicht mindestens einen Drittel erneuerbare Energie um-

wandeln.

Begriindung: Auf dem — voraussichtlich langen — ,,Ubergang zu einer Energieversorgung, die stirker auf
der Nutzung erneuerbarer Energien griindet® (vgl. Art. 1 Abs. 2 lit. ¢ EnG) werden noch einige Zeit auch
fossile Energietriger eingesetzt werden miissen. Dies im ungiinstigen Fall via Stromimporte aus nicht kon-
trollierbaren Quellen aus dem Ausland. Mit dem Ziel einer ,,sparsamen und effizienten Energienutzung”
(vgl. Art. 1 Abs. 2 lit. b EnG) miissen fossile Energietrdger im Rahmen des vorliegenden 1. Massnahmen-
pakets zur Energiestrategie 2050 vor allem exergetisch genutzt werden. Dies erfolgt vorbildhaft mit Wir-
me-Kraft-Kopplungsanlagen (WKK), welche die Exergie des Brennstoffs nutzen und zudem die anfallende
Anergie (Abwiérme) fiir Heizzwecke einsetzen. Sie dienen zudem bedarfsgerecht der Sicherstellung der
Stromversorgung in der Schweiz. Diese bereits im ,,Ubergang* kategorisch von Forderbeitrigen auszu-
schliessen, ist der Versorgungssicherheit nicht dienlich. Oftmals kommt auch eine Kombination von Bio-
masse und fossilen Energietragern zum Einsatz, die fiir den weiteren Ausbau der Biomasse-Nutzung in der
Schweiz unterstiitzungswiirdig ist.

3 Globalbeitrdge konnen auch an Investitions- und Marketingprogramme gewdhrt werden, die der Erhéhung
der Bekanntheit der kantonalen Programme zur Férderung von Massnahmen nach Artikel 50 des Gesetzes oder
der Gesamtenergiewirtschaftlichen Stabilitdt dienen.

Begriindung: Die Gewdhrleistung der Versorgungssicherheit wird iiber langere Zeit eine fundamentale
und herausfordernde Aufgabe der Energiewirtschaft sein. Eine etwas breitere Ausrichtung der Programme
ist deshalb angezeigt.

2. Energieforderungsverordnung (EnFV)

Art. 2 Begriffe

In dieser Verordnung bedeuten
[-.]
c. biogenes oder synthetisches Gas: aus Biomasse, aus anderen erneuerbaren Energien oder aus Abfillen
hergestellte Gas;

Begriindung: Die Beschrinkung auf aus Biomasse hergestelltes Gas greift zu kurz. Das Ziel des Gesetz-
gebers ist ja die Forderung der Nutzung von erneuerbaren Energien zur Stromproduktion. Speicherbare und
bedarfsgerecht in Stromerzeugungsanlagen einsetzbare Energietrager werden dabei eine wichtige Rolle
spielen miissen. Neben Biogas gibt es eine Reihe anderer aus erneuerbaren Energietrdgern oder aus Abfal-
len herstellbare ( also nicht nur aus Biomasse entstandene) herstellbare gasformige Brennstoffe, die dazu
beitragen konnen. Grundsétzlich miissten auch daraus erzeugte fliissige Brennstoffe miteinbezogen werden.
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6. Kapitel: Investitionsbeitrag fiir Biomasseanlagen
1. Abschnitt: Anspruchsvoraussetzungen

Art. 72 Begriffe

Begriindung: Der im Gesetz verankerte Begriff «regionale Bedeutung» kann schlecht mit einer maximalen
elektrischen Leistung von hdchstens 3MW gegen oben abgegrenzt werden. 3 MW sind eine vergleichswei-
se geringe elektrische Leistung und damit kann vielerorts kaum eine «regionale Bedeutung» begriindet
werden. Es miisste eher eine untere Leistungsgrenze festgelegt werden. Empfehlung: weglassen und Pra-
xis/Technologieentwicklung abwarten.

Art. 74 Energetische Mindestanforderungen

1 Die energetischen Mindestanforderungen sind in Anhang 2.3 festgelegt.
2 Bei erheblichen Erneuerungen muss die Anlage nach der Erneuerung mindestens gleich viel Elektrizitit oder
erneuerbares Gas produzieren wie vorher.

Begriindung: Wie die vom Bundesamt fiir Energie (EnergieSchweiz) unterstiitzte Studie «Potential zur Ef-
fizienzsteigerung in Klaranlagen mittels Einspeisung oder Verstromung des Klargases» (Swisspower,
12.08.2013) aufzeigt kann die Aufbereitung und Einspeisung des Klérgases ins Erdgasnetz 6kologisch bes-
ser sein, als die direkte Nutzung vor Ort via BHKW. Die Option Erneuerung der Anlage zur Einspeisung
des Klargases muss deshalb auch moglich sein und kann einen nicht unwesentlichen Beitrag zur saisonalen
Speicherung der Energie leisten. Potential 2-3 TWh/a

Art. 87 Nicht anrechenbare Kosten

Nicht anrechenbar sind insbesondere Kosten:
[-]
d. fiir Anlagenteile zur Aufbereitung von Brennstoffen, sofern diese nicht Teil der Anlage sind oder fiir die
Einspeisung aufbereiteter Gase ins Erdgasnetz dienen, oder fiir den Betrieb eines Fernwdrmenetzes.

Begriindung: Die Aufbereitung der Brennstoffe ist ein wesentlicher Anteil der Biomasseanlage. Mit der
Moglichkeit beispielsweise Klargas aufzubereiten und ins Erdgasnetz zu speisen, darf dieser Anlageteil
nicht von der Summe der anrechenbaren Investitionskosten ausgeschlossen werden.

Anhang 1.5 Biomasseanlagen im Einspeisevergiitungssystem

Antrag:
Beibehalten des Bonus fiir externe Warmenutzung von 2.5 Rp/kWh gemdss bisherigem Anhang 1.5 Ziff 6.5 h.

Begriindung: Im bisherigen Anhang 1.5 der EnV wurde unter Ziff. 6.5 h ein Bonus fiir externe Warmenutzung
von 2.5 Rp/kWh gewéhrt. Dies hatte eine erhohte Warmenutzung zur Folge. Im Begleitbericht wird das Strei-
chen des Bonus mit der starkeren Fokussierung auf die Stromproduktion begriindet. Dies ist so nicht nachvoll-
ziehbar. Die erhohte Nutzung der ohnehin anfallenden Abwérme verschlechtert die Stromproduktion nicht. Sie
entspricht vielmehr den Zweck des neuen Energiegesetzes, namlich die effiziente Energienutzung, und reduziert
zudem die CO2-Emission. Letzteres falls der damit abgedeckte Warmebedarf sonst mit fossilen Energietragern
gedeckt werden miisste.
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Antrag:
Vergiitungssatz unter Ziff. 4.1 mit 52 x""* festlegen

Begriindung: Der Vergiitungssatz sinkt bei zunehmender Leistung sehr viel starker als bei der Grundvergiitung
von Biomasse — die ohnehin 1.5 Rp/kWh hoher ist. Mit einer Korrektur des Exponenten in der Berechnungs-
formel von -0.17 auf -0.15 kann die Degression etwas reduziert werden.

Anhang 2.3 Investitionsbeitrag fiir Biomasseanlagen
[...]
2.2 Inhalt des Gesuchs
Das Gesuch hat mindestens folgende Angaben und Unterlagen zu enthalten:
[-]
d. installierte elektrische Leistung (kWel) oder Gasleistung (kWgas) vor und nach der Investition,
e. erwartete brutto Elektrizitdts- oder Gasproduktion pro Kalenderjahr vor und nach der Investition

3. Anderungen der CO2-Verordung: Riickerstattung CO2-Abgabe von WKK-Anlagen

Wir begriissen grundsatzlich die vorgesehene Ergdnzung des CO2-Gesetzes mit den Art. 31a, 32a und 32b, wel-
che zumindest eine teilweise Riickerstattung der CO2-Abgabe von WKK-Anlagen ermdglicht. Damit wird die
hohe Umwandlungseffizienz der Warme-Kraft-Kopplung, welche den eingesetzten Brennstoff nicht nur in
Wérme umwandelt, sondern auch den hochwertigen Anteil nutzt und Strom generiert, beriicksichtigt. Interessant
ist, dass heute Technologien vorhanden sind, welche bereits bei kleinsten Anlageleistungen hohe elektrische
Wirkungsgrade ( > 30%) ausweisen und bei grossen Anlagen tiber 50 % erreicht werden. Fiir die kiinftige Ver-
sorgungssicherheit und die eigene Stromversorgung in der Schweiz ein relevanter Beitrag, der jedoch in einem
stark verzerrten Marktumfeld mit substantiellen Problemen konfrontiert ist, um konkurrenzfahig zu sein. Nahe-
zu alle librigen Stromerzeugungsarten werden auf unterschiedliche Art finanziell geférdert oder bei Stromim-
porten werden die damit verbundenen CO2-Emissionen ausgeblendet.

Wir erachten es als notwendig, dass die Auflagen fiir die Riickerstattung der CO2-Abgabe niederschwellig sind
und keinen grossen Zusatzaufwand beim Betreiber der WKK-Anlage wie auch bei der Behdrde auslost.

In der parlamentarischen Debatte wurde die Anlagegrosse fiir Riickerstattung der CO2-Abgabe eingehend dis-
kutiert und schlussendlich vom urspriinglichen Vorschlag des Bundesrats, eine untere Limite von 1 MW Feue-
rungswarmeleistung festzulegen, Abstand genommen und im Gesetz kein Wert eingesetzt. Die Regelung der
Einzelheiten fiir die Umsetzung wurde dem Bundesrat iibertragen. In der Verordnung wurde nun einfach wieder
der Grenzwert von 1 MW Feuerungswirmeleistung aufgenommen und eine eher komplizierte Regelung fiir den
Nachweis der Massnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz eingesetzt.

Mit dem Ziel, dass von der Riickerstattung der CO2-Abgabe moglichst viele WKK-Anlagen profitieren und
damit die in der Schweiz eingesetzten fossilen Brennstoffen hocheffizient genutzt werden und zur Sicherung der
Stromversorgung vor allem im Winterhalbjahr beitragen, schlagen wir ihnen folgende Anpassungen vor:

Art. 96a Riickerstattung fiir Unternehmen mit Verminderungsverpflichtung, die WKK-Anlagen betreiben

1 Ein Unternehmen mit Verminderungsverpflichtung, welches WKK-Anlagen betreibt, erhdlt auf Gesuch hin 60
Prozent der CO2-Abgabe auf den Brennstoffen, die fiir die Stromproduktion nach Artikel 32a des CO2-Gesetzes
eingesetzt wurden, riickerstattet, wenn:
a. eine oder mehrere WKK-Anlagen je eine Feuerungswdirmeleistung von niindestens—4MW hochstens 20
MW aufweisen;
b—eine-oder-mehrere WAKK-
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2 Es hat Anspruch auf die Riickerstattung der restlichen 40 Prozent der CO2-Abgabe auf den Brennstoffen, die
zur Stromproduktion nach Artikel 32a des CO2-Gesetzes eingesetzt wurden, wenn es:
a. diesen Betrag fiir Massnahmen nach Artikel 31a Absatz 2 des CO2-Gesetzes einsetzt;

Begriindung: in Artikel 32b Absatz 2 beschreibt bereits ... Steigerung .... Energieeffizienz ...*.

b. diesen Betrag oder den nicht fiir hiervor in lit a genannte Massnahmen genutzen Betrag fiir die Beschaf-
fung von aus Biomasse oder aus anderen erneuerbaren Energien hergestellte Brennstoffe verwendet

Begriindung: Zweck des CO2-Gesetzes (Art. 1) ist nach wie vor die Verminderung der CO2-
Emissionen. Durch die Steigerung der Energieeffizienz wird diesem Zweck nur entsprochen, falls
dadurch der Verbrauch an fossilen Energietragern reduziert wird. Wird damit ausschliesslich der
Stromverbrauch reduziert, entspricht dies zwar dem Ziel des Energiegesetzes, leistet aber nur ei-
nen kleinen Beitrag zur Reduktion der CO2-Emissionen. Dies wir beispielsweise auch durch das
Monitoring von Energiesparmassnahmen im Rahmen der Zielvereinbarungen mit der Energie-
agentur der Wirtschaft bestitigt: Sparmassnahmen im Bereich des Stromverbrauchs leisten keinen
Beitrag zur Reduktion der CO2-Intensitét.

Obschon der mit dem 1. Massnahmenpaket zur ES 2050 revidierte Artikel 34 (CO2-Gesetz) nicht
mehr explizit die Forderung der erneuerbaren Energien erwihnt, entspricht die vorgeschlagene
Massnahme dem Ziel dieses Artikels: Verminderung der CO2-Emissionen bei Gebauden.

Weil der tiberwiegende Teil der mit Verbrennungsmotoren ausgeriisteten WKK-Anlagen mit Erd-
gas versorgt wird, ist der Bezug von Biogas iliber das Erdgasnetz zudem sehr einfach. Der Nach-
weis kann wie beispielsweise im Anhang 1.5 EnFV Ziff. 2.3.5 beschrieben durch den Gaslieferan-
ten erfolgen.

Diese Massnahme bietet sich insbesondere fiir kleinere Anlagen an, wo der Aufwand beim Betrei-
ber und bei der Behérde fiir den Nachweis und die Uberpriifung von Massnahmen zur Effizienz-
steigerung relativ gross ist. Deshalb kann in Absatz 1 hievor auch gut auf eine untere Leistungs-
grenze verzichtet werden.

[...]
e. die Massnahmen bis 2020 umsetzt; das BAFU kann die Frist auf Gesuch hin um swei-vier Jahre erstrec-
ken;

Begriindung: Um gréssere Massnahmen umzusetzen kann es zweckmassig sein die riickerstatte-
ten Gelder tiber mehrere Jahre aufzusummieren.

Art. 98a Riickerstattung fiir Unternehmen, die WKK-Anlagen betreiben

1 Ein Unternehmen, das weder am EHS teilnimmt noch einer Verminderungsverpflichtung unterliegt und das
WKK-Anlagen nach Artikel 32a Absatz 1 des CO2-Gesetzes betreibt, erhdlt fiir jede-WKK-Anlage die je eine

Feuerungswdrmeleistung von mindestens—4-MW-und hochstens 20 MW aufweisten auf Gesuch hin 60 Prozent
der CO2-Abgabe auf den Brennstoffen, die zur Stromproduktion eingesetzt wurden, riickerstattet

2 Das Unternehmen hat Anspruch auf die Riickerstattung der restlichen 40 Prozent der CO2-Abgabe auf den
Brennstoffen, die zur Stromproduktion eingesetzt wurden, wenn es:

a. diesen Betrag fiir Massnahmen nach Artikel 326 Absatz 2 des CO2-Gesetzes einsetzt;
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Begriindung: Analog zur Korrektur in Art. 96a

b. diesen Betrag oder den nicht fiir hiervor in lit a genannte Massnahmen genutzen Betrag fiir die Beschaf-
fung von aus Biomasse oder aus anderen erneuerbaren Energien hergestellte Brennstoffe verwendet

‘ Begriindung: Analog zur Korrektur in Art. 96a

[..]

e. die Massnahmen innerhalb von drei Folgejahren umsetzt; das BAFU kann die Frist auf Gesuch hin um
zwet vier Jahre erstrecken.

‘ Begriindung: Analog zur Korrektur in Art. 96a.

Art. 986 Gesuch um Riickerstattung fiir-iibrige Unternehmensdie WKkK-Anlagen-betreiben

1 Das Riickerstattungsgesuch ist bis zum 30. Juni beim BAFU zuhanden der Vollzugsbehérde einzureichen. Es
muss der von der Vollzugsbehorde vorgegebenen Form entsprechen und insbesondere enthalten:

a. die Menge der fiir die Stromproduktion verwendeten abgabebelasteten Brennstoffe berechnet siek an-
hand der auf dem Herkunftsnachweis ausgewiesenen jdhrlichen Strommenge und des Heizwertes des ver-
wendeten Energietrdgers;

[...]
h. den angewendeten CO2-Abgabesatz.

Bemerkung: Die Liste der an die Vollzugsbehorde zu meldenden Angaben scheint uns eher lang
und es ist nicht klar wie damit die fiir die Stromproduktion verwendete Menge an fossilen Brenn-
stoffen effektiv nachgewiesen wird. Wir sind gerne bereit mit der Behorde eine zweckmaéssige
Formulierung und Auflistung zu erarbeiten.

2 Das BAFU priift die Voraussetzungen nach Absatz 1 Buchstaben a— d und leitet das Gesuch zum Entscheid an
die EZV weiter.

Begriindung: Mit den in Art. 98b Absatz 1 lit. a — h geforderten Angaben sind alle Informationen
vorhanden und es ist nicht einsehbar, wieso der Betreiber einer Anlage noch weiterer Aufwand
leisten muss.

Basel, 8. Mai 2017
V3E Verband Effiziente Energie Erzeugung
Ruckfragen an Stephan Renz: info@v3e.ch oder 061 271 90 11

V3E VERBAND EFFIZIENTE ENERGIE ERZEUGUNG
Elisabethenstrasse 44 | Postfach 158 | CH — 4010 Basel | Tel. 061 271 90 11 | Fax 061 272 57 95 | info@v3e.ch | www.v3e.ch
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Wankdorffeldstrasse 102

Per Email an
3014 Bern . . .
Telefon 031 721 61 61 energiestrategie@bfe.admin.ch
E-mail mail@vbsa.ch

Internet  www.vbsa.ch

Bern, den 08.05.2017

Vernehmlassung zur Umsetzung des ersten Massnahmenpaket zur Energiestrategie 2050
auf Verordnungsstufe: Stellungnahme des VBSA

Sehr geehrte Frau Bundesprasidentin,

Wir bedanken uns fiir die Moéglichkeit, zum Verordnungspaket zur Energiestrategie 2050 Stellung
nehmen zu diirfen.

Als Dachverband der Abfallwirtschaft vertritt der VBSA samtliche Kehrichtverwertungsanlagen (KVA)
der Schweiz. Im Jahre 2016 haben diese Anlagen aus 4 Millionen Tonnen Abfall 3.6 TWh Warme und
1.85 TWh Strom produziert.

Bei der Abfallverbrennung entsteht Abwarme, das ist ein unumgangliches physikalisches Gesetz. Es gilt
aber, diese ohnehin freigesetzte Energie moglichst effizient zu nutzen. In den Vorlagen, die zur
Vernehmlassung stehen stellen wir erfreut fest, dass Abwarme konsequent mit den erneuerbaren
Energien gleichgestellt wird. Wir begriissen diese Stossrichtung sehr. Abwarme ist ausserdem CO,-
neutral. Die Nutzung von Abwarme aus KVA zur Speisung von Fernwarmenetzen ist damit eine
wirksame klimapolitische Massnahme und in dem Sinne férderungswiirdig. Diese Tatsache wurde in
den Vorlagen richtig aufgenommen: die Globalbeitrage des Bundes an die Kantone diirfen ausdriicklich
flir Massnahmen zur Abwarmenutzung verwendet werden (Art. 106 Entwurf CO,-Verordnung Art. 57
und Art. 64 Entwurf EnV).

Aus der Abwarme, die bei der gesetzlich vorgeschriebenen Verbrennung von Abfillen zwangslaufig
entsteht, produzieren die KVA nicht nur nutzbare Warme, sondern auch Strom, und dies auf eine
flexible und planbare Art. Wie oben erwéahnt ist die Abwarme CO,-neutral und den erneuenbaren
Energien gleichgestellt. Wir beantragen deshalb, dass der Strom, der aus dieser CO,-neutralen
Abwarme produziert wird, ebenfalls als qualitativ hochstehend anerkannt wird.
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Dazu beantragen wir eine Anpassung der Vorlage zur Herkunftsnachweisverordnung (HKSV). Im
Verordnungsentwurf sind drei Hauptkategorien von Energietragern definierte (Anhang 1 Ziff. 1 Abs.
1.1 E-HKSV):

1. Erneuerbare Energien

2. Nicht erneuerbare Energien,

3. Abfélle in Kehrichtverwertungsanlagen und Deponien.

Wir schlagen vor, die dritte Kategorie , Abfille in Kehrichtverwertungsanlagen und Deponien“,
ganzlich abzuschaffen, und stattdessen der Energietrager ,Abfélle” der Hauptkategorie ,,Erneuerbare
Energien” zuzuordnen.

Mit einer Abschaffung der Hauptkategorie Abfall und einer Zuordnung zur Hauptkategorie
»Erneuerbare Energie” ware der hochwertige Strom aus KVA eindeutig und vollsténdig als erneuerbar
eingestuft, was der sinnvollen Nutzung von Abwarme zur dezentralen und flexiblen Stromproduktion
sicher forderliche ware. Ausserdem wiirde diese Anpassung zur einer willkommenen Vereinfachung
vieler Fragenstellungen in der Praxis beitragen. Gegeniiber dem Endkunden wiirde diese
Vereinfachung die Transparenz erhéhen, die Produktvielfalt reduzieren und die Kommunikation
erleichtern. Schliesslich ist die Stromproduktion aus Deponien heute marginal und wird bald ganzlich
verschwinden.

Aus unserer Sicht besteht daher kein Grund, die Hauptkategorie ,Abfélle in
Kehrichtverwertungsanlagen und Deponien” beizubehalten. Die Abschaffung dieser obsolet wirkenden
Hauptkategorie wurde uns schon von Herrn Vizedirektor Daniel Biichel in seinem Schreiben an den
VBSA vom 18. September 2015 in Aussicht gestellt. Leider wurde diese Absicht nicht in der Vorlage zur
HKSV umgesetzt.

Fiir die wohlwollende Prifung unseres Anliegens danken wir lhnen bestens und hoffen, dass diese
Vereinfachung in die rechtskraftige Version der HKSV aufgenommen wird.

Freundliche Grisse

/Z QA I

Dr. Robin Quartier, Geschaftsfiihrer
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Eidgentssisches Departement fur Umwelt, Verkehr,
Energie und Kommunikation UVEK

Frau Bundesprasidentin Doris Leuthard

3003 Bern

Mail: energiestrategie@bfe.admin.ch

Baden, 8. Mai 2017 (Stellungnahme_Energieverordnungen_VFS_170508.docx)

Umsetzung des ersten Massnahmenpaktes der ES2050:
Er6ffnung des Vernehmlassungsverfahrens zu den Anderungen
der Verordnungsstufe

Sehr geehrte Frau Bundesprasidentin Doris Leuthard

Wir mdchten uns fir die Mdoglichkeit zur Stellungnahme zu diesem fir die
Energiepolitk und fir unsere Branche sehr wichtigen Geschéftes herzlich
bedanken.

Der Verband Fernwarme Schweiz (VFS) mit seinen rund 110 Mitgliedern (u.a.
Betreiber, Contractoren, Planer, Lieferanten von Fernwdrme und -kaltenetzen) hat
eine wichtige Aufgabe bei der Warmeversorgung in Stadten und Agglomerationen.
Er ist die wichtigste Ansprechstelle in der Schweiz fur die Wéarme- und
Kélteversorgung in dicht besiedelten Gebieten und fir die Nutzung von
Umweltwarme und -kéalte aus erneuerbaren Quellen (Seen, Flusse, Grundwasser,
Geothermie und Abwarme). Ziel des VFS ist der massive Ausbau von
Fernwarmenetzen unter gleichzeitig vermehrter Nutzung erneuerbarer Energien.

Unterstitzung der Stossrichtung

Grundsatzlich beflrworten wir die Stossrichtung der in der Vernehmlassung
aufgelegten Verordnungen und begriissen eine rasche Umsetzung.

Verband Fernwérme Schweiz / Association suisse du chauffage a dist:
Geschéftsstelle = Rémerweg 2 < 5443 Niederrohrdorf
Telefon +41 56 534 40 02 « info@fernwaerme-schweiz.ch « www.fernwaerme-schweiz.ch
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Aus unserer Perspektive liegt jedoch der Fokus der Energiestrategie 2050 noch zu
stark auf der Stromversorgung. Die leitungsgebundene Warme- und
Kélteversorgung musste unserer Ansicht nach eine strategische Rolle einnehmen,
da die Auslandabhangigkeit im Warmebereich wesentlich ausgepréagter ist als im
Strombereich. Die Wé&rmewende ist eine grosse Herausforderung, alleine mit
Gebaudesanierungen kann diese nicht erreicht werden. Es fehlt eine
Warmestrategie, die u.a. auch die Raum- und Energieplanung, Solarthermie und
saisonale Warmespeicherung umfasst und die Rolle der Fernwarme/-kalte bei der
Warmewende definiert.

Im Sinne unserer gemeinsamen Zielsetzung erlauben wir uns, lhnen noch Antrage
zur weiteren Optimierung zu unterbreiten.

Vorlage 1: CO2-Verordnung

Wir sind mit den Anpassungen grundsatzlich einverstanden, haben jedoch noch
folgende Bemerkungen:

e Das Bewilligungs- und Umsetzungsverfahren von Kompensations-
bescheinigungen ist vom BAFU fir die Praxisanwendung weiter in Richtung
Vereinfachung, Planbarkeit fir Investoren und Beschleunigung zu optimieren,
auch um den administrativen Aufwand des Bundes zu senken.

e Wir begriussen ausdricklich, dass in Art. 106 beim Einsatz der Mittel der
Globalbeitrage explizit auch die Abwarme aufgefihrt ist.

e Es ist erfreulich, dass die Forderung der Prospektion und Erschliessung von
Geothermie-Ressourcen fur die Warmebereitstellung in Art. 112 explizit
vorgesehen ist.

Vorlage 2: Energieeffizienzverordnung (EnEV)

Wir haben keine Bemerkungen.

Vorlage 3: Energieférderungsverordnung (EnFV)

Wir sind mit den Anpassungen grundséatzlich einverstanden und haben noch folgende
Bemerkungen:

e Wir bedauern, dass die Forderung Uber die KEV beschrankt wird, da dies in
unseren Bereichen nicht mehr zur gewiinschten Steigerung der erneuerbaren
Stromproduktion fiihrt. Wir begriissen aber im positiven Sinne eine Erh6hung
der Gesamtmittel fur die erneuerbare Stromproduktion sowie die
Flexibilisierung der Stromtarife je nach Angebot und Nachfrage im Sinne einer
Verbesserung der Versorgungssicherheit und auch die Eigenverbrauchs-
maoglichkeit.

e Wir bedauern auch, dass fir die eingereichten Gesuche, die seit Jahren noch
nicht behandelt bzw. bewilligt wurden, die Spielregeln im Vergleich zum
Einreichdatum verandert werden sollen und damit die Planungssicherheit
nicht mehr gewahrleistet wird und auch unnétige Aufwendungen fur die
Vorabklarungen bei Projekten gemacht wurden, die angesichts der neuen
Voraussetzungen nicht mehr realisiert werden. Die Planungssicherheit ist fur

Verband Fernwérme Schweiz / Association suisse du chauffage a dist:
Geschéftsstelle = Rémerweg 2 < 5443 Niederrohrdorf
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jeden Investor insbesondere bei nicht wirtschaftlichen Projekten fur die
Realisierung ein entscheidender Punkt.

e Wir unterstitzen sehr, dass das Programm von ProKilowatt gemass Angaben
des BFE his 2030 weitergefiihrt wird und méchten beantragen, dass daflr
auch ein angemessener Betrag sichergestellt wird.

e Wir gehen davon aus, dass Trinkwasserkraftwerke zwischen EVS und
Investitionsbeitragen wahlen kénnen, sonst mdchten wir beantragen das zu
erganzen.

e Art. 2. Wir begriissen ausdriicklich, dass bei der Biomasse Ruckstande und
Abfalle explizit aufgefuhrt werden.

e Art. 3: Wir begriissen ausdriicklich, dass als Neuanlage gilt, wenn eine
bestehende Produktionsanlage komplett ersetzt wird.

e Art. 10: Wir begriissen, dass Trinkwasserversorgungs- oder Abwasseranlagen
von der Untergrenze ausgeschlossen werden.

e Art. 13: Wir bedauern, dass der Okologische Mehrwert nicht auf den
geférderten Bereich bezogen wird und z.B. zwischen erneuerbarer Strom- und
Warmeproduktion nicht genauer differenziert wird (zumal in Art. 87 bei den
anrechenbaren Investitionen fur die Forderung Fernwérmenetze
ausgeschlossen werden, im Gegensatz zum 6kologischen Mehrwert), da dies
den Anreiz flr einen Ausbau von entsprechenden Warmeverbinden
verhindert.

e Art. 15: Von der Pflicht zur Direktvermarktung (Art. 21 EnG) ausgenommen
sind Betreiber von Neuanlagen mit einer Leistung von weniger als 30 kW. Wir
schlagen vor, diese Limite fir Wasserversorgungen auf 100 kW zu erhéhen.

e Art. 73, b.: Wir beantragen eine differenzierte Unterteilung bei Klaranlagen:
250'0000 Franken bei Klaranlagen dber 50'000 EW, 100'000 Fr. bei
Klaranlagen unter 50'000 EW.

e Art. 87, d: Wir beantragen, dass Anlagen fir den Betrieb von Fernwarme-
/Fernkaltenetzen aus erneuerbaren Quellen und Abwarme (nicht nur
beschrankt auf Biomasseanlagen) in geeigneter Form von Fdrdermitteln
profitieren konnen. Diese stehen in harter Konkurrenz mit der Ol- und
Gasbranche. Erst mit einer weiteren Erhéhung der CO,-Abgaben kann hier
ein gewisser Ausgleich erreicht werden.

e Anhang 1.4: Wir begrissen die Vergutungen fur die Strom- und Wéarme-
produktion  hydrothermaler und petrothermaler = Geothermieanlagen
ausdrucklich.

e Anhang Wasserkraftanlagen, 2.4.1: Netznutzungsanlagen mit einer Leistung
von mehr als 50 kW haben nur bis zur aquivalenten Leistung von 50 kW
Anspruch auf den Wasserbau-Bonus: Wir empfehlen die 50 kW auf 100 kW
zu erhdhen, zumindest bei Trinkwasserkraftwerken.

Vorlage 4: Energieverordnung (EnV)

Wir sind mit der Richtung der Anpassungen grundsétzlich einverstanden, haben aber
noch folgende Bemerkungen:

e Art. 7: Unserer Ansicht nach besteht auch Koordinationsbedarf im
Zusammenhang mit dem Ausbau der Fernwarme- und Fernkaltenetze,
insbesondere betreffend Zusammenspiel mit der bestehenden
Gasinfrastruktur, aber auch in Sachen Priorisierung der Nutzung erneuerbarer
Warme (standortgebundene Warme zuerst, héherwertige Abwarme zuerst).
Uns ist bewusst, dass hier die Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen
eine Rolle spielt.

Verband Fernwérme Schweiz / Association suisse du chauffage a dist:
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e Art. 13: Wir bedauern, dass die erneuerbaren Energien nicht hdher bewertet
werden.

e Art. 15: Wir begrussen die Méglichkeit des Eigenverbrauches.

e Art. 23: Wir begriissen eine Uberpriifung der prognostizierten Strom-
einsparungen. Diese soll aber praxisnah ausgerichtet und nicht unnétig hohen
Aufwand z.B. fur Messungen beinhalten, damit Investoren nicht abgeschreckt
werden additionale Massnahmen anzugehen. Der Ansatz muss moglichst
planbar bleiben.

e Art. 54/55: Wir begrissen, dass auch private Organisationen mit einbezogen

werden.

e Art. 57: Wir begrissen, dass auch die Abwarmenutzung gebihrend
bertcksichtigt wird.

e Art. 59:

- Wir bedauern ausserordentlich, dass 6ffentliche Bauten ausgeschlossen
werden, da auch diese Wirtschaftlichkeits-Uberlegungen machen missen.
- Wir bedauern, dass besonders effiziente Nutzungen mit fossilen Energien
wie WKK von der Férderung ausgeschlossen werden.
o Art.64: Wir begriissen, dass die Abwarmenutzung gebihrend aufgefihrt wird.
e Anhange 1 und 2: Wir beflirworten die Erkundungsbeitrage und Garantien fr
die Geothermie. Im Sinne der Gleichberechtigung bedauern wir ausser-
ordentlich, dass der Bund keine solche Risikogarantie fur den Aufbau und
Betrieb von Fernwarmenetzen mit erneuerbaren Energien und Abwarme
vorsieht, da insbesondere die Abhangigkeit von grésseren Industriebetrieben
als Abnehmer oder Abwarmelieferant ein grosses Risiko beinhaltet und
Investoren nach wie vor abhdlt, selbst wirtschaftliche Warmeverbiinde
aufzubauen.
Wir beantragen, dass auch fir den Aufbau und Betrieb von Fernwarme- und
kaltenetzen mit erneuerbaren Energien und Abwéarme eine Risikogarantie wie
bei der Geothermie geschaffen wird.

Vorlage 5: Verordnung Uber die Gebuhren und Aufsichtsabgaben
im Energiebereich (GebV-En)

Wir haben keine Bemerkungen.

Vorlage 6: Verordnung uUber den Herkunftsnachweis und die
Stromkennzeichnung (HKSV)

Wir begriissen die Anpassungen grundsatzlich und haben noch folgende
Bemerkungen:

e Art. 3: Wir begrissen aus Effizienz- und Kostengriinden ausdricklich eine
Ausnahmeregelung bei Kleinstanlagen.
Vorlage 7: Kernenergieverordnung (KEV)

Keine Bemerkungen.
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Vorlage 8: Landesgeologieverordnung (LGeolV)
Keine Bemerkungen.
Vorlage 9: Stromversorgungsverordnung (StromVV)

Wir begrussen die Einfuhrung von intelligenten Messsystemen, da diese die
Stromversorgungssicherheit erhhen.

e Wichtig ist dabei, dass die Endverbraucher die Wahl haben
Lastverschiebungen vorzunehmen oder auch nicht. Dies ist z.B. fur
Klaranlagen oder Wasserversorgungen sehr wichtig, damit sie ihren
Hauptzweck erfullen kénnen, namlich die Reinigung des Abwassers bzw.
jederzeit und ausreichend sauberes Trinkwasser zu liefern.

Wir hoffen, Ihnen mit unseren Rickmeldungen gedient zu haben und dass wir dank
diesen Anpassungen neben der Energiewende auch die Warmewende erreichen
koénnen.

Bei Fragen steht Innen unser Geschéftsfihrer gerne zur Verfigung.

Freundliche Grisse
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Thierry Burkart Andreas Hurni
Prasident VFS, Nationalrat Geschaftsfuhrer VFS
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Schweizerischer Fachverband fur Warmekraftkopplung
Association Suisse pour couplage chaleur-force

Cogeneration
Fachverband

Elektronisch an :
energiestrategie@bfe.admin.ch

UVEK
Bundeshaus Nord
3003 Bern

Granges-Paccot/Windisch/Baden, le 8 mai

Vernehmlassung : Umsetzung des ersten Massnahmenpakets zur
Energiestrategie 2050 — Anderungen auf Verordnungsstufe

Sehr geehrte Frau Bundesprasidentin,

Wir danken Ihnen fur die Mdglichkeit, zu den Verordnungsrevisionen im
Zusammenhang mit dem ersten Massnahmenpaket der Energiestrategie 2050
Stellung nehmen zu kénnen.

Der Schweizerische Fachverband fur Warmekraftkopplung (WKK-Fachverband)
bezweckt die Forderung der Technologie der Warmekraftkopplung (WKK) und ihrer
Anwendung. Der WKK-Fachverband biindelt die Interessen seiner rund 100
Mitglieder aus Anlagenbetreiber, Energieversorgern, Ingenieuren,
Installationsfirmen sowie Herstellern und Lieferanten von WKK-Anlagen und ihren
Komponenten.

Der WKK-Fachverband findet im ersten Massnahmenpaket der Energiestrategie
einen neuen, in die Zukunft weisenden Rechtsrahmen, den er in der vom
Parlament verabschiedeten Fassung unterstitzt.

Zu den Vorlagen hat der WKK-Fachverband folgende Bemerkungen:

Ruckerstattung der CO2-Abgabe an Betreiber von WKK-Anlagen (Art. 96a
Abs. 1 Bst. aund Art. 98a Abs. 1 CO2-Verordnung)

WKK-Anlagen erzeugen bedarfsgerecht Warme und Strom und sind deshalb ein
bedeutender Baustein der Energiestrategie. Sie leisten einen komplementéren
Beitrag im Winterhalbjahr, wenn einerseits der Bedarf durch Elektrowdrmepumpen
erhoht ist und kinftig weiter ansteigen wird und andererseits einheimische
erneuerbare Quellen aus Wasserkraft und Photovoltaik nur einen gegeniiber dem
Sommerhalbjahr reduzierten Anteil an der Stromerzeugung ausmachen.

P.1/9
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Der Verordnungsentwurf nimmt fir eine Ruckerstattung die urspriinglich auf
Gesetzesstufe beantragte Leistungsuntergrenze von 1 MW
Gesamtfeuerungswarmeleistung wieder auf. Dies hatte eine Begrenzung auf
hdchstens 200 zusétzliche mit Biomasse oder fossilen Brennstoffen betriebene
WKK-Anlagen zur Folge. Der energiepolitische Zweck legt vielmehr keine
Leistungsuntergrenze fir die Riickerstattungsberechtigung nahe. Wie der
Erlauternde Bericht zur Teilrevision der CO2-Verordnung auf Seite 4 festhalt, tragt
die Rickerstattung der CO2-Abgabe dazu bei, die Versorgungssicherheit beim
Strom zu starken, und schafft zuséatzliche Anreize fir Effizienzmassnahmen.

Antrag CO2-Verordnung

Art. 96a Bst. a Ruckerstattung fur Unternehmen mit
Verminderungsverpflichtung, die WKK-Analgen betreiben

1 Ein Unternehmen mit Verminderungsverpflichtung, welches WKK-Anlagen
betreibt, erhalt auf Gesuch hin 60 Prozent der CO2-Abgabe auf den
Brennstoffen, die fir die Stromproduktion nach Artikel 32a des CO2-Gesetzes
eingesetzt wurden, rickerstattet, wenn:

a. eine oder mehrere WKK-Anlagen je eine Feuerungswéarmeleistung von
mindestens-+-MW-und hochstens 20 MW aufweist;

Art. 98a Abs. 1 Ruckerstattung fur Unternehmen, die WKK-Analgen
betreiben

1 Ein Unternehmen, das weder am EHS teilnimmt noch einer
Verminderungsverpflichtung unterliegt und das WKK-Anlagen nach Artikel 32a
Absatz 1 des CO2-Gesetzes betreibt, erhalt fur jede WKK-Anlage die je eine
Feuerungswarmeleistung von mindestens-1-MW-und hochstens 20 MW aufweist
auf Gesuch hin 60 Prozent der CO2-Abgabe auf den Brennstoffen, die zur
Stromproduktion eingesetzt wurden, riickerstattet.

Mindestanforderungen an Biomasseanlagen im Einspeisevergitungssystem
(Anhang 1.5 Energieférderungsverordnung

Der WKK-Fachverband wiirde eine Ergdnzung der Verordnungsbestimmungen im
Sinne der heutigen Praxis begriissen.

Antrag Energieféorderungsverordnung
Anhang 1.5

2.2.3 Dampfprozesse und Heissluft- oder Heissgas-Prozesse, insbesondere
Organic-Rankine-Cycle, Dampfturbinen, and Dampfmotoren und extern
befeuerte Heissluftturbinen und Stirlingmotoren missen einen minimalen

P.2/9



Gesamtenergienutzungsgrad gemass folgendem Diagramm erreichen:

[...]

2.2.4 Ubrige WKK-Anlagen, insbesondere Blockheizkraftwerke, (Micro-)
Gasturbinen, Brennstoffzellen uhd-Stitlingmetoren missen die folgenden
energetischen Mindestanforderungen erfullen:

[...]

Zusétzlich zu diesem spezifischem Anliegen unterstutzen wir auch alle
Vernehmlassungs-Argumente unserer Partnerorganisation V3e, wie im Folgenden
ausformuliert:

1. Energieverordnung (EnV)

Art. 59 Globalbeitrédge an kantonale Programme zur Férderung der Energie- und
Abwarmenutzung
[...]
2 Globalbeitrdge diirfen nicht eingesetzt werden fiir:
a. 0ffentliche Bauten und Anlagen des Bundes und der Kantone;

b. Anlagen, die fossile-Energien-verbrauchen—keinen Anteil an erneuerbarer Energie

enthalten oder keinen Strom produzieren.

Begriindung: Auf dem — voraussichtlich langen — ,,Ubergang zu einer
Energieversorgung, die starker auf der Nutzung erneuerbarer Energien griindet (vgl.
Art. 1 Abs. 2 lit. ¢ EnG) werden noch einige Zeit auch fossile Energietrager eingesetzt
werden missen. Dies im ungunstigen Fall via Stromimporte aus nicht kontrollierbaren
Quellen aus dem Ausland. Mit dem Ziel einer ,,sparsamen und effizienten
Energienutzung” (vgl. Art. 1 Abs. 2 lit. b EnG) miissen fossile Energietriager im
Rahmen des vorliegenden 1. Massnahmenpakets zur Energiestrategie 2050 vor allem
exergetisch genutzt werden. Dies erfolgt vorbildhaft mit Wéarme-Kraft-
Kopplungsanlagen (WKK), welche die Exergie des Brennstoffs nutzen und zudem die
anfallende Anergie (Abwarme) flir Heizzwecke einsetzen. Sie dienen zudem
bedarfsgerecht der Sicherstellung der Stromversorgung in der Schweiz. Diese bereits
im ,,Ubergang* kategorisch von Férderbeitriigen auszuschliessen, ist der
Versorgungssicherheit nicht dienlich.

3 Globalbeitrage kénnen auch an Investitions- und Marketingprogramme gewahrt werden,
die der Erhéhung der Bekanntheit der kantonalen Programme zur Férderung von
Massnahmen nach Artikel 50 des Gesetzes oder der Gesamtenergiewirtschaftlichen
Stabilitéat dienen.

Begrindung: Die Gewéhrleistung der VVersorgungssicherheit wird Uiber 1angere Zeit
eine fundamentale und herausfordernde Aufgabe der Energiewirtschaft sein. Eine
etwas breitere Ausrichtung der Programme ist deshalb angezeigt.
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2. Energiefdérderungsverordnung (EnFV)

Art. 2 Begriffe

In dieser Verordnung bedeuten
[...]
c. biogenes oder synthetisches Gas: aus Biomasse, aus anderen erneuerbaren Energien
oder aus Abféllen hergestellte Gas;

Begriindung: Die Beschrankung auf aus Biomasse hergestelltes Gas greift zu kurz.
Das Ziel des Gesetzgebers ist ja die Férderung der Nutzung von erneuerbaren
Energien zur Stromproduktion. Speicherbare und bedarfsgerecht in
Stromerzeugungsanlagen einsetzbare Energietrdger werden dabei eine wichtige Rolle
spielen missen. Neben Biogas gibt es eine Reihe anderer aus erneuerbaren
Energietragern oder aus Abfallen (nicht nur aus Biomasse entstandene) herstellbare
gasformige Brennstoffe, die dazu beitragen kénnen. Grundséatzlich missten auch
daraus erzeugte flissige Brennstoffe miteinbezogen werden.

[...]

6. Kapitel: Investitionsbeitrag fir Biomasseanlagen
1. Abschnitt: Anspruchsvoraussetzungen

Art. 72 Begriffe

[..]

Begrindung: Der im Gesetz verankerte Begriff «regionale Bedeutung» kann schlecht
mit einer maximalen elektrischen Leistung von héchstens 3MW gegen oben
abgegrenzt werden. 3 MW sind eine vergleichsweise geringe elektrische Leistung und
damit kann vielerorts kaum eine «regionale Bedeutung» begriindet werden. Es miisste
eher eine untere Leistungsgrenze festgelegt werden. Empfehlung: weglassen und
Praxis abwarten.

Art. 74 Energetische Mindestanforderungen

1 Die energetischen Mindestanforderungen sind in Anhang 2.3 festgelegt.
2 Bei erheblichen Erneuerungen muss die Anlage nach der Erneuerung mindestens gleich
viel Elektrizitat oder Gas produzieren wie vorher.

Begriindung: Wie die vom Bundesamts fiir Energie (EnergieSchweiz) unterstiitzte
Studie «Potential zur Effizienzsteigerung in Kl&ranlagen mittels Einspeisung oder
Verstromung des Klargases» (Swisspower, 12.08.2013) aufzeigt kann die
Aufbereitung und Einspeisung des Klérgases ins Erdgasnetz 6kologisch besser sein,
als die direkte Nutzung vor Ort via BHKW. Die Option Erneuerung der Anlage zur
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Einspeisung des Klargases muss deshalb auch méglich sein.

Art. 87 Nicht anrechenbare Kosten

Nicht anrechenbar sind insbesondere Kosten:
[]
d. fir Anlagenteile zur Aufbereitung von Brennstoffen, sofern diese nicht Teil der
Anlage sind oder fiir die Einspeisung aufbereiteter Gase ins Erdgasnetz dienen, oder
fiir den Betrieb eines Fernwarmenetzes.

Begriindung: Die Aufbereitung der Brennstoffe ist ein wesentlicher Anteil der
Biomasseanlage. Mit der Mdglichkeit beispielsweise Klargas aufzubereiten und ins
Erdgasnetz zu speisen, darf dieser Anlageteil nicht von der Summe der anrechenbaren
Investitionskosten ausgeschlossen werden.

Anhang 1.5 Biomasseanlagen im Einspeisevergiitungssystem

Antrag:
Beibehalten des Bonus fir externe Wéarmenutzung von 2.5 Rp/kWh gemass bisherigem
Anhang 1.5 Ziff 6.5 h.

Begriindung: Im bisherigen Anhang 1.5 der EnV wurde unter Ziff. 6.5 h ein Bonus fiir
externe Warmenutzung von 2.5 Rp/kWh gewéhrt. Damit war die Forderung einer erhghten
Warmenutzung. Im Begleitbericht wir das Streichen des Bonus mit der starkeren
Fokussierung auf die Stromproduktion begriindet. Dies ist so nicht nachvollziehbar. Dies ist
so nicht nachvollziehbar. Die erhdhte Nutzung der ohnehin anfallenden Abwérme
verbessert keineswegs die Stromproduktion. Eine erhthte Nutzung der Abwéarme
unterstltzt vielmehr den Zweck des neuen Energiegesetzes, ndmlich die effiziente
Energienutzung und reduziert zudem die CO2-Emission falls der damit abgedeckte
Warmebedarf mit fossilen Energietragern gedeckt werden muss.

Antrag:
Vergiitungssatz unter Ziff. 4.1 mit 52 x**° festlegen

Begriindung: Der Vergutungssatz fallt bei zunehmender Leistung sehr viel stérker als bei
der Grundvergitung von Biomasse — die ohnehin 1.5 Rp/kWh héher ist. Mit einer
Korrektur des Exponenten in der Berechnungsformel von -.017 auf -0.15 kann die
Degression etwas verkleinert werden.

Anhang 2.3 Investitionsbeitrag fiir Biomasseanlagen

[.]

2.2 Inhalt des Gesuchs

Das Gesuch hat mindestens folgende Angaben und Unterlagen zu enthalten:
(-]
d. installierte elektrische Leistung (kWel) oder Gasleistung (k\WWgas) vor und nach der
Investition;
e. erwartete brutto Elektrizitats- oder Gasproduktionproduktion pro Kalenderjahr vor
und nach der Investition

L]
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3. Anderungen der CO2-Verordung: Rickerstattung CO2-
Abgabe von WKK-Anlagen

Einleitung

Wir begriissen grundsétzlich die vorgesehene Erganzung des CO2-Gesetzes mit den Art.
31a, 32a und 32h, welche zumindest eine teilweise Rickerstattung der CO2-Abgabe von
WKK-Anlagen erméglicht. Damit wird die hohe Umwandlungseffizienz der Warme-Kraft-
Kopplung, welche den eingesetzten Brennstoff nicht nur in Warme umwandelt, sondern
auch den hochwertigen Anteil nutzt und Strom generiert, bercksichtigt. Interessant ist,
dass heute Technologien vorhanden sind, welche bereits bei kleinsten Anlageleistungen
hohe elektrische Wirkungsgrade ( > 30%) ausweisen und bei grossen Anlagen tber 50 %
erreicht werden. Fir die kunftige Versorgungssicherheit und die eigene Stromversorgung in
der Schweiz ein relevanter Beitrag, der jedoch in einem stark verzerrten Marktumfeld mit
substantiellen Problemen konfrontiert ist, um konkurrenzfahig zu sein. Nahe zu alle {ibrigen
Stromerzeugungsarten werden auf unterschiedliche Art finanziell geférdert oder bei
Stromimporten werden die damit verbundenen CO2-Emissionen ausgeblendet.

Wir erachten es deshalb als notwendig, dass die Auflagen fir die Riickerstattung der CO2-
Abgabe niederschwellig sind und keinen grossen Zusatzaufwand beim Betreiber der WKK-
Anlage wie auch bei der Behorde auslost.

In der parlamentarischen Debatte wurde die Anlagegrosse fur Riickerstattung der CO2-
Abgabe eingehend diskutiert und schlussendlich vom urspriinglichen Vorschlag des
Bundesrats, eine untere Limite von 1 MW Feuerungswérmeleistung festzulegen, Abstand
genommen und im Gesetz kein Wert eingesetzt. Die Regelung der Einzelheiten flr die
Umsetzung wurde dem Bundesrat tibertragen. In der Verordnung wurde nun einfach wieder
der Grenzwert von 1 MW Feuerungswarmeleistung aufgenommen und eine eher
komplizierte Regelung flr den Nachweis der Massnahmen zur Steigerung der
Energieeffizienz eingesetzt.

Mit dem Ziel, dass von der Riickerstattung der CO2-Abgabe moglichst viele WKK-
Anlagen profitieren und damit die in der Schweiz eingesetzten fossilen Brennstoffen
hocheffizient genutzt werden und zur Sicherung der Stromversorgung vor allem im
Winterhalbjahr beitragen, schlagen wir ihnen deshalb folgende Anpassungen vor:

Art. 96a Rickerstattung fur Unternehmen mit Verminderungsverpflichtung, die
WKK-Anlagen betreiben

1 Ein Unternehmen mit Verminderungsverpflichtung, welches WKK-Anlagen betreibt,
erhélt auf Gesuch hin 60 Prozent der CO2-Abgabe auf den Brennstoffen, die fur die
Stromproduktion nach Artikel 32a des CO2-Gesetzes eingesetzt wurden, riickerstattet,
wenn:
a. eine oder mehrere WKK-Anlagen je eine Feuerungswarmeleistung von mindestens
1MW héchstens 20 MW aufweisen;

2 Es hat Anspruch auf die Riickerstattung der restlichen 40 Prozent der CO2-Abgabe auf
den Brennstoffen, die zur Stromproduktion nach Artikel 32a des CO2-Gesetzes eingesetzt
wurden, wenn es:
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a. diesen Betrag fiir Massnahmen nach Artikel 31a Absatz 2 des CO2-Gesetzes
einsetzt;

Begrindung: in Artikel 32b Absatz 2 beschreibt bereits ... Steigerung
.... Energieeffizienz ...«

b. (neu) diesen Betrag oder den nicht fiir hiervor in lit a genannte Massnahmen
genutzen Betrag fiir die Beschaffung von aus Biomasse oder aus anderen erneuerbaren
Energien hergestellte Brennstoffe verwendet

Begrindung: Zweck des CO2-Gesetzes (Art. 1) ist nach wie vor die
Verminderung der CO2-Emissionen. Durch die Steigerung der
Energieeffizienz wird diesem Zweck nur entsprochen, falls dadurch der
Verbrauch an fossilen Energietréagern reduziert wird. Wird damit
ausschliesslich der Stromverbrauch reduziert, entspricht dies zwar dem
Ziel des Energiegesetzes, leistet aber nur einen kleinen Beitrag zur
Reduktion der CO2-Emissionen. Dies wir beispielsweise auch durch
das Monitoring von Energiesparmassnahmen im Rahmen der
Zielvereinbarungen mit der Energieagentur der Wirtschaft bestéatigt:
Sparmassnahmen im Bereich des Stromverbrauchs leisten keinen
Beitrag zur Reduktion der CO2-Intensitét.

Obschon der mit dem 1. Massnahmenpaket zur ES 2050 revidierte
Artikel 34 (CO2-Gesetz) nicht mehr explizit die Forderung der
erneuerbaren Energien erwéhnt, entspricht die vorgeschlagene
Massnahme dem Ziel dieses Artikels: Verminderung der CO2-
Emissionen bei Gebduden.

Weil der Giberwiegende Teil der mit VVerbrennungsmotoren
ausgerusteten WKK-Anlagen mit Erdgas versorgt wird, ist der Bezug
von Biogas Uiber das Erdgasnetz zudem sehr einfach. Der Nachweis
kann wie beispielsweise im Anhang 1.5 EnFV Ziff. 2.3.5 beschrieben
durch den Gaslieferanten erfolgen.

Diese Massnahme bietet sich insbesondere fir kleinere Anlagen an, wo
der Aufwand beim Betreiber und bei der Behdrde fir den Nachweis und
die Uberpriifung von Massnahmen zur Effizienzsteigerung relativ gross
ist. Deshalb kann in Absatz 1 hievor auch gut auf eine untere
Leistungsgrenze verzichtet werden.

[...]
e. die Massnahmen bis 2020 umsetzt; das BAFU kann die Frist auf Gesuch hin um
zwei-vier Jahre erstrecken;

Begriindung: Um gréssere Massnahmen umzusetzen kann es
zweckmadssig sein die rlickerstatteten Gelder Giber mehrere Jahre
aufzusummieren.

[..]

Art.98a Riickerstattung fiir Unternehmen, die WKK-Anlagen betreiben
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1 Ein Unternehmen, das weder am EHS teilnimmt noch einer Verminderungsverpflichtung
unterliegt und das WKK-Anlagen nach Artikel 32a Absatz 1 des CO2-Gesetzes betreibt,
erhilt fiir jede-WKK-Anlage die je eine Feuerungswérmeleistung von mindestens-1-MW
wnd hdchstens 20 MW aufweisten auf Gesuch hin 60 Prozent der CO2-Abgabe auf den
Brennstoffen, die zur Stromproduktion eingesetzt wurden, riickerstattet

2 Das Unternehmen hat Anspruch auf die Riickerstattung der restlichen 40 Prozent der
CO2-Abgabe auf den Brennstoffen, die zur Stromproduktion eingesetzt wurden, wenn es:

a. diesen Betrag fur Massnahmen nach Artikel 32b Absatz 2 des CO2-Gesetzes
einsetzt;

Begrundung: Analog zur Korrektur in Art. 96a

b. (neu) diesen Betrag oder den nicht flr hiervor in lit a genannte Massnahmen
genutzen Betrag fir die Beschaffung von aus Biomasse oder aus anderen erneuerbaren
Energien hergestellte Brennstoffe verwendet

Begrindung: Analog zur Korrektur in Art. 96a

[...]

e. die Massnahmen innerhalb von drei Folgejahren umsetzt; das BAFU kann die Frist
auf Gesuch hin um zwet vier Jahre erstrecken.

\ Begrundung: Analog zur Korrektur in Art. 96a. ]

Art. 98b Gesuch um Riickerstattung fiir-fibrige Unternehmen, die- WiKi-Anlagen
betreiben

1 Das Riickerstattungsgesuch ist bis zum 30. Juni beim BAFU zuhanden der
Vollzugsbehdérde einzureichen. Es muss der von der VVollzugshehorde vorgegebenen Form
entsprechen und insbesondere enthalten:

a. die Menge der fiir die Stromproduktion verwendeten abgabebelasteten Brennstoffe
berechnet sich anhand der auf dem Herkunftsnachweis ausgewiesenen jéhrlichen
Strommenge und des Heizwertes des verwendeten Energietrégers;

b. Angaben iiber die Feuerungswirmeleistung;

c. Angaben iiber die jahrliche Entwicklung der CO2-Emissionen, die aufgrund der
gemessenen Produktion von Strom entstanden sind;

d. Angaben iiber geplante Massnahmen;

e. Angaben iiber Menge und Art der fiir die Stromproduktion verbrauchten fossilen
Brennstoffe in Form von Aufzeichnungen iiber Eingang, Ausgang und Verbrauch der
Brennstoffe sowie liber die Lagerbesténde;

f. die Rechnungen tiber die bezahlten CO2-Abgaben;

g. den Herkunftsnachweis nach Artikel 9 Absatz 1 EnG23;

h. den angewendeten CO2-Abgabesatz.

| Bemerkung: Die Liste der an die Vollzugsbehérde zu meldenden
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Angaben scheint uns eher lang und es ist nicht klar wie damit die fur
die Stromproduktion verwendete Menge an fossilen Brennstoffen
effektiv nachgewiesen wird. Wir sind gerne bereit mit der Behorde eine
zweckmaéssige Formulierung und Auflistung zu erarbeiten.

2 Das BAFU priift die Voraussetzungen nach Absatz 1 Buchstaben a— d und leitet das

Gesuch zum Entscheid an die EZV weiter.
Da R4 e attupneseesvech1A 3 i

Begrundung: Mit den in Art. 98b Absatz 1 lit. a — h geforderten
Angaben sind alle Informationen vorhanden und es ist nicht einsehbar,
wieso der Betreiber einer Anlage noch weiterer Aufwand leisten muss.

Wir danken Ihnen im Voraus fir Ihre wohlwollende Berticksichtigung unserer
Anliegen und stehen fur weitere Erlauterungen jederzeit zur Verfligung.

Freundliche Grisse

WKK-Fachverband

Heini Glauser Susanne Michel
Prasident Juristin und Vorstandsmitglied

P.9/9



	act Cleantech Agentur Schweiz
	ADEV Energiegenossenschaft
	AEE SUISSE
	Biomasse Suisse
	Collectif pour la securite de l’investissement
	ennova SA
	Geothermie-Schweiz
	HEXIS AG
	Holzbau Schweiz
	Holzenergie Schweiz
	InfraWatt
	Neue Energie beider Basel
	Oekostrom Schweiz
	proPellets.ch
	Schweizer AG
	SSES
	Stiftung KEV
	Suisse Eole
	swisscleantech
	Swissolar
	V3E Verband Effiziente Energie Erzeugung
	VBSA
	Verband Fernwärme Schweiz
	WKK-Fachverband

